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der Einsetzung der Gemeinsamen Fi-
nanzkommission im Jahr 2007 ist für  
die kommenden zwei Jahre ein Haushalt 
auf den Weg gebracht worden, ohne  
dass hierzu zuvor eine gemeinsame 
Empfehlung von Regierung und Kom
munalen Landesverbänden ergangen 
wäre. Die traurige, bittere Konsequenz 
ist, dass all das, was die Kommunen als 
Anliegen ihrer Bürgerinnen und Bürger 
vorgetragen haben – etwa die Digitali
sierung der Schulen oder der Verzicht  
auf eine Kürzung der Krankenhausförde-
rung –, keinen Niederschlag im Doppel-
haushalt 2018/2019 gefunden hat. Dabei 
wäre die kommunale Familie bereit ge-
wesen, erhebliche kommunale Mittel in 
einen Kompromiss mit dem Land einzu-
bringen. 
Allerdings ist auch klar: Der Gesprächs
faden darf nicht abreißen. Deswegen ist 
es gut, dass Land und Kommunen sich 
darauf verständigt haben, ihre Gespräche 
gleich zu Beginn des Jahres 2018 wieder 
aufzunehmen, um in der Perspektive 
eines Nachtragshaushalts über alle aus 
kommunaler Sicht entscheidungsbe-
dürftigen Themen zu sprechen und sie 
abschließend zu klären. Dazu gehört 
etwa auch die Stärkung der Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung im Rahmen 
des neuen Bundesteilhabegesetzes. Die 
Landkreise, Städte und Gemeinden müs-
sen durch eine entsprechende Regelung 
der Finanzbeziehungen mit dem Land in 
die Lage versetzt werden, ihre Aufgaben 
professionell und qualitativ hochwertig 

Liebe Leserinnen und Leser!

Zwei Fragestellungen haben die Land-
kreise in den vergangenen Monaten 
ganz besonders beschäftigt und umge-
trieben: Wie lassen sich die Folgen des 
Flüchtlingszuzugs konstruktiv bewälti-
gen? Und: Gelingt es Land und Kom
munen, sich in zentralen Fragen ihrer 
Finanzbeziehungen zu verständigen?
Dass die Landkreise auf dem Scheitel-
punkt der Flüchtlingsaufnahme in den 
Jahren 2015 und 2016 Enormes geleistet 
haben, ist allseits anerkannt. Auch seit-
her haben sich die Landkreise beherzt  
für die rasche Integration der Flüchtlinge 
engagiert. Gleichwohl bleiben die mit 
dem Flüchtlingszuzug einhergehenden 
Herausforderungen enorm. Daher haben 
die Landkreise im Herbst dieses Jahres 
öffentlichkeitswirksam deutlich ge-
macht, welche Erwartungen sie an die 
künftige Flüchtlings- und Asylpolitik des 
Landes und des Bundes stellen. Sie haben 
bei dieser Gelegenheit insbesondere da-
rauf hingewiesen, dass gelingende Inte-
gration kein Kurzstreckenlauf, sondern 
ein Marathon ist und die Kommunen 
hierfür der – nicht zuletzt auch finan
ziellen – Unterstützung des Landes wie 
auch des Bundes bedürfen. 
Positiv hervorzuheben ist, dass sich  
das Land über den Pakt für Integration 
erstmals an den Kosten der Anschluss
unterbringung der geflüchteten Men-
schen beteiligt. Dieser vorerst auf zwei 
Jahre befristete Pakt muss freilich bald-

möglichst fortgeschrieben werden. Denn 
wie schon erwähnt: Die Flüchtlings
integration ist ganz gewiss keine Zwei-
Jahres-Angelegenheit, sondern eine 
klassische Generationenaufgabe, die in 
gesamtstaatlicher Verantwortung ge-
meistert werden muss. Fehler und Ver-
säumnisse, die wir uns bei der Flücht-
lingsintegration heute leisten, werden 
sich in Zukunft bitter rächen. 
Zum zweiten Thema, das die Landkreise 
und ihren Spitzenverband zuletzt massiv 
beschäftigt hat: Die Finanzverhand-
lungen mit dem Land. Es ist, ehrlich ge-
sagt, bedauerlich und enttäuschend, 
dass es Land und kommunaler Familie 
auch zum Ende des Jahres 2017 nicht 
gelungen ist, ihre Finanzbeziehungen 
einvernehmlich zu regeln. Erstmals seit 
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EDITORIAL

Landkreise zwischen Flüchtlingsaufnahme 
und digitaler Revolution
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Editorial

die Aufgaben- mit der Ausgabenverant-
wortung auf Ebene der Stadt- und Land-
kreise zusammengeführt wird. Durch die 
von Land und Kommunen je zur Hälfte 
finanzierte Mittelaufstockung ab dem 
Jahr 2021 um 50 Mio. Euro werden die 
Schülerverkehre und der ÖPNV insge-
samt substanziell gestärkt.
Gerne nutze ich die Gelegenheit dieses 
Editorials, um mich – auch im Namen des 
Präsidenten des Landkreistags Baden-
Württemberg, Landrat Joachim Walter – 
bei den Landratsämtern und Kreisein-
richtungen sowie allen unseren Partnern 
in Staat und Verwaltung, Wirtschaft und 
Gesellschaft für die auch in diesem Jahr 
erneut fruchtbare Zusammenarbeit  
und das gute Miteinander zu bedanken. 
Bleiben Sie dem Landkreistag auch in 
2018 verbunden und gewogen!
Den Leserinnen und Lesern der Land-
kreisnachrichten wünsche ich eine frohe, 
gesegnete Weihnacht und alles Gute für 
ein friedvolles, glückliches Jahr 2018.

 

Dr. Alexis v. Komorowski, 
Hauptgeschäftsführer, 
Landkreistag Baden-Württemberg

Fort- und Weiterbildung („E-Learning“, 
„Bildungs-Cloud“). Hinzu kommt ein 
Weiteres: Die kommunalen Verwal-
tungen müssen schnellstmöglich aus 
der analogen in die digitale Welt über-
führt werden („E-Government“). Es kann 
und darf nicht sein, dass selbst hochsen-
sible Bankgeschäfte inzwischen pro-
blemlos online getätigt werden können, 
der elektronische Behördengang aber 
weiterhin die Ausnahme bleibt.
Die Digitalisierung spielt natürlich  
auch bei der Mobilität, dem zweiten 
Schwerpunkt dieses Doppelhefts, eine 
zentral wichtige Rolle. So ist die Digi
talisierung beispielsweise ein entschei-
dender Schrittmacher, um unter
schiedliche Verkehrsmittel intelligent zu 
vernetzen, damit Menschen auch bei 
einem Wechsel des Verkehrsträgers ver-
lässlich und bequem von A nach B kom-
men („intermodale Mobilität“). 
Generell gilt: Die Mobilität der Zukunft 
muss sicher, effizient und gleichzeitig 
nachhaltig gestaltet sein. Gerade als 
Aufgabenträger für den Öffentlichen 
Personennahverkehr, den ÖPNV, stehen 
die Landkreise hier in der Verantwortung 
und können wichtige Impulse setzen.  
Die Mobilität der Bevölkerung zu ge-
währleisten ist wesentlicher Bestandteil 
der Daseinsvorsorge. Es gilt daher, den 
ÖPNV als maßgeblichen Bestandteil der 
Alltagsmobilität strukturell und finan
ziell weiter zu stärken und im Zuge des-
sen auch die Gestaltungsmöglichkeiten 
der Aufgabenträger zu erweitern. Inso-
fern ist es ein bedeutsamer Schritt in die 
richtige Richtung, dass mit der ÖPNV-
Finanzierungsreform ab dem Jahr 2018 

erledigen zu können. Wie wichtig dies ist, 
hat sich bei der eingangs erwähnten, 
überaus erfolgreichen Bewältigung der 
Flüchtlingskrise eindrücklich gezeigt. 
Nun ist der Jahreswechsel – bei alldem, 
was einen im zurückliegenden Jahr auch 
bewegt haben mag – immer ein willkom-
mener Anlass, um den Blick verstärkt 
auch in die Zukunft zu richten. Hierfür 
bietet diese Doppelausgabe der Land-
kreisnachrichten auch doppelt Gelegen-
heit. Denn es werden zwei Megathemen 
ins Blickfeld gerückt, die über Jahre hin-
weg die Agenda der Landkreise prägen 
werden, nämlich die Digitalisierung und 
die Mobilitätsthematik. 
Die digitale Revolution ist für die Land-
kreise Chance und Herausforderung 
zugleich. Und schon heute gehen die 
Landkreise die vielfältigen Aufgaben,  
die damit verbunden sind, mit großem 
Engagement an. Dies gilt etwa für die 
Sicherstellung einer nachhaltigen und 
leistungsfähigen Breitbandinfrastruktur, 
die die Grundvoraussetzung dafür ist, 
dass das Potential der Digitalisierung 
auch tatsächlich gehoben werden kann. 
Ein aus Sicht der Landkreise besonders 
wichtiges und reizvolles Potential der Di-
gitalisierung liegt dabei darin, Angebote 
der Daseinsvorsorge in die Fläche zu brin-
gen beziehungsweise dort – in gewan-
delter Form – zu halten. Dabei geht es um 
so unterschiedliche Nutzungen wie bei-
spielsweise die Unterstützung älterer 
Menschen im täglichen Leben durch 
digitale Technik („Ambient Assisted Li-
ving“), den Einsatz digitaler Technologien 
im Gesundheitswesen („E-Health“) oder 
um die elektronisch unterstützte Aus-, 
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sehen große Chancen, haben aber auch 
zunehmend Sorgen, welche Auswir-
kungen die fortschreitende Digitalisie-
rung auf ihr Leben haben wird. Wird 
meine Arbeit durch Digitalisierung leich-
ter oder verliere ich meinen Job? Kann ich 
mir Hoffnungen auf ein längeres, gesün-
deres Leben machen oder werde ich zum 
gläsernen Menschen? 
Weil die Digitalisierung alle Lebens
bereiche verändert, hat die Landes
regierung beschlossen, zur Gestaltung 
der digitalen Zukunft eine umfassende 
Strategie für Baden-Württemberg zu 
erarbeiten. Für uns war von Anfang an 
klar, dass eine solche Strategie nur Sinn 
macht, wenn wir uns für externen Sach-
verstand aus Wirtschaft, Wissenschaft 
und der Zivilgesellschaft öffnen. 
Genauso wie die Digitalisierung alle 
Lebens- und Arbeitsbereiche umfasst, 
waren alle Ministerien an der Erar
beitung der Digitalisierungsstrategie 

1.  Wir haben Kräfte gebündelt

Wir digitalisieren in Baden-Württem-
berg nicht erst seit gestern. Die Ministe-
rien setzten bereits seit Jahren erfolg-
reiche Digitalisierungsprojekte um. In 
Karlsruhe haben wir das Testfeld für 
autonomes Fahren eingerichtet, damit 
Unternehmen und Forschungseinrich-
tungen neue Dienstleistungen im realen 
Straßenverkehr erproben können. Mit 

dem Innovationsnetzwerk „Allianz 4.0 
Baden-Württemberg“ wird der Mittel-
stand in Richtung Industrie 4.0 begleitet. 
Wir waren das erste Bundesland, das  
die Kompetenzen aus Produktions- sowie 
Informations- und Kommunikations-
technik in diesem Netzwerk gebündelt 
hat.
In diesem Jahr haben wir im Innen-  
und Digitalisierungsministerium den 
Startschuss für die landesweite Ein
führung der „Elektronischen Akte“ gege-
ben. Zudem waren wir eines der ersten 
Bundesländer, das ein Digitalisierungs-
ministerium als One-stop-Shop für alle 
Digitalisierungsaktivitäten im Land ein-
gerichtet hat. Im Innen- und Digitalisie-
rungsministerium haben wir das Thema 
Digitalisierung in der Stabsstelle Digi
talisierung, sozusagen in einem „minis
terialen Digital Hub“, gebündelt.

2.  Digitalisierung verändert alles –  
wir haben eine Strategie:  

„digital@bw“

Die Menschen in unserem Land bewegt 
die Digitalisierung sehr stark, das hat 
eine repräsentative Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts dimap erge-
ben. Für 86 Prozent der Befragten ist die 
Digitalisierung wichtig für eine erfolg-
reiche Entwicklung Baden-Württem-
bergs. Viele Bürgerinnen und Bürger 

Die Landkreise in Baden-Württemberg  
als Digitalisierungsmotoren

Das Kommunale ist das Reale – die Digitalisierung wird immer realer

Von CIO / CDO Stefan Krebs, Stuttgart

Das Kommunale ist das Reale und  
die Digitalisierung wird immer realer. 
Warum ist dies so? Digitalisierung gibt 
es nicht erst seit gestern, sie wird  
auch nicht morgen oder übermorgen 
wieder verschwinden. Im Gegenteil, 
die Digitalisierung beginnt erst jetzt, 
ihr ganzes Potenzial zu entfalten. Wir 
erleben gerade mit immer wachsender 
Geschwindigkeit, wie die Digitalisie-
rung unser Leben, unsere Gesellschaft 
und die ganze Welt verändert. Deshalb 
ist die Gestaltung der Digitalisierung 
eines der wichtigsten politischen 
Handlungsfelder der Landesregierung. 
Unter der Federführung des Innen- 
und Digitalisierungsministers Thomas 
Strobl und in Teamarbeit mit allen Res-
sorts haben wir diesen Sommer die 
landesweite Digitalisierungsstrategie 
digital@bw auf den Weg gebracht.
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intelligenten Mobilität, der Förderung 
von digitalen Start-Ups, im Bereich der 
Wirtschaft 4.0, bei der Bildung und Wei-
terbildung und im Gesundheitsbereich 
und der Verwaltung. 

4.  Wir rücken die Kommunen  
in den Mittelpunkt der 

Digitalisierungsstrategie

Im Zuständigkeitsbereich des Innen- und 
Digitalisierungsministeriums haben wir 
dazu bereits erste Pflöcke eingeschlagen. 
Mit dem gemeinsam mit dem Städte- 
und Gemeindetag entwickelten Förder-
programm „Städte und Gemeinden 4.0 
– Future Communities“ fördern wir 98 
Digitalisierungsprojekte in den Städten 
und Gemeinden. Wir wollen unsere Kom-
munen bei der digitalen Transformation 
unterstützen, wie zum Beispiel bei der 
Bereitstellung von kostenlosem öffent
lichen WLAN oder Informations-Apps 
rund um die Verwaltung. 
Mit dem Wettbewerb „Digitale Zun-
kunftskommune@bw“, welchen wir auf 
unserer Homepage www.digital-bw.de 
ausgeschrieben haben, investieren wir 
weitere 7,6 Millionen Euro in die digitale 
Entwicklung Baden-Württembergs. In 
vier Modellkommunen wollen wir 
Leuchttürme der Digitalisierung etablie-
ren. Mit konkret erlebbaren Projekten, 
wie zum Beispiel intelligenten Verkehrs-
systemen oder telemedizinischen An-
wendungen, sollen ganzheitliche Digita-
lisierungsstrategien umgesetzt werden. 
Unser Ziel: Jede der 1101 Kommunen im 
Land braucht eine Digitalisierungsstrate-
gie, die sie gemeinsam mit den Bürge-
rinnen und Bürgern und weiteren Part-
nern aus Wirtschaft und Wissenschaft 
umsetzt.
Die Leuchttürme sollen dabei nicht nur in 
den Städten entstehen, welche schon 
sehr weit entwickelte Smart-City-Kon-
zepte haben, sondern wir wollen die 
Digitalisierung im ganzen Land voran-
bringen – insbesondere auch in den 
Landkreisen, die wir ausdrücklich ermun-
tern wollen, sich zu bewerben. 

Württemberg kreative und innovative 
Lösungen für das digitale Zeitalter ent-
stehen. Es ist uns wichtig, unseren Bei-
trag dazu zu leisten, dass bei uns im  
Land neue Technologien eingesetzt, 
Geschäftsideen und Gründungen im 
Hochtechnologiebereich realisiert wer-
den. 
Unser Ziel ist es, Baden-Württemberg  
zur innovativsten Leitregion im Bereich 
der Digitalisierung zu machen. Wir wol-
len erreichen, dass gute und menschliche 
Arbeitsbedingungen und ausreichend 
Arbeitsplätze für alle Menschen erhalten 
bleiben. Wir wollen für hervorragende 
Ausbildung von Nachwuchskräften sor-
gen und attraktiver Standort für die 
besten Talente weltweit sein. 
Land und Kommunen sind sich einig:  
Die Zukunft der Verwaltung und Kom-
munen ist digital. Eine zukunftsfähige 
Landes- und Kommunalverwaltung öff-
net sich neuen Technologien und innova-
tiven Ideen. Wir wollen die Kommunen 
dabei unterstützen, die zentralen Politik-
felder wie Mobilität, Bildung oder Ge-
sundheit in Stadt und Land zukunfts
orientiert und nachhaltig zu gestalten. 
Dabei werden wir den Datenschutz, die 
Datensicherheit und die Datensouverä-
nität unserer Bürgerinnen und Bürger 
und Firmen sicherstellen. 
Für diese Ziele nimmt die Landesregie-
rung in dieser Legislaturperiode richtig 
viel Geld in die Hand. Die Förderung der 
digitalen Infrastruktur, den Ausbau des 
schnellen Internets als Rückgrat der Digi-
talisierungsstrategie haben wir verviel-
facht. Denn ohne schnelles Internet in 
der Fläche unseres Landes ist alles nichts: 
ob beim autonomen Fahren, der Tele
medizin oder der Bildungscloud. Digitale 
Projekte können nur dann erfolgreich 
umgesetzt werden, wenn alle Bürge-
rinnen und Bürger in Baden-Württem-
berg davon profitieren. Dafür brauchen 
wir eine schnelle Datenautobahn im 
ganzen Land.
Insgesamt planen wir Investitionen von 
einer Milliarde Euro bis zum Jahr 2021. 
Unsere Schwerpunkte liegen dabei in der 

beteiligt. Denn wir wollen diese Jahr
hundert-Aufgabe umfassend angehen. 
Mit vielen innovativen Veranstaltungs-
formaten ist es uns gelungen, gemein-
sam mit den Bürgerinnen und Bürgern, 
Experten aus Verwaltung, Kommunalen 
Spitzenverbänden, Wissenschaft, For-
schung und der Wirtschaft unsere Vor-
stellung der digitalen Zukunft Baden- 
Württemberg in eine Strategie zu gießen. 
Die Digitalisierungsstrategie der Landes-
regierung „digital@bw“ wurde im Juli 
vom Kabinett beschlossen und von Mi
nisterpräsident Winfried Kretschmann 
und seinem Stellvertreter Thomas Strobl 
der Öffentlichkeit vorgestellt. Wir kön-
nen stolz darauf sein, dass uns die Er
arbeitung der Strategie in einem derart 
großen Team aus internen und externen 
Akteuren gut gelungen ist. Dafür danke 
ich allen Beteiligten und insbesondere 
auch dem Landkreistag Baden-Württem-
berg sehr herzlich. 
Die Digitalisierung kann uns nur im 
Schulterschluss mit den Kommunalen 
Landesverbänden und den Kommunen 
gelingen. Dabei sehen wir die Digita
lisierung hauptsächlich als eine große 
Chance, die Lebensqualität der Men-
schen zu verbessern und den Wirt-
schaftsstandort in Baden-Württemberg 
zu stärken. Die Risiken und Nebenwir-
kungen der Digitalisierung wollen wir 
nicht ausblenden, sondern gehen sie mit 
der Digitalisierungsstrategie gezielt an.

3.  1 Milliarde Euro für  
konkrete Maßnahmen –  

die Zukunft der Landkreise und 
Kommunen ist digital

Mit „digital@bw“ haben wir konkrete 
Ziele festgeschrieben, wie wir den digi-
talen Wandel unserer Gesellschaft er-
folgreich vorantreiben wollen. Die Bür
gerinnen und Bürger unseres Landes 
stellen wir in den Mittelpunkt. Wir zeigen 
mit Innovationsprojekten und Modell
vorhaben den konkreten Nutzen moder-
ner Digitalisierungstechnologien auf. 
Unser Anspruch lautet, dass in Baden- 
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das digitale Maßstäbe setzt und bald 
Leitregion des Digitalen Wandels werden 
soll. 
Das Portal soll alle Themen rund um die 
Digitalisierung in Baden-Württemberg 
bündeln und über aktuelle Entwick-
lungen im Land informieren. www.digi-
tal-bw.de wollen wir zusammen mit un-
seren Partnern zu einem Erfolgsmodell 
machen. Daher lade ich auch die Land-
kreise herzlich dazu ein, sich auf dem 
Portal mit Projekten, aktuellen Themen 
und Erfolgsgeschichten einzubringen. 
Nehmen Sie einfach über das entspre-
chende Formular auf dem Portal Kontakt 
mit uns auf. Andy Warhol wird folgen- 
des Zitat zugeschrieben: „Alle sagen,  
dass Zeit Dinge ändert, aber du musst  
sie doch selber ändern.“ In diesem Sinne: 
Gestalten wir gemeinsam die digitale 
Zukunft!

Stefan Krebs ist der Beauftragte der 
Landesregierung für Informationstech-
nologie und entwickelt und steuert als 
„Chief Information Officer“ (CIO) die 
IT-Strategie der gesamten Landesver
waltung. Er hat die Aufsicht über die 
BITBW, den zentralen IT-Dienstleister  
des Landes und vertritt Baden-Württem-
berg im Bund-Länder-übergreifenden 
IT-Planungsrat. Gleichzeitig ist er als 
„Chief Digital Officer“ (CDO) des Innen- 
und Digitalisierungsministeriums und 
mit der Stabsstelle für Digitalisierung als 
der operativen Einheit für die Konzeptio-
nierung und Umsetzung einer ressort
übergreifenden Digitalisierungsstrate-
gie des Landes zuständig.

Landeshaushalt angemeldet, wie zum 
Beispiel die Cyberwehr Baden-Württem-
berg, die vor allem unsere kleinen und 
mittleren Unternehmen vor Cyberat
tacken und ihren Folgen schützen soll. 
Mit dem Projekt „Digitalakademie@bw“, 
wollen wir unsere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter fit für die digitale Zukunft 
machen und zu Brückenbauern der Digi-
talisierung weiterbilden. 
Den Schlüssel zur mehr Digitalisierung  
in den Landes- und Kommunalver
waltungen sehen wir in der Bildung. Wir 
wollen daher im Schulterschluss mit den 
Kommunalen Landesverbänden und der 
Führungsakademie Baden-Württemberg 
Weiterbildungsangebote für die Mit
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu allen 
relevanten Themen der Digitalisierung 
schaffen und zwar schnell. 
Digitalisierung heißt, sich zu vernetzen. 
Seit Monaten bin ich daher zusammen 
mit Digitalisierungsminister Thomas 
Strobl mit einer Informationstour „Digi-
tale Zukunftskommune@bw“ im ganzen 
Land unterwegs. Wir informieren uns in 
größeren und kleineren Kommunen über 
die Projekte vor Ort und werben gleich-
zeitig für unsere geplanten Aktivitäten. 
Dabei wollen wir die Verwaltung mit der 
Wirtschaft und Wissenschaft vernetzen, 
und ganz wichtig: Die Bürgerinnen und 
Bürger stehen im Zentrum der Informa
tionstour.
Nicht nur bei der Infotour stellen wir fest, 
dass es bereits viele erfolgreiche Digi
talisierungsgeschichten in unserem 
Land gibt. Mit der innovativen Website 
www.digital-bw.de haben wir ein Inter-
netportal eingerichtet, um über die 
Landesgrenzen hinaus die Botschaft aus-
zusenden: Baden-Württemberg ist heute 
schon das Hightech-Land Nummer eins, 

Wir wollen auch, dass ein digitaler 
Leuchtturm im Ländlichen Raum ge
fördert wird. Die Digitalisierung hat in 
urbanen Räumen andere Herausfor
derungen zu lösen als in ländlicheren 
Gebieten. In unseren schönen Dörfern im 
Schwarzwald oder auf der Schwäbischen 
Alb beschäftigen sich die Menschen mit 
ganz anderen Fragen. Werden wir in Zu-
kunft immer den kurzen persönlichen 
Weg zu unseren Ärzten haben? Können 
wir uns bis ins hohe Alter darauf verlas-
sen, dass wir uns selbst mit den täglich 
benötigten Dingen versorgen können? 
Unser Anspruch ist es, allen Bürgerin- 
nen und Bürgern in Baden-Württemberg 
die gleichen Zukunftschancen zu er-
möglichen. Dabei sehen wir in der Di- 
gitalisierung eine große Chance, auch  
die Herausforderungen im Ländlichen 
Raum zu meistern. Dazu brauchen  
wir Bürgermeisterinnen und Bürger
meister, Landrätinnen und Landräte, die 
die Digitalisierung zur „Chefinnen- be-
ziehungsweise Chefsache machen“. 
Wichtig ist, dass die Pilotprojekte in  
den geförderten Kommunen auf andere 
Orte mit gleichen Herausforderungen 
übertragen werden können. Mit unse
rem Wettbewerb „Digitale Zukunftskom-
mune@bw“ wollen wir eine Digitali
sierungswelle auslösen. So sollen neben 
den Pilotkommunen weitere 50 Kommu-
nen ausgewählt werden, die wir bei der 
Entwicklung einer Digitalisierungsstra-
tegie unterstützen wollen. 

5.  Tue Gutes und stelle es in das 
Schaufenster www.digital-bw.de

Weitere Projekte aus dem Bereich  
des Innen- und Digitalisierungsministe-
riums haben wir für den kommenden 
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Das Backbone wurde so geplant, dass  
es in der Regel durch die Orte verläuft. 
Hierbei werden die öffentlichen Ge-
bäude, einschließlich der Schulen, die 
anliegenden privaten und gewerblichen 
Grundstücke und die in der Nähe liegen-
den Kabelverzweiger (KVZ) erschlossen. 
Nach Möglichkeit wird das Backbone 
zudem so gelegt, dass Gewerbegebiete 
direkt oder über kurze Zuführungen er-
reicht werden. Diese Konzeption ermög-
licht den höchsten Erschließungseffekt 
und die Leitungen können ganz über
wiegend in öffentlichen Grundstücken 
geführt werden.
Die europaweite Ausschreibung des spä-
teren Netzbetriebs erfolgte 2016. Dem 
gingen 2014 eine Status-Quo-Analyse 
über die Versorgungsgrade von Bevölke-
rung und Betrieben mit schnellen Daten-
verbindungen voraus. Außerdem wurden 
Markterkundungen bei den Breitband

Dazu erklärte Landrat Heiner Scheffold: 
„Grundstock für die Digitalisierung,  
die alle Lebensbereiche erfassen wird, ist 
ein flächendeckendes schnelles Internet. 
Als ländlich geprägter Landkreis sehen 
wir gerade in einer flächendeckenden 
Breitbandversorgung die große Zukunfts
chance für unseren Raum. Zusammen 
mit sieben weiteren Landkreisen haben 
wir einen kommunalen Pakt zum Netz-
ausbau geschlossen und die Kommu-
nalanstalt Komm.Pakt.Net gegründet.“
Dem Verbund gehören die Landkreise 
Alb-Donau-Kreis, Biberach, Bodensee-
kreis, Freudenstadt, Ostalbkreis, Ravens-
burg, Reutlingen und Zollernalbkreis an; 
außerdem mehr als 200 Städte und 
Gemeinden. 
Komm.Pakt.Net ist bundesweit der 
größte interkommunale Verbund zum 
Breitbandausbau und wird vom Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur im Rahmen des Projektes 
MOROdigital gefördert. Der Verbund ist 
mitten dabei, dort wo der Markt versagt, 
einen kommunalen Breitbandausbau  
zu etablieren. Ziel ist, mittelfristig eine 
flächendeckende Glasfaserversorgung 
mit annähernd 100 Prozent in allen Be-
reichen der angeschlossenen Landkreise 
zu etablieren. Komm.Pakt.Net verpach-
tet das zukunftsfähige Gesamtnetz für 
einen festgeschriebenen Zeitraum an 
Netzbetreiber.

Breitbandausbau –  
der Stand im Alb-Donau-Kreis

Mit einem Spatenstich zwischen den 
Gemeinden Untermarchtal und Ober-
marchtal begann am 6. Mai 2016 der  
Bau des landkreisweiten Breitband-
Backbonenetzes auf Glasfaserbasis für 
den Alb-Donau-Kreis. Dies geschieht im 
Rahmen der interkommunalen Ausbau-
planung einer Breitbandinfrastruktur im 
Alb-Donau-Kreis, die Kreistag und Kreis-
verwaltung zusammen mit 37 Städten 
und Gemeinden im Jahr 2015 auf den 
Weg gebracht hatten. Für weitere 18 
Städte und Gemeinden liegt diese be-
reits vor und ist in der Umsetzung.  
Das Backbone ist das Rückgrat für die 
Glasfaserverbindungen in den einzelnen 
Ortslagen bis hin zu den Wohn- oder 
Betriebsgebäuden (FTTB = fiber to the 
building). 

Breitbandausbau – im Alb-Donau-Kreis  
in vollem Gange
Von Sabrina Enderle und Bernd Weltin, Ulm

Der Breitbandausbau hat im Alb-Do-
nau-Kreis deutlich an Fahrt aufgenom-
men. Er ist ein Schwerpunkt einer ak-
tiven Kreisentwicklungspolitik. Dabei 
erhalten der Landkreis und die Städte 
und Gemeinden Unterstützung durch 
den interkommunalen Verbund Komm.
Pakt.Net (Kommunaler Pakt zum Netz-
ausbau).

Der Stellvertretende Ministerpräsident und Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration,  
Thomas Strobl (Bildmitte) übergab am 26. Juli 2017 im Landratsamt Alb-Donau-Kreis Förderbescheide  
an Bürgermeister, Vertreterinnen und Vertreter von 17 Kommunen im Landkreis. Im Foto links neben  
dem Minister: Landrat Heiner Scheffold. Rechts neben dem Minister: Landtagsabgeordneter Jürgen Filius 
(Grüne), die Bundestagsabgeordnete Ronja Kemmer (CDU) und Landtagsabgeordneter Manuel Hagel 
(CDU). 2. v. l. Komm.Pakt.Net-Geschäftsführer Jens Schilling. 
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dige Unbedenklichkeitsbescheinigung 
wurde im Zeitraum von August 2015  
bis einschließlich August 2017 vorzeitig 
für 33 Maßnahmen vom Ministerium 
ausgestellt. Damit konnten bereits viele 
Maßnahmen in den Kommunen – unab-
hängig von der endgültigen Förderungs-
bewilligung – begonnen und umgesetzt 
werden.

Netcom BW wird Netzbetreiber  
im Alb-Donau-Kreis

Der Netzbetreiber für das 480 Kilometer 
lange landkreisweite Backbone im Alb-
Donau-Kreis und die Glasfaseranschlüsse 
ist die Firma Netcom BW aus Ellwangen. 
Der Entscheidung war ein europaweites 
Verhandlungsverfahren mit Teilnehmer-
wettbewerb vorausgegangen, durchge-
führt durch den Kommunalen Verbund 
Komm.Pakt.Net. 
Mit Netcom BW habe man einen ausge-
sprochen leistungsfähigen Netzbetrei-
ber gefunden, erklärte Landrat Scheffold. 
„Netcom BW bietet für den Endkunden 
sehr gute Konditionen zu absolut markt-

In vollem Betrieb soll das Backbonenetz 
Anfang 2020 sein. 
Im Zeitraum von August 2015 bis heute 
wurden im Alb-Donau-Kreis für das 
Backbone und den weiteren Ausbau 
insgesamt 106 kommunale Breitband- 
Bauprojekte mit einem Auftragsvolumen 
von ca. 38 Millionen Euro aufgesetzt. 

In der Übersicht (Stand: September 2017):

Anzahl der Förderanträge� 106
Auftragsvolumen (Millionen Euro)� 37,91
beantragte Fördergelder  
(Millionen Euro)� 19,32
Bewilligte Fördergelder  
(Millionen Euro)� 9,03
Anzahl der Bewilligungen  
(Backbone, FTTC, FTTB)� 60

Die Zusammenarbeit mit dem Minis
terium für Inneres, Digitalisierung und 
Migration verläuft gut. Bei einzelnen 
Bauprojekten, vorwiegend bei Mitver
legungsmaßnahmen, ist es erforderlich, 
dass mit dem Bau der Maßnahme bereits 
vor der Förderungsbewilligung begon-
nen werden kann. Die hierfür notwen-

anbietern im Ausschreibungsgebiet 
vorgenommen. Damit wurde klar, wo 
und in welchen Gebieten private Breit-
bandanbieter nicht tätig sind – und wo 
deshalb, nach Feststellung des so ge-
nannten Marktversagens, Handlungs-
raum besteht für kommunale Initiativen.
Auf dieser Basis hatten der Alb-Donau-
Kreis und die Kommunen das Heft in die 
Hand genommen, um in unterversorgten 
Gebieten, Kommunen und Teilorten zu 
einer leistungsfähigen Breitbandinfra-
struktur auf Glasfaserbasis zu kommen. 

Planung

Bei der Backbone-Planung (Stand: Juni 
2016) wurden folgende Eckpunkte fest-
gelegt:

Befestigte Oberfläche� 64 km
Unbefestigte Oberfläche� 140 km
Querungen etc.� 1 km
Anmietung Leerrohre� 105 km
Anmietung Glasfaser� 146 km
Mitverlegung� 24 km

Summe Backbone-Netz  
Alb-Donau-Kreis� 480 km

Daraus ergeben sich für die Kreiskom-
munen neu auszubauenden Strecken 
mit einer Länge von 205 Kilometern. 
Die Kosten für die Realisierung des kreis-
weiten Backbones wurden in Höhe von 
30 Millionen Euro kalkuliert (26 Millio-
nen Baukosten, 4 Millionen Euro Pacht). 
Die Fördersumme allein für das Back-
bone beträgt 18 Millionen Euro.

Realisierung

Seit dem offiziellen Spatenstich für den 
Bau des Backbones im Mai 2016 wurde 
das landkreisweite Backbone-Netz be-
reits auf einer Länge von rund 83 Kilo
metern ausgebaut. Davon wurden auf 
einer Länge von 17 Kilometern Glasfaser 
eingeblasen. Auf der Gemarkung der 
Großen Kreisstadt Ehingen sind zwi-
schenzeitlich rund 21 Kilometer des 
Backbone-Netzes ausgebaut. 

Backboneverlegung im Rahmen einer Mitverlegungsmaßnahme (Gasleitung) bei Ehingen-Dächingen. 
V. l. n. r. Oberbürgermeister Alexander Baumann (Ehingen), Landrat Heiner Scheffold und 
Ministerialdirektor Stefan Krebs, Beauftragter der Landesregierung für Informationstechnologie
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Sie ist Netzbetreiber in insgesamt 250 
Städten und Gemeinden, darunter auch 
Kommunen im Ostalbkreis und im Land-
kreis Biberach sowie, für Privatkunden, 
im Gebiet des Verwaltungsverbands 
Langenau (Alb-Donau-Kreis). 

Sabrina Enderle arbeitet im Bereich Breit-
bandversorgung des Fachdienstes Länd-
licher Raum, Kreisentwicklung im Land-
ratsamt Alb-Donau-Kreis, Bernd Weltin  
ist Referent für Öffentlichkeitsarbeit im 
Landratsamt Alb-Donau-Kreis.

Prof. Dr. Jürgen Anders von der Hoch-
schule Furtwangen und durch das Büro 
GEO DATA aus Westhausen hervor. Land-
rat Heiner Scheffold: „Eine solche Aus-
schreibung für ein großes Netz geht nur 
über einen Verbund wie Komm.Pakt.Net. 
Einzelne Gemeinden hätten dieses Er-
gebnis nicht erreichen können.“ Daran 
zeige sich einmal mehr die Richtigkeit 
der Gründung dieses interkommunalen 
Verbundes für den Breitbandausbau ge-
rade im ländlichen Raum. 
Die Firma Netcom BW betreibt mit über 
10 000 Kilometern eines der größten 
Backbone-Netze in Baden-Württemberg. 

üblichen Preisen. Damit haben Unter-
nehmen, Bürgerinnen und Bürger nun 
Sicherheit bei den Hausanschlüssen. 
Außerdem ermöglicht das Ergebnis  
des Ausschreibungsverfahrens langfris
tig auch einen Kapitalrückfluss an die 
beteiligten Kommunen“, sagte Scheffold.
Landrat Heiner Scheffold lobte das große 
Engagement des Kommunalen Ver-
bundes Komm.Pakt.Net, insbesondere 
von dessen Geschäftsführer Jens Schil-
ling, sowie der Rechtsanwaltskanzlei ius-
comm, die den Verbund im Verfahren 
rechtlich beraten hat. Außerdem hob er 
die fundierte technische Beratung durch 

E-Akte ist Schlüssel zur 
Digitalisierung im Landratsamt

Seit neun Jahren leistet die IT-Abteilung 
des Landkreises Breisgau-Hochschwarz-
wald immer wieder Pionierarbeit zur 
Ausgestaltung der E-Akte. Nach Aus-
wahl und Implementierung der Doku-
mentenmanagementlösung enaio von 
Optimal Systems (OS) im Jahre 2008 
erfolgte rasch der erste Umstieg auf die 
Arbeit mit E-Akten bei den Zentralen 
Diensten, der IT und der Gebäudewirt-
schaft. Bereits 2011 hat der Landkreis 
Scan-Prozesse für das ersetzende Scan-
nen eingeführt, um sowohl zentrale 
Eingangspost als auch dezentral ein
gehende Schriftstücke vor Ort bei der 
Sachbearbeitung scannen, digital verar-
beiten und anschließend die Originale 
vernichten zu können. Trotz Unsicher-
heit über die Rechtslage bei der Arbeit 

Nicht zuletzt sind deshalb nicht nur auf 
Bundes-, sondern auch auf Länderebene 
E-Government-Gesetze verabschiedet 
worden. Das Online-Zugangs-Gesetz  
aus dem Jahr 2017 verpflichtet Bund und 
Länder, sämtliche Verwaltungsleistun
gen bis 2022 zu digitalisieren. Eine 
Herkules-Aufgabe, die, so die Landrätin 
„nur gelingen kann, wenn Bund, Länder 
und Kommunen gemeinsam am glei-
chen Strang ziehen“. Zusammen mit 
dem Deutschen Landkreistag setzt sich 
die Landrätin bei der Bundesregierung 

dafür ein, dass die Landkreise im IT-Pla-
nungsrat eine stärkere Vertretung als 
bisher und vor allem ein Mitbestim-
mungsrecht bekommen. Nur so kann 
gewährleistet werden, dass IT-Planungs-
ratsbeschlüsse zur Digitalisierung von 
Verwaltungsleistungen praxisrelevant 
und praxistauglich sind. Viele gute In-
sellösungen sind zwischenzeitlich ent-
standen. Bereits bei der E-Akte als Herz-
stück der Verwaltung zeigt sich, wie 
wichtig eine Zusammenarbeit über alle 
Ebenen hinweg ist. 

Fit für die internen und externen 
Herausforderungen der Digitalisierung

Verwaltung 4.0 – Die E-Akte als Meilenstein für das Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – Bildung 4.0

Von Matthias Fetterer und Andreas Gippert, Freiburg i. Br.

Industrie 4.0 ist in aller Munde. Wo aber bleibt die Verwaltung 4.0? Diese Frage stellt 
sich die Landrätin des Landkreises Breisgau-Hochschwarzwald, Dorothea Störr-
Ritter, nicht nur für die eigene Behörde, sondern auch auf Bundesebene im Natio-
nalen Normenkontrollrat als Vertreterin der kommunalen Ebene. Zwei auf Bundes- 
und Länderebene stark beachtete Gutachten haben im Jahr 2015 zum ersten  
Mal offenbart, welch schlechten Platz Deutschlands Verwaltung im europäischen 
Vergleich einnimmt und 2016 in der Folge auch Aufhollösungen aufgezeigt.
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also der Umsetzungsebene – eröffnete 
sich die Chance, auf direktem Weg Er
fahrungen aus der Kommunalpraxis  
auf Bundesebene einzubringen. Somit 
konnte es gelingen, das Thema rechts-
konforme E-Akte aus kommunaler Sicht 
voranzutreiben und die Schwierigkeiten 
bei der Umsetzung konkret zu benennen. 
Nachdem sich insbesondere die An
wendung der BSI-Richtlinie für das er
setzende Scannen (TR-RESISCAN) auf 
kommunaler Ebene als Herausforderung 
herausgestellt hat, haben kommunale 
Praktiker, öffentliche IT-Dienstleister,  
das Bundesministerium des Innern, 
Vertreter der Privatwirtschaft und der 
Justiz auf Initiative des Landkreises 
Breisgau-Hochschwarzwald im April 
2016 einen „Runden Tisch rechtskon-
forme E-Akte“ ins Leben gerufen. Dieser 
initiierte bundesweit die Erarbeitung 
einer „Musterverfahrensbeschreibung“ 
für typische kommunale Scan-Szenarien 
in einer Arbeitsgruppe der VITAKO – 
Bundes-Arbeitsgemeinschaft der Kom-
munalen IT-Dienstleister. Eine Gruppe 
unter Leitung der Kommunalen Ge
meinschaftsstelle für Verwaltungs
management (KGSt) erstellte eine 
Schutzbedarfsanalyse für kommunale 
Dokumente. Das BSI begleitete den Pro-
zess und betrachtete insbesondere die 
Entwicklung der Musterverfahrensbe-
schreibung als wichtigen Meilenstein 

Daten, Informationen und Dokumente 
zu jedem Flüchtling.

Unsere Initiative zum  
Digital-Gipfel des Bundes

Ihre Best Practice-Erfahrungen, aber 
auch die vielfältigen Hürden bei der Ein-
führung der E-Akte hat Landrätin Doro-
thea Störr-Ritter mit dem Fokusthema 
„Auf dem Weg zur rechtskonformen 
E-Akte“ in die Arbeit der Plattform 5 „Di-
gitale Verwaltung und öffentliche IT“ in 
den nationalen IT-Gipfel-Prozess einge-
bracht. Durch die Berufung der Landrätin 
durch das Bundesministerium des In-
nern als Vertreterin der kommunalen – 

mit E-Akten wurde seinerzeit bereits er-
setzend gescannt.
Mit der Entwicklung des digitalen Un-
terschriftenworkflows (digiUL) in 2013 
gelang dann ein weiterer, wesentlicher 
Schritt bei der Realisierung medien-
bruchfreier Verwaltungsabläufe. Nun 
fehlte für die vollständige Abbildung 
des digitalen Lebenszyklus von Doku-
menten nur noch eine Lösung für die 
archivarische Bewertung von Doku-
menten durch den Archivar und die 
Möglichkeit zur (Langzeit-)Ablage der 
Vorgänge im Kreisarchiv. Gemeinsam 
mit dem Ortenaukreis und dem 
Schwarzwald-Baar-Kreis haben deshalb 
Kreisarchivare und DMS-Organisatoren 
im Arbeitskreis DMS der Landkreise ein 
Pflichtenheft erarbeitet und mit dem 
Hersteller das Modul OS_archivtransfer 
entwickelt.
Welch großes Potential in E-Akten  
steckt, zeigt auch die Erfolgsgeschichte 
der vom Pilot-Landkreis Breisgau-Hoch-
schwarzwald – gemeinsam mit dem  
dvv.BW – in 2016 entwickelten Lösung  
für das Flüchtlingsmanagement „E-Akte 
Flüchtlinge“. Die an die Landesplattform 
MigVIS angebundene DMS-Lösung un-
terstützt die behördenübergreifende 
Zusammenarbeit in den Bereichen Un-
terbringung, Fall-Management, Sozial
arbeit und Arbeitsmarktintegration mit 
einer zentralen Verwaltung der aktuellen 

Erster „Runder Tisch rechtskonforme E-Akte“ beim BMI in Berlin am 8. April 2016 

Landrätin Störr-Ritter mit den verantwortlichen Akteuren von BSI, Vitako und KGSt  
am 9. Mai bei der Pressekonferenz im Deutschen Landkreistag
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und C faktisch auch differenzierter Un-
terricht mit Schülerinnen und Schülern 
mit schwachen Deutschkenntnissen auf 
A-Niveau durchgeführt. Der Einsatz von 
Smartphones oder PCs zur Durchfüh-
rung von Online-Aufgaben oder Überset-
zungen, zum besseren sprachlichen Ver-
ständnis der Aufgaben, ist hierbei von 
sehr großem didaktischem Nutzen.
Auch an der Hans-Thoma-Schule in Titi-
see-Neustadt ist die elfte Klasse des 
Technischen Gymnasiums im Bereich 
Mechatronik komplett mit Tablets aus-
gestattet. Die Schüler steigern dadurch 
ihre digitalen Kompetenzen und sind da-
durch ein Gewinn für spätere Arbeitge-
ber, den Lehrern erschließt sich eine neue 
Art des Unterrichts und nicht zuletzt er-
höht die Schule durch dieses Angebot 
ihre Attraktivität. Zum sinnvollen Um-
gang mit den neuen Geräten gehört 
mehr als nur das Runterladen von Apps 
und das bequeme Surfen im Internet auf 
dem Sofa: Den Schülern wird gezeigt, 
was die Geräte alles beherrschen, und 
wie sie in Schule und Beruf durchdacht 
eingesetzt werden können. Um die 
Tablets in Schule und Beruf zu nutzen, 
müssen die auf ihnen abgespeicherten 
Daten entsprechend gesichert sein, eine 
Verschlüsselung ist notwendig. Vor allem 
für Firmen, deren Mitarbeiter mehr und 
mehr mit Tablets arbeiten, ist das ein 
großes und wichtiges Thema. Maximal 
30 Tablets stehen der Hans-Thoma-
Schule für den ersten Jahrgang zur Ver
fügung. Insgesamt können drei TG-
Jahrgänge mit Geräten ausgestattet 
werden. Die Kosten dafür teilen sich Land 
und Landkreis mit jeweils 45 000 Euro.

Matthias Fetterer ist Pressereferent  
im Landratsamt Breisgau-Hochschwarz-
wald, Andreas Gippert leitet den Fach
bereich Digitalisierung und IT im Land-
ratsamt Breisgau-Hochschwarzwald.

allgemeinbildenden Gymnasien und der 
Beruflichen Schulen ein Vorreiter, wenn 
es um den Einsatz digitaler Medien geht. 
So ist die Gewerbeschule in Breisach  
seit dem vergangenen Schuljahr eine von 
vier Pilotschulen des landesweiten Pro-
jekts „Tablet-Einsatz in Ausbildungsberu-
fen“, und zwar für den Ausbildungsberuf 
des Mechatronikers. Nach den Pfingstfe-
rien 2017 wurden die Tablets dort in den 
Unterricht integriert. Hierbei steht ins-
besondere die Verknüpfung des Fach
unterrichts am PKW unter Einbindung 
der digitalen Technik im Mittelpunkt, da 
die Fähigkeiten in der Fach- und Digital-
kompetenz von künftigen Fachkräften in 
den Kfz-Betrieben erwartet wird. 
Die Georg-Kerschensteiner-Schule in 
Müllheim hat bereits vor drei Jahren 
erste Erfahrungen mit IPads in der Hand 
der Lehrkräfte, die im BFPE (Berufsfach-
schule Pädagogische Erprobung) unter-
richten, gemacht. Die Georg-Kerschen-
steiner-Schule deckt im BFPE sowohl den 
gewerblich-technischen (Elektro- und 
Metall-Profil), als auch den sozial-pflege-
rischen (Pflege-Profil) Schultyp ab. Alle 
Klassenräume der Schule sind mit 
Beamer, Dokumentenkamera, Audio
anlange und AppleTV ausgestattet. Als 
Schule, die eine zertifizierte CISCO-
Netzwerkakademie betreibt, sind hin
reichende Kompetenzen im Bereich der 
Netzwerktechnik vorhanden.
Seit dem letzten Schuljahr beteiligt sich 
die Schule an dem Projekt „Niveaudiffe-
renziertes Lernen digital gestalten“. 
Damit wird der bereits eingeschlagene 
Weg zu einem modernen, binnendiffe-
renzierten – und damit schülerorien-
tierten – tabletgestützten Unterricht 
erfolgreich fortgesetzt, auch für finan
ziell oft schwächer gestellte Schüle-
rinnen und Schüler. Neben sechs Klassen 
des Beruflichen Gymnasiums sind vier 
weitere Klassen mit Tablets ausgestattet. 
Im BFPE-Schulversuch mit vier Klassen 
und drei Profilen (Elektro, Metall und 
Pflege) werden in jeder Klasse zwei bis 
drei Flüchtlinge integrativ unterrichtet. 
Somit wird neben den Niveaustufen B 

auf dem Weg zur Erhöhung der Rechts
sicherheit und Wirtschaftlichkeit beim 
ersetzenden Scannen.

Die Leitlinie zum ersetzenden Scannen 
in Kommunen

Am 9. Mai 2017 wurde die Leitlinie für das 
ersetzende Scannen in Kommunen beim 
Deutschen Landkreistag der Öffentlich-
keit vorgestellt. Die Leitlinie wird den 
Kommunen auf der Homepage des Land-
kreises unter http://www.lkbh.de/e-akte 
zum Download angeboten.

Das Engagement von  
Breisgau-Hochschwarzwald  

bei der E-Akte BW, eJustice und  
dem Landkreisnetzwerk  
Digitalisierung/E-Akte

Der Landkreis unterstützt mit seinem  
für Digitalisierung zuständigen Fachbe-
reichsleiter, Andreas Gippert, die Exper-
tengespräche beim Innenministerium 
zur Ausgestaltung der E-Akte BW. Ebenso 
als einer von vier Pilot-Landkreisen bei 
der Erprobung der eKommunikation  
mit der Justiz im Elektronischen Rechts-
verkehr zum 1. Januar 2018 im Rahmen 
von eJustice BW.
Landrätin Störr-Ritter: „Wir begrüßen  
die Offenheit und Bereitschaft des Lan-
des sehr, in Expertengesprächen mit 
Kommunalen Vertretern zu einer mög-
lichen Abstimmung von Standards zum 
Beispiel bei Aktenstrukturen, beschrei-
benden Metadaten oder über die Defini-
tion von Formaten und Schnittstellen für 
einen verlustfreien und sicheren Akten-
austausch in der Zukunft“ zu kommen.  
Es ist unabdingbar, dass die vielerorts 
bestehenden kommunalen E-Akten mit 
den künftigen E-Akten des Landes und 
der Justiz optimal verzahnt werden.

Der Landkreis forciert auch  
als Schulträger die Digitalisierung

Der Landkreis Breisgau-Hochschwarz-
wald ist auch als Schulträger der acht 
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komplette Bewerbungsverfahren digital 
abwickelt, erkundet. Dabei wurde das 
Landratsamt auf das KIVBF, dvv.personal 
eRecruiting, aufmerksam, welches zu 
diesem Zeitpunkt die Pilotierungsphase 
hinter sich hatte. Nach dem Vergleich mit 
mehreren Programmen wurde sich letzt-
endlich für das Programm eRecruiting 
vom KIVBF entschieden. In den Vorstel-
lungsrunden der Programme und bei der 
Auswahlentscheidung war der Personal-
rat eingebunden. So konnte im Dezem-
ber 2014 mit dem Einführungsprojekt 
begonnen werden. Am Einführungspro-
jekt nahmen der Personalrat, der Daten-
schutzbeauftragte sowie die Personal-
sachbearbeiter teil. Das Rechenzentrum 
stellte an verschiedenen Terminen Ar-
beitspakete vor, die als Basiseinstel-
lungen übernommen und umgesetzt 
wurden. Dies ermöglichte es, das Projekt, 
neben den weiter steigenden Bewer-
bungsverfahren, mit einem geringen 
Mehraufwand, Stück für Stück voranzu-
bringen. Im Endstadium des Einfüh-
rungsprojektes, am 10. Juni 2015, wurden 
an einem Nachmittag die zukünftigen 
Anwender des Programms (alle mit Per-
sonalauswahlverantwortung betrauten 
Personen) geschult. Es handelte sich 
hierbei um 26 Personen, die in zwei Grup-
pen an der Schulung teilgenommen 
haben.

Technische Struktur

Das eRecruiting des KIVBF ist eine 
Web-Anwendung, wodurch keinerlei In-
stallationsaufwand der EDV-Abteilung 
nötig war, um es den einzelnen Endan-
wendern zur Verfügung zu stellen. Dank 
der Zertifizierung nach § 11 BDSG ist keine 
Prüfung nach BDSG für die Endkunden 
erforderlich.

Das Verfahren vor der 
Digitalisierung

Bis Sommer 2015 lief das Bewerbungs-
verfahren wie folgt ab: 
Das jeweilige Fachamt meldete beim 
Personal- und Organisationsamt den Be-
darf einer Stelle an. Dies wurde geprüft 
und der Personalsachbearbeiter suchte 
in den Akten eine Vorlage einer ähnlichen 
Stellenausschreibung. Das Fachamt er-
hielt diese als Beispiel, mit der Bitte eine 
Stellenausschreibung zu formulieren. 
Das Fachamt lieferte dem Personalsach-
bearbeiter daraufhin einen Entwurf, der 
ausformuliert wurde und für die Veröf-
fentlichung formatiert werden musste. 
Durch die Benutzung von vorigen Aus-
schreibungen als Vorlage kam es immer 
wieder zu Fehlern speziell bei der For
matierung. Die verschiedenen Veröf
fentlichungskanäle (Homepage, Presse, 
Online-Portale) benötigten verschiedene 
Formatierungen und Vorlagen, wobei 
alle überwacht und einzeln angeschrie-
ben werden mussten. Nach der Veröf-
fentlichung kamen die ersten Bewer-
bungsmappen, einzelne Bewerbungen 
kamen auch schon per E-Mail. Durch die 
Bewerbungen entstanden Papierstapel. 
Diese wurden vom Verwaltungssekre
tariat erfasst, Eingangsbestätigungen 
angefertigt und nach Bewerbungs-
schluss an die einzelnen Fachämter zur 
Vorauswahl weitergeleitet. Bis das jewei-
lige Fachamt die Unterlagen gesichtet 
hatte, verging einige Zeit. Das Personal- 
und Organisationsamt erhielt das Be-

werbungs-Paket (nach Möglichkeit) ge-
ordnet nach Qualifikation und den 
Vorschlägen, welche Personen zu Vor-
stellungsgesprächen eigeladen werden 
sollten. Das Personal- und Organisa
tionsamt organisierte und führte mit 
dem jeweiligen Fachamt die Vorstel-
lungsgespräche. Hierzu zählte unter 
anderem, die Unterlagen der einzelnen 
Bewerber der Vorstellungsgespräche  
zu kopieren, um jedem Teilnehmer 
(Personalrat, evtl. Schwerbehinderten
vertretung, Fachamt, Gleichstellungsbe
auftragte, Personalamt) die Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen. Anschließend 
wurde ein Bewerber ausgewählt und  
das Personalamt dokumentierte das Be-
werbungsverfahren zur Vorlage beim 
Personalrat. Sobald der Bewerber der Ein-
stellung zustimmte, musste wiederum 
der komplette Bewerberstapel in die 
Hand genommen werden, um den ein-
zelnen Bewerber abzusagen und um die 
Unterlagen wieder zurückzusenden. Dies 
wurde wiederum vom Verwaltungsse-
kretariat durchgeführt. Die Papierstapel, 
der vielen noch nicht vollständig ab
geschlossenen parallelen Bewerbungs-
verfahren nahmen sehr viel Platz in An-
spruch. Durch diesen organisatorischen 
Ablauf war viel Arbeitszeit gebunden, 
und durch die vermehrten Bewerbungs-
verfahren nahm der damit zusammen-
hängende Arbeitsaufwand überhand. 
Der Platzmangel bzw. der Überblick im 
Verwaltungssekretariat wurde ebenfalls 
zu einer Herausforderung.

Der Auswahlprozess

Nach anfänglichen Überlegungen, das 
Bewerbungsverfahren über Datenban
ken zu organisieren, wurde der Markt 
nach einer geeigneten Software, die das 

Digitale Bewerberverwaltung –  
eRecruiting im Hohenlohekreis

Von Thomas Lanig, Künzelsau

Das Landratsamt Hohenlohekreis 
konnte mit der Einführung des eRecrui
ting seine Abläufe in der Bewerberver-
waltung digitalisieren und verbessern.
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nalsachbearbeiter festgelegt und haben 
sofort nach Versendung der Eingangs
bestätigung Zugriff auf die Bewerbungs-
unterlagen der einzelnen Bewerber. 
Vorher festgelegte Bewertungskriterien 
ermöglichen die Bewertung der einge-
henden Bewerbungen. Die Bewertung 
erfolgt nach dem bekannten „Sterne-Be-
wertungssystem“ das aus dem Online-
handel bekannt ist. 
Nach Ablauf der Bewerbungsfrist gibt 
der Personalsachbearbeiter die Bewer-
bungen zur Fachamtsprüfung frei. Das 
Fachamt teilt nun mit Hilfe der vorher 
durchgeführten Sternebewertung die 
abschließende Entscheidung, wer zum 
Vorstellungsgespräch eingeladen wer-
den soll, elektronisch mit. Die Planung 
der Vorstellungsgespräche übernimmt 
das Personal- und Organisationsamt. Die 
Einladungen zu den Vorstellungsgesprä-
chen können über die Massenverarbei-
tung der Anwendung ohne Mühe erstellt 
werden. Während der Vorstellungsge-
spräche können die Beteiligten die Be-
werbungsunterlagen über ein Tablet ein-
sehen. Die bisherigen Papierberge (und 
die damit verbundene Arbeit) gehören 
somit der Vergangenheit an. Die Bewer-
tung des Bewerbungsgespräches wird 
ebenfalls in der Anwendung durchge-
führt und protokolliert. Über den Work-
flow hat auch der Personalrat Einsicht  
in das Bewerbungsverfahren. Dadurch 
kann sich auch der Personalrat bereits 
vor den stattfindenden Gesprächen 
ausgiebig über sämtliche Bewerber in-
formieren. Auch der Personalrat wird 
elektronisch zu seiner Stellungnahme 
aufgefordert. Die in der Anwendung 
abgegebenen Stellungnahmen werden, 
wie die anderen vorher durchgeführten 
Schritte, automatisch im eRecruiting 
protokolliert, ohne dass der Personal-
sachbearbeiter weitere Aktenvermerke 
anfertigen muss. Diese Art der Proto
kollierung gewährleistet zu jeder Zeit  
ein transparentes Bewerbungsverfahren. 
Die Massenverarbeitung wird auch für 
die zu tätigenden Absagen benutzt. So 
können auch große Mengen an Vorgän-

90% der Bewerbungen direkt über das 
Onlinebewerbungsportal ein. Die Bewer-
bungen, welche per Post eingehen, müs-
sen händisch ins System eingepflegt 
werden. Über die Benutzerverwaltung 
und die dazugehörige Zugriffsregelung 
kann dies auch von Auszubildenden erle-
digt werden. Ein großer Vorteil für das 
Einpflegen, bzw. den Nutzer, ist das sog. 
parsen. 

Ein Parser ['pɑ:ʁzɐ] (engl. to parse, „ana­
lysieren“, bzw. lateinisch pars, „Teil“;  
im Deutschen gelegentlich auch Zerteiler) 
ist ein Computerprogramm, das in der 
Informatik für die Zerlegung und Um­
wandlung einer Eingabe in ein für die 
Weiterverarbeitung geeigneteres Format 
zuständig ist. Häufig werden Parser ein­
gesetzt, um im Anschluss an den Analyse­
vorgang die Semantik der Eingabe zu 
erschließen und daraufhin Aktionen 
durchzuführen.

Der Lebenslauf wird hierbei analysiert 
und digital ins Programm übertragen, im 
Idealfall sind alle Felder befüllt und der 
Bewerber / die Bewerberin, bzw. die Per-
son, welche die Bewerbung ins System 
einpflegt, muss keine weiteren Eingaben 
machen. Das Anschreiben, der Lebens-
lauf und evtl. Zeugnisse oder andere 
Nachweise sollen im System hinterlegt 
werden. Wenn dies nicht der Fall ist, erin-
nert die Anwendung an die fehlenden 
Unterlagen. Mit Absendung der Be
werbung über das Onlineportal stimmt 
der Bewerber den Datenschutzbestim-
mungen zu und erhält einen Online-
Zugang zum Bewerbungsportal, fortan 
erfolgt die Kommunikation ausschließ-
lich über das Portal auf gesichertem Weg. 
Eine Eingangsbestätigung wird automa-
tisch von der Anwendung versendet. 

Sofortiger Zugriff auf  
die Bewerberunterlagen

Das zuständige Fachamt, bzw. die zu-
ständigen Personen für die Personalaus-
wahl im Fachamt, werden zu Beginn des 
Bewerbungsverfahrens durch den Perso-

Der Serverstandort ist beim KIVBF in 
Karlsruhe, somit liegen alle Daten in 
Deutschland und das Rechenzentrum 
sorgt für die nötigen Sicherungskon-
zepte und Zertifizierungen.
Der Prozess der Bewerberverwaltung 
wurde durch die Einführung des eRecrui-
ting digitalisiert und grundlegend ge
ändert. 

Das digitalisierte Verfahren

Am Anfang steht, wie gehabt, die Be-
darfsmeldung des Fachamtes an das 
Personal- und Organisationsamt. Sobald 
über den Bedarf entschieden ist, kann 
der Personalsachbearbeiter durch elek-
tronische Suche eine vorige oder ähn-
liche Ausschreibung im eRecruiting fin-
den. Diese wird als Vorlage dem Fachamt 
zur Verfügung gestellt. Die Stellen
ausschreibungen sind standardisiert, um 
dem Fachamt eine Hilfestellung zur For-
mulierung zu geben. Der Personalsach-
bearbeiter erhält den Vorschlag zur Aus-
schreibung des Fachamtes elektronisch 
und muss diesen, um dem standardisier-
ten Ausschreibungsprofil zu entspre-
chen, meist nur noch geringfügig ändern. 
Die Formatierung übernimmt das  
eRecruiting über eine HTML-Program-
mierung der Vorlagen, wodurch ge
währleistet ist, dass der Personalsachbe-
arbeiter in der Veröffentlichung immer 
dieselbe Formatierung verwendet und 
somit einen hohen Wiedererkennungs-
wert der Ausschreibung erzielt. Über 
eine Schnittstelle zur Homepage wird die 
Veröffentlichung geregelt. Eine Überwa-
chung, welche Ausschreibungen auf der 
Homepage aktuell eingestellt sind, ent-
fällt somit für den Personalsachbearbei-
ter bzw. wird über das eRecruiting ge-
steuert. Dies führt bei der immer weiter 
steigenden Anzahl an Ausschreibungen 
zu einer Entlastung bei der Betreuung 
der Homepage. Die Veröffentlichung der 
Ausschreibung über die Schnittstelle auf 
der Homepage eröffnet die Möglichkeit 
sich über das Onlinebewerbungsportal 
zu bewerben. Mittlerweile gehen über 
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Sparten-Portale, die meist günstiger in 
der Veröffentlichung sind und einen 
spezielleren Personenkreis ansprechen. 
Mit der momentan laufenden Einfüh-
rung der ePersonalakte soll auch eine 
Schnittstelle zwischen dem eRecruiting 
und dem Personalverwaltungspro-
gramm dvv.personal erstellt werden, um 
die bereits digitalisierten Personendaten 
der Bewerber weiter, ohne Medienbruch, 
nutzen zu können.

Fazit

Das digitale Bewerberauswahlverfahren 
hat sich bewährt und die beteiligten Per-
sonen wollen es nicht mehr missen. 
Das Einführungsprojekt wurde von Kai 
Strauß (KIVBF) geleitet, Ansprechpartner 
beim Landratsamt Hohenlohekreis ist 
Thomas Lanig.

Thomas Lanig ist Mitarbeiter beim Per
sonal- und Organisationsamt im Land-
ratsamt Hohenlohekreis.

Onlineportale in den Grundeinstellun
gen der Ausschreibung festgelegt, wo-
durch die Anwendung über eine Schnitt-
stelle direkt mit den ausgewählten 
Onlineportalen kommuniziert.
Der E-Mail-Verkehr oder das Ausfüllen  
von mehreren Online-Formularen zur 
Veröffentlichung der Ausschreibung fällt 
somit weg. Das Multiposting bietet nicht 
nur die gängigen Online-Portale zur 
Auswahl, sondern findet auch Berufs- 

gen zeitnah und ohne größeren Arbeits-
aufwand abgearbeitet werden.
Durch das eRecruiting konnten die An-
forderungen des neuen Corporate Iden-
tity der Landkreisverwaltung mit Hilfe 
des KIVBF im Bewerbungsverfahren sehr 
zügig, mit wenigen Einstellungen ge
ändert werden. Ein weiterer Baustein 
konnte im Herbst 2016 mit dem sog. 
„Multiposting“ produktiv gesetzt wer-
den. Hierbei werden die Kategorien der 

einem Preis ausgezeichnet. Dieser wird 
von der Stiftung „PSD L(i)ebenswert“ in 
Kooperation mit den Kultusministerien 
des Landes Baden-Württemberg und  
des Saarlandes für innovative Lernideen 
vergeben. Sie erhielten als Preisgeld 
5000,– €, das nun für besondere Projekte 
im Bereich der Digitalisierung an der 
Schule eingesetzt werden kann.
Die Schüler berichten in einem eigenen 
Blog auf der Schulhomepage aus ihrem 

Tabletklasse der  
Walther-Groz-Schule Albstadt 

gewinnt bei  
„Digital macht Schule“

„S’blog’T! Schüler bloggen aus dem 
Tabletunterricht“. Für dieses Projekt 
wurden die Schüler der Tabletklasse  
der Walther-Groz-Schule zusammen mit 
ihrer Lehrerin Susanne Judenhahn beim 
Wettbewerb „Digital macht Schule“ mit 

Digitalisierung an den beruflichen Schulen  
im Zollernalbkreis

Von Viktoria Wachtel, Balingen

Alle fünf beruflichen Schulen des Zol-
lernalbkreises haben bereits eigene 
Konzepte für ihre Schulen erarbeitet, 
um die Möglichkeiten der Digitali
sierung für Pädagogik, Lernkultur  
und Bildungsziele zu nutzen. Bei
spielhaft sollen hier zwei berufliche 
Schulen des Zollernalbkreises mit 
ihren jeweiligen Projekten vorgestellt 
werden.
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Schüler der Tabletklasse freuen sich mit ihrer Lehrerin Susanne Judenhahn über die 5000,– €. 

Schule (PMHS) die neuen Inhalte von 
Industrie 4.0 in allen relevanten Bil-
dungsgängen. Knapp 1200 Schüler/in
nen werden von der erweiterten Kompe-
tenzentwicklung profitieren. Die Vision 
der PMHS ist, dass Industrie 4.0 an der 
Schule nicht nur erlernbar, sondern für 
alle erlebbar wird.

Kompetenzzentrum Lernfabrik 4.0  
an der Philipp-Matthäus- 
Hahn-Schule in Balingen

Das Land Baden-Württemberg investiert 
insgesamt 6,8 Mio. Euro in 16 beruflichen 
Schulen in Baden-Württemberg, um 
Fach- und Nachwuchskräfte fit für die 
Zukunft zu machen. Die PMHS ist eine 
der Schulen, die den Zuschlag für Indu
strie 4.0 erhalten hat. So entstand eine 
sogenannte Lernfabrik 4.0, die im No-
vember des vergangenen Jahres feierlich 
eröffnet wurde. 

Wie wurde die  
Philipp-Matthäus-Hahn-Schule  

Lernfabrik?

Die Träger der beruflichen Schulen waren 
vor zwei Jahren vom damaligen Minis
terium für Finanzen und Wirtschaft 
aufgerufen worden, Projektvorschläge 
einzureichen. Mit dem Titel „Kompetenz-
zentrum Lernfabrik 4.0“ reichte die 
Schule unter der Projektleitung von 
Heiko Käppel ein umfassendes Pädago-
gisches Konzept ein. Ziel des Konzepts ist 
es einerseits, die eigenen Schüler in Aus- 
und Weiterbildung fit für die digitale 
Zukunft zu machen, andererseits jedoch 
auch als Kooperations- und Weiterbil-
dungsnetzwerk für die regionale Wirt-
schaft und Forschung zu fungieren.
Die flexible Nutzung sowohl in der 
Ausbildung, als auch in der Weiterbil-
dung ermöglicht kleineren regionalen 
Betrieben den Einstieg in das Industrie-
zeitalter 4.0. Die Kooperation mit Hoch-
schulen und Kammern bietet einen 
Mehrwert mit forschungsnahem Cha-
rakter.

mit Lehrkräften auszutauschen. Man 
sieht, wie digitale Medien und digitaler 
Unterricht verantwortungsvoll funktio-
nieren können.

Lernfabrik 4.0 –  
fit für die Zukunft

„Fit für die Technologien von heute und 
morgen.“ Unter diesem Motto integriert 
derzeit die Philipp-Matthäus-Hahn- 

Schulleben. Sie schaffen damit einen Ein-
blick in ihren Umgang mit den Tablets 
und zeigen Möglichkeiten und Probleme 
auf. Schüler, die sich ebenfalls für den 
modernen Unterricht mit Tablets inte
ressieren, können damit schon einmal 
vorausschauend hineinschnuppern und 
sich Lust auf die Arbeit mit Tablets 
machen. Zudem ist der Blog natürlich ein 
hervorragender Weg, um Erfahrungen 
zwischen Schülern untereinander und 

Schulleiter Eugen Straubinger, Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, 
Projektleiter Heiko Käppel, Markus Haigis und Dr. Ulrich Stoll von der Firma Festo�
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einen weiteren Förderaufruf gestartet. 
Die Philipp-Matthäus-Hahn-Schule in 
Balingen hat sich für dieses Projekt eben-
falls beworben. Das Gesamtprojekt der 
PMHS beinhaltet zwei Teilprojekte: Zum 
einen die Lernortkooperation der Mecha-
troniker im zweiten Lehrjahr und zum 
anderen die Prozessoptimierung eines 
Handhabungssystems in Lernortkoope-
ration bei den Industriemechanikern  
im dritten Ausbildungsjahr. Beide An-
sätze gehen von bereits konzipierten 
Lernumgebungen aus, welche durch 
technische, organisatorische, metho-
dische und kommunikative Modifikati-
onen erheblich weiterentwickelt werden. 
Dabei werden jeweils der Status quo und 
der Zielzustand gegenübergestellt.
Die wissenschaftliche Begleitung soll die 
Technische Universität Darmstadt über-
nehmen. Dies schließt sowohl die inhalt-
lich-gestalterische Betreuung und die 
Kooperation mit den Wirtschaftspart-
nern ein, als auch die fortlaufende Eva
luierung für den kontinuierlichen Ver-
besserungsprozess.

Viktoria Wachtel arbeitet im Sachgebiet 
Kreisschulen im Landratsamt Zollern
albkreis.

Selbstverständlich besteht eine enge Zu-
sammenarbeit mit der Technikakademie 
der IHK Reutlingen und der Handwerks-
kammer. 

Demonstrationszentrum  
für die regionale Wirtschaft Neckar-Alb

Außerhalb der Unterrichtszeiten werden 
unter der Federführung des „Förderver-
eins Wirtschaft und Technik“ der PMHS 
Fortbildungen für Industriebetriebe 
(Zielgruppe: Geschäftsführung, Abtei-
lungsleiter, Meister) angeboten. 
Darüber hinaus können die Unterneh-
men auch mit Entwicklungsansätzen die 
Ausstattung der Lernfabrik 4.0 insofern 
nutzen, als exemplarische Situationen 
aus dem jeweiligen Unternehmen simu-
liert und im Detail analysiert werden. Die 
daraus gewonnenen Erkenntnisse kön-
nen anschließend in neue Produktions-
planungen, oder Produktionsoptimie-
rungen einfließen: für beide Seiten eine 
„WIN-WIN-Situation“.

Digitalisierung und  
berufliche Ausbildung an der PMHS

Im März 2017 hat das Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau 
Baden-Württemberg zum Thema „Digi-
talisierung und berufliche Ausbildung“ 

Wie wird Industrie 4.0 zum 
Unterrichtsgegenstand?

Über die Unterrichtsinhalte der Bil-
dungspläne hinaus spielt die Qualifi
kation der unterrichtenden Lehrkräfte 
besonders in den Lernfabriken 4.0 eine 
entscheidende Rolle. Um Schlagwörter 
von Industrie 4.0, wie hochtechnisiert, 
zukunftsweisend, vernetzt, digital, inter-
aktiv im Unterricht umsetzen zu können, 
bedarf es engagierter Fachlehrkräfte. Die 
Bereitschaft, Impulse und Erfahrungen 
aus der Industrie einfließen zu lassen, 
stellt an der PMHS eine Selbstverständ-
lichkeit dar. Schon heute unterrichten 
zahlreiche Ingenieure aus den Bereichen 
Maschinenbau, Elektrotechnik, Mecha-
tronik, Informatik und Automatisie-
rungstechnik. 
Seit Jahren verstärken Direkteinsteiger 
aus den unterschiedlichsten Industrie
bereichen das Kollegium mit den not-
wendigen Kompetenzen. Des Weiteren 
werden Fortbildungsangebote des Kul-
tusministeriums, des Regierungspräsi
diums, schulinterne und schulnahe 
Lehrerfortbildungen, sowie Schulungs
angebote von Firmen wahrgenommen, 
um stets auf dem aktuellsten Stand zu 
bleiben.

Zukunftsorientierte Netzwerke schaffen

Die PMHS hat sich zum Ziel gesetzt, in 
den nächsten Jahren ein landkreisüber-
greifendes Kompetenzzentrum im Be-
reich der Industrie 4.0 zu werden. Diese 
Zielsetzung ist fest in der Schulentwick-
lungsplanung verankert. Zudem vernetzt 
sich die PMHS zunehmend sowohl mit 
der mittelständischen Industrie, als auch 
mit weiteren Forschungs- und Bildungs-
einrichtungen wie der Hochschule Alb-
stadt-Sigmaringen, dem Technologie- 
und Entwicklungszentrum (TEZ) von 
Groz-Beckert oder der Technologiewerk-
statt Albstadt. Weitere Kooperations-
partner aus der Industrie sind u. a. die 
Unternehmen Groz-Beckert, Gühring, In-
terstuhl, Baxter, Bizerba und Diebold. 

Digitalisierung an den beruflichen Schulen im Zollernalbkreis
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leistungen und die dazu gehörenden In-
formationen werden nun von Service-BW 
genutzt und direkt auf die Landkreisseite 
übertragen. Dies trägt dazu bei, eine 
Mehrfachpflege zu vermeiden und einen 
einheitlichen Stand auf beiden Portalen 
zu erreichen. 
Der Landkreis profitiert zudem davon, 
dass das Land eine rechtssichere Be-
schreibung aller in Baden-Württemberg 
erbrachten Verwaltungsleistungen kos
tenlos zur Verfügung stellt und der Bür-
ger immer auf die gleichen Informa
tionen gelangt, egal über welchen Weg 
er diese sucht und findet.
Auch bei den vom Landkreis genutzten 
Formularen soll schrittweise eine stär-
kere Einheitlichkeit erreicht werden, so-
wohl zwischen den einzelnen Ämtern 
und Sachgebieten als auch zwischen di-
gitaler und Papier-Welt. Für die Einbin-
dung auf der Homepage sind intelligente 
Ausfüllassistenten geplant. Diese führen 
den Bürger Schritt für Schritt durch  
den Ausfüllprozess, lassen sich auch am 
Smartphone oder Tablet ausfüllen und 
können ggf. digital direkt an die zustän-
dige Stelle versendet werden. Derzeit 
müssen diese Daten noch manuell wei-
terverarbeitet werden. Ziel ist es die 
elektronisch eingereichten Daten künf-
tig elektronisch weiterzubearbeiten und 
somit einen eGovernment-Prozess so-
wohl extern als auch intern elektronisch 
abzuwickeln.
Aktuell gibt es auf der Homepage des 
Landkreises bereits eGovernment-Pro-
zesse mit direkter Schnittstelle ins 
Fachverfahren, wie z. B. die Bewerberver-
waltung beim Hauptamt, das Wunsch-
kennzeichen und die Online-Außer
betriebsetzung in der Zulassungsstelle, 
die Online-Anhörung im Bußgeldbereich 
und die eVergabe für die öffentlichen 
Ausschreibungen. In den kommenden 

Die eGovernment-Gesetze des Bundes 
und des Landes Baden-Württemberg 
geben bereits viele Vorgaben zur Digita-
lisierung in der Verwaltung. Sie fordern 
beispielsweise die Ermöglichung eines 
elektronischen Zugangs, des elektro-
nischen Zahlungsverkehrs, die Bereitstel-
lung elektronischer Dienste, Verfahren 
und Nachweise sowie die elektronische 
Aktenführung.
Um die sich verändernden gesellschaft-
lichen Anforderungen erfüllen zu kön-
nen reicht die reine „Elektrifizierung“  
der bisherigen Aktivitäten nicht aus.  
Die Verbesserung von Verwaltungspro-
zessen kann nur erreicht werden, wenn 
sich die Verwaltung von den bisherigen 
Strukturen und analogen Prozessen löst. 
Dazu hat das Landratsamt Tuttlingen 
sowohl ein „eGovernment-Konzept“ als 
auch ein „Digitalisierungskonzept“ er
arbeitet. Das eGovernment-Konzept ver-
folgt das Ziel, Schritt für Schritt digitale 
Prozesse für die Bürgerinnen und Bürger 
bereitzustellen. Das Digitalisierungs
konzept beinhaltet die schrittweise Ein-
führung der eAkte für die gesamte Ver-
waltung.
Bei dieser „Digitalen Transformation“ 
stellt auch das Prozessmanagement 
einen wichtigen Bestandteil des Gesamt-
konzeptes dar. Um die höchstmögliche 
Effizienz zu erreichen, müssen bei der 
Umstellung von analog auf digital alle 
Arbeitsabläufe genau analysiert und  
für die digitale Abwicklung angepasst 
werden.

eGovernment  
im Landratsamt Tuttlingen

Für die Bürgerinnen und Bürger des 
Landkreises Tuttlingen dient die Web-
seite www.landkreis-tuttlingen.de als 
Einstieg in die eGovernment-Lösungen. 
Die Landkreisseite wurde in den vergan
genen Jahren immer wieder den neuen 
Anforderungen angepasst, wie z. B. hin-
sichtlich Barrierefreiheit und Responsive- 
Fähigkeit. Ziel ist, dass sich die Bürge-
rinnen und Bürger in der digitalen Welt 
möglichst gut zurechtfinden und schnell 
alle Informationen finden, die sie benö
tigen.
Für den Bürger ist es nicht immer ganz 
einfach, herauszufinden, welche Ver
waltungsbehörde – die Gemeinde, die 
Stadt, der Landkreis, das Regierungs
präsidium – für sie und ihr Anliegen 
zuständig ist. Um diese Suche zu verein-
fachen, bietet das Land Baden-Würt
temberg auf seinem Bürgerportal alle 
Dienstleistungen der öffentlichen Ver-
waltung an und lenkt den Bürger direkt 
zur zuständigen Behörde. Über das Lan-
des-Portal Service-BW (www.service- 
bw.de) gelangt der Bürger auf die Dienst-
leistungen des Landkreises Tuttlingen. 
Bis vor Kurzem wurden die Verwaltungs-
leistungen auf der Landkreis-Homepage 
unter der Rubrik „Was erledige ich wo?“ 
vorgehalten und wichen von den Infor-
mationen in Service-BW ab. Inzwischen 
wurde eine direkte Schnittstelle zu 
Service-BW eingerichtet. Die Dienst

Digitalisierung im Landratsamt Tuttlingen – 
Auf dem Weg zur Verwaltung 4.0 

Von Adalbert Brütsch, Tuttlingen

Während sich die Industrie bereits inmitten der digitalen Transformation befindet, 
stehen viele Verwaltungen noch ganz am Anfang dieses Prozesses. Doch die 
Entwicklung macht auch vor den Behörden nicht halt. Aus diesem Grund hat  
das Landratsamt Tuttlingen für die beiden zentralen Herausforderungen – Umstieg 
auf die elektronische Aktenführung und Ausweitung der eGovernment-Angebote 
– bereits frühzeitig die Weichen gestellt.
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talisieren und elektronisch zum je
weiligen Sachbearbeiter weiterzuleiten, 
damit dieser die Dokumente medien-
bruchfrei in der jeweiligen eAkte ablegen 
kann. Das Konzept geht auf die verschie-
denen Aufgaben, Rollen und Prozesse des 
Posteingangs ein und wird durch einen 
Dienstleister im Bereich der Digitali
sierung erstellt. Im Rahmen von ver
schiedenen Workshops und unter Ein
beziehung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter werden die Basis und die 
Rahmenbedingungen für die Realisie-
rung des digitalen Posteingangs defi-
niert und festgelegt.
Die Zielsetzung und die Anforderungen 
in den kommenden Jahren sind hoch. Bei 
der Einführung der Schriftgutverwal-
tung und der digitalen Posteingangslö-
sung wird deshalb Schritt für Schritt äm-
terweise vorgegangen. Das Ziel, die eAkte 
flächendeckend bis zum Einzug in den 
geplanten Erweiterungsbau des Land
ratsamtes Tuttlingen im Jahr 2021 einzu-
führen, soll in jedem Fall eingehalten 
werden. Denn das reduzierte Raum
programm für den geplanten Neubau 
verzichtet weitestgehend auf Akten-
schränke und basiert auf einer platz
sparenden digitalen Verwaltung.
Insgesamt sollen die Digitalisierung und 
die Angebote aus dem Bereich eGovern-
ment allen Beteiligten, den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern ebenso wie den 
Bürgerinnen und Bürgern die Arbeit er-
leichtern. Unvermeidlich sind eine gut 
durchdachte, schrittweise Umstellung 
sowie die Beteiligung der gesamten Ver-
waltung an dem Prozess.

Adalbert Brütsch ist im Kreisarchiv und 
Kulturamt im Landratsamt Tuttlingen 
tätig und zuständig für Öffentlichkeits-
arbeit.

beim Anlegen über eine einheitliche 
Maske festgelegt werden, wie beispiels-
weise Datum, Aktenzeichen, Art des 
Dokuments etc. Alle Akten landen, bild-
lich gesprochen, in einem Aktenschrank, 
wobei die Zugriffsrechte klar geregelt 
sind.
Bisher wurden reine Fallakten mit jewei-
liger Anbindung/Schnittstelle zum füh-
renden Fachverfahren realisiert. Künftig 
sollen alle Papierakten sowie die Ablage-
strukturen der einzelnen Laufwerke über 
das Dokumentenmanagement- und Ar-
chivsystem mit dem Aktenführungs
modul abgedeckt werden. Das Modul 
Aktenführung / Schriftgutverwaltung 
basiert auf dem Kommunalen Aktenplan 
des Boorberg-Verlags.
Eine eigens dafür eingerichtete Arbeits-
gruppe im Landratsamt Tuttlingen 
befasst sich intensiv mit der Schriftgut-
verwaltung und hat die Rahmenbedin-
gungen und Anforderungen für den Ein-
satz des Systems erarbeitet. Nach den 
erforderlichen Anpassungen gehen wei-
tere Ämter in den Echtbetrieb, um das 
Systems intensiv zu prüfen und zu opti-
mieren, so dass Anfang 2018 die weitere 
Ausweitung auf alle Ämter und Dezer-
nate erfolgen kann. Ziel ist es, die elektro-
nische Aktenführung bis Ende 2020 flä-
chendeckend im Landratsamt eingeführt 
zu haben.

Digitaler Posteingang

Um eine konsequente elektronische 
Schriftgutverwaltung zu ermöglichen, 
ist auch die Digitalisierung des Postein-
gangs und der daran anschließenden 
Prozesse erforderlich. Ein neues Post
stellenkonzept für den elektronischen 
Posteingang im Landratsamt Tuttlingen 
muss daher erarbeitet werden. Ziel ist, 
die eingehenden Papierdokumente be-
reits am zentralen Posteingang zu digi

Jahren soll das Angebot schrittweise 
ausgebaut werden.
Um diese zusätzlichen Herausforde-
rungen meistern zu können, wurde im 
Organisationsamt des Landratsamtes 
Tuttlingen eine Stelle eines eGovern-
ment-Beauftragten geschaffen. Diese 
Stelle arbeitet sehr eng zusammen so-
wohl mit der Internet-Beauftragten als 
Ansprechpartnerin für die Homepage 
(Presse- und Medienstelle) als auch mit 
dem IT-Service (Organisationsamt) als 
technischem Partner für die Realisierung 
der Projekte. 

eAkte statt Papier

Das klare Ziel lautet, Schriftgut nur noch 
elektronisch zu speichern, nicht mehr in 
Papierform. Die eAkte ist zentraler Be-
standteil der Gesamtstrategie „Verwal-
tung 4.0“, um zu gewährleisten, dass die 
elektronischen Prozesse in einem Fach-
verfahren sowie die Dokumente digital 
in der entsprechenden digitalen Akte 
münden. Das Landratsamt Tuttlingen 
hat bereits im Jahr 1996 die digitale 
Aktenführung in der Zulassungsstelle 
eingeführt. In den vergangenen Jahren 
wurde dies auf andere Bereiche wie das 
Sozialamt, das Jugendamt oder das Amt 
für Energie, Abfallwirtschaft und Straßen 
ausgeweitet. Im Einsatz befindet sich 
das Dokumentenmanagement- und Ar-
chivsystem „enaio“ der Firma optimal 
systems. 
Für elektronische Akten gelten die glei-
chen Prinzipien für den Umgang mit 
Akten wie im Fall von Papierakten. Wich-
tig ist, dass die Akten nach einem klaren 
Plan abgelegt sind, damit sie jederzeit 
auffindbar sind. Auch der Lebenszyklus 
einer digitalen Akte entspricht der einer 
Papierakte. Damit die elektronischen 
Akten schnell wieder auffindbar sind, 
erhalten sie verschiedene Hinweise, die 
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verbunden. Ziel ist es eine disziplin
übergreifende Vernetzung bereits in den 
Lernprozess zu integrieren. Beispiels-
weise könnten Schülerinnen und Schüler 
einer kaufmännischen Schule über die 
Cloud Produktionsaufträge an eine ge-
werbliche Schule senden. Nach erfolgter 
Produktion an der gewerblichen Schule 
übernimmt dann die kaufmännische 
Schule den Vertrieb, das Rechnungs
wesen und die Logistik. Dies eröffnet  
die Möglichkeit eine gesamte moderne 
Produktionskette darzustellen.
Ergänzend zu einer gemeinsamen 
Lernplattform und Campus-WLAN- 
Versorgungen werden weitere unter-
schiedliche digitale Konzepte an den 
beruflichen Schulen des Landkreises 
verfolgt.
Die Friedrich-Ebert-Schule in Esslingen 
plant noch im Jahr 2017 die Eröffnung 
eines Multilabors „Handwerk 4.0“. Diese 
ermöglicht den Unterricht im Bereich 
„Smart Home“. Als „Smart Home“ be-
zeichnet man das in sich und nach außen 
hin vernetzte Zuhause. Die zentrale Rolle 
spielen dabei Sensoren und eine Infor-
mationstechnologie, die den Austausch 
der Informationen über das Internet 
ermöglichen.
Dieses Projekt ist bundesweit einmalig 
und hat somit Leuchtturmcharakter. 
Besonders attraktiv für Schülerinnen 
und Schüler, Kammern, Lehrbeauftragte 
und Unternehmen sind die unterschied-
lichen Abstraktionsgrade, die im Unter-
richt eingesetzt werden können.
Weiter plant die Max-Eyth-Schule in 
Kirchheim unter Teck die Errichtung einer 
Lernstraße „Industrie 4.0“ für Anfang 
2018. Ziel ist es einzelne Ausbildungsbe-
reiche miteinander zu vernetzen. Auch 
für die anderen beruflichen Schulen  
im Landkreis gibt es Überlegungen die 
Digitalisierung in den Schulalltag einzu-

Digitale Anwendungen sind Bestandteil 
der tagtäglichen Arbeit des Landkreises 
Esslingen. Mitarbeiter des Straßenbau-
amtes greifen beispielsweise mit Hilfe 
einer speziellen App von unterwegs auf 
das Geoinformationssystem des Land-
kreises zu. Mit mobilen Endgeräten wie 
Smartphones oder Tablets werden Stra-
ßenschäden oder andere Vermerke direkt 
von unterwegs dokumentiert. Dies opti-
miert Arbeitsabläufe und ermöglicht 
eine effizientere Weiterverarbeitung  
der Daten. Auch im Vermessungsamt ist 
der zunehmende Einfluss der Digitalisie-
rung zu spüren. Die „INSPIRE-Richtlinie“ 
der Europäischen Union definiert den 
rechtlichen Rahmen für den Aufbau  
von Geodateninfrastrukturen. Ziel der 
„INSPIRE-Richtlinie“ ist eine einheitli- 
che europäische Geodateninfrastruktur. 
Daher digitalisiert das Vermessungsamt 
des Landkreises sämtliche Akten.
Damit junge Menschen im Zuge der Aus-
bildung auf die Chancen und Herausfor-
derungen der Digitalisierung sämtlicher 

Arbeitsbereiche vorbereitet werden, sind 
die beruflichen Schulen des Landkreises 
Esslingen für die digitale Zukunft ge
rüstet. Die digitale Entwicklung stellt 
gerade für berufliche Schulen, die sich 
unter anderem durch ihre unmittelbare 
Nähe zu Industrie und Handwerk aus-
zeichnen, eine besondere Herausforde-
rung dar. Mit einer Digitalisierungsoffen-
sive werden derzeit im Kreis Esslingen 
die beruflichen Schulen für künftige 
Herausforderungen fit gemacht.
Ein erster zentraler Schritt ist eine flä-
chendeckende WLAN-Ausstattung aller 
beruflichen Schulen, die sukzessive rea
lisiert wird. Seit März 2017 verfügen be-
reits zwei Schulen über eine Campus- 
WLAN-Versorgung. Ähnlich wie in der 
realen Arbeitswelt Industrie 4.0 und 
Handwerk 4.0 an Bedeutung zunehmen, 
um unterschiedliche Entwicklungs- und 
Produktionsebenen zu vernetzen, wer-
den die beruflichen Schulen des Land-
kreises über eine zentrale Lernplattform 
– über eine eigene Cloud – miteinander 

Digitalisierung im Landkreis Esslingen –  
Ein Landkreis rüstet für die Zukunft

Von Ann-Kathrin Sous, Esslingen

„Digitalisierung“ ist in aller Munde. Doch was verbirgt sich genau hinter diesem 
Begriff, der Tag für Tag auftaucht? Die Digitalisierung ist keine Innovation des  
21. Jahrhunderts. Bereits im 20. Jahrhundert gab es eine erste Digitalisierungswelle. 
Heute zeigt die Digitalisierung jedoch eine ganz andere Facette als im vergangenen 
Jahrhundert. Ging es im 20. Jahrhundert im Wesentlichen um die Einführung der 
Informationstechnologie und die Schaffung von Insellösungen, so geht es heute um 
eine weltweite Vernetzung mit einem steigenden Bedarf des Datentransfers. Die 
heutige Digitalisierung kennzeichnen Begriffe wie Industrie 4.0, Handwerk 4.0 und 
Cloud Computing. Man spricht auch von der vierten industriellen Revolution, deren 
auslösende Basisinnovation cyber-physische Systeme sind, Systeme innerhalb derer 
informationstechnische und mechanische Komponenten miteinander verbunden 
sind. Im Zusammenhang mit der Digitalisierung steht auch der Terminus „Smart 
City“. Die „Smart City“ ist eine deutliche und zukunftsweisende Tendenz der 
Stadtentwicklung, die sämtliche Lebensbereiche umfasst. Basierend auf Informa-
tions- und Kommunikationstechniken sollen über intelligente Systeme eine Steige-
rung der Ressourcenschonung und der Lebensqualität in Städten erreicht werden. 
In der Theorie ist die Digitalisierung bereits eine aktive Komponente. Nachfolgend 
wird ein Überblick über den Digitalisierungsstand im Landkreis Esslingen gegeben.
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örtliche Backbone anzuschließen. Eine 
eigens gebildete Stelle für die Breitband-
koordination im Landkreis Esslingen 
bündelt Informationen zu Ausbau und 
Förderprogrammen und steht seit An-
fang 2017 den 44 Kommunen des Land-
kreises als zentrale Ansprechpartnerin 
zur Verfügung.
Mit Blick auf die Zukunft veranstaltet der 
Landkreis Esslingen in der zweiten Jah-
reshälfte 2017 in enger Zusammenarbeit 
mit der Kreissparkasse Esslingen-Nür
tingen einen handlungsorientierten Zu-
kunftsdialog. Basis hierfür ist die Prognos 
Studie 2016, bei der der Landkreis unter 
402 Landkreisen Platz 22 aller Kreise in 
Deutschland belegt hat. Gemeinsam mit 
der Kreissparkasse nimmt der Landkreis 
Esslingen dieses Ergebnis zum Anlass,  
die Zukunftsfähigkeit des Standortes 
Landkreis Esslingen dialogorientiert aus-
zubauen. Hierfür wurden vier zentrale 
Handlungsfelder ermittelt. Neben den 
Schwerpunktthemen Infrastruktur, Fach-
kräftesicherung und Strukturwandel 
stellt die Digitalisierung einen Hauptas-
pekt dar. Um Handlungsempfehlungen 
zu entwickeln, findet zu jedem Schwer-
punktthema ein Workshop statt. Ziel
setzung dieses Prognos-Zukunftsdialogs 
ist es, konkrete Handlungsempfehlungen 
für die zukünftige bzw. zukunftsorien-
tierte Ausrichtung und Entwicklung des 
Wirtschaftsstandortes Landkreis Esslin-
gen zu entwickeln.

Ann-Kathrin Sous ist Breitbandkoordina-
torin des Landkreises Esslingen.

tion erfolgt durch den Verband Region 
Stuttgart und die Wirtschaftsförderung 
der Region Stuttgart. Gemeinsam wird 
eine regionale Netzstruktur für Daten-
fernleitungen geplant, an die die Städte 
und Gemeinden mit ihren Netzstruk-
turen anschließen können. Auf Gewerbe-, 
Industrie- und Schulstandorte wurde ein 
besonderer Fokus gelegt. Ebenso wurden 
sogenannte weiße Flecken, aktuell un-
terversorgte Bereiche des Landkreises, 
planerisch erschlossen. Ziel ist eine 
flächendeckende und nachhaltige 
Internetversorgung des Landkreises im 
Hoch- und Höchstleistungsbereich. Dies 
ermöglicht es, hochbitratige Glasfaser-
leitungen bis in die Gebäude zu legen 
und kommunale Netze an das über

bauen, beispielsweise in den Bereichen 
Automotive oder Pflege.
Basis für den Ausbau der digitalen 
Anwendungen ist die Verfügbarkeit von 
breitbandigen Datennetzen. Diese zäh-
len heutzutage zu den wichtigen Stand-
ortfaktoren für Gewerbe und Wohnen. 
Eine Bestandsaufnahme durch die Firma 
GEO DATA GmbH aus dem Jahr 2015 hat 
ergeben, dass 41 % der Gewerbegebiete 
im Landkreis Esslingen unterversorgt 
sind. Dies belegt den Handlungsbedarf 
bei der Schaffung einer kommunalen 
digitalen Infrastruktur. Gemeinsam mit 
den weiteren Landkreisen in der Region 
und der Landeshauptstadt Stuttgart hat 
der Landkreis dafür eine Backbone-Pla-
nung in Auftrag gegeben. Die Koordina-

Besuch der Wirtschaftsministerin am 23. Juni 2017 an der Friedrich-Ebert-Schule.  
Von links: Stellv. Schulleiter Eberhard Gegier, Landrat Heinz Eininger, Ministerin für Wirtschaft,  
Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut
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führen werden. Um diese Potentiale zu 
erschließen, wurde beim Kreis mit dem 
Aufbau einer Governance-Organisation 
begonnen, deren Ziel die verstärkte Koo-
peration zwischen dem Kreis und seinen 
Tochtergesellschaften im IT-Bereich ist. 
Der gemeinsame Betrieb des Netzwerks 
und die beabsichtigte Schaffung ge-
meinsamer Rechenzentren werden dazu 
beitragen, IT-Dienste zukünftig mit 
größtmöglicher Effizienz bereitstellen zu 
können. Die durch Synergieeffekte frei-
werdenden Ressourcen stehen für die 
Umsetzung innovativer Projekte in dem 
Bereich e-Government/e-Bürgerdienste 
zur Verfügung. Daneben stellt auch die 
sich beim Kreis derzeit in Umsetzung be-
findliche Etablierung einer einheitlichen 
digitalen Akte in allen Fachämtern einen 
wichtigen Meilenstein beim Vorantrei-
ben der Digitalisierung dar, da diese 
ebenfalls eine Grundvoraussetzung für 
die Einführung weiterer digitaler Lö-
sungen darstellt.
Digitale Lösungen in der öffentlichen 
Verwaltung sollen zu schlankeren und 
kostengünstigeren Verwaltungsabläu-
fen führen. Eine aktuelle Studie des 
Zentrums Europäischer Wirtschaftsfor-
schung (ZEW) stellt fest, dass sich sowohl 
Angebot als auch Nachfrage von E-Go-
vernment-Lösungen in Baden-Württem-
berg noch im Anfangsstadium befinden 
und es häufig an einer digitalen Strategie 
mangelt. Der Rhein-Neckar-Kreis nimmt 
daher mit seinem Masterplan E-Govern-
ment 2015 – 2020 eine Vorreiterrolle ein 
und verfolgt konsequent die Digitalisie-
rung der Verwaltung, um die behördliche 
Kommunikation zu erleichtern und zu 
beschleunigen. 

Bürgerverwaltung 4.0

Seit 2012 ist es online möglich, zeitun
abhängig das eigene Kfz an-, um- und 

Der Rhein-Neckar-Kreis wird seine Ein-
wohnerinnen und Einwohner und insbe-
sondere seine ansässigen Unternehmen 
im Prozess der digitalen Transformation 
nachhaltig unterstützen. Im PROGNOS- 
Zukunftsatlas 2016 wurde dem Landkreis 
eine fortgeschrittene Digitalisierung von 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt attestiert, 
schreibt dem Rhein-Neckar-Kreis „sehr 
gute Chancen“ zu. Nicht zuletzt aus die-
sem Grund hat sich der Rhein-Neckar-
Kreis in Zukunft viel vorgenommen: eine 
umfassende Digitalisierungsstrategie 
für den gesamten Landkreis. 

Aufbau eines kreiseigenen 
Glasfasernetzes

„Ein wichtiger Meilenstein für die Zu-
kunft ist der frühzeitige Ausbau der digi-
talen Infrastruktur“, ist Landrat Stefan 
Dallinger überzeugt. Eine leistungs
fähige digitale Kommunikationsinfra-

struktur auch im ländlichen Raum ist 
eine der Grundvoraussetzungen und  
ein wichtiges Standortargument. Zuver-
lässige und schnelle Download- und 
Upload-Geschwindigkeiten sind elemen-
tare Voraussetzungen für Mobile Office, 
Cloud-Computing, SocialWeb, Telemedi-
zin oder das zunehmende TV-Streaming. 
Aktuelle Daten der OECD zeigen aller-
dings: im Dezember 2016 waren in 
Deutschland nur 1,8 Prozent aller statio-
nären Breitbandanschlüsse mit einem 
Glasfaserkabel verbunden. Deutschland 
ist damit im Vergleich zu anderen 
OECD-Ländern „Glasfaser-Entwicklungs-
land.“ 
Um zeitnah eine technisch ausgereifte 
und zukunftsfähige Breitbandversor-
gung durch Glasfaser-Höchstge
schwindigkeitsnetzte zu gewährleisten, 
gründete der Rhein-Neckar-Kreis im 
Schulterschluss mit seinen 54 Städten 
und Gemeinden Ende 2014 den Zweck-
verband High-Speed-Netz Rhein-Neckar: 
Fibernet.rn. Ziel ist es, flächendeckend 
High Speed-Internetzugänge für die 
Gigabitgesellschaft zu schaffen. Bis zum 
Jahr 2030 sollen alle Gebäude einen 
Glasfaseranschluss erhalten. Mit der Ver-
pachtung des Netzes an externe Betrei-
ber wird sichergestellt, dass allen Dienst-
leistern der Zugang zum Netz gewährt 
wird (open access).

Digitale Verwaltung

Die Schaffung eines kreiseigenen Glas
fasernetzes eröffnet dem Landratsamt 
Rhein-Neckar-Kreis und seinen Gesell-
schaften neue Möglichkeiten auf dem 
Weg in die digitale Zukunft. Durch die 
Vernetzung der Standorte mittels Glas-
faser stellt die Bandbreite keinen limitie-
renden Faktor mehr dar und schafft hier-
durch neue Handlungsoptionen, die zu 
einem deutlich effizienteren IT-Betrieb 

Digitalisierung im Rhein-Neckar-Kreis
Von Isabel Biegel, Clemens Gärtner und Silke Hartmann, Heidelberg

Im Rhein-Neckar-Kreis bewegt sich 
was: Im Fahrwasser von Industrie 4.0, 
dem Internet der Dinge und der nach-
haltigen Digitalisierung des Alltags 
setzt der einwohnerstärkste Landkreis 
in Baden-Württemberg alles daran,  
als einer der bedeutendsten IT- und In-
novationsstandorte ganz weit vorne 
dabei zu sein, wenn es darum geht, die 
Herausforderungen des digitalen Wan-
dels aktiv mitzugestalten. Bereits 2016 
ist der Kreis als „smart county Rhein-
Neckar“ ausgezeichnet worden. 
Der Rhein-Neckar-Kreis beschäftigt 
sich bereits seit einigen Jahren mit 
dem Digitalisierungsprozess. Dabei 
wurde schnell klar, dass diese Entwick-
lung auch die öffentliche Hand vor 
große Herausforderungen stellt und 
alle Bereiche von der Bildung bis hin 
zur Infrastruktur beeinflusst. 
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Daten-Austausch über Hochleistungs-
glasfasernetze können sich unterneh-
mensähnliche Strukturen digital und 
standortübergreifend darstellen lassen. 
Dies ermöglicht der Lernfabrik 4.0 des 
Rhein-Neckar-Kreises den gesamten Pro-
duktionszyklus eines Unternehmens mit 
mehreren Standorten zu simulieren. 
Landrat Stefan Dallinger ist von der Stär-
kung der Innovationsfähigkeit der du-
alen Ausbildung überzeugt: „Vernetzt 
denken, vernetzt arbeiten: Auf diese An-
forderungen der Arbeitswelt von morgen 
bereiten wir die Heranwachsenden ge-
zielt vor“. Das Ziel des Landkreises ist klar: 
Digitale Kompetenzen werden gebün-
delt und ausgebaut, um Unternehmen 
im Digitalisierungsprozess zu unterstüt-
zen. Gut ausgebildetes Fachpersonal im 
Rhein-Neckar-Kreis ist dabei unerläss-
lich. Der Startschuss zur Aufnahme des 
offiziellen Betriebs der Lernfabrik 4.0 im 
Rhein-Neckar-Kreis fiel am 20. Juni 2017. 
Mittelfristig soll die Lernfabrik insbeson-
dere für kleine und mittlere Betriebe als 
Lern- und Demonstrationsort geöffnet 
werden.

Sicherung der Nahversorgung  
im ländlichen Raum 

Bei der Erreichbarkeit von Gütern und 
Dienstleistungen des erweiterten täg-
lichen Bedarfs besteht ein ausgeprägtes 
Stadt-Land-Gefälle. Auch in Teilen des 
Rhein-Neckar-Kreises wird die Sicherung 
der Nahversorgung als eine der größten 
Herausforderungen identifiziert, jede 
zweite Kommune in der Region sieht be-
reits für die nächsten Jahre unmittel-
baren Handlungsbedarf. Insbesondere in 
Teilorten zeichnen sich Engpässe ab. Be-
troffen sind die Versorgung mit Waren 
und Dienstleistungen, aber auch mit 
wohnortnahen Bildungs- und Betreu-
ungsangeboten sowie die medizinische 
Grundversorgung. Eine Folge: Die Kauf-
kraft wandert ab, Familien ziehen weg 
und bestehende Versorgungslücken 
müssen durch weite Versorgungsfahrten 
abgefedert werden. Infolge der demo-

Anfang 2016 mit 28 Netzwerkpartnern 
gegründet und zählt mittlerweile rund 
50 Mitglieder. Das Netzwerk verfolgt  
das Ziel, regionale Unternehmen aus der 
Produktion, der Informations- und Kom-
munikationstechnik sowie die Wissen-
schaft stärker miteinander zu vernetzen. 
Der Wissens- und Technologietransfer 
soll dadurch angeregt und konkrete Ge-
meinschaftsprojekte realisiert werden. 
Durch die aktive Beteiligung des Kreises 
an diesem Netzwerk wird die Vernetzung 
der zahlreichen kreisansässigen IT-Un-
ternehmen mit starken Unternehmen 
aus dem produzierenden Gewerbe in der 
Metropolregion Rhein-Neckar aktiv ge-
fördert.

Bildung & Qualifizierung

Im Kontext der digitalen Transformation 
aller Lebens- und Arbeitsbereiche kommt 
der Modernisierung der Bildung und 
Ausbildung eine Schlüsselrolle zu. Fach-
kräfte von morgen müssen die neuen 
Technologien beherrschen. Eine gute 
Qualifizierung ist daher eine Grund
voraussetzung für die Sicherung von 
Jobs in einer zunehmend digitalisierten 
Arbeitswelt. Die fünf Zentren Beruflicher 
Schulen des Rhein-Neckar-Kreises haben 
sich daher gemeinsam um eine „Lern
fabrik 4.0“ beworben – und neben 14 
weiteren Lernfabriken in Baden-Würt
temberg gewonnen. Die Lernfabrik 4.0 
ist ein Labor, das im Aufbau und in  
der Ausstattung industriellen Automa
tisierungslösungen gleicht und in dem 
Grundlagen für anwendungsnahe Pro-
zesse erlernt werden können. Maschi-
nenbau und Elektrotechnik werden 
dabei durch professionelle Produktions-
steuerungssysteme verknüpft. So wer-
den Schüler frühzeitig an die Bedienung 
von Anlagen auf der Basis realer Indu
striestandards herangeführt – in inter-
disziplinären Teams vom Kaufmann über 
den Informatiker bis zum Werkzeugma-
cher. Ein Alleinstellungsmerkmal ist die 
digitale Vernetzung der verschiedenen 
Schulstandorte. Durch den ständigen 

abzumelden. 2015 wurde die bundes
einheitliche Behördenrufnummer 115 auf 
Kreisebene eingeführt, mittlerweile sind 
52 der insgesamt 54 Kommunen im 
Landkreis angeschlossen. Im selben Jahr 
wurde die Online-Anhörung bei der 
Bußgeldstelle eingeführt. Mit Hilfe eines 
QR-Codes auf dem Bußgeldbescheid ge-
langen Betroffene in ein Online-Portal 
mit verschiedenen Funktionen und kön-
nen hier Fotos einsehen oder einen digi-
talen Anhörungsbogen ausfüllen. Ein 
weiterer Meilenstein ist die Einführung 
der Online-Terminbuchung. Bürgerinnen 
und Bürger haben so die Möglichkeit, 
Termine online beim entsprechenden 
Amt zu reservieren oder sich beim 
zuständigen Sachbearbeiter direkt und 
per Mausklick in dessen Kalender einzu-
buchen. Für kulturelle Veranstaltungen 
wurde 2016 der digitale Veranstaltungs-
kalender um Ticket-Shop-Funktiona
litäten mit Online-Bezahlmöglichkeit 
erweitert. Und seit dem 15. August 2017 
können Bürgerinnen und Bürger Ge
bühren im Rahmen der Online-Kfz-Zu
lassung und der Online-Anhörung für 
Bußgelder sowie die Karten aus dem 
Ticket-Shop der Kulturstiftung mit PayPal 
bezahlen. 

Intelligente Vernetzung  
als Antwort auf die  

„Herausforderung Industrie 4.0“ 

Die im Rahmen des Digital Gipfels 2017 
formulierte „Ludwigshafener Erklärung“ 
enthält die explizite Forderung nach 
einer stärkeren Zusammenarbeit von 
kleineren und mittleren Unternehmen 
und Großkonzernen: „Die digitale Trans-
formation der Wirtschaft wird nur erfolg-
reich sein, wenn wir die innovativen 
Ideen von Start-ups mit den Kompe-
tenzen, Erfahrungen und Netzwerken 
der etablierten Unternehmen zusam-
menbringen.“ Der Rhein-Neckar-Kreis 
trägt dieser Forderung gemeinsam mit 
der Stadt Mannheim mit der Initiierung 
und Förderung des Netzwerks Smart Pro-
duction Rechnung. Die Plattform wurde 
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zer können mithilfe eines Tourenplaners 
eine ausgewählte Tour detailliert im 
Straßen- und Höhenprofil anschauen, 
ausdrucken und bei Bedarf auch die je-
weilige GPX-Datei (Datenformat zur 
Speicherung von Geodaten) herunterla-
den. Die vorgeschlagenen Rundtouren 
sind detailliert beschrieben und geben 
mit ausdrucksstarken Bildern einen 
guten Vorgeschmack auf die Ausflugs-
ziele. Das Landratsamt hat neun 
Radrundtouren von jeweils etwa 30 Kilo-
metern in unterschiedlichen Schwierig
keitsgraden im Rhein-Neckar-Kreis neu 
beschrieben und digitalisiert.

Isabel Biegel arbeitet im Projektmanage-
ment Stabsstelle Wirtschaftsförderung 
im Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Cle-
mens Gärtner ist stellvertretender Leiter 
des Amtes für Informationstechnik im 
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Silke 
Hartmann leitet das Büro des Landrats 
im Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis.

als Chance für eine Stärkung der Nahver-
sorgung verstanden. Bis Anfang 2018  
ist die Fertigstellung der Machbarkeits-
studie geplant, in der auf Bürgerbeteili-
gung ein besonderes Augenmerk gelegt 
wird. Die Erprobung des Umsetzungs-
konzepts ist bis 2020 geplant und soll 
dann Modellcharakter für andere, ähn-
lich strukturierte Kommunen im länd-
lichen Raum entfalten.

Digitalisierung  
im Bereich Tourismus

Unter dem Slogan „Deine Freizeit. Unsere 
Heimat.“ erfolgte im Juli 2016 der Start-
schuss der Online-Plattform www.deine-
freizeit.com, auf der sich alles um die 
Freizeitangebote im Rhein-Neckar-Kreis 
dreht. Kommunen können ihre Angebote 
selbst einpflegen und aktualisieren. Aus-
gearbeitete Touren und Beschreibungen 
der Touristikgemeinschaften der Region 
werden ebenfalls direkt eingespielt. Nut-

graphischen Entwicklung droht die wei-
tere Ausdünnung der Versorgungsnetze 
im ländlichen Raum. Diesen Herausfor-
derungen entgegenzutreten setzt sich 
das Projekt „intelligente Marktplätze“ 
zum Ziel. Dabei geht es um die Ent
wicklung und Erprobung innovativer 
Lösungen zur Verbesserung der Nahver-
sorgung im ländlichen Raum. Anhand 
zweier ausgewählter Modellkommunen 
im Rhein-Neckar-Kreis soll ein bedarfsge-
rechtes Konzept für einen intelligenten 
Marktplatz entwickelt und umgesetzt 
werden. Der intelligente Marktplatz soll 
erstens multifunktional gestaltet sein, 
also über den Lebensmittelbereich hi-
nausgehende Angebote des erweiterten 
täglichen Bedarfs bündeln. Zweitens soll 
durch die Verknüpfung der stationären 
Versorgung mit digitalen Komponenten 
(z. B. Bestellmöglichkeit von unterwegs 
oder unter Anleitung vor Ort) eine Flexi-
bilitäts- und Attraktivitätssteigerung er-
reicht werden. Digitalisierung wird dabei 

verwaltungsinterne Prozesse initiiert, 
genehmigt und bereitgestellt werden: 
455 Produkte von der Bestellung eines 
mobilen Endgerätes über das Buchen 
von Fortbildungen bis hin zur Einrich-
tung eines neues Arbeitsplatzes können 
von den rund 2000 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an allen Dienstellen und 
Telearbeitsplätzen vollständig elektro-
nisch abgewickelt und dokumentiert 
werden. Auch im Bereich der Gremienar-
beit erfolgen alle Arbeitsschritte digital: 
Von der Erstellung der Tagesordnung 
und der Vorlagen über den elektro-
nischen Versand bis hin zur Erstellung 
des Protokolls. Über ein eigenes Portal 

Das Landratsamt Karlsruhe hat sich 
bereits früh mit den Anforderungen  
an eine moderne Verwaltung auseinan-
dergesetzt; dem entsprechend hat der 
Computer schon seit Jahren Einzug in  
die Landkreisverwaltung gehalten. Mei-

Karlsruher Landkreisverwaltung ist bei der 
Digitalisierung schon weit fortgeschritten

Von Martin Zawichowski, Karlsruhe

In einer Welt, in der immer größere Teile des gesellschaftlichen und ökonomischen 
Lebens digital abgewickelt werden, kann auch die öffentliche Verwaltung nicht hin-
ten anstehen. Im Zuge der vom Bund initiierten Digitalisierungsoffensive streben 
die Landesregierung Baden-Württemberg und die kommunalen Landesverbände 
die vollumfängliche Digitalisierung der Geschäftsabläufe in der Verwaltung an. Das 
Landratsamt Karlsruhe hat bereits frühzeitig die Digitalisierung der Verwaltung for-
ciert und nutzt heute schon viele Vorteile. Im Rahmen des Projekts „Landratsamt 
4.0“ werden die Digitalisierungsziele weiter umgesetzt.

lensteine auf dem bisherigen Weg  
waren die Einführung des Dokumenten-
managementsystems Regisafe und des 
elektronischen Bewerberportals. Her-
vorzuheben ist das zentrale Mitarbei
termanagementsystem, über welches 
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Weise in den Bereich „Informations-  
und Kommunikationstechnik“, „Perso-
nal“ und „Gebäude“ abgearbeitet. Als 
nächster Schritt sollen im Service Portal 
Schnittstellen zu anderen Fachprogram-
men geschaffen werden, um die dort 
erzeugten Daten benutzerspezifisch ab-
legen zu können und damit eine mehr-
fache Datenerfassung zu vermeiden.
An ständig steigenden Aufrufen der 
Landratsamtshomepage und dem stark 
zunehmendem elektonischen Briefver-
kehr kann abgelesen werden, dass der 
Kunde immer mehr auf elektronische 
Medien setzt. Dies hat die Kreisverwal-
tung zum Anlass genommen, ihre digi-
talen Initiativen unter dem Schlagwort 
„Landratsamt 4.0“ zu bündeln. „Unser 
Ziel ist es, Dienstleistungen noch schnel-
ler, bürgerfreundlicher und transpa-
renter zu gestalten“, fasste Landrat Dr. 
Christoph Schnaudigel bei der Konzept-
vorstellung im Kreistag zusammen. Dazu 
sollen Verwaltungsvorgänge automati-
siert und Prozessabläufe optimiert wer-
den: Zu Gunsten der Mitarbeiter, um sie 
von zeitraubenden manuellen Tätig-
keiten zu befreien und mehr Zeit für die 
Sachbearbeitung zu haben, aber vor 
allem für die Einwohnerinnen und Ein-
wohner, um Dienstleistungen bequem 
und schnell von zu Hause aus abrufen zu 
können.

Projekt „Landratsamt 4.0“

Das Digitalisierungsprojekt wird feder-
führend durch das Personal- und Orga
nisationsamt und die Abteilung Infor
mation und Kommunikation (IuK) des 
Kämmereiamtes geleitet. Eingerichtet 
ist die Projektstruktur mit dem IT-Pla-
nungsrat als zentrales Steuerungs- und 
Entscheidungsgremium sowie einer zen-
tralen Arbeitsgruppe für die Einzelpro-
jekte. Verantwortlich sind Finanzdezer-
nent Ragnar Watteroth und der Leiter 
des Personal- und Organisationsamtes 
Ulrich Max.
„Übergeordnetes Ziel ist die Bürger-
freundlichkeit. Dienstleistungen der 

den Mitarbeitern neben einer stabilen 
Telefonie verbesserte Möglichkeiten des 
mobilen Arbeitens mit Smartphone und 
Tablet-PCs. 
Großes Augenmerk wird auf den Daten-
schutz sowie die mit der Digitalisierung 
einhergehende IT-Sicherheit gelegt: der 
Landkreis Karlsruhe hat im Jahr 2014 als 
erster Landkreis in Baden-Württemberg 
das anspruchsvolle Zertifikat ISO 27001 
auf der Basis von IT Grundschutz erwor-
ben und konnte sich seither regelmäßig 
erfolgreich rezertifizieren.
Im verwaltungsinternen Serviceportal 
können die Beschäftigten verschiedene 
Dienste rund um ihren Arbeitsplatz ab
rufen bzw. beantragen. 21 721 Aufträge 
wurden im vergangenen Jahr auf diese 

haben die Kreisrätinnen und Kreisräte 
Zugang zu allen Dokumenten. Sämtliche 
amtliche Bekanntmachungen der Kreis-
behörde erfolgen digital auf der Home-
page des Landratsamtes.
Auch die Druckerlandschaft wurde 
erneuert und zentralisiert. Die frühere 
Vielfalt von 70 verschiedenen Drucker-, 
Fax- und Kopiertypen wurde auf fünf 
multifunktionale Gerätevarianten redu-
ziert, an denen Dokumente auch einge-
scannt und unmittelbar einer digitalen 
Akte zugeführt oder elektronisch ver
sendet werden können. Die in die Jahre 
gekommene Telefonanlage wurde durch 
ein modernes VoIP-Telekommunikations-
system ersetzt und in die EDV-Infrastruk-
tur integriert. Dieser Schritt ermöglicht 

Die Facebookseiten für die Ausbildung im Landkreis Karlsruhe werden als Teil der Ausbildung von  
den jungen Nachwuchskräften selbst betreut.

Die EDV-Infrastruktur ist nach den strengen BSI-Vorgaben ausgerichtet.
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Die Breitbanderschließung  
im Landkreis Karlsruhe ist Teil  
der Digitalisierungsoffensive

Eine im Jahr 2012 in Auftrag gegebene 
Studie hatte ergeben, dass die Breitband-
versorgung im Landkreis Karlsruhe mit 
seinen 32 Städten und Gemeinden mit 
insgesamt 102 Ortsteilen und rund 
430 000 Einwohnern sehr heterogen war 
und nur 46 Ortsteile „weitgehend“ oder 
„hervorragend“ versorgt, zehn Ortsteile 
dagegen nur „ausreichend“, 23 „nicht 

Landkreises Karlsruhe wird der IT- und 
Technikbereich unter dem Schlagwort 
„Schule 4.0“ auf die Digitalisierung 
ausgerichtet. Deshalb ist der Landkreis 
mit allen seinen Berufsschulen bei der 
Kommunalen Informationsverarbeitung 
Baden Franken Pilotanwender im Bereich 
der Cloud-Technologie im Verwaltungs-
breich. Bei diesem Modell ist von jedem 
beliebigen Endgerät der sichere Zugriff 
auf Verfahren der Schulverwaltung 
sowie die Administration sämtlicher 
Hard- und Software zentral vom Rechen-
zentrum möglich. Im Bereich der Son
derpädagogischen Bildungs- und Bera-
tungszentren steht die pädagogische 
Cloud vor der Umsetzung. Zwei Berufs-
schulen nehmen an Schulversuchen teil, 
Tablets im Unterricht einzusetzen. An 
einer weiteren Berufsschule wurde die 
bestehende Automatisierungsanlage 
komplett modernisiert und auf den 
neuesten technologischen und infor
mationstechnischen Stand gebracht. Die 
ganzheitlich vernetzte und computerge-
steuerte Anlage wurde damit zu einem 
Grundlabor einer Lernfabrik 4.0 umge-
wandelt.
Eine wichtige Rolle spielen auch die 
Anbindungen der Schulen an das Glas
fasernetz sowie der Betrieb leistungs
fähiger WLAN-Verbindungen, die bis 
2018 an allen Standorten mit einem glei-
chen Standardsystem umgesetzt sein 
werden. 

Fachämter sollen online eingesehen und 
bearbeitet werden – inklusive online-
Bezahlfunktion einzelner Leistungen.  
Die Landratsamts-Homepage soll zu 
einem Online-Portal mit elektronischem 
Zugang zur Verwaltung ausgebaut wer-
den. Termine in kundenspezifischen Be-
reichen sollen online vereinbart werden 
können, Anträge digital bereitgestellt 
und sogleich online bezahlt werden kön-
nen. Dadurch sollen Wartezeiten ver-
kürzt und Bearbeitungszeiten reduziert 
werden. Damit – und mit der Opti
mierung interner Abläufe – soll die Kom-
munikation erleichert und beschleunigt 
werden“, beschreibt Ulrich Max das 
Projekt „Landratsamt 4.0“. Ragnar Wat-
teroth ergänzt, dass digitale Angebote 
eine zeit- und ortsungebundene Nut-
zung ermöglichen, die dem Bürger 
ebenso zu Gute kommt, wie den Mitar-
beitern des Landratsamtes. Durch die 
optimale Nutzung der vernetzten Sys-
teme können Prozessabläufe optimiert 
und verschlankt werden und auch die 
immer wichtiger werdende Dokumen
tationspflicht der Vorgänge werde da-
durch sichergestellt. Durch die bessere 
Nachvollziehbarkeit von Verwaltungs-
vorgängen erhöht sich auch die Trans
parenz. Schließlich soll mit der Digitali-
sierung auch das Papiervolumen und 
damit einhergehend teurer Registratur- 
und Archivraum reduziert werden.
Aktuell laufen eine ganze Reihe von 
konkreten Teilprojekten, die kurz- und 
mittelfristig umgesetzt werden. So z. B. 
die eAkte und der ePostlauf, die eRech-
nung und das eKataster, das eLearning 
und die ePersonalakte sowie ein Mitar-
beiterportal. Das Landratsamt Karlsruhe 
ist daneben Projektpartner beim landes-
weiten Pilotprogramm eJustice. 

Projekt „Schule 4.0“

Die Digitalisierungsoffensive kann sich 
aber nicht nur auf die reine Verwaltung 
beschränken. Auch an den Schulen und 
Sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentren in Trägerschaft des 

Keine Zukunftsmusik: Fortbildungen werden im Landratsamt Karlsruhe in Kürze auch digital angeboten.

Teil der Digitalisierungsoffensive des Landkreises 
Karlsruhe ist die flächendeckende Erschließung 
aller Städte und Gemeinden mit Glasfaserkabel.
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Nachdem eine Abfrage bei den Breit-
banddienstanbietern im Frühjahr 2014 
ergeben hatte, dass diese nicht beab-
sichtigen, in den folgenden drei Jahren 
eine solche Qualität flächendeckend an-
zubieten, ergriff der Landkreis Karlsruhe 
zusammen mit seinen Kommunen selbst 
die Initiative und gründete die Breit-
bandkabel Landkreis Karlsruhe GmbH. 

ausreichend“ und 26 Ortsteile sogar 
„unterversorgt“ sind. Darauf beschloss 
der Kreistag im Jahr 2013, eine flächen
deckende Breitbandversorgung mit einer 
Übertragungsrate von mindestens 50 
Mbit/s symmetrisch als Grundvorausset-
zung für wirtschaftliches Wachstum und 
einer Steigerung der Attraktivität des 
Landkreises Karlsruhe zugrunde zu legen. 

Gesellschafter ist neben dem Landkreis 
die TelemaxX, deren Gesellschafter u. a. 
die Stadtwerke der großen Kreisstädte 
sind. 
„Dass wir damit auf dem richtigen Weg 
sind zeigt sich daran, dass das Land Ba-
den-Württemberg den Breitbandausbau 
im Landkreis Karlsruhe seit August 2015 
bereits mit 14,2 Mio. € gefördert hat, 

Teilprojekte eAkte, eJustice und ePostlauf

Im Bereich des Schwerbehinderten-
rechts nach SGB IX beläuft sich das 
Schriftvolumen auf Papier im Land
ratsamt Karlsruhe auf mittlerweile 
2300 Aktenmeter. Deshalb wurde be-
reits vor geraumer Zeit ein Projekt ange-
stoßen, um hier künftig elektronisch 
arbeiten zu können: vom Verscannen 
der Altakte und der Digitalisierung  
der Eingangspost über das Erstellen  
von ärztlichen Gutachten bis hin zum 
Erlass des Bescheides an den Antrag-
steller. Die Vorarbeiten sind abge
schlossen und die Prozesse abgestimmt, 
derzeit werden die Feinheiten der Pro-
grammierung der Schnittstelle durch 

die beauftragte Fachfirma abgear- 
beitet. Die Funktionalität des Work-
flows befindet sich in der abschlie-
ßenden Testphase mit den beteiligten 
Fachämtern.
Dieser Stand ermöglicht die Teilnahme 
am landesweiten Pilotprojekt zum Ein-
stieg in den elektronischen Rechtsver-
kehr eJustice. Seit Juli werden den Pilot-
kammern des Sozialgerichts Karlsruhe 
insbesondere in Schwerbehinderten-
verfahren Akten über das Landesversor-
gungsamt beim Regierungspräsidium 
Stuttgart ausschließlich elektronisch 
vorgelegt. Ziel des Leuchtturmprojektes 
ist der vollumfängliche digitale Akten-

austausch zwischen dem Landkreis  
und dem Sozialgericht und damit der 
Verzicht auf die Papierakte.
Eng mit dem Projekt eAkte ist der  
ePostlauf verknüpft, also die Digitali
sierung des Posteingangs und des 
Postausgangs. Ab 1. Januar 2018 soll  
in einem Teilbereich probeweise ge
startet werden, um Einschätzungen 
und Erfahrungen hinsichtlich einer 
gesamten digitalen Abbildung des 
Postlaufes sammeln zu können. We- 
gen der Komplexität dieses Bereiches 
wurden bereits umfangreiche Erhe-
bungen des gesamten Workflows 
durchgeführt.

Teilprojekte eRechnung und eKataster

Um eingehende Rechnungen optimal 
zu bearbeiten, wurde ein Projekt mit 
ausgewählten Firmen gestartet, um 
Rechnungen von der Erstellung bis hin 
zur elektronischen Verarbeitung und 
Bezahlung digitalisiert abbilden zu 
können. Ab dem 1. Januar 2018 sollen 
Rechnungen in Teilbereichen elektro-
nisch verarbeitet werden können. 
Dieses Projekt wird forciert, um auch 
hausweit eine Lösung für die Papierflut 
und den damit verbundenen Aufbe-
wahrungs- und Platzproblemen zu fin-
den. Langfristig eingeführt werden soll 
hier das übergreifende Format, welches 
das Forum elektronische Rechnung 
Deutschland (FeRD) für den Rechnungs-

austausch zwischen Unternehmen, Be-
hörden und Verbrauchern erarbeitet  
hat und das den Austausch struktu-
rierter Daten zwischen Rechnungsstel-
ler und Rechnungsempfänger ermög
licht. Die KIVBF ist ebenfalls bestrebt, 
ihre Rechnungen bis dahin als elektro-
nische Rechnung (kein PDF) zur Verfü-
gung zu stellen, sodass diese im SAP me-
dienbruchfrei weiterverarbeitet werden 
können. Die Zahlung der Kreiskasse 
über die entsprechenden Bankportale 
gehört heute schon zum Standard. 
Durch das vollumfängliche elektro-
nische Verfahren erwartet der Landkreis 
einen beschleunigten Rechnungsdurch-
lauf zum Vorteil der Lieferanten.

Im Bereich des Katasterwesens gibt  
es eine Fülle von Daten. Um die zum  
Teil Jahrhunderte alten Dokumente 
dauerhaft zu schützen und sie für  
berechtigte Personenkreisen schnell 
verfügbar zu machen, werden die  
beim Amt für Vermessung, Geoinfor
mation und Flurneuordnung vor
handenen Katasterdaten künftig digi- 
tal verwaltet und archiviert. Von  
der Beschleunigung der Informations
beschaffung verspricht man sich 
kürzere Katasterverfahren; darüber 
hinaus wird das Fachamt von Lager
flächen befreit. Als Starttermin für  
die Umsetzung ist das 4. Quartal 2017 
vorgesehen.
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Nur ein konsequenter Umbau wird die 
Synergieeffekte der Digitalisierung in 
den Verwaltungen freisetzen können. 
Die nachhaltige Zielerreichung wird 
auch davon abhängen, wie sich die Ver-
waltung korrespondierend auf das bun-
desweite Projekt „Industrie 4.0“ auf den 
Weg macht. Jetzt besteht die Chance, 
parallel dazu in Form eines neuen digi-
talen Gesamtkonzepts ein Pendant zu 
schaffen und auf eine neue qualitativ 
vergleichbare Stufe zu heben. 

Martin Zawichowski ist im Landratsamt 
Karlsruhe verantwortlich für die Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit.

Verwaltung und Wirtschaft sind subs-
tanzielle Fortschritte und notwendige 
Modernisierungen im Hinblick auf eine 
zeitgemäße öffentliche Verwaltung rea-
lisierbar. Dies wird auch noch Anpas-
sungen verschiedener Vorschriften zur 
Folge haben, da sich durch die Digitalisie-
rung nicht nur die zu Grunde gelegte 
Technik, sondern auch das Verwaltungs-
handeln selbst grundlegend verändern 
wird. Wichtig ist es, die gesetzlichen 
Regelungen der analogen Welt an das 
digitale Zeitalter anzupassen, denn das 
digitale Verwaltungsarbeiten der Zu-
kunft geht weit über ein reines Abbilden 
papiergebundener Verwaltungsprozesse 
hinaus. 

womit Baumaßnahmen in Höhe von  
34,2 Mio. € ausgelöst wurden“, betonte 
Landrat Dr. Christoph Schnaudigel am  
18. Mai im Kreistag. Dieser bekräftigte 
sein Ausbauziel, dass im Landkreis 
Karlsruhe spätestens im Jahr 2025  
alle Haushalte und Gewerbetreibenden 
die Chance haben, über einen Glas
faseranschluss den bestmöglichen An-
schluss an die digitalisierte Welt zu 
bekommen. 

Fazit und Ausblick

Nur in einem intensiven Diskurs über die 
Verwaltungs- und Politikebenen hinaus 
und im gemeinsamen Verständnis von 

Teilprojekte eLearning, ePersonalakte und Mitarbeiterportal

Lehr- und Lernprozesse sollen künftig 
durch digitale Medien und Werkzeuge 
unterstützt werden. eLearning wird 
vorrangig über das Intranet bzw. Inter-
net durchgeführt und insbesondere 
dann eingesetzt, wenn neben reiner 
Wissensvermittlung auch die prak-
tische Umsetzung trainiert werden  
soll. Beispielsweise wird im Bereich  
der Arbeitsplatzsicherheit vom Arbeits-
schutzrecht eine jährliche Unter
weisung gefordert, die von den Beschäf-
tigten per eLearning eigenständig und 
individuell abgearbeitet und gleichzei-
tig dokumentiert werden kann. Eine 
Verknüpfung mit der Präsenzlehre ist 
ebenfalls möglich. In Zusammenarbeit 

mit benachbarten Landkreisen und 
einer externen Firma wird derzeit ein 
Konzept mit Online-Schulungsange
boten erarbeitet. Dadurch können sich 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im Landratsamt unabhängig von einer 
Präsenzschulung mit entsprechender 
zeitlicher Gebundenheit Wissensin-
halte online erarbeiten und auch Lern-
kontrollen durchführen.
Auch die Personalakten sollen künftig  
in digitaler Form geführt werden. Ziel  
ist neben der allgemeinen Arbeitser-
leichterung die Kostenminimierung 
durch die Einsparung von Zeit sowie  
die Reduzierung von Papier. Zudem sol-
len die Zugriffsmöglichkeiten verbes-

sert werden, indem die Personaldaten 
standortunabhängig aufgerufen wer-
den können.
Neben dem bestehenden ServicePortal 
für interne Dienstleistungen wird zum  
1. Januar 2018 auch ein Mitarbeiter
portal installiert. Dort können die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Landratsamtes z. B. ihre Entgeltnach-
weise digital einsehen oder ihre Per
sonalstammdaten bei einem Anschrif-
tenwechsel selbst aktualisieren. Ein 
komplett digitaler Workflow kann darü-
ber hinaus für den Bereich Reisekosten 
angeboten werden: Von der Einrei-
chung, über die Genehmigung bis hin 
zur Auszahlung.
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Informationen  
über den Netzbetreiber

Die NetCom BW GmbH mit Sitz in Ell-
wangen wurde 2014 gegründet und ist 
eine Konzerngesellschaft der EnBW 
Energie Baden-Württemberg AG. Sie 
betreibt mit über 10 000 Kilometer eines 
der größten Backbone-Netze in Baden- 
Württemberg und ist Netzbetreiber in 
insgesamt 250 Städten und Gemeinden, 
darunter auch Kommunen im Ostalb-
kreis. Mit ihren innovativen Dienstleis
tungen in den Geschäftsfeldern Daten-
kommunikation, Standortvernetzung, 
Telefonie und Services ist die NetCom 
BW eine anerkannte Größe im heimi
schen Telekommunikations- und IT-
Markt.

Bernhard Palm, Geschäftsführer der 
NetCom BW GmbH, freut sich ebenfalls 
auf die Kooperation: „Komm.Pakt.Net  
hat mit dem konsequenten Aufbau eines 
kreisweiten Glasfasernetzes eine wich-
tige Aufgabe in Baden-Württemberg 
übernommen, weil damit die Grundlage 
für die kommende Gigabit-Gesellschaft 
gelegt wird. Von diesem Innovations-
schub profitieren sowohl Gewerbe und 
Industrie als auch die Bevölkerung in  
den Landkreisen“. Im Ostalbkreis hat sich 
die NetCom BW GmbH zusammen mit 
der GmündCom GmbH, einer Tochter  
der Stadtwerke Schwäbisch Gmünd, ver-
treten durch Rainer Steffens, Stephan 
Crummenauer und Matthias Sonnentag, 
an der Ausschreibung beteiligt. Die Ge-
schäftsführer sehen in der partnerschaft-
lichen Zusammenarbeit die Weichen 
richtig gestellt, um den Ostalbkreis in die 
Gigabit-Gesellschaft zu führen.
Mit dem Abschluss des Netzbetriebs
vertrags können nun zeitnah alle bereits 
fertiggestellten Backbone- und Gemein-

„Der Erfolg der Netzbetreiberausschrei-
bung ist im Wesentlichen dem hohen 
Engagement und der Größe des Ver-
bunds Komm.Pakt.Net zu verdanken. 
Einzelne Gemeinden hätten dieses Er-
gebnis nicht erreichen können“, so Land-
rat Klaus Pavel. Komm.Pakt.Net wurde im 
November 2015 als Zusammenschluss 
von mehr als 200 Städten und Gemein-
den und acht Landkreisen gegründet, da
runter der Ostalbkreis und seine 42 Kom-
munen. Der Verbund hat parallel zum 
Ostalbkreis noch weitere Gebiete wie 
den Alb-Donau-Kreis sowie Bereiche in 
den Landkreisen Biberach, Bodensee-
kreis, Freudenstadt und Zollernalbkreis 
ausgeschrieben.
Der Entscheidung zum Netzbetrieb  
war ein europaweites Verhandlungs
verfahren mit Teilnehmerwettbewerb 
vorausgegangen, das vom Verbund 
Komm.Pakt.Net ausgeschrieben wurde. 
Nun erfolgte die Vergabe im Ostalb- 
kreis an die NetCom BW GmbH, die sich 
zusammen mit der GmündCOM GmbH 
an der Ausschreibung beteiligt hatte. 
Der Vertrag hat eine Laufzeit von  
15 Jahren.
„Mit der NetCom BW GmbH als Betreiber 
können wir an den exponentiellen Ent-

wicklungen im Hinblick auf Industrie 4.0, 
dem Internet der Dinge, Telemedizin, 
selbstbestimmtem Leben im Alter, auto-
nomem Fahren, Mobilität und Unter
haltung teilhaben“, so der Vorstand  
von Komm.Pakt.Net, Jens Schilling. „Die 
europaweite Ausschreibung hat sehr 
konkurrenzfähige Endkundenpreise er-
geben, die für unsere Unternehmen und 
Einwohner ein attraktives Angebot 
darstellen. Damit sichern wir die Wett
bewerbsfähigkeit der Industrie, den 
Wohlstand und die Attraktivität in den 
Landkreisen“, betonte Schilling.
Landrat Klaus Pavel, der auch stellver
tretender Vorsitzender des Verwaltungs-
rates von Komm.Pakt.Net ist, freute sich, 
dass man mit der Netcom BW GmbH und 
der GmündCom GmbH einen ausge
sprochen leistungsfähigen Netzbetrei-
ber gefunden habe, der für den Endkun-
den sehr gute Konditionen zu absolut 
marktüblichen Preisen biete. Damit 
haben Unternehmen sowie Bürgerinnen 
und Bürger nun Sicherheit bei den Ver-
trägen und Hausanschlüssen. „Außer-
dem ermöglicht das Ergebnis des Aus-
schreibungsverfahrens langfristig auch 
einen Kapitalrückfluss an die beteiligten 
Kommunen“, betonte Pavel.

NetCom BW und GmündCOM werden 
Netzbetreiber im Ostalbkreis

Von Andrea Hahn, Aalen

Das Internet mit Höchstgeschwindigkeit kommt im Ostalbkreis einen großen 
Schritt voran. Der Verbund Komm.Pakt.Net verpachtet das kommunale Glasfaser-
netz an die NetCom BW GmbH. Ein entsprechender Netzbetriebsvertrag zwi- 
schen Komm.Pakt.Net und der NetCom BW GmbH für den Ostalbkreis wurde am  
4. September 2017 im Landratsamt in Aalen im Beisein von Landrat Klaus Pavel  
und Vertretern der Kommunen unterzeichnet. Das kommunale Breitband-Netz 
besteht aus dem Backbone, das vom Ostalbkreis gebaut wird, und den daran an-
schließenden Ortsnetzen der Städte und Gemeinden. Ziel des kommunalen Aus-
baus im Ostalbkreis ist eine möglichst flächendeckende Glasfaserversorgung bis 
zum Endkunden, um den Standort zukunftssicher für den rasant ansteigenden 
Bandbreitenbedarf von Unternehmen, Bildungseinrichtungen und Privatpersonen 
aufzustellen.
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soll bis 2020 abgeschlossen werden. 
Aktuell wird, zum Teil in Verbindung mit 
Ortsnetzen, in folgenden Bereichen im 
Ostalbkreis gebaut: Ellwangen, Eschach, 
Gschwend, Jagstzell, Mutlangen, Rosen-
berg, Stödtlen und Waldstetten. Weitere 
Maßnahmen stehen unmittelbar bevor 
oder sind in der Vorbereitung.
Auf dem Weg zur superschnellen Glas
faserversorgung bis in jedes Haus wird in 
den derzeit unterversorgten Gebieten 
bei den Ortsnetzen zunächst mit einer 
Brückentechnologie mit VDSL und, wo 
möglich, sofort mit Glasfaser bis zum 
Gebäude (FTTB) ausgebaut. Dies bedeu-
tet, dass den Bürgerinnen und Bürgern 
kurzfristig eine Mindestbandbreite von  
50 Mbit/s zur Verfügung steht. Die 
NetCom BW bietet auf diesem High-
speed-Netz künftig ihre Dienste wie In-
ternet, Telefonie und IP-Fernsehen an. 
Damit stehen der Industrie und den Bür-
gern Zug um Zug ultraschnelle, moderne 
und zukunftsfähige Anschlüsse zur Ver-
fügung. Neben Tarifen für Privatkunden 
mit aktuell 50 bzw. 200 Mbit/s im Down- 
und 10 bzw. 50 Mbit/s im Upload sind 
auch verschiedene symmetrische Tarife 
für gewerbliche Kunden im Angebot. Die 

Länge von rund 1100 km. Davon müssen 
vom Ostalbkreis ca. 375 km neu gebaut 
werden. Über 730 km befinden sich in 
den Händen öffentlicher und privater 
Träger und müssen sukzessive vom 
Ostalbkreis zur Nutzung angemietet 
werden, um dem Betreiber ein vollstän-
diges Backbone anbieten zu können.
Der Ausbau der Breitbandinfrastruktur 
erfolgt über Neuverlegungen von Leer-
rohren mit Glasfasereinzug und zum Teil 
auch über Mitverlegungen bei anderen 
Baumaßnahmen. Landkreis und Kom-
munen sind dabei in enger Abstimmung, 
um mögliche Synergien bei der Verle-
gung von Backbone und Gemeindenetz 
im gleichen Graben zu nutzen. Bislang 
wurden 159 Förderanträge für Einzel
projekte durch den Landkreis und seine 
Kommunen beim Land gestellt. Davon 
sind bis jetzt 140 bewilligt und somit 
bereits umgesetzt, derzeit im Bau oder  
in der Tiefbauausschreibung. Dahinter 
stehen Gesamtinvestitionen von rund  
32 Mio. EUR und 277 km Trassenbau, 
davon 88 km für das Backbone. Bislang 
flossen dafür Fördermittel des Landes  
in Höhe von rund 16 Mio. EUR in den 
Ostalbkreis. Der Ausbau des Backbones 

denetze in Betrieb genommen werden. 
Abstimmungsgespräche mit den ent-
sprechenden Kommunen sind termi-
niert. Aber auch alle derzeit noch im Bau 
befindlichen oder in den nächsten Jahren 
geplanten Ausbaumaßnahmen haben 
dadurch ihren Betreiber schon sicher, da 
sie als Potenziale in die Ausschreibung 
eingegangen waren. 

Vorausgegangene und  
derzeitige Aktivitäten im 

Ostalbkreis zum Breitbandausbau

Seit dem Inkrafttreten der ersten Breit-
bandförderrichtlinie des Landes Baden- 
Württemberg in 2008 haben der Ostalb-
kreis und seine Städte und Gemeinden 
schon in erheblichem Umfang in den 
Ausbau der Breitbandinfrastruktur in-
vestiert. Gebaut werden darf von kom-
munaler Seite allerdings nicht überall, 
wo es wünschenswert wäre, sondern nur 
dort, wo nachweislich eine Unterver
sorgung (sog. Weißer Fleck) vorliegt und 
kein Eingriff in den freien Markt erfolgt. 
Diese Gebiete wurden vom Ostalbkreis 
im Rahmen einer Markterkundung im 
März 2016 definiert. „Mit der Erstellung 
einer kreisweiten Breitband-Netzpla-
nung als Modellprojekt des Landes 
Baden-Württemberg hat der Ostalbkreis 
aber bereits 2015 eine wichtige Basis für 
den abgestimmten Infrastrukturausbau 
gelegt“ erklärt Landrat Klaus Pavel. Durch 
diese Planung, die von der Tele-Kabel-
Ingenieurgesellschaft mbH (TKI) durch-
geführt wurde, verfügen der Ostalbkreis 
sowie seine Städte und Gemeinden über 
eine Grobplanung des Backbone-Netzes, 
über eine FTTC-Planung (Glasfaser bis 
zum Kabelverzweiger) für die unter
versorgten Gebiete sowie über eine 
FTTB-Struktur- bzw. Feinplanung (Glas
faser bis zum Gebäude). Insgesamt 
wurden 90 644 Gebäude mit 152 855 
Wohn- und Gewerbeeinheiten beplant. 
Das Backbone-Netz, welches den Ein-
stiegsring ins Internet und die Verbin-
dung zu den Ortsnetzen darstellt, er-
streckt sich im Ostalbkreis über eine 

Freuen sich über die Unterzeichnung des Netzbetriebsvertrags für die Breitbandversorgung mit  
Hoch- und Höchstgeschwindigkeit im Ostalbkreis. Sitzend v. l.: Jens Schilling (Komm.Pakt.Net),  
Landrat Klaus Pavel, Bernhard Palm (NetCom BW GmbH). Stehend v. l.: Matthias Sonnentag,  
Rainer Steffens, Stephan Crummenauer (alle GmündCom GmbH), Bürgermeister Karl-Heinz Ehrmann 
(Aalen), Peter Bieg (NetCom BW GmbH), Bürgermeister Manfred Haase (Tannhausen),  
Michael Schlichenmaier (Stadt Schwäbisch Gmünd), Andrea Hahn (Breitbandkoordinatorin Ostalbkreis)
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fasernetze. Komm.Pakt.Net verpachtet 
das zukunftsfähige Gesamtnetz für 
einen festgeschriebenen Zeitraum an 
Netzbetreiber. Damit wird die Daseins-
fürsorge im ländlichen Raum im Bereich 
Breitband gewährleistet und die Zu-
kunftsfähigkeit des Standorts gestärkt.

Andrea Hahn arbeitet in der Stabsstelle 
Wirtschaftsförderung – Tourismus – 
Europabüro im Landratsamt Ostalbkreis.

nalen Zusammenschlusses ist es, im Ver-
bundgebiet jeden Privathaushalt, jeden 
Gewerbebetrieb und alle kommunalen 
Einrichtungen mit Glasfaser anzubinden. 
Je größer das Breitbandnetz, desto at-
traktiver ist es für potentielle Netzbetrei-
ber und desto kostengünstiger sind die 
Konditionen für den kommunalen Netz
ausbau. Backbonenetze in den einzelnen 
Landkreisen bilden die Grundlage für  
die leistungsfähigen innerörtlichen Glas-

Geschwindigkeiten können dank der 
modernen Technologie künftig schnell 
weiter nach oben angepasst werden, so 
wie es der Markt verlangt.

Informationen zu Komm.Pakt.Net

Komm.Pakt.Net wurde im November 
2015 als Zusammenschluss von mehr als 
200 Städten und Gemeinden und acht 
Landkreisen gegründet. Ziel des kommu-

arbeit mit der kreiseigenen Wirtschafts-
förderungsgesellschaft (WINO) und den 
Städten und Gemeinden realisierte man 
ab 2008 ein modellhaftes Projekt, das 
vom Land Baden-Württemberg im Rah-
men der Breitbandinitiative I gefördert 
und bundesweit sogar als Best-Prac-
tice-Beispiel anerkannt wurde. 
Mit einem Investitionsaufwand von 
knapp 11 Millionen Euro wurden bis  
ins Jahr 2012 in insgesamt 70 Ortsteilen 
im gesamten Kreisgebiet 155 Kilometer 
neue Glasfaserleitungen verlegt und 
über 100 zusätzliche Multifunktions
gehäuse durch die Städte und Gemein-
den gesetzt. Die Deutsche Telekom er-
klärte sich seinerzeit als einziger bereit, 
das Netz zu betreiben. Weiße Flecken  
in der Grundversorgung konnten so 
geschlossen werden, hohe Bandbrei- 
ten wurden dort möglich. Gefördert 
wurde der Ausbau durch das Land  
Baden-Württemberg, hinzu kamen wei-
tere Fördermittel aus dem Gemeinde-
ausgleichstock und eine ergänzende 
Landkreisförderung in Höhe von 1,3 Mil-
lionen Euro.

Der frühe Vogel …

Sanfte Hügel, Berge, große Felder und 
noch größere Wälder, das wunderschöne 
Neckartal, dazwischen 27 Städte und 
Gemeinden und das alles verteilt auf 
stolze 1126 Quadratkilometer: Das ist der 

Neckar-Odenwald-Kreis. Damit Privat-
leute wie auch Unternehmen in dieser 
Fläche keinen Nachteil erleiden, hat  
die Landkreisverwaltung mit Landrat Dr. 
Achim Brötel an der Spitze sich bereits 
früh auf den Weg gemacht, ein Breit-
bandnetz zu ermöglichen. In Zusammen-

Von (fast) Null auf Hundert in zwei Jahren: 
Wie der Neckar-Odenwald-Kreis seit 2016 das 

schnelle Internet flächendeckend ausbaut
Von Johannes Biste und Jan Egenberger, Mosbach

Wenn am 31. Dezember diesen Jahres über dem Neckar-Odenwald-Kreis die Sil
vesterraketen in die Luft steigen, kann die Bevölkerung des Landkreises gleich 
doppelt feiern. Das Jahr 2018 beginnt und der Landkreis wird durchgehend mit 
schnellem Internet versorgt sein. Denn nach zwei Jahren des Ausbaus, unzähligen 
Baustellen und einem gehörigen Kraftaufwand auf Seiten der Landkreisverwaltung, 
der Kommunen, der Deutschen Telekom und vor allem auch der ausführenden Bau-
firmen können dann mindestens 95 Prozent der Anschlussnehmer auf schnelles 
Internet mit bis zu 100 Megabit pro Sekunde (MBit/s) zurückgreifen. Und: Damit ist 
noch lange nicht Schluss. Schon 2018 sollen die Bandbreiten weiter auf 250 Mbit/s 
gesteigert werden. Überall, wo es möglich war, ist die Glasfaser darüber hinaus 
schon jetzt direkt in die Gebäude gelegt worden, etwa bei der Erschließung von 
Neubaugebieten. Das heißt für rund 65 000 Haushalte: Gleichzeitig Telefonieren, 
Surfen und Fernsehen, wenn die Bürgerinnen und Bürger das möchten, kein Ruckeln 
beim Streamen von Musik und Videos, kein Warten auf den Download von großen 
Dateien im Büro, die Cloud wird der Ort, in dem man bequem Daten speichert und 
nahezu in Echtzeit wieder darauf zugreift. Der Neckar-Odenwald-Kreis ist damit der 
erste Landkreis in Baden-Württemberg, der flächendeckend schnelles Internet für 
fast alle bieten kann.
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zu schließende Wirtschaftlichkeitslücke 
und damit die Höhe des kommunalen 
Zuschusses bezifferte die Telekom auf 
9 628 721 Euro, die Gesamtinvestition  
des Ausbaus beläuft sich so auf rund  
36 Millionen Euro. Die Städte, die Ge-
meinden und der Kreis beteiligen sich 
also etwa mit einem Viertel daran, was 
die berühmte Wirtschaftlichkeitslücke 
abdeckt. Dies wurde mit der Bundes
netzagentur abgestimmt, die bei einem 
solchen Verfahren zwingend zu betei-
ligen ist. Anfang Dezember 2015 erteilte 
der Kreistag den Zuschlag an die Tele-
kom. Der für den Kreis wichtige und zu-
kunftsträchtige Vertrag wurde feierlich 
im Januar 2016 unterzeichnet. Damit 
konnte eines der wichtigsten Projekte 
der letzten Jahrzehnte in die Umsetzung 
gehen.

Aufgeteilt und umgegraben

Im Zuge der Feinplanung wurde dann  
der Landkreis in acht Ausbaugebiete 
entsprechend den aufsteigenden Orts-
netzkennzahlen eingeteilt. 
Allen Beteiligten war von vornherein klar, 
dass eine Umsetzung des Gesamtpro-
jekts bis Ende 2017 nur möglich ist, wenn 
der vorgegebene Zeitplan strikt ein

Städte und Gemeinden aufgeteilt. Der 
Kreistag beauftragte die Verwaltung  
im März 2015, die erforderlichen Maß-
nahmen einzuleiten. Die ersehnte NGA- 
Rahmenregelung war währenddes- 
sen im Juni 2015 von der EU-Kommission 
genehmigt worden. Der Neckar-Oden-
wald-Kreis konnte somit sein Projekt  
auf diese Rechtsgrundlage stützen.

Starker Partner gesucht

Unmittelbar nach der Kreistagssit- 
zung starteten die Vorbereitungen. Alle 
Städte und Gemeinden führten eine 
entsprechende Beschlussfassung herbei. 
Der Landkreis bereitete unter Mitwir-
kung externer Berater die Ausschrei
bungsunterlagen vor. Das gesamte Ver-
fahren war dabei in zwei Phasen 
unterteilt. Phase I als ein Teilnahme-
wettbewerb und Phase II mit Abgabe 
der Angebote. Die formelle und inhalt-
liche Prüfung von drei Bewerbern ergab, 
dass die Deutsche Telekom und ein 
weiterer Mitbewerber über die notwen-
digen Referenzen wie auch Ressourcen 
verfügten. 
Nach der formellen und inhaltlichen 
Prüfung erfüllte nur das Angebot  
der Telekom die Voraussetzungen. Die  

Doch landkreisübergreifend gesehen 
blieb das Niveau der verfügbaren Band-
breiten viel zu gering. Daher wollte man 
mehr: In einem weiteren Schritt forcierte 
der Kreis ab 2013 den so genannten  
Next Generation Access (NGA) und hoffte 
dabei auf die Breitbandinitiative II. Band-
breiten bis zu 50 MBit/s waren das Ziel. 
Doch was vielversprechend begonnen 
hat, kam zum Erliegen. Hauptursache 
hierfür war eine Verschärfung der För
dererregularien und eine geänderte 
Fördererstrategie des Landes. Nach des-
sen Willen sollen die Städte und Ge
meinden eine zusätzliche passive Breit-
bandinfrastruktur in kommunaler Hand 
aufbauen. Die bisherige Strategie wurde 
vom Land dagegen zunächst nicht mehr 
gefördert.

Kreative Lösungen gesucht

Nachdem die Breitbandinitiative II 
stockte, suchte die Verwaltung ab dem 
Jahr 2014 nach kreativen Möglichkeiten, 
um den Breitbandausbau weiter voran-
zutreiben. Fündig wurde sie am Ende  
in der NGA-Rahmenregelung. Der Plan 
war, den Ausbau und Betrieb eines Breit-
bandnetzes europaweit auszuschreiben 
und dem potenziellen Netzbetreiber 
dafür einen Zuschuss in Aussicht zu 
stellen. Das Problem: Diese Zuschüsse 
zur Deckung der Wirtschaftlichkeitslücke 
waren damals nicht förderfähig. Der Vor-
teil hingegen: Die Kosten sind deutlich 
geringer als der Ausbau eines kommu-
nalen Netzes.
Voraussetzung dafür war allerdings  
eine vorherige rechtskonforme Aus-
schreibung. Einen solchen kooperativen 
Ausbau hatte es bis dahin in Baden- 
Württemberg zudem noch nie gegeben. 
Machen oder abwarten fragten sich  
die Gremien. Machen, war der Vorschlag 
des Landratsamtes. Und: Machen, das 
war dann auch das Ergebnis zweier Bür-
germeisterversammlungen. Alle Städte 
und Gemeinden stimmten dem neuen 
Weg zu. Die Kosten wurden im Verhält- 
nis ein Drittel Landkreis und zwei Drittel 

Vertragsunterzeichnung durch (v. r.) Landrat Dr. Achim Brötel, den damaligen Konzernbeauftragten der 
Telekom für den Breitbandausbau Ulrich Adams und den Leiter der Technik Niederlassung Südwest der 
Telekom Frank Bothe im Beisein des Kreisvorsitzenden des Gemeindetags Bürgermeister Thomas Ludwig
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Meter Glasfaser verlegt sein werden. Vor 
allem Gehwege wurden aufgegraben 
und jeweils am gleichen Tage wieder ver-
schlossen. Zum Teil wurden sowieso 
anstehende Arbeiten der Kommunen 
mitintegriert, der Zuschnitt von Ausbau-
gebieten wieder verändert. Über 270 
verkehrsrechtliche Anordnungen erlies 
der Fachdienst Straßen des Landrats
amtes. Gearbeitet wurde sommers wie 
winters, oft auch samstags, fast im Ak-
kord und selbst am Rosenmontag in der 
Fastnachtshochburg Buchen. Nur bei 
Temperaturen unter fünf Grad Celsius 
musste aus technischen Gründen pau-
siert werden. Die Planer der Telekom 
saßen zudem wöchentlich mit dem Pro-
jektkoordinator auf Seiten des Landrats

● � Kabeleinziehen und Montage der Mul-
tifunktionsgehäuse

● � Inbetriebnahme und Testphase
● � Fertigstellung kooperativer Ausbau
● � Erstvermarktung
Regelrecht umgegraben wurde so der 
Landkreis, damit am Ende circa 233 000 

gehalten wird. Das hieß: Alle zwei  
Monate ein neues Ausbaugebiet, das 
dann nach und nach sechs Phasen durch-
läuft:
● � Ausbauplanung/Feinplanung
● � Bau der passiven Infrastruktur (Tief-

bauarbeiten)

Das Einblasen von Glasfaser ist ein entscheidender 
Schritt beim Tiefbau.

Der flächendeckende Breitbandausbau im Neckar-Odenwald-Kreis erfolgt nach 
dem FttC-Prinzip (FttC = Fiber to the Curb). Bisher wurden die meisten Anschluss-
nehmer über ein Telefonkupferkabel von der zentralen Vermittlungsstelle, meist im 
Kernort, versorgt. Da das Kupferkabel eine Dämpfung des Signals bewirkt, erhalten 
nur Kunden in der Nähe dieser zentralen Vermittlungsstelle eine hohe Bandbreite. 
Ziel und erster Schritt der Feinplanung war es daher, ein flächendeckendes Netz von 
Multifunktionsgehäusen über alle bebauten Gebiete im Kreis zu legen und darauf 
zu achten, dass die Distanz zum einzelnen Gebäude nicht größer als circa 500 Meter 
ist. Dadurch wird erreicht, dass die Leitungsverluste gegen Null gehen. Die Stand-
orte der Multifunktionsgehäuse werden dann mit Glasfaserkabel angeschlossen. 
Die Glasfasertechnik hat gegenüber der Kupfertechnik den großen Vorteil, dass  
die Signalstärke auf der gesamten Distanz nicht abnimmt. Durchschnittlich über  
80 Prozent der Strecke zwischen Vermittlungsstelle und Endkunde besteht somit 
aus Glasfaser. Diese Strecke musste aufwendig im Tiefbauverfahren hergestellt 
werden. In die so verlegten Leerrohre wird ein Glasfaserkabel eingezogen bezie-
hungsweise eingeblasen. In den Multifunktionsgehäusen am Ende der Glasfaser-
strecke befindet sich schließlich die Technik, die die Lichtsignale in elektrische 
Signale umwandelt. Über die bestehenden Kupferleitungen wird das Breitbandsig
nal wie bisher die letzten durchschnittlich 250 Meter zum Endkunden übertragen.

Bauarbeiten zur Verlegung der Glasfaserkabel

In acht Ausbaugebiete wurde der Neckar-Odenwald-Kreis aufgeteilt.
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der rasenden Digitalisierung und den 
dafür notwendigen Anschlüssen. Wie 
lange das reicht, wird die Entwicklung 
zeigen. Die nächsten Projekte sind auf 
jeden Fall schon in der Planung: Insbe-
sondere soll der Mobilfunk möglichst im 
Rahmen einer Modellregion ausgebaut 

allem kündigt die Verwaltung hier aber 
die Ausbauarbeiten wöchentlich und 
straßengenau an. Hohe Zugriffszahlen 
dokumentieren das Interesse der Be
völkerung an diesem Service. Auch gibt 
es zu jedem Ausbaugebiet einen Spaten-
stich und eine offizielle Freischaltung, 
jeweils mit Ansprachen von Landrat, 
Bürgermeistern und Vertretern der 
Telekom vor Ort. Spezielle Pressemittei-
lungen stellen den Fluss der nicht immer 
einfach zu verstehenden Information si-
cher. Ergänzt wird dies von der Telekom 
durch eigene Kommunikation.

Fazit

Möglichst vielen Menschen und Unter-
nehmen in möglichst kurzer Zeit einen 
möglichst schnellen Internetanschluss 
verschaffen. Das war der Anspruch, den 
die Verwaltung an ihr Projekt hatte. Kurz 
vor Projektende zeigt sich: Da wird nichts 
mehr schief gehen, der Landkreis ist  
jetzt schnell im Internet unterwegs. 
Damit ist man nun auf Augenhöhe mit 

amtes, Johannes Biste von der WINO, 
sowie Vertretern der jeweils aktuell 
betroffenen Kommunen zusammen. Die 
großen Leitlinien gab wiederum ein 
Lenkungskreis vor, in dem sich unter an-
derem der Landrat mit den maßgeblich 
Verantwortlichen bei der Telekom aus-
tauschte. 
Alles in allem ein Kraftakt also, der sich 
aber lohnte. Messungen zeigen, dass das 
Ziel, 95 Prozent aller Anschlussnehmer 
mit einer Bandbreite von 30 Mbit/s zu 
versorgen, deutlich übertroffen werden 
wird. Sichergestellt wird dies durch 429 
neu errichtete oder aufgerüstete Multi-
funktionsgehäuse. Nutzen können die-
ses Netz jetzt alle Anbieter auf dem 
Markt, die jeweils mit ihren Kunden indi-
viduelle Verträge abschließen. Den „Open 
Access“, einen offenen Marktzugang, 
garantiert die Telekom.

Noch schneller?

Für noch größere Reichweiten wurden 
die Multifunktionsgehäuse bereits mit 
der sogenannten Vectoring-Technik aus-
gestattet. Durch die Aktivierung einer 
entsprechenden Komponente im Multi-
funktionsgehäuse erhöht sich der Down-
load von maximal 50 Mbit/s auf 100 
Mbit/s, der Upload vervierfacht sich von 
maximal 10 Mbit/s auf 40 Mbit/s. Die 
EU-Kommission hat dafür vor wenigen 
Wochen grünes Licht gegeben. Auch die 
Umsetzung der nächsten Stufe, Vecto-
ring 2 beziehungsweise Super-Vectoring, 
wurde von der Telekom bereits angekün-
digt. Mit Super-Vectoring wird sich dann 
im Landkreis die mögliche Download-Ge-
schwindigkeit auf bis zu 250 Mbit/s erhö-
hen.

Öffentlichkeitsarbeit

Die Bürger mitnehmen, das war von An-
fang an das Ziel: Pünktlich zu Projektstart 
wurde daher eine eigene Webseite prä-
sentiert. Unter www.breitband-nok.de 
werden seitdem das Projekt, die Ausbau-
gebiete und die Technik vorgestellt. Vor 

Informationen sind für die Bevölkerung jederzeit abrufbar unter www.breitband-nok.de. 

429 neu errichtete oder aufgerüstete 
Multifunktionsgehäuse sorgen für schnelles 
Internet im Neckar-Odenwald-Kreis.
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tenautobahn. Die Tür zur digitalen Zu-
kunft ist damit ganz weit geöffnet wor-
den.

Johannes Biste ist Wirtschaftsförderer 
des Neckar-Odenwald-Kreises, Jan Egen-
berger ist Pressereferent im Landratsamt 
Neckar-Odenwald-Kreis.

Feiern und Innehalten sein, unter ande-
rem bei einem großen Festakt Anfang 
Januar. Denn was vor wenigen Jahren le-
diglich eine Wunschvorstellung oder ge-
wagte Vision war, ist nun Realität. Die 
Bürgerinnen und Bürger eines ausge
wiesenen Flächenlandkreises haben ihre 
ganz persönliche Auffahrt auf die Da-

werden, um damit auch hier eine flä-
chendeckende Versorgung mit leistungs-
fähigen Verbindungen sicherzustellen.
Für den Neckar-Odenwald-Kreis gilt also 
in Anlehnung an die bekannte Weisheit 
von Sepp Herberger: Nach dem Ausbau 
ist vor dem Ausbau. Und doch wird zum 
Jahreswechsel mit Sicherheit Zeit zum 

macht die digitale Kreistagsarbeit den 
Aufwand für Druck, Sortierung und 
Versand von Dokumenten weitgehend 
entbehrlich und leistet somit einen wei-
teren Beitrag des Rhein-Neckar-Kreises 
zum Klimaschutz. 
Nach ausgiebigen internen Gesprächen 
und Beratungen entschied man sich für 
einen ersten Test der digitalen Kreistags-
arbeit. Da man mit dem Ratsinforma
tionssystem der Firma Sternberg Soft-
ware GmbH & Co. KG bereits sehr gute 
Erfahrungen innerhalb der Verwaltung 
gemacht hatte, entschied man sich für 
die RICH-App aus gleichem Haus, die so-
wohl auf iOS als auch auf Android Endge-
räten einsetzbar ist. Nach einer ersten 
Schulung erhielten sechs Fraktionsvor-
sitzende ein iPad, um damit das mobile 
Sitzungsmanagement im Probebetrieb 
sechs Monate lang auf Herz und Nieren 
zu testen. Da das Feedback durchweg 
positiv ausfiel, entschied der Kreistag im 
Dezember 2015 die Einführung des mobi-
len Sitzungsdienstes unter Nutzung der 
iRICH-App. 
Um einen reibungslosen und sicheren 
Betrieb zu gewährleisten, mussten im 
Vorfeld noch einige Aspekte geklärt 
werden. Zunächst galt es abzustimmen, 
welche Tablet-Computer zum Einsatz 
kommen sollten. Da der Kreis bereits 

So wenig Papier wie nötig

Zuvor wurden die Drucksachen des 
Kreistages in einem verfahrensinternen 
Geschäftsprozess erstellt, abgestimmt 
und freigegeben. Die Sitzungsvorberei-
tung und Erstellung der Tagesordnung 
erfolgten ebenfalls elektronisch. Die 
Unterlagen wurden anschließend in der 
Hausdruckerei ausgedruckt und an die 
Gremiumsmitglieder in Papierform per 
Post versendet. Aufgrund dieser Prozesse 
ergaben sich für die Verwaltung diverse 
Problemstellungen. An erster Stelle stan-
den dabei der zeit- und kostenintensive 

manuelle Aufwand für Druck, Sortierung 
und Versand der Sitzungsunterlagen. 
Hinzu kamen gelegentliche Beschwer-
den über verspätete und falsch zuge-
stellte Unterlagen. Weiterhin hatten Mit-
glieder des Kreistages einen hohen 
persönlichen Archivierungsaufwand. 
Um den Aufwand der Verwaltung redu-
zieren und die Effizienz steigern zu kön-
nen, gab es vor drei Jahren erste Gedan-
ken, auf einen papierlosen Sitzungsdienst 
umzustellen. Die Vorteile der digitalen 
Kreistagsarbeit liegen auf der Hand: 
Kreisrätinnen und Kreisräte haben die 
Möglichkeit, zu jeder Zeit und an jedem 
Ort auf Sitzungsunterlagen zuzugreifen 
und mit den Dokumenten arbeiten zu 
können. Weiterhin können zu den Vorla-
gen Notizen erstellt und mit der Fraktion 
geteilt werden. Links auf interne oder ex-
terne Dokumente lassen sich direkt aus 
einer Vorlage öffnen. Zur angenehmeren 
Lektüre der Unterlage lassen sich sowohl 
Text als auch Grafiken und Karten zoo-
men. Der Wegfall des persönlichen Ar-
chivs in Papierform bei vollumfänglicher 
Recherche in allen Dokumenten ist ein 
weiterer Aspekt. Tischvorlagen können 
zudem unverzüglich bereitgestellt, an-
statt erst per Post versendet oder am Sit-
zungstag verteilt zu werden. Aus Sicht 
der Verwaltung des Rhein-Neckar-Kreises 

Digitale Kreistagsarbeit  
im Rhein-Neckar-Kreis

Von Silke Hartmann und Alexander Ricci, Heidelberg

Mit Hilfe von Ratsinformationssys
temen lassen sich Sitzungen effektiv 
vorbereiten, Papierberge senken sowie 
Druck- und Portokosten sparen. Kein 
Wunder also, dass die virtuelle Ratsar-
beit in immer mehr Kommunen und 
Landkreisen Einzug hält. Vor etwa  
zwei Jahren entschied sich auch der 
Rhein-Neckar-Kreis auf die digitale 
Kreistagsarbeit umzustellen. Mit Hilfe 
der iRich-App vom Softwareunterneh-
men Sternberg GmbH & Co. KG erhal-
ten Kreisrätinnen und Kreisräte seither 
alle Dokumente auf einem vom Kreis 
zur Verfügung gestellten Tablet. Zeit 
für ein Resümee:
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Haushaltsplan, die seit der Umstellung 
ebenfalls digital zum Download zur 
Verfügung stehen.
Interessant sind auch die Daten in Bezug 
auf die Nachhaltigkeit. Aufgrund der 
Umstellung werden jährlich etwa 15 Ton-
nen Holz eingespart. Die Ersparnis beim 
Wasserverbrauch beträgt 250 000 Liter 
und beim Energieverbrauch 51 500 Kilo-
wattstunden. Die CO2-Emission konnte 
um 5,1 Tonnen reduziert werden. Die jähr-
liche Ersparnis bei den Portokosten be-
trägt rund 90 Prozent.
Fazit: Die Einführung der digitalen 
Kreistagsarbeit stellt eine von allen Sei-
ten begrüßte Optimierung dar. Die Ver-
waltungsarbeit wurde effizienter, erheb-
liche Einsparungspotenziale konnten 
direkt mit der Umstellung realisiert wer-
den. Der digitale Abbildung und Opti-
mierung von Prozessen in der Kreisver-
waltung, ein für den Rhein-Neckar-Kreis 
sehr wichtiges Thema, wurde ebenfalls 
Rechnung getragen. Einziger Wermuts-
tropfen für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Geschäftsstelle Kreistag: 
Hin und wieder muss ein vergessenes 
Passwort zurückgesetzt werden.

Silke Hartmann leitet das Büro des Land-
rats im Rhein-Neckar-Kreis, Alexander 
Ricci war bis zum 31. Oktober 2017 Mit
arbeiter im Büro des Landrats.

Durchweg positive Bilanz

Die Umstellung hin zur digitalen Kreis-
tagsarbeit verlief durchweg positiv. 
Aufgrund der intuitiven Oberfläche der 
iRICH-App, gab es seitens der Anwender 
zu keiner Zeit Probleme. Ein weiterer 
Grund für die große Akzeptanz war  
und ist die hohe Ausfallsicherheit des 
Systems: in den knapp zwei Jahren seit 
Einführung lief das System durchgängig 
stabil. Die Effizienz innerhalb der Ver
waltung konnte ebenfalls merklich ge-
steigert werden. Zeit, die früher für das 
Drucken, Sortieren, Kuvertieren und den 
Versand der Unterlagen eingesetzt wer-
den musste, kann heute effektiver und 
zweckmäßiger genutzt werden. Und ein 
weiterer Pluspunkt der digitalen Kreis-
tagsarbeit sind natürlich auch die Kos-
teneinsparungen für Druck und Versand, 
die aufgrund der Umstellung realisiert 
werden konnten. 
Vor Einführung der digitalen Kreistags
arbeit wurden jährlich mehr als 963 000 
Seiten Sitzungsunterlagen gedruckt. Das 
sind in etwa 4,5 Tonnen. Würde man alle 
Seiten nebeneinanderlegen, entspräche 
dies einer Strecke von 202 Kilometern. 
Oder, in die Vertikale gedacht, einem  
fast einen Kilometer hohen Turm. Nicht 
berücksichtigt sind dabei Drucksachen 
wie Berichte, Broschüren, PowerPoint- 
Präsentationen, Flyer und der jährliche 

mehrere iPads im Einsatz hatte, deren Be-
dienung und Wartung problemlos verlief, 
entschied man sich im Rahmen der digi-
talen Kreistagsarbeit ebenfalls diese 
Tablets einzusetzen. In den Sitzungs
sälen des Kreises wurde ein WLAN-Zu-
gang eingerichtet, über den der Zugriff 
auf die Daten des Kreistagsinformations-
systems möglich ist. Nach dem Aufbau 
der Verbindung werden die Daten auto-
matisch aktualisiert. Sie stehen somit 
auch offline zur Verfügung. Die iPads 
wurden mit einem persönlichen Kenn-
wort gesichert, damit ein unerlaubter 
Zugriff auf Daten und System vermieden 
werden kann. Eine Weitergabe der iPads 
an Dritte ist aufgrund datenschutz
rechtlicher Bestimmungen nicht gestat-
tet. Um die bei der Nutzung aufgewor-
fenen Fragen und technischen Probleme 
kompetent und zeitnah lösen zu können, 
boten und bieten sowohl die Geschäfts-
stelle des Kreistages – die bei der Ein
führung der digitalen Kreistagsarbeit 
federführend war – als auch das Amt für 
Informationstechnik des Rhein-Neckar-
Kreises umfassenden Support für die 
Nutzerinnen und Nutzer an.
Startschuss für die digitale Kreistags
arbeit, an der sich zunächst 94 Kreis
rätinnen und Kreisräte beteiligten, war 
am 28. Januar 2016. Wer über kein mobi-
les Endgerät verfügte, bekam vom Rhein-
Neckar-Kreis ein iPad samt SIM-Karte zur 
Verfügung gestellt. Weiterhin führte die 
Geschäftsstelle des Kreistags Schu-
lungen durch, an denen in den zurücklie-
genden Monaten insgesamt 103 von 105 
Kreistagsmitgliedern teilnahmen. Zwei 
Mandatsträger waren nicht bereit, sich 
an der digitalen Kreistagsarbeit zu be
teiligen. Diese erhalten ihre Unterlagen 
weiterhin in Papierform. An die Schu-
lungen schloss sich eine dreimonatige 
Übergangsphase an, in der die Teilneh-
mer überprüfen konnten, ob ihre Ent-
scheidung für die papierlose Kreistags
arbeit auch die richtige war. Für eine 
Rückkehr zu den Papiervorlagen ent-
schied sich keiner der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer.

Kreistagssitzung in Ilvesheim: 103 Kreisrätinnen und Kreisräte und die Verwaltung sind digital unterwegs. 
Zwei Kreisräte arbeiten nach wie vor mit Papiervorlagen. Aus unserer Sicht ein voller Erfolg der digitalen 
Kreistagsarbeit.
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untereinander kommunizieren, ist das 
Ende der Fahnenstange nicht in Sicht. 
Die zu übertragende Datenmenge 
wächst immer rasanter.
War beim Einstieg in die Modellprojekt-
phase 2008 eine flächendeckende Breit-
bandgrundversorgung noch mit min
destens 1 MBit/s definiert, strebt die 
Europäische Digitale Agenda bis 2020 
eine flächendeckende Versorgung mit 
30-MBit/s-Hochleistungsnetzen an und 
die Bundesregierung sieht als Etappen-
ziel bis Ende 2018 eine flächendeckende 
Versorgung mit mindestens 50 MBit/s 
vor – im ländlichen Raum marktgetrie-
ben kaum erreichbar.
Im engen Schulterschluss mit den Städ-
ten und Gemeinden wurde im Juli 2014 
das Projekt „Breitbandausbau im Land-
kreis Rottweil“ konkret angegangen. 
Als Grundlage für das weitere Vorgehen 
wurde bei den Haushalten und Unter-
nehmen der Ist-Stand/Soll-Bedarf an 
Bandbreite abgefragt und bei den loka-
len Netzbetreibern eine Markterkun-
dung durchgeführt.
Die Auswertungen haben ein allge-
meines Marktversagen bestätigt. Rund 
38 % der Bevölkerung im Landkreis Rott-
weil wäre der Zugang zum breitbandigen 
Internet versperrt.
Vor diesem Hintergrund war für Landrat 
Dr. Wolf-Rüdiger Michel klar, sich der 
Dynamik zu stellen und bei der Digitali-
sierung im Landkreis noch mehr Fahrt 
aufzunehmen.
Angesichts der verschiedenen Wege zu 
einer flächendeckenden Breitbandver-
sorgung – auch mit Blick auf organisa
torische Strukturen – wurden ab März 
2015 unterschiedliche Breitbandmodelle 

Um die Breitbandversorgung kreisweit 
voranzutreiben, hat sich der Landkreis 
Rottweil 2015 entschieden, eine flächen-
deckende Breitbandnetzinfrastruktur zu 
schaffen und für diesen Weg das soge-
nannte Deckungslückenmodell gewählt. 
Durch eigene Investitionen der Telekom 
und einer Investitionsbeihilfe des Land-
kreises von circa 11,8 Mio. EUR werden 
nun bis zum Winter 2017/2018 flächen-
deckend alle Haushalte und Unterneh-
men im Landkreis mit hochbitratigen 
Bandbreiten erschlossen. Bund und Land 
haben eine Förderung von 5,92 bzw.  
2,37 Millionen Euro in Aussicht gestellt. 
Der Landkreis Rottweil dürfte im Früh-
jahr 2018 damit zu den ersten Kreisen in 
Baden-Württemberg gehören, der sei-
nen Einwohnerinnen und Einwohnern 
kreisweit ein schnelles Datennetz anbie-
ten kann.

… erste Schritte im 
Breitbandausbau

In der Vergangenheit wurde vorrangig 
auf einen marktgetriebenen Ausbau  
der Breitbandinfrastruktur gesetzt. Die-
ser Ansatz griff allerdings in ländlichen 
Regionen mit hohen Investitionskosten 
und geringer Nachfragedichte nur unzu-
reichend.
Die Notwendigkeit erkennend, in Sachen 
Breitbandausbau Fahrt aufzunehmen, 
entwickelte der Landkreis gemeinsam 
mit weiteren Mitstreitern interkommu-
nalen Pioniergeist. Im Rahmen der Breit-
bandinitiative des Landes schloss er sich 
bereits 2008 mit den Landkreisen Hei-
denheim und Lörrach zum Modellprojekt 
„BELIB“ (Modellhafte Entwicklung von 
Lösungsansätzen für die Breitbandver-
sorgung des ländlichen Raumes) zusam-
men, um Lösungen aufzuzeigen, wie eine 
flächendeckende Breitbandinfrastruktur 
in Baden-Württemberg, speziell in länd-
lich geprägten Regionen, entwickelt wer-
den könnte. Außerdem unterstützte er 
den Verein „Förderung neuer Medien und 
Technologien im ländlichen Raum e. V.“ 
(VFMT) 2013 bei der Gründung.

… mit mehr Tempo zum  
schnellen Datennetz

Technischer Fortschritt, Digitalisierung 
der Arbeit bzw. Produktion und ver
ändertes Konsumverhalten haben die 
Nachfrage nach digitalen Diensten und 
damit auch den Bedarf an Bandbreiten in 
die Höhe schnellen lassen. Und im Hin-
blick auf die Entwicklung des Internet of 
Things, bei denen Geräte und Maschinen 

Schnelles Internet macht sich breit –  
Landkreis Rottweil zündet  

mit flächendeckendem Breitbandausbau  
den Datenturbo
Von Hans Klaiber und Brigitte Stein, Rottweil

Leistungsfähige Breitbandnetze wer-
den gerade in ländlichen Regionen 
immer mehr zu einem Parameter  
für deren Zukunftsfähigkeit. Denn die 
Attraktivität für die Ansiedlung von 
Unternehmen oder eines Wohnstand-
ortes und damit die wirtschaftliche 
und Einwohnerentwicklung sind un-
abdingbar mit dem Vorhandensein 
eines Anschlusses an die Datenauto-
bahn verknüpft. 
Der Landkreis Rottweil hat die Weichen 
für die erfolgreiche Digitalisierung der 
Region früh gestellt. In enger Ab
stimmung mit allen Kreisgemeinden 
fördert er mit einer Breitbandinitiative 
den Ausbau einer leistungsfähigen 
digitalen Infrastruktur. 
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Die Finanzierung der Investitionsbeihilfe 
sowie der entstehenden Beratungskos
ten trägt der Landkreis über eine ent-
sprechend angepasste Kreisumlage. Den 
beteiligten Städten und Kommunen ent-
steht kein direkter finanzieller Aufwand 
für den Ausbau der Breitbandnetzinfra-
struktur.
Anfänglich ohne Perspektive auf För
derung haben Bund mit 5,92 Mio. €  
und Land mit 2,37 Mio. € ihre finan- 
zielle Unterstützung in Aussicht gestellt. 
Die Zuwendungsbescheide wurden am 
28. 4. 2016 bzw. am 20. 7. 2016 übergeben.
Während des Ausschreibungs- und 
Bieterverfahrens wurden neue Förder-
richtlinien des Bundes veröffentlicht und 
legten höhere Breitbandabdeckungs-
grade fest (u. a. über 85 % der Haushalte 
> 50 Mbit/s). Diese Forderung kann nach 
Genehmigung von Vectoring im För
derausbaugebiet nun weit übertroffen 
werden.

… mit Vollgas zum Highspeed

Nachdem seitens des Bundes die 
erforderlichen Zustimmungen vorlagen, 
wurde im März 2016 mit der Deutschen 
Telekom AG der Kooperationsvertrag 
unterzeichnet und mit dem Auftakt- 

rand‘) mit Glasfaser erschlossen wird 
(FTTC), ist dabei ein Zwischenschritt  
zu einem angestrebten bis an die 
Gebäude durchgängigen Glasfasernetz 
(FTTB, FTTH), abhängig von Bedarf und 
den technischen Anforderungen. 
Ein besonderes Augenmerk wurde mit 
Blick auf Standortsicherung und Zu-
kunftsfähigkeit der Wirtschaft auf die 
Gewerbegebiete gelegt. Wichtige Ziel-
setzung diesbezüglich war, die Glasfaser-
strukturen direkt in bzw. an das Gebiet 
heranzuführen, von wo aus dann be-
darfsgerecht ein FTTB-Anschluss mög-
lich ist.
Nach der Festlegung auf das Deckungs-
lückenmodell wurde ein Bieterverfahren 
eingeleitet und im Dezember 2015 sprach 
sich der Kreistag einstimmig für den 
Breitbandausbau in den unterversorgten 
Gebieten im Landkreis Rottweil durch die 
im Bieterverfahren obsiegende Telekom 
Deutschland GmbH aus. 
Bis zum Winter 2017/2018 werden 95 % 
der Haushalte und Unternehmen im 
Landkreis mit Bandbreiten von mindes
tens 30 Mbit/s erschlossen (Planungs- 
und Vertragsgrundlage war dabei ohne 
Berücksichtigung der Vectoring-Technik). 
Die Investitionsbeihilfe des Landkreises 
beläuft sich dabei auf 11,8 Mio. E.  

ergebnisoffen in den Kreisgremien als 
auch dem Gemeindetagsprengel disku-
tiert:

● � Öffentliche Hand als Infrastruktur
inhaberin und Netzbetreiberin / pri-
vatwirtschaftliches Unternehmen als 
Diensteanbieter

● � Öffentliche Hand als Infrastruktur
inhaberin / privatwirtschaftliches Un-
ternehmen als Netzbetreiber und 
Diensteanbieter

● � Ausbau unter Zurverfügungstellung 
von Investitionsbeihilfen an einen 
Netzbetreiber

Für die fachlich-rechtliche Beratung  
und Begleitung des Breitbandprojektes 
wurde die Kanzlei Heuking Kühn Lüer 
Wojtek, Frankfurt, sowie die Rudersdorf 
Beratungs- und Entwicklungs-Gesell-
schaft mbH, Beselich bei Limburg a. d. 
Lahn, beauftragt.

… Entscheidung für das 
Deckungslückenmodell

Im April 2015 hat der Kreistag in engem 
Schulterschluss mit den Städten und 
Gemeinden des Landkreises beschlossen, 
den Aufbau einer flächendeckenden 
Breitbandnetzinfrastruktur mit einer 
Investitionsbeihilfe zu unterstützen 
(Deckungslückenmodell). Dieses Modell 
zeichnet sich dadurch aus, dass einem 
Telekommunikationsunternehmen ein 
Zuschuss gezahlt wird, damit dieses die 
für die Versorgung der Bevölkerung 
erforderlichen Breitbandinfrastrukturen 
errichtet und betreibt. Im Rahmen der 
Abwägung sprachen die deutlich gerin-
geren Kosten, das eindeutig abschätz-
bare Kostenrisiko, die schnelle Bauzeit, 
die Vermeidung eines Wettbewerbs- und 
Vermarktungsrisikos, die Upgradefähig-
keit des NGA-Netzes sowie der Aus-
schluss von Folgekosten gegenüber den 
anderen in Betracht kommenden Model-
len für das Modell des kooperativen 
Breitbandausbaus.
Diese Variante, bei der bis zum Kabel
verzweiger (‚grauer Kasten am Straßen-

„Was für viele Landkreise noch Zukunftsvision ist, ist im Landkreis Rottweil schon nutzbar.  
Wir machen heute den Anfang, es wird Schlag auf Schlag weitergehen. Wir haben mit der Entscheidung 
für den kooperativen Ausbau den richtigen Weg beschritten“, freut sich Landrat Dr. Michel (4. v. r.)  
beim Auftaktspatenstich im April 2016.�
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ben. Dabei wird schrittweise angestrebt, 
die Glasfaser bis in den letzten Winkel 
des Landkreises zu verlegen. Dadurch las-
sen sich weitere Produkte wie WLAN 
oder auch das Mobilfunknetz von mor-
gen (5G) kostengünstig anbinden.

Der Landkreis Rottweil

Der im Regierungsbezirk Freiburg gele-
gene Landkreis hat rund 137 500 Ein
wohner. Mit einer Bevölkerungsdichte 
von 179 Einwohnern pro km2 liegt der 
ländlich geprägte Landkreis an der Naht-
stelle zwischen Schwarzwald und Schwä-
bischer Alb mit dem Neckar als geogra-
phische Achse. 
Nichtsdestotrotz ist der Landkreis ein 
leistungsstarker Wirtschaftsraum. Er 
zeichnet sich durch eine hohe, über dem 
Landesdurchschnitt liegende Industrie-
dichte aus und bietet rund 60 000 
Arbeitsplätze. Die Arbeitslosenquote ist 
seit Jahren mit die niedrigste im Landes-
vergleich.

Hans Klaiber ist als Breitbandbeauftrag-
ter und Leiter des Landwirtschaftsamts 
im Landratsamt Rottweil, Brigitte Stein 
ist als Pressereferentin im Landratsamt 
Rottweil tätig.

kommt diesen ambitionierten Zielen be-
reits 2018 mit einem Versorgungsgrad 
von 73 % sehr nahe und ist damit im Lan-
des- als auch Bundesvergleich in Bezug 
auf Turbo-Internet in der Spitzengruppe. 
Bis zum Vorhandensein eines durch
gängigen Glasfasernetzes (FTTB) be-
werkstelligen Vectoring, Super-Vectoring 
(bis 250 MBit/s), Hybrid-Techniken und 
andere Techniken die Leistungsfähigkeit 
einer hochbitratigen Netzinfrastruktur.
Neue Gewerbe- und Wohngebiete wer-
den seitens der Telekommunikations
unternehmen im Eigenausbau von 
Anfang an direkt mit FTTB-Glasfaser-
strukturen ausgebaut. Im Landkreis sind 
das aktuell bereits mehr als 25 neue 
Baugebiete (WA, GE).
Im Hinblick auf hoch qualifizierte Ar-
beitskräfte sind aus Wirtschaftssicht op-
timal versorgte Bildungseinrichtungen 
elementar für die heranwachsende Ge-
neration.
Vor diesem Hintergrund ergriff der Land-
kreis bereits einen weiteren Teilschritt 
hin zum FTTB-Ausbau. Den BMVI-Leitfa-
den zum Breitbandausbau vom 17. 7. 2017 
aufgreifend, wird in Kooperation mit den 
Schulträgern im Landkreis angestrebt, 
alle Schulen im Landkreis direkt mit Glas-
faser zu erschließen. 
Der Landkreis Rottweil wird auch künftig 
den Glasfaserausbau weiter vorantrei-

spatenstich am 7. 4. 2016 der Weg für den 
aktiven Breitbandausbau frei gemacht.
Bis zum Winter 2017/18 erhalten insge-
samt 64 000 Haushalte Zugang zum 
schnellen Internet. Während durch den 
Eigenausbau der Telekom 42 000 Haus-
halte und Unternehmen hohe Band
breiten erhalten, profitieren im Förder-
ausbaugebiet durch die Kooperation und 
finanzielle Beteiligung des Landkreises 
zusätzlich 19 000 Haushalte und ca. 2500 
Gewerbebetriebe bzw. Unternehmen. In 
diesem Förderausbaugebiet kennzeich-
nen den Ausbau die folgenden Kenn-
werte: 140 km Mitnutzung vorhandener 
Leerrohre / 136 km Neuverlegung von 
Leerrohren durch Tiefbau / 276 km neue 
Glasfaserleitungen / 318 neu errichtete 
Kabelverzweiger.

Bandbreiten im Förderausbaugebiet  
des Landkreises Rottweil nach Abschluss 
des Breitbandprojekts (Januar 2018)

Versorgung 
mit (im 
Download)

Haushalte  
in Prozent

Unternehmen  
in Prozent

nach 
Ausbau

vor 
Ausbau

nach 
Ausbau

vor 
Ausbau

< 16 Mbit/s 0 % 74,4 % 0 % 49,3 %
16 Mbit/s –  
< 30 Mbit/s

0 % 4,2 % 0 % 2,1 %

30 Mbit/s – 
< 50 Mbit/s

0,35 % 19,5 % 1,8 % 48,1 %

50 Mbit/s 
und höher

99,65 % 1,9 % 98,2 % 0,5 %

Nach Abschluss des Breitbandvorhabens 
des Landkreises im Januar 2018 werden 
im geförderten Ausbaugebiet mindes
tens 99,7 % aller Haushalte zuverlässig 
Bandbreiten von mindestens 50 Mbit/s 
im Download und für alle Anschlüs- 
se eine Bandbreite von mindestens  
30 Mbit/s im Download zur Verfügung 
stehen. 

… Ausblick

Die EU hat jüngst das Ziel formuliert, bis 
2025 alle Haushalte ungeachtet Stadt 
oder ländlich mit > 100 MBit/s versorgt  
zu wissen. Der Landkreis Rottweil  

Mit dem Kabelpflug werden, wie hier in Rottweil-Neukirch, die Kabel zeit- und kostensparend  
sowie umweltschonend in die Erde verlegt.�
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zender der BLS, formuliert: „Eine gut 
funktionierende Breitbandversorgung 
ist für die Zukunftsfähigkeit einer Ge-
meinde unumgänglich. In Zukunft ist  
für den Verkauf von Bauplätzen, für  
die Ansiedlung von Gewerbebetrieben 
und selbst für den Tourismus eine 
schnelle Internetversorgung Grund
voraussetzung.“

Rechtsform  
GmbH & Co. KG

Eigentlich ist für die interkommunale 
Zusammenarbeit ein Zweckverband die 
geborene Rechtsform. Allerdings wurde 
im Jahr 2010 die Herstellung passiver 
Glasfaserinfrastruktur und -verpach-
tung an einen Netzbetreiber von den 
Finanzbehörden nicht als Betrieb ge-
werblicher Art (BgA) eingestuft. Um  
also in den Genuss des Vorsteuerab-
zuges zu kommen, blieb nur der Weg  
in die private Rechtsform übrig. Auf 
Grund geringer steuerlicher Vorteile  
und der Heterogenität der Gesellschaf-
ter ist die Entscheidung zu Gunsten 
einer Kommanditgesellschaft gefallen. 
Die Gesellschaft besteht aus einer Breit-
bandinfrastruktur-Verwaltungs GmbH 
als persönlich haftende Komplemen
tärin und der Kommanditgesellschaft 
BLS-Breitbandversorgungsgesellschaft 
im Landkreis Sigmaringen mbH & Co. 
KG. Die Gesellschaft ist als sogenannte 
Einheits-GmbH organisiert, d. h. die KG 
hält alle Anteile an der Verwaltungs- 
GmbH. Aufgaben der Gesellschaft  
sind Herstellung baulicher Anlagen, 
Organisation und Durchführung von 
Ausschreibungen, Baubetreuung, Ver-
pachtung und Verwaltung der Glas
faserinfrastruktur und Netzbetreiber
ausschreibungen.

Wie alles begann

Die Stadt Sigmaringen bzw. die Stadt-
werke Sigmaringen haben bereits  
eine Glasfasertradition, die weit in die 
90er Jahre des letzten Jahrhunderts 
zurückreicht. Mit diesem Wissen ist  
kurz nach der Jahrtausendwende die 
Erkenntnis gereift, dass die Breitband-
versorgung ein wichtiger Baustein kom-
munaler Infrastruktur und Daseins
vorsorge ist. Vor diesem Hintergrund  
ist frühzeitig mit allen großen Telekom-
munikationsunternehmen der Kontakt 
gesucht worden, um auf kooperati- 
ver Ebene das Thema Breitbandver
sorgung im ländlichen Raum voranzu-
bringen. Dabei war wenig Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit erkennbar. Die 
meisten Gespräche gipfelten in der 
Forderung nach einem Zuschuss zur 
Deckung der Wirtschaftlichkeitslücke. 
Damit war klar, dass insbesondere im 
ländlichen Raum das Thema nur mit 
Eigeninitiative der Kommunen bzw. 
kommunalen Unternehmen umgesetzt 
werden kann. 

Parallel dazu hat im Raum Meßkirch eine 
ähnliche Entwicklung stattgefunden. Da 
die Mammutaufgabe Breitbandversor-
gung im ländlichen Raum, vergleichbar 
mit der Elektrifizierung, nur im Rahmen 
einer interkommunalen Zusammenar-
beit geschultert werden kann, haben 
Anfang 2010 erste Gespräche mit neun 
Gemeinden begonnen. Auf Grund der 
breiten gemeinsamen Basis und der 
gleichgelagerten Interessen, war es mög-
lich, innerhalb von neun Monaten den 
Zusammenschluss formal, inklusive aller 
Gemeinderatsbeschlüsse, herzustellen, 
so dass die BLS Breitbandversorgungsge-
sellschaft im Landkreis Sigmaringen 
mbH & Co. KG am 27. Oktober 2010 ge-
gründet wurde. Die Eintragung ins Han-
delsregister erfolgte am 16. Dezember 
2010. 
Gründungsgesellschafter sind die Städte 
und Gemeinden Hohenfels, Illmen- 
see, Inzigkofen, Leibertingen, Meßkirch, 
Ostrach, Sauldorf, Sigmaringen, Wald. 
Aktuell wurde der Landkreis Sigmarin-
gen 39. Gesellschafter.

Ziele des Zusammenschlusses 
sind:

● � Bündelung der Aktivitäten der Gesell-
schaftergemeinden

● � Schaffung einer Infrastruktur für eine 
flächendeckende Breitbandversor-
gung

● � Aufbau einer Infrastruktur in kom
munaler Hand als Grundlage für eine 
spätere FTTB-Erschließung (Glasfaser 
in jedes Gebäude)

● � Attraktivitätssteigerung für gemein-
same Netzbetreibersuche 

oder wie es der Meßkircher Bürger
meister Arne Zwick, Aufsichtsratsvorsit-

Erfolgsgeschichte Breitbandgesellschaft  
im Landkreis Sigmaringen mbH & Co. KG

Von Bernt Aßfalg, Sigmaringen

Der Landkreis Sigmaringen ist ein 
ländlich geprägter Landkreis mit  
rund 130 000 Menschen. In seinen  
25 Städten und Gemeinden leben 
zwischen 600 und 17 200 Einwohner. 
Die ländliche Struktur bietet aber  
auch Vorteile, wenn es darum geht, 
Kooperationen zu schließen und in 
Eigeninitiative maßgeschneiderte Lö-
sungen zu finden. Dies zeigt das 
Beispiel der hiesigen Breitbandver
sorgungsgesellschaft, die sich aktuell 
über fünf Landkreise erstreckt und  
40 Gemeinden und einen Landkreis als 
Gesellschafter hat.
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marktüblichen Konditionen an die BLS zu 
verpachten. 
Im Jahr 2016 erfolgte eine erneute Netz-
betreiberausschreibung für die Ausbau-

Ausscheiden eines Gesellschafters seine 
Netzbestandteile zwar rückübertragen 
werden, aber gleichzeitig die Verpflich-
tung besteht, dieses Netz wieder zu 

Netzbetreiber NeckarCom GmbH

Im Rahmen der ersten Ausbaustufe wur-
den bei den Gründungsgesellschaftern 
215 km Glasfaserkabel verlegt und damit 
135 Kabelverzweiger der Telekom er-
schlossen. Den Investitionen mit 8,6 Mio. 
Euro stehen Zuschüsse des Landes nach 
der Breitbandförderrichtlinie mit 5 Mio. 
Euro gegenüber. Im Rahmen einer euro-
paweiten Ausschreibung als öffentlicher 
Teilnehmerwettbewerb und anschlie-
ßendem Verhandlungsverfahren hat sich 
die Neckarcom GmbH gegenüber ihren 
Mitbewerbern durchgesetzt. Die Aus-
schreibung lief im Zeitraum 2011/2012, 
die Inbetriebnahme, d. h. Kunden können 
ans Netz angeschlossen werden, erfolgte 
im Februar/März 2013. Zwischenzeitlich 
wird eine mittlere vierstellige Zahl an 
Kunden durch den neuen Netzbetreiber 
mit entsprechenden Breitbanddiensten 
versorgt.

Rasante Entwicklung

Nachdem die BLS als einer der ersten 
Verbünde über die passive Infrastruktur 
eine Versorgung der Kunden mit Breit-
banddiensten sicherstellen konnte, sind 
auch andere Gemeinden auf die BLS und 
das Thema Breitbandversorgung auf-
merksam geworden.
In den Jahren 2015 bis 2017 ist die BLS von 
10 auf 40 Gesellschafter angewachsen. 
Im Landkreis Sigmaringen sind zwi-
schenzeitlich 21 von 25 Gemeinden Ge-
sellschafter, was einer Quote von 84 % 
Kommunen entspricht. Weitere Gesell-
schafter kommen aus den Landkreisen 
Tuttlingen, Konstanz, Biberach und 
schwerpunktmäßig aus dem Landkreis 
Reutlingen. Weitere 145 km Leitungs-
länge sind im Bau bzw. fertiggestellt und 
151 km bereits in der konkreten Planung. 
In Summe hat die BLS damit ein Potential 
von 180 000 Einwohnern im Endausbau-
stand erschlossen. Ziel ist dabei, ein zu-
sammenhängendes physikalisches Netz 
zu erstellen. Über den Gesellschafts
vertrag ist abgesichert, dass auch bei 
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Strategie FTTB

Deutschland ist beim FTTB-Ausbau, d. h. 
Glasfaser bis ins Gebäude, nach wie vor 
Entwicklungsland. 
Im Kreis Sigmaringen ist die Quote  
der FTTB-Anschlüsse immerhin schon bei 
gut 5 % angekommen. Dies entspricht 
mehr als das 3-fache des Landesdurch-
schnittes, was auf lange Sicht aber nach 
wie vor deutlich zu wenig ist. Der Band-
breitenbedarf, vor allem auch der sym-
metrische, wird in allen Bereichen rasant 
ansteigen. Aus diesem Grund hat die 
Gesellschafterversammlung der BLS eine 
FTTB-Strategie verabschiedet, die das 
ambitionierte Ziel hat, innerhalb von 
zehn Jahren Glasfaser in jedes Gebäude 
zu bringen. Der hierfür notwendige in
vestive Aufwand wird über alles in einer 
Größenordnung von 200 – 250 Mio. Euro 
liegen. Wirtschaftlichkeit ist bei dieser 
Zahl, wenn überhaupt, nur in einem sehr 
sehr langfristigen Zeitrahmen herzustel-
len. Um deshalb in diesem Bereich zügig 
voranzukommen und die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands si-
cherzustellen, sollte dringend die Förder-
kulisse auf das Thema FTTB ausgedehnt 
werden. 

Bernt Aßfalg ist kaufmännischer Ge-
schäftsführer der Breitbandversorgungs-
gesellschaft im Landkreis Sigmaringen.

maringen sind wir hier zwischenzeitlich 
hervorragend aufgestellt und können 
jederzeit den Unternehmen auch sym-
metrische Bandbreiten anbieten. Diesen 
Vorsprung wollen wir erhalten und 
ausbauen, deshalb war es für mich eine 
Selbstverständlichkeit, dass sich der 
Landkreis ganz aktiv mit dem Thema 
Breitband auseinandersetzt.“

Ärgernis Vectoring

Leider ist die Deutsche Telekom dazu 
übergegangen, ganz konkret mit Vec
toring Rosinenpickerei zu betreiben. Es 
werden in den Gebieten der Verbünde 
einzelne oder auch mehrere Kabelver-
zweiger, bei denen eine entsprechende 
Kundenanzahl hinterlegt ist, mit Vec
toring erschlossen. Dies führt dazu, dass 
diese Kabelverzweiger, sofern noch keine 
Zuschussanträge vorliegen oder bereits 
die Maßnahmen im Bau sind, der Er-
schließung mit Glasfaser entzogen sind 
und damit das Netzmonopol der Deut-
schen Telekom verfestigt wird. Vectoring 
kann sicher an der ein oder anderen 
Stelle als Übergangstechnologie auf 
kurzen Entfernungen den Bedarf vorü-
bergehend stillen. Langfristig gesehen 
wird damit aber der technisch notwen-
dige FTTB-Ausbau, d. h. Glasfaser bis in 
jedes Gebäude, zwar nicht verhindert, 
aber doch behindert und damit der tech-
nisch notwendige Umbau der Telekom-
munikationsinfrastruktur in Deutsch-
land verzögert. 

stufen 2 und 3 mit Integration der Aus-
baustufe 1 bei Auslaufen des Vertrages. In 
diesem Verfahren hat sich die Fa. Net-
Com BW GmbH als Nachfolgefirma der 
Neckarcom gegenüber ihren Mitbe-
werbern durchgesetzt. Noch im Jahr 2017 
sollen vier weitere Gemeinden aus dem 
Landkreis Sigmaringen an das Netz 
gehen. Die restlichen Gemeinden sind 
für die Jahre 2018 und 2019 zur Anschal-
tung vorgesehen. 

Vorreiterrolle  
Landkreis Sigmaringen

Auf Anregung des Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
sollte in jedem Landkreis eine Personal-
stelle Koordinierung Breitbandaktivitä
ten geschaffen werden. Auf Grund der 
bereits bestehenden Strukturen im Land-
kreis Sigmaringen durch die BLS hat der 
Landkreis Sigmaringen diese Aufgabe 
auf die BLS übertragen. Das konkrete Be-
kenntnis der Verwaltungsspitze im Land-
kreis und des Kreistags gegenüber der 
BLS äußert sich auch in einer finanziellen 
Unterstützung von jährlich 60 000 Euro 
zur Übernahme dieser Koordinierungs-
funktion. Darüber hinaus geht der Land-
kreis soweit, dass er sich als 39. Gesell-
schafter ganz konkret auch an der BLS 
beteiligt. Landrätin Stefanie Bürkle be-
gründete dies: „In IHK-Umfragen hat im 
gewerblichen Bereich die Datenauto-
bahn höchste Priorität. Im Landkreis Sig-
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men bereits umgesetzt und Fördermittel 
für den Bau beantragt werden.
Auf Grundlage der Planungsergebnisse 
und Kostenschätzungen können die 
Kommunen ihre weiteren Ausbauab-
sichten für die kommenden Jahre orga
nisieren und umsetzen. 
Nach der Fertigstellung der Planungen 
wird gemeinsam mit den Städten und 
Gemeinden ein entsprechender Bau-
zeitenplan erarbeitet. Ziel ist es, das 
Backbone bis Ende 2019/2020 fertig
zustellen und innerörtlich vorrangig die 
Gewerbegebiete und Schulen anzu-
schließen. Weitere Baumaßnahmen sol-
len dann im Rahmen von Mitverlegungen 
erfolgen.

Netzbetrieb

Leider hat sich wiederholt gezeigt, dass 
es im ländlichen Raum sehr schwierig ist, 
einen Netzbetreiber zu finden. Die Stadt 
Rosenfeld konnte nach einem vergeb-
lichen Versuch erst durch den Zusam-
menschluss in einem interkommunalen 
Projekt mit der Stadt Haigerloch im 
letzten Jahr einen Netzbetreiber – die Fa. 
Pepcom – finden. Inzwischen konnten 
schon Teilbereiche in Betrieb gehen. Den 
Startschuss gab unsere Wirtschaftsmi
nisterin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut.
Die Schwierigkeit, einen Netzbetreiber 
zu finden, war mit der wichtigste  
Grund für die Gründung des Verbundes 
Komm.Pakt.Net als Kommunalanstalt 
des öffentlichen Rechts. Der Kommunale 
Pakt zum Breitband-Netzausbau ist  
seit 1. 1. 2016 unter der Leitung des Vor-
standes Jens Schilling aktiv. Damit ein 
flächendeckendes Netz nach einem 
Standard entstehen kann, sind im Zol
lernalbkreis alle 25 Städte und Gemein-
den dem Verbund Komm.Pakt.Net beige-

Aktivitäten

Ohne Planung kein Bau. Im Frühjahr 2016 
wurde eine europaweite Ausschreibung 
einer FTTB-Planung für die Städte und 
Gemeinden im Kreisgebiet, sowie eine 
erweiterte Backbone-Planung durchge-
führt. Der Planungsauftrag konnte im 
April 2017 an die Planungsgemeinschaft 
der Ingenieurbüros RBS wave/TKI/Voss 

Telecom vergeben werden. Für die Pla-
nung wurden beim Ministerium für 
Inneres, Digitalisierung und Migration 
Baden-Württemberg Fördermittel be
antragt.
Die Planungen laufen derzeit in allen 
Bereichen auf Hochtouren und werden 
voraussichtlich bis Jahresende fertig
gestellt sein. Dank der Flexibilität der Pla-
nungsbüros konnten einzelne Maßnah-

Zollernalbkreis –  
Der steile Weg zum schnellen Internet

Von Andrea Gobbo, Balingen

Der Zollernalbkreis unterstützt bereits seit 2008 die Städte und Gemeinden des 
Landkreises beim Breitbandausbau. Das ausgegebene Ziel der Bundesregierung  
von einer flächendeckenden Grundversorgung von 50 Mbit/s bis 2018 ist noch nicht 
erreicht, dennoch sind wir auf einem guten Weg. Viele Studien belegen, dass sich  
der Bandbreitenbedarf in immer kürzeren Abständen verdoppelt und die einzige 
Lösung der Aufbau eines flächendeckenden Glasfasernetzes bis an jedes Gebäude 
ist. Die Städte und Gemeinden des Zollernalbkreises haben die Situation erkannt 
und in den letzten Jahren bereits mehrere Ausbauprojekte gestemmt. Nur wenige 
Städte und Gemeinden können es sich finanziell leisten, innerhalb der nächsten drei 
bis fünf Jahre ein innerörtliches Glasfasernetz aufzubauen. Die meisten werden im 
Rahmen von Mitverlegungsmaßnahmen den Ausbau vornehmen, so dass dieser 
mindestens die nächsten 15 bis 20 Jahre in Anspruch nehmen wird.

Spatenstich in Binsdorf: Das Foto zeigt u. a. Bürgermeister Schmid aus Geislingen und  
Landrat Günther-Martin Pauli.
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Kosten für die Gemeinde zu keinem Er-
gebnis führten, werden die Städte und 
Gemeinden nun sogar Pachteinnahmen 
erhalten.
Ende des Jahres 2017 steht bereits die 
nächste Netzbetreiberausschreibung an. 
Je konkreter die Ausbauplanungen be-
nannt werden, desto kalkulierbarer und 
damit lukrativer wird der Auftrag für  
den künftigen Netzbetreiber und umso 
besser die Konditionen für die Endkun-
den und die Kommunen. Ziel ist es, bei 
der nächsten Netzbetreiberausschrei-
bung mit dem gesamten Landkreis – 
zumindest mit der Mehrzahl der Städte 
und Gemeinden – ins Rennen zu gehen. 
Die umfangreichen Vorarbeiten für die 
Ausschreibung des Netzbetriebes sind 
bereits angelaufen.

Geschäftsstelle Breitband

Neben dem Verbund Komm.Pakt.Net 
werden die Städte und Gemeinden des 
Zollernalbkreises von der Geschäftsstelle 
Breitband unterstützt. Diese wurde im 
Herbst 2015 eingerichtet, nachdem deut-
lich wurde, dass die kommenden Aufga-
ben nicht mehr „nebenher“ zu stemmen 
sind. Derzeit arbeiten dort vier Mitarbei-

schriebenen Gebiete am Netz sein. Dies 
ist ein großer Meilenstein im Ausbau des 
Netzes. Sowohl die Städte und Gemein-
den, als auch die Endbenutzer können 
mit den Konditionen sehr zufrieden sein. 
Im Gegensatz zu früheren Ausschrei-
bungen, die aufgrund der zu hohen 

treten. Die Städte und Gemeinden sind 
Eigentümer der Infrastruktur. Diese wird 
Komm.Pakt.Net zur Ausschreibung des 
Netzbetriebes und der Verwaltung des 
Netzes überlassen.
Im 1. Quartal 2017 konnte dann die  
erste Netzbetreiberausschreibung durch 
Komm.Pakt.Net mit sechs Landkreisen 
starten. Jeder Landkreis war in der 
Ausschreibung mit einem separaten  
Los vertreten. An der Netzbetreiberaus-
schreibung nahm der Zollernalbkreis mit 
den vier Städten und Gemeinden teil, die 
bereits die entsprechende Infrastruktur 
gebaut hatten. Dies war für die be
troffenen Städte und Gemeinden ein 
wichtiges Signal. Im Brennpunkt standen 
insbesondere drei Gewerbegebiete 
sowie ein ländlicher Ortsteil auf der 
Schwäbischen Alb, deren Einwohner mit 
einer Bandbreite von 1 – 5 Mbit/s nach 
Aussage des Ortsvorstehers „im Tal der 
Ahnungslosen“ leben. 
Inzwischen wurde trotz der kleinen Los-
größe mit der Firma Netcom BW GmbH 
ein Netzbetreiber für die ausgeschrie-
benen Gebiete gefunden. Spätestens im 
ersten Quartal 2018 werden alle ausge-

Inbetriebnahme des Netzes bei der Fischermühle in Rosenfeld-Heiligenzimmern:  
Ministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut vom Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau  
Baden-Württemberg beim Start des Glasfasernetzes, Ministerialdirigent Eberhard Wurster vom 
Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Württemberg (vierter von rechts),  
Landrat Günther-Martin Pauli (rechts), Bürgermeister Miller aus Rosenfeld (zweiter von links), 
Bürgermeister Dr. Götz aus Haigerloch (dritter von rechts), Vertreter der Pepcom und der Fischermühle

Unterschrift des Netzbetriebsvertrages: Vorne v. l. n. r. Dezernent Karl Wolf (Landratsamt),  
Landrat Günther-Martin Pauli, Jens Schilling (Geschäftsführer Komm.Pakt.Net), Bernhard Palm  
(Geschäftsführer NetCom); hinten v. l. n. r. Bürgermeister Roman Waizenegger (Bisingen),  
Bürgermeisterin Monique Adrian (Dotternhausen), Bürgermeister Anton Müller (Dormettingen),  
Ortsvorsteher Rudi Kanz (Gauselfingen), Michael Eisele (Ortschaftsrat Gauselfingen)
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werden, wird das Netz in den nächsten 
Jahren weiter wachsen. Wir sind auf dem 
richtigen Weg.

Andrea Gobbo arbeitet in der Geschäfts-
stelle Breitband im Landratsamt Zollern
albkreis.

Fazit

Der Breitbandausbau wird uns noch  
die nächsten Jahre beschäftigen. In der 
Hoffnung, dass auch die bürokratischen 
Hürden mit der Anpassung der Förder-
programme, eine bessere Abstimmung 
der Förderung von Bund und Land und 
die Gesetze zur Digitalisierung einfacher 

terinnen und Mitarbeiter mit insgesamt 
2,0 Stellen. Die Geschäftsstelle Breitband 
ist die kommunikative Schnittstelle zwi-
schen den Städten und Gemeinden und 
Komm.Pakt.Net. Hier laufen die Daten 
zusammen und werden an die entspre-
chenden Stellen weitergeleitet. Zudem 
wird eine intensive Beratungsarbeit für 
die Kommunen geleistet. 

die seitens der Bevölkerung wahrge
nommene Qualität der infrastruktu-
rellen Daseinsvorsorge – und damit auch 
die Standortqualität einer Region bzw. 
einer Kommune – nicht nur von der 
Qualität der Einrichtungen, sondern 
auch von ihrer Erreichbarkeit abhängig 
ist. 

Ländlich geprägte Regionen wie der 
Landkreis Calw werden sich in den 
nächsten Jahren einer Vielzahl von He-
rausforderungen stellen müssen. Hierzu 
gehört insbesondere die Aufrechterhal-
tung einer hochwertigen Infrastruktur 
zur Sicherung der Daseinsvorsorge. Ziel 
des Forschungsprojekts „Erreichbarkeits-
sicherung im ländlichen Raum“ war es, 

ein Modell mit hohem Praxisbezug zu 
entwickeln, durch welches die Erreich-
barkeit von Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur (v. a. in den Bereichen Bil-
dung, Gesundheit und Nahversorgung) 
im Status quo räumlich differenziert er-
mittelt und dargestellt wird. Ausgangs-
punkt hierfür war die Festlegung, dass 

Erreichbarkeitsanalyse im ländlichen Raum – 
ein Computermodell zur Standortanalyse  

und Standortverbesserung  
am Beispiel des Landkreises Calw

Von Andreas Krewer, Calw

Im Frühjahr 2014 hatte sich der Land-
kreis Calw im Rahmen eines For-
schungsprojektes des Instituts für 
Landes- und Stadtentwicklungsfor-
schung gGmbH (ILS, Dortmund) und 
dem Institut für Straßen- und Ver-
kehrswesen (ISV, Universität Stutt-
gart) als potentieller „Pilot-“ bzw. For-
schungslandkreis für das Projekt 
„Erreichbarkeitssicherung im Länd-
lichen Raum“ beworben. Im Herbst 
2014 erteilte das Ministerium für 
Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz Baden-Württemberg (MLR) 
eine Förderzusage und der Landkreis 
Calw wurde als Pilotlandkreis aus
gewählt. 

Abb. 1: Bevölkerungsverteilung Landkreis Calw
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Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
und Daseinsvorsorge (potentielle Ziele) 
zur Verfügung zu stellen, soweit diese für 
die Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden konnten. 
Die Studie sollte die Erreichbarkeit der 
Ziele mit dem motorisierten Individual-
verkehr, dem öffentlichen Personennah-
verkehr sowie dem Fuß- und Radverkehr 
abbilden. Durch die Annahme einer 
durchschnittlichen Reisegeschwindig-
keit verschiedener Fortbewegungsarten 
und -mittel wurde die Reisedauer zu 
einem ausgewählten Ziel errechnet. Der 
getaktete Nahverkehr wurde gesondert 
mit einer verminderten Reisegeschwin-
digkeit gewertet und seine Verfügbar-
keit je nach Linienverlauf berücksichtigt.
Für alle Wegstreckenberechnungen 
wurde das Straßennetz als Basis heran-
gezogen.
Aus den Geodaten der Bevölkerungsver-
teilung im Landkreis Calw und den mög-
lichen Zielen der Daseinsvorsorge ergab 

Bevölkerungsdichte im Landkreis Calw 
erhoben und in einem Raster erfasst. 
Ergänzend dazu wurden alle Kommunen 
und Verkehrsbetriebe im Landkreis Calw 
aufgerufen, georeferenzierte Daten der 

Für die Durchführung des Projekts war 
zunächst eine umfassende Datenbasis 
erforderlich. Um die geographisch veror-
teten Ursprünge (Quelle) einer Mobili-
tätsnachfrage zu bewerten, wurde die 

Abb. 2: Kategorien der Daseinsvorsorge

Abb. 3: Beispiele der Erreichbarkeitsanalyse



Landkreisnachrichten 56.Jahrgang

266

Wesentliches Element ist dabei die 
Simulation unterschiedlicher Szenarien, 
die hinsichtlich einer kreisweiten Be-
trachtung die Aufmerksamkeit der Ver-
waltung genießt. 
Daraus abgeleitet ist es möglich, Infra-
strukturmaßnahmen auf ihre Reichweite 
zu testen oder Maßnahmen im Angebot 
und Betrieb des öffentlichen Verkehrs 
nach ihrem Wirkungsgrad und ihren 
Kosten überschlägig abzuschätzen. 
Letztendlich ermöglicht dieses digitale 
Werkzeug eine integrierte Raum- und 
Verkehrsplanung im Ländlichen Raum. 
Die Landkreise und Kommunen erhalten 
durch die Bereitstellung thematischer 
Karten und das Durchspielen ver
schiedener Szenarien in ihrer Raum-, 
Fach- und Verkehrsplanung eine Unter-
stützung, um Maßnahmen zur Aufrecht-
erhaltung eines bürgerfreundlichen 
Angebots an Einrichtungen der Daseins-
vorsorge und öffentlicher Mobilität zu 
gewährleisten. 

Andreas Krewer ist Nahverkehrsplaner 
im Landratsamt Calw.

im Landkreis Calw – einschließlich der 
„Grenzregionen“ der Nachbarkreise – 
generiert.
In einem zweiten Schritt können nun mit 
dem Modell angenommene Verände-
rungen der Erreichbarkeit eines Ziels – 
zum Beispiel wegen Schließung oder 
Neueinrichtung eines Standorts – ab
gebildet und bilanziert werden. 

sich so eine Quell-Zielmatrix, aus der für 
jede mögliche Fortbewegungsart der 
Reiseweg von jedem möglichen Start-
punkt (Quelle) zu jeder möglichen Ein-
richtung der Daseinsvorsorge (Ziel) he-
rausgelesen werden kann.
Auf Grundlage dieser Datenbank wurde 
als erstes Zwischenergebnis eine Über-
sicht des Status quo zur Erreichbarkeit  

Abb. 4: Szenario „Neue Grundschule 2030“

Der RegioBus DonauBodensee, der seit 
letztem Jahr die Mittelzentren Sigma
ringen, Pfullendorf und Überlingen am 
Bodensee im Stundentakt direkt mit
einander verbindet, schließt die Lücke im 
Schienennetz. Wer bislang mit dem Zug 
von der Hohenzollernstadt Sigmaringen 
nach Überlingen am Bodensee fahren 

Erfolgsmodell  
„RegioBus DonauBodensee“

Seit März 2016 befindet sich die west-
liche Donautal- und Bodenseeregion 
buchstäblich im „RegioBus-Fieber“. Der 
neue RegioBus DonauBodensee ist in 

aller Munde. Durch sein auffälliges De-
sign unterscheidet er sich von anderen 
Linienbussen. Er hatte bereits nach kür-
zester Zeit einen Wiedererkennungswert 
und wird von der Bevölkerung positiv 
wahrgenommen. Die Fahrgastzahlen 
liegen höher als erwartet.

Landkreis Sigmaringen vernetzt 
Förderprogramme und schafft mehr Mobilität 

für seine Einwohner 
Von Sonja Buzengeiger, Sigmaringen 

In gleich zwei Projekten engagiert sich der Landkreis Sigmaringen, um den Nahver-
kehr für seine Einwohner attraktiver zu gestalten. Durch die Vernetzung der beiden 
Programme soll im südlichen Teil des Landkreises ein maßgeschneidertes Angebot 
entstehen, das kaum Wünsche offen lässt.
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Gute Resonanz sorgt  
für Aufbruchstimmung

Angesichts der Beförderungszahlen des 
ersten Betriebsjahres kann das Angebot 
des RegioBus DonauBodensee durchweg 
als positiv bewertet werden. So nutz- 
ten 2016 bereits 323 000 Personen den 
RegioBus, was einem täglichen Fahrgast-
aufkommen von 885 Reisenden ent-
spricht. Die Linie führte zudem zu einer 
regelrechten Aufbruchsstimmung in  
der gesamten Region. So wurden andere 
Busverkehre auf den RegioBus abge-
stimmt. 

Modellvorhaben  
„Langfristige Sicherung  

von Versorgung und Mobilität  
in ländlichen Räumen“  
ergänzt den RegioBus

Als einziger Landkreis in Baden-Würt
temberg wurde der Kreis Sigmaringen 
nach einer erfolgreichen Bewerbung  
mit 17 weiteren Landkreisen in ein Bun-
desförderprogramm aufgenommen, das 
bedarfsorientierte Beförderungsmittel 
sowie die Sicherung der Daseinsvorsorge 
und Nahversorgung fördert. 
Durch das Modellvorhaben „Langfristige 
Sicherung von Versorgung und Mobilität 
in ländlichen Räumen“ des Bundes
ministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur erhält der Landkreis rund 
350 000 Euro, die in die Investition zur 

zen auch viele Radler den Bus. Zehn Räder 
können im Bus mitgenommen werden. 
Das Gemeinschaftsprojekt der Land-
kreise Sigmaringen und Bodenseekreis 
ist eines von insgesamt fünf Regiobus-
konzepten, welches das Land Baden- 
Württemberg über eine Laufzeit von fünf 
Jahren mit 2,5 Millionen Euro bezu-
schusst. Als einzige RegioBusline im Land 
wird die Linie Sigmaringen – Überlingen 
für fünf Jahre gefördert. Die beiden Land-
kreise beteiligen sich zusätzlich mit etwa 
500 000 Euro pro Jahr an den Betriebs
kosten. Die mit der Einführung ver
bundene Tariferweiterung des Neckar- 
Alb-Donau Verkehrsverbundes (naldo) 
ermöglicht in Kooperation mit dem 
Bodensee-Oberschwaben Verkehrsver-
bund (bodo) eine Durchtarifierung der 
Gesamtstrecke. Somit kostet eine Fahrt 
von Sigmaringen nach Überlingen 6,60 
Euro und der Fahrgast benötigt trotz  
der Überschreitung zweier Verkehrsver-
bünde und Landkreise nur einen Fahr-
schein. 

wollte, musste hierfür eine dreistündige 
Fahrt auf sich nehmen.
Besonders im Landkreis Sigmaringen 
sind die Herausforderungen für einen 
guten öffentlichen Personennahverkehr 
groß. Gründe dafür sind die vergleichs-
weise dünne Besiedelung sowie auch die 
immer älter werdende Bevölkerung im 
ländlichen Raum.
Mit der Einführung des RegioBus Donau-
Bodensee konnte auch der Anschluss des 
Raums Sigmaringen an den überregio-
nalen Schienenverkehr deutlich verbes-
sert werden. Gleichzeitig verstärkt die 
Linie die Anbindung des Mittelzentrums 
Pfullendorf, das bis dahin nur dürftig 
bedient wurde. In erster Linie profitieren 
aber die Fahrgäste von der verkürzten 
Reisezeit zwischen den beiden Regionen. 
So benötigt der Bus für die gesamte 
Strecke rund eine Stunde und ist damit 
deutlich schneller als der Schienen
verkehr. Die abgestimmten Fahrpläne  
der verschiedenen Verkehrsträger bieten  
ein überregionales Angebot mit An-
schlussverbindungen nach Stuttgart, 
Bayern, in die Schweiz und nach Öster-
reich. Dabei übernehmen der Regio
nalverkehr Alb-Bodensee (RAB) und  
die Kreisverkehrsbetriebe Sigmaringen 
(KVB) in enger Zusammenarbeit den ope-
rativen Linienbetrieb des RegioBusses.
Die barrierefreien und klimatisierten 
Niederflurbusse sind mit einem kosten-
losen WLAN-Zugang ausgestattet. Die 
Linie wird von 5 bis 24 Uhr an Wochen
tagen und von 7 bis 24 Uhr an Wochen
enden stündlich angeboten – selbst an 
Ferientagen und an Wochenenden. An 
freien Tagen und zur Sommerszeit nut-
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RegioBus DonauBodensee, welcher auf 
seiner Fahrt von Sigmaringen nach Über-
lingen auch die Gemeinde Herdwangen- 
Schönach durchfährt, dienen soll. Weiter 
wurde beschlossen, ein Bürgerrufauto zu 
beschaffen, das die Bürger direkt von zu 
Hause abholt.

Mobilitätskonzept  
mit Forschungsinstitut

Parallel zur Arbeit in der Pilotregion 
entwickelt der Landkreis Sigmaringen 
gemeinsam mit dem Fraunhofer-Institut 
für Arbeitswirtschaft und Organisation 
ein „Integriertes Kooperationsraum- und 
Mobilitätskonzept“ als praxisorientier
ten Handlungsleitfaden für eine bedarfs-
gerechte Versorgung und eine nachhal-
tige Mobilität vor Ort. Das Projekt setzt 
hierbei auf eine intensive Beteiligung der 
lokalen Akteure, um für den Landkreis 
angepasste Lösungen für alternative und 
attraktive Beförderungsmöglichkeiten 
zu entwickeln. Im Frühjahr 2017 wurde 
eine landkreisweite Bevölkerungsbe
fragung durchgeführt, die eine hervor
ragende Rücklaufquote verzeichnen 
konnte. Es fanden auch bereits Work-
shops statt, in denen zentrale Hand-
lungsfelder bestimmt und mögliche 
Kooperationsräume sowie relevante Mo-
bilitätslösungen diskutiert wurden. 
Als Kooperationsräume werden gemein-
deübergreifende Räume bezeichnet, die 

Beginn an miteinbezogen. Die Auftakt-
veranstaltung im Juli 2016 war mit über 
50 Besuchern gut besucht. „Dies zeige, 
wie wichtig den Bürgern das Thema 
Mobilität ist“, so Bürgermeister Ralph 
Gerster. In verschiedenen Impulsvor
trägen berichteten Experten von ihren 
Erfahrungen in der Umsetzung von alter-
nativen Mobilitätsangeboten. 
Im nächsten Schritt wurde auf Vor- 
schlag der Bürger ein Fragebogen an alle 
Haushalte in Herdwangen-Schönach 
verschickt, der Verbesserungsvorschläge 
zu den Themen Mobilität und Daseins-
vorsorge abfragen und die Grundlage der 
weiteren Planungen darstellen soll.
Die Bürgerinnen und Bürger, die sich 
bereit erklärten, weiter in einer Initiative 
mitzuarbeiten, erarbeiteten in wöchent-
lichen Sitzungen der Mobilitätsinitiative 
gemeinsam mit dem Projektteam, der 
Gemeindeverwaltung und weiteren Ak-
teuren ein nachhaltiges und maßge-
schneidertes Mobilitätskonzept für ihre 
Gemeinde. Dieses soll eine sinnvolle und 
machbare Brücke zwischen dem bereits 
vorhandenen öffentlichen Nahverkehr 
und alternativen Beförderungsmöglich-
keiten darstellen. Noch vor der Sommer-
pause 2017 konnten die ausgearbeiteten 
Konzepte dem Gemeinderat von Herd-
wangen-Schönach vorgestellt werden.  
Es erging ein einstimmiger Beschluss  
zur Einführung eines Rufbusses, der als 
Zubringer zur Haupt-ÖPNV-Achse dem 

Steigerung der Mobilität, der Daseinsvor-
sorge und der Nahversorgung fließen 
werden. Gemeinsam mit den Bürgern vor 
Ort soll herausgefunden werden, welche 
Angebote benötigt und wo am effek-
tivsten Verbesserungen geschaffen wer-
den können. 
Zum Auftakt fand am 10. Juni 2016 die 
konstituierende Sitzung der Lenkungs-
gruppe statt. Die Gruppe, der auch Kreis-
räte und Gemeindevertreter angehören, 
gestaltet das Projekt konkret aus. 
Zusätzlich zur gegründeten Lenkungs-
gruppe wurde eine Arbeitsgruppe ge-
gründet. Hier bringen sich die Fachbe-
reiche Soziales, Gesundheit, Kommunales 
und Nahverkehr, Jugend und Bildung  
des Landratsamtes Sigmaringen, der 
Kreisbehindertenbeauftragte, die Alten-
hilfeplanung sowie Vertreter aus den 
Entwicklungsprogrammen LEADER und 
Land(auf)Schwung, die sich ebenfalls 
mit den Themen Mobilität und Daseins-
vorsorge beschäftigen, ein. 

Start in Pilotgemeinde 
Herdwangen-Schönach

Die 3260-Einwohnergemeinde Herd-
wangen-Schönach ist mit 6 Ortschaften 
und 16 Weilern der optimale Erprobungs-
raum für Mobilitätskonzepte im länd-
lichen Raum. Die Einwohner wurden von 
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halb des Schülerverkehrs, verbessert 
werden. 
Die in Herdwangen-Schönach gewon-
nenen Erfahrungen sollen dann an an-
dere Gemeinden des Landkreises weiter-
gegeben werden. 
Nähere Informationen gibt es auf der 
Projekthomepage unter
www.modavo-sig.de. 

Sonja Buzengeiger ist Projektleiterin 
MoDavo-SIG beim Landratsamt Sigma-
ringen.

zung von verschiedenen Mobilitätsan-
bietern und Fortbewegungsformen. Die 
Kombination der verschiedensten Ver-
kehrssysteme ist der Schlüssel zukunfts-
fähiger Mobilität im ländlichen Raum. 
Eine Mitfahrplattform bringt Pkw-Fahrer 
und potenzielle Mitfahrer für eine 
Strecke von A nach B zusammen. Auch 
Teilstrecken werden hier berücksichtigt. 
Durch das Mitfahren werden ohnehin 
genutzte Pkws effizienter eingesetzt. 
Durch Schaffung innovativer, alterna
tiver und ergänzender Angebote sollen 
Mobilitätsangebote, insbesondere im 
ländlichen Raum und zu Zeiten außer-

als Versorgungszentren die notwendi-
gen Daseinsvorsorgeeinrichtungen für 
Bürger bereithalten. 

Mobil dank Mitfahr-App

Auch die Möglichkeit einer „Mitfahr-App“ 
möchte der Landkreis im Rahmen des 
Förderprogrammes für die Kreisein
wohner einführen. Hierbei ist das Pro-
jektteam aktuell auf der Suche nach 
einer geeigneten Umsetzung für den 
ländlichen Raum. Solche Kooperationen 
sind ein wichtiger erster Schritt hin zu 
einer modernen Mobilität der Vernet-

nen an den ICE-Bahnhof Würzburg und 
damit an das internationale Schienen-
netz angebunden.
In kurzer Zeit und in einer sehr beque-
men Art und Weise werden so die natio-
nalen und internationalen Städte und 
Zentren erreicht. Die Erschließungsfunk-
tion nach Würzburg übernimmt die Fran-
kenbahn.

Betreiberwechsel  
auf der Frankenbahn

Bisher wird die Frankenbahnstrecke 
durch die Deutsche Bahn bedient. Sie er-
füllt den für das Land Baden-Württem-
berg durch die Nahverkehrsgesellschaft 
erteilten Auftrag. Dies bedeutet:

● � Im Regionalexpressbereich wird – je 
nach Tageslage – weitgehend ein 
Ein-Stunden-Takt mit Fahrplanlücken 
gefahren. 

● � Im Regionalbahnbereich wird im Ab-
schnitt Lauda – Würzburg nur zum 

Der Öffentliche Schienenpersonen
nahverkehr im Main-Tauber-Kreis wird 
durch die Angebote auf der Frankenbahn, 
Tauberbahn und Maintalbahn getragen. 
Die Busverkehre werden über die Ver-
kehrsgesellschaft Main-Tauber (VGMT) 
und den Verkehrsverbund Rhein-Neckar 
(VRN) sowie die Landkreisverwaltung 
organisiert.
Daneben entwickelt sich – allerdings  
im Vergleich zu Bus und Bahn in einem 
wesentlich geringeren Umfang – der 
Radverkehr. Dies ist auch der Entwick-
lung des Fahrrades geschuldet, das zu-

nehmend über moderne Elektroantriebe 
verfügt. Nachstehend wird auf diese  
drei Eckpfeiler im Detail näher einge
gangen.

Frankenbahn / Tauberbahn / 
Maintalbahn 

Das Schienennetz erschließt 13 der 18 
Städte und Gemeinden im Main-Tauber-
Kreis. Dies erleichtert die Organisation 
der Schülerverkehre und des darüber 
hinaus zu gestaltenden ÖPNV. Über  
diese Schienenstränge sind die Kommu-

Öffentliche Mobilität im ländlich 
strukturierten Main-Tauber-Kreis 

Von Jochen Müssig, Tauberbischofsheim

Der Main-Tauber-Kreis, im Nordosten von Baden-Württemberg und an der Landes-
grenze zu Bayern gelegen, ist ein typisch ländlich strukturierter Flächenlandkreis. 
Die Nord-Süd-Ausdehnung umfasst rund 120 Kilometer. In 18 Städten und Gemein-
den, die aus 280 Wohnplätzen zusammengeschlossen wurden, leben rund 131 000 
Menschen. Die öffentliche Mobilität auf Schiene und Straße muss sich deshalb in 
diesem Landkreis auf die Herausforderung „viel Fläche – wenig Einwohner“ ganz 
besonders einstellen. Und neben Bus und Bahn wächst auch immer stärker das 
Pflänzlein „Radverkehr“. Der Öffentliche Personennahverkehr im Main-Tauber-Kreis 
setzt deshalb auf die Eckpfeiler Schiene, Bus und Radverkehr.
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zusätzliche Nutzer auf die Schiene locken 
wird. Der Main-Tauber-Kreis hält des-
halb seine Forderung nach einem durch­
gängigen Stunden-Regionalbahn-Takt 
von 6 bis 23 Uhr aufrecht. „Wir benötigen 
diesen RB-Takt, um Menschen aus den 
kleineren Städten und Gemeinden wie-
der häufiger für die Schiene begeistern 
zu können“, bekräftigt Landrat Frank.
Mit dem gegenwärtigen Angebot kön-
nen auch Schüler kaum für die Bahn mo-
tiviert werden, denn diese sind heute – 
auch aufgrund der Ganztagesschulen 
und der deshalb knapp bemessenen Frei-
zeit – auf kurze Fahrtzeiten zwischen 
Wohnort und Schule angewiesen. Lange 
Wartezeiten, zudem an Haltestationen 
ohne Wetterschutz, mit fehlender dyna-
mischer Fahrgastinformation und ohne 
Einkaufsmöglichkeiten, sind geradezu 
kontraproduktiv. Und das Bemühen, 
ältere Mitbürgerinnen und Mitbürger  
als Fahrgäste zu gewinnen, ist bei dieser 
fehlenden Qualität von vornherein aus-
sichtslos.
Der Main-Tauber-Kreis hat deshalb be-
reits vor einigen Jahren ein Gutachten 
durch die Nahverkehrsberatung Südwest 
erstellen lassen. In diesem Gutachten ist 
nachgewiesen, dass der Regionalbahn-
verkehr eine Marktperspektive besitzt. 
„Über ein entsprechendes Angebot wür-
den sich aus allen Gesellschaftsgruppen 
Kunden auf die Schiene lenken lassen, 
und wir könnten so den gesamten ÖPNV 
attraktiver gestalten“, zeigt sich auch 
Wirtschaftsdezernent Jochen Müssig 
zuversichtlich. Der Main-Tauber-Kreis 
appelliert deshalb an das Verkehrsmi
nisterium Baden-Württemberg, den Re-
gionalbahntakt zwischen Osterburken 
und Lauda im Sinne des bestehenden 
Koalitionsvertrages zu entwickeln. Dieser 
für die Landesregierung verbindliche 
Vertrag sagt, dass ein durchgängiges 
Taktangebot von 5 bis 23 Uhr an Werk
tagen zu gestalten ist. Ein Mitfinanzieren 
des Fahrplans durch den Landkreis ist 
allerdings ausgeschlossen. „Diese Auf-
gabe fällt in die Zuständigkeit des Landes 
und würde den ländlichen Main-Tauber-

pazitäten sowie über kostenloses WLAN 
verfügen.
„Go ahead“ muss im Regionalexpress
bereich den Ein-Stunden-Takt umsetzen. 
„Über diese Verbesserung sowohl beim 
Wagenmaterial als auch bei der Fahr-
planverdichtung freuen wir uns sehr“, 
erklärt Landrat Reinhard Frank für den 
Main-Tauber-Kreis. Denn bisher wird  
auf der Frankenbahn häufig das älteste 
Wagenmaterial der Deutschen Bahn 
eingesetzt, und die Pünktlichkeit lässt 
zudem sehr zu wünschen übrig. „Das 
Fahren kam mehr einem Rumpeln gleich, 
und in Würzburg war der ICE häufig  
nur noch aus der Ferne an seinen entei-
lenden Schlusslichtern zu erkennen“, 
sagt der Landrat weiter.
Trotz des kommenden, guten Angebots 
bei den Regionalexpresszügen bleiben 
die Regionalbahnleistungen ein Dorn im 
Auge des Bahnnutzers. Auch nach dem 
Vergabeverfahren können im Abschnitt 
Lauda – Osterburken in jede Richtung  
nur vier Zugangebote genutzt werden. 
Und diese Angebote liegen zumeist auch 
noch in Tagesrandlagen, also sehr früh 
oder am späten Abend, so dass dies kaum 

Schulbeginn und zum Schulschluss 
ein Zwei-Stunden-Takt aufrechter
halten. Im Streckenabschnitt Oster-
burken – Lauda kann eigentlich kaum 
von einem Fahrangebot gesprochen 
werden. In diesem Streckenabschnitt 
ist das Angebot in jede Richtung 
(Lauda – Osterburken) auf drei Verbin-
dungen pro Tag ausgedünnt. Kurzum: 
Dieses Regionalbahnangebot ist ver-
kümmert. Hier fordert der Main-Tau-
ber-Kreis gemeinsam mit der Stadt 
Boxberg und der Gemeinde Ahorn 
schon seit längerer Zeit Verbesse-
rungen.

Zum Juni 2019 wird der Verkehrsbetrieb 
auf der Frankenbahn aufgrund des von 
Baden-Württemberg initiierten Verga-
beverfahrens an „Go ahead“, ein Eisen-
bahnunternehmen mit britischer Mut-
tergesellschaft, übergeben. „Go ahead“ 
wird damit erstmals auf einem deut-
schen Streckennetz den Betrieb über-
nehmen. Zum Einsatz kommen vom Land 
angeschaffte, barrierefreie und voll kli-
matisierte Neufahrzeuge, die zudem 
über ausreichend Fahrradmitnahmeka-
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Dezernent Jochen Müssig, stellvertretender Bürgermeister Norbert Beck aus Weikersheim und 
Ortsvorsteher Martin Rüttler aus Laudenbach nahmen gemeinsam mit Geschäftsführer Denis Kollai  
von der WestFrankenBahn GmbH die Bahnstation Laudenbach in Betrieb.

Die Schülerverkehre orientieren sich an 
den Schulzeiten. In den letzten Jahren 
musste den veränderten Unterrichts-
zeiten Rechnung getragen werden. Nach 
wie vor besteht ein sehr breites Angebot 
an Vormittagsschulen; doch die Zahl  
der Ganztagesschulen steigt, und dies 
erfordert zusätzliches Engagement bei 
der Schülerbeförderung. Zudem ist zu 
berücksichtigen, dass die großen Linien-
busse nicht alle Weiler und Siedlungs-
plätze anfahren, ein weiteres Merkmal 
des Ländlichen Raumes. Deshalb ist  
der Schülerverkehr im Main-Tauber-Kreis 
auch um den so genannten „Freigestell-
ten Schülerverkehr“ ergänzt, über den 
kleinere Gehöfte und Siedlungen ange-
fahren werden. Die Landkreisverwaltung 
kann deshalb mit Stolz sagen, dass es  
in Zusammenarbeit mit der örtlichen 
Verkehrsgesellschaft Main-Tauber trotz 
aller Herausforderungen immer gelun-
gen ist, die erforderlichen Bus- bzw. 
Transportleistungen zu organisieren.
Wesentlich intensiver ist die ÖPNV-
Gestaltung. Der ÖPNV ergänzt den 
Schülerverkehr und wird primär von Be-
rufspendlern und für den Einkaufs- und 
Freizeitverkehr genutzt. Das bestehende 
Liniennetz erschließt so die Tauberachse 
und die größeren Städte bzw. Gemein-
den im Landkreis. Die ergänzende He-
rausforderung für das Busangebot lautet 
deshalb: Wie können auch die kleineren 
Gemeinden, Dörfer und Siedlungsplätze 
in den ÖPNV eingebunden werden?
Die Landkreisverwaltung hat hierzu in 
Zusammenarbeit mit der Verkehrsgesell-
schaft Main-Tauber, dem Verkehrsver-
bund Rhein-Neckar und der Nahver-
kehrsberatung Südwest eine erste Stufe 
des ÖPNV-Masterplans ausgearbeitet. 
Dieser sieht 

● � vertaktete Angebote auf einzelnen 
Linien und vor allem

● � die Ausweitung flexibler Bedienungs-
formen

vor. „Flexible Angebote, beispielsweise 
Rufbusse oder Ruftaxen, sind wirtschaft-

Zudem wird es dynamische Fahrgast
informationen geben, so dass der Bahn-
nutzer nicht mehr ohne Information  
auf dem Bahnsteig warten muss. „Dieser 
Zuschlag an die WestFrankenBahn ist  
für den Main-Tauber-Kreis eine wertvolle 
Zukunftsentscheidung des Landes Ba-
den-Württemberg“, sagt deshalb Land-
rat Frank und freut sich ganz besonders 
über dieses Ergebnis.
Dass es auf der Tauberbahn und Maintal-
bahn weiterhin aufwärts geht, ist auch 
ein Anliegen des Main-Tauber-Kreises 
selbst. Deshalb wird der Ausbau der 
Haltestationen durch den Landkreis  
und die jeweilige Belegenheitsgemeinde 
auch finanziell unterstützt. Zudem wird 
der Großteil der Schülerverkehre weiter-
hin auf dieses Schienennetz gelenkt. Die 
Schülerverkehre sind damit weiterhin 
die Basis für die erfreuliche Fahrgast
entwicklung auf der Maintal- und Fran-
kenbahn.

Busverkehre

Die Busverkehre im ländlichen Main-
Tauber-Kreis gliedern sich in die zwin-
gend zu gestaltenden Schülerverkehre 
und den darüber hinaus gehenden ÖPNV. 

Kreis finanziell völlig überfordern“, lau-
tet die deutliche Positionierung von 
Landrat Reinhard Frank.

Tauberbahn und Maintalbahn

Fröhlicher stimmt den Main-Tauber-Kreis 
das Vergabeergebnis für die Tauberbahn 
und Maintalbahn. Hier erhielt die regio-
nale Bahneinheit „WestFrankenBahn“ 
zum Dezember 2019 erneut den Zu-
schlag. Neben der Verbesserung des Wa-
genmaterials und des Taktangebotes – 
auf der Tauberbahn und Maintalbahn 
wird neben den Expresszügen auch der 
Regionalbahntakt wesentlich verbessert 
– liegt der größte Vorteil dieser Vergabe 
in der weiterhin gegebenen doppelten 
Zuständigkeit für Infrastruktur und Be-
trieb in der Hand der Westfrankenbahn. 
So ist eine Allzuständigkeit gegeben, die 
eine lange Suche nach dem zuständigen 
Verantwortlichen in den verschiedenen 
Geschäftsbereichen des DB-Konzerns 
entbehrlich macht.
Die bereits jetzt vorliegenden Planungen 
zeigen, dass in wenigen Jahren die Halte-
punkte und Bahnsteige entlang der Tau-
berbahn auf ein heute von Fahrgästen 
erwartetes Niveau gebracht werden. 
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Bei diesen Radnetzplanungen ist es 
wichtig, dass die Herausforderungen des 
Tourismus und des Alltagsradverkehrs 
gemeinsam einfließen. „Dies bedeutet, 
dass Radwege heute als wichtige Ver-
kehrsinfrastruktureinrichtungen einzu-
stufen sind und neben den Straßen in 
das Verkehrsausbauproramm von Bund, 
Land, Kreis und Kommunen aufgenom-
men werden müssen“, sagt Landrat Rein-
hard Frank. Im Main-Tauber-Kreis wurde 
hierzu ein Kreisradwegeprogramm ent-
wickelt. Über dieses Programm werden 
Maßnahmen für das Ziel abgewickelt, 
Radreiseregion zu werden. Ebenso 
können durch das Radwegenetz im 
ländlichen Main-Tauber-Kreis Mobilitäts­
ketten aufgebaut werden, die den indivi-
duellen Fahrgast die nächste Haltestelle 
oder den nächsten Bahnhof erreichen 
lassen. Die bisherige Lücke zwischen 
Wohnung und Haltestelle bzw. Bahnhof 
oder von der Haltestelle bzw. dem Bahn-
hof zum Zielort schließt das Rad, und 
zunehmend das Elektrorad. Und deshalb 
bedarf es Einrichtungen, um Räder an 
Mobilitätsstellen elektrisch aufzuladen 
und sicher abzustellen. Der Main-Tauber-
Kreis wird deshalb mit weiteren Ver-
kehrsträgern Mobilitätszentren auf-
bauen. Geplant sind diese Einrichtungen 
in den Bahnhöfen Lauda, Bad Mergent
heim und Wertheim.

Jochen Müssig ist Dezernent für Kreis
entwicklung und Bildung im Landrats
amt Main-Tauber-Kreis.

ein modernes Verkehrsmittel. Zudem 
verläuft die Entwicklung des Fahrrades 
dynamisch, und der Anteil der mit einem 
Elektromotor unterstützten Fahrräder 
wächst. E-Bikes sind fester Bestandteil 
des heutigen Verkehrs. Radler sind zudem 
beachtliche Größen in touristischen 
Destinationen wie dem „Liebliche Tau-
bertal“.
Im Main-Tauber-Kreis wurde deshalb 
diese Chance, Radangebote in touristi
sche Pakete zu verpacken, schon vor 
mehr als drei Jahrzehnten aufgegriffen. 
Der Radweg „Liebliches Taubertal –  
Der Klassiker“ erschließt das gesamte 
Taubertal vom bayerischen Rothenburg 
ob der Tauber über Creglingen, Weikers-
heim, Bad Mergentheim, Lauda-Königs
hofen, Tauberbischofsheim, Werbach 
und Wertheim bis nach Freudenberg am 
Main. Dies ist eine Süd-Nord-Achse, die 
auch von Einwohnern zum Erreichen des 
Nachbarortes genutzt wird. Im Zuge die-
ser touristischen Entwicklung wurden 
weitere touristische Radwege ausgear-
beitet, die den Main-Tauber-Kreis in ein 
flächendeckendes Radwegenetz einbin-
den. Besonders begrüßt werden deshalb 
die Aktivitäten des Landes Baden-Würt
temberg, weitere Qualität in Radnetze  
zu bringen. Dies bedeutet:

● � die Ausschilderung erfolgt einheitlich 
nach den Vorgaben der Forschungs
gesellschaft Straße und Verkehr,

● � überörtliche Verkehrsachsen werden 
baulich verbessert,

● � die Oberflächen erhalten einen ein-
heitlichen, asphaltierten Standard.

lich, denn diese setzen sich nur bei einem 
tatsächlichen Bedarf in Bewegung“, er-
läutert Dezernent Jochen Müssig.
Der Masterplan Stufe II soll nun ab Ja-
nuar 2018 kommen. Dies ist möglich, weil 
die für den ÖPNV im Frühjahr 2017 durch-
geführte Ausschreibung ein sehr gutes 
Ergebnis brachte. Der Kreistag des Main-
Tauber-Kreises hat deshalb beschlossen, 
die flexiblen Angebote auszuweiten. Im 
Herbst 2017 wurde das Konzept vorge-
stellt, welches über die flexiblen Bedie-
nungsangebote eine ganzheitliche Flä-
chenbedienung bringt. Das Konzept 
sieht erstmals über Ruftaxiangebote 
ÖPNV-Anbindungen auch in kleine 
Dörfer vor. „Schluss mit weißen Flecken, 
lautet das Motto“, erklärt Landrat Rein-
hard Frank. Diese erweiterte öffentliche 
Mobilität ist damit auch ein ganz ent-
scheidender Beitrag, der demografischen 
Entwicklung im Main-Tauber-Kreis mit 
seiner Landflucht entgegenzuwirken. 
Denn eine flexible, öffentliche Mobilität 
nutzen Junge und Alte, und das ist ein 
Grunderfordernis, um die Bevölkerungs-
zahlen in den Dörfern zu erhalten.

Öffentliches Radnetz  
und Radangebote

Neben Schiene und Bus rückt das Rad-
netz immer stärker in das Interesse  
der Bürgerinnen und Bürger. Dies betrifft 
sowohl die im Main-Tauber-Kreis le-
bende Bevölkerung als auch die in den 
Main-Tauber-Kreis und damit in die Fe
rienlandschaft „Liebliches Taubertal“ rei-
senden Gäste. Das Fahrrad ist „in“ und 
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Momentan ist der Landkreis Lörrach, 
zusammen mit dem beauftragten Pla-
nungsbüro PGV-Alrutz aus Hannover,  
in der konkreten Auswahl der Routen
führung in den drei Flusstälern. Dabei 
wird auf eine enge Abstimmung mit den 
anliegenden Kommunen, dem Regie-
rungspräsidium Freiburg, der Interessen-
gemeinschaft für den Fahrradverkehr  
im Landkreis Lörrach (IG Velo), den sich 
entlang der Strecke befindlichen großen 
Unternehmen und weiteren Akteuren 
großen Wert gelegt. 
Im August dieses Jahres hat das Land 
Baden-Württemberg Qualitätsstandards 
und Musterlösungen für die Umsetzung 
von Radschnellverbindungen heraus
gegeben. Die Einhaltung dieser hohen 
Anforderungen, wie zum Beispiel an die 
Breite, ist im dichtbesiedelten Raum 
nicht immer einfach. Zudem dürfen die 
Randbedingungen, wie Hochwasser- und 

2013 erstellte der Landkreis Lörrach ein 
Radverkehrskonzept und sieht mit der 
Erstellung der Machbarkeitsstudien eine 
hervorragende Chance, die Maßnah-
menvorschläge im Radverkehrskonzept 
zu konkretisieren. Von neun definierten 
Pendlerrouten wurden die drei Routen 
für eine Radschnellverbindung ausge-
wählt, die das höchste Potenzial aufwei-
sen.
Pendlerrouten dienen dem Alltagsrad-
verkehr auf Entfernungen von mindes
tens fünf Kilometern und sind geeignete 
Verbindungen zwischen Mittel- und 
Oberzentren, Stadt und Umland sowie 

innerorts zwischen Hauptzentren. Diese 
Verbindungen verknüpfen wichtige 
Quell- und Zielbereiche über große Ent-
fernungen, um durchgängig ein sicheres 
und attraktives Befahren mit hohen 
Geschwindigkeiten zu ermöglichen. 
Langfristig sind für die Ausstattung von 
Pendlerrouten im Landkreis Lörrach hohe 
Qualitätsstandards vorgesehen. 
Die drei potenziellen Radschnellver
bindungen verlaufen durch die Sied-
lungsschwerpunkte der Flusstäler Ober
rhein, Hochrhein und Wiese im Landkreis 
Lörrach. Das besondere an ihnen ist, dass 
sie nicht an ein Oberzentrum im Land-
kreis Lörrach anschließen, sondern als 
Ziel den Arbeitsplatzschwerpunkt Basel 
in der Schweiz haben. Landrätin Marion 
Dammann betont deshalb auch: „Für uns 
im Dreiländereck ist es selbstverständ-
lich, dass wir über unsere Landesgrenzen 
hinaus denken sowie eine enge Koopera-
tion und den Austausch mit unseren 
Nachbarn in der Schweiz und Frankreich 
pflegen“.

Landkreis Lörrach: Machbarkeitsstudie  
für drei Radschnellverbindungen  

mit grenzüberschreitender Bedeutung
Von Leonie Wiesiollek, Lörrach

Umweltfreundlich und dennoch 
schnell zur Arbeit kommen – dies ist 
mittels sogenannter Radschnellver-
bindungen möglich. Nachdem der 
Landkreis Lörrach aktiv den Radverkehr 
in seinem Kreis fördert, sind momen-
tan drei Machbarkeitsstudien für Rad-
schnellverbindungen in Arbeit. 

Abstimmung zur Führung der Radschnellverbindungen mit den Vor-Ort-Akteuren�

Im ersten Quartal dieses Jahres hat  
das Land Baden-Württemberg ein För-
derprogramm für Regionalverbände 
und Landkreise aufgelegt, das die Er-
stellung von Machbarkeitsstudien von 
Radschnellverbindungen mit 80 Pro-
zent fördert. So werden momentan 
mehrere Machbarkeitsstudien durch 
Regionalverbände und Landkreise er-
arbeitet. Darin werden 30 Strecken  
auf ihre Machbarkeit untersucht. Das 
Land Baden-Württemberg hat sich 
zum Ziel gesetzt, bis 2025 zehn Rad-
schnellverbindungs-Pilotstrecken um-
zusetzen. Für die Planung und den Bau 
von Radschnellverbindungen hat der 
Landtag Baden-Württemberg insge-
samt drei Millionen Euro im Haushalt 
2017 bereitgestellt.
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Naturschutz, nicht außer Acht gelassen 
werden. „Das stellt uns und das Pla-
nungsbüro PGV-Alrutz an einigen Stellen 
an große Herausforderungen“, so die 
Radverkehrsbeauftragte des Landkreises 
Lörrach, Leonie Wiesiollek. Dennoch ist 
sie zuversichtlich, mit allen Projektbetei-
ligten gemeinsam gute Lösungen erar-
beiten zu können. Der Projektabschluss 
ist für Mitte 2018 geplant.
Damit eine Fahrradroute in Baden- 
Württemberg als Radschnellverbin- 
dung bezeichnet werden darf, müssen 
80 Prozent der Strecke den vom Land 
festgelegten Radschnellverbindungs-
standard erfüllen.

Leonie Wiesiollek ist die Radverkehrsbe-
auftragte des Landkreises Lörrach. 

Im Zuge der Förderung der Machbarkeitsstudien für Radschnellverbindungen  
hat das Land Baden-Württemberg Qualitätsstandards und Musterlösungen für 
Radschnellverbindungen erarbeitet. Diese können unter www.fahrradland-bw.de in 
der Rubrik Radverkehr / Infrastruktur eingesehen werden. Hier exemplarisch zwei 
Musterlösungen:

Der Regelfall für die Führung einer Radschnellverbindung außerorts ist die bevor-
rechtigte Führung auf baulichen Radwegen im Zweirichtungsverkehr.

Besonders innerörtlich kann eine Viel-
zahl von Führungsformen für eine 
Radschnellverbindung in Frage kom-
men. So kann die Radschnellverbindung 
zum Beispiel über eine Fahrradstraße 
umgesetzt werden.

Musterlösung, Radschnellverbindung  
an Hauptverkehrsstraßen.

Musterlösung, Radschnellverbindungen auf Nebenstraßen, Fahrradstraße innerhalb von  
Tempo-30-Zonen, innerorts.�
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die Wall-Boxen auf die Hälfte reduziert 
und eine nahezu durchgängige Einsatz-
bereitschaft der Elektrofahrzeuge sicher-
gestellt. Darüber hinaus wurden die 
Wall-Boxen mit einer intelligenten 
Steuerung ausgestattet. Dadurch ist es 
möglich, die Leistung einer frei definier-
baren Wall-Box durch die vorüberge-
hende Drosselung der anderen Wall-
Boxen zu erhöhen. Im Bedarfsfall kann 
der Ladevorgang eines gewünschten 
Elektroautos durch diese intelligente 
Steuerung noch einmal verkürzt werden.
Neben deutlichen Einsparungen bei den 
Betriebskosten wurde durch den Einsatz 
von Fahrzeugen mit Flüssiggasantrieb 
und den Einsatz von Elektrofahrzeugen 
der Schadstoffausstoß von Kohlendioxid 
(CO2) und Stickstoffdioxid (NO2) erheb-
lich reduziert. Bezogen auf den Verbrauch 
eines herkömmlichen Motors ergibt sich 
beim Flüssiggasantrieb eine Reduzie-
rung des CO2-Ausstoßes von durch-
schnittlich 20 Prozent. Flüssiggas ver-
brennt jedoch nicht nur CO2-reduziert, 
auch der Schadstoffausstoß von Stick
oxiden wird deutlich verringert.

Information der Mitarbeiter – 
Nutzungsentwicklung

Die Mitarbeiter des allgemeinen Fuhr-
parks informierten ihre Kolleginnen und 
Kollegen als Nutzer der Dienstwagen 
immer wieder über die technischen Ent-
wicklungen im allgemeinen Fuhrpark. 
Zuletzt fanden im Jahr 2016 zwei Infor-
mationstage des allgemeinen Fuhrparks 
statt. Hierbei wurde den Mitarbeitern 
des Landkreises die Technik der Flüssig-
gas- und Elektrofahrzeuge erläutert und 
dadurch Berührungsängste genommen. 
Die Mitarbeiter wurden darüber hinaus 
für das Thema Energie-/Kraftstoffver-

Die Modernisierung der Fahrzeugflotte 
begann im Jahr 2007 und war von An-
fang an mit den Zielen eines möglichst 
wirtschaftlichen und umweltschonen-
den Betriebs verbunden und wurde vom 
zuständigen Fachpersonal im Landrats
amt Böblingen angestoßen. Der Fuhr-
zeugpark wird von einem ausgebildeten 
Kfz-Mechaniker geleitet. In einem ersten 
Schritt wurde im Dezember 2007 ein 
Fahrzeug mit klassischem Verbrennungs
motor mit einem Flüssiggasantrieb 
nachgerüstet. Die Erprobung dieses in-
novativen Antriebskonzeptes fand nach 
einigen vorab durchgeführten Testfahr
ten unter realen Bedingungen im täg-
lichen Dienstbetrieb statt. Im Alltagsein-
satz erwies sich der Flüssiggasantrieb 
schnell als zuverlässige, wirtschaftliche 
und umweltverträglichere Antriebsalter-
native zum klassischen Verbrennungs-
motor. Da zu diesem frühen Zeitpunkt 
noch keine Fahrzeuge mit Flüssiggasan-
trieb ab Werk angeboten wurden, wurde 
ein zweites Fahrzeug aus dem Dienstwa-
genpool mit einem Flüssiggasantrieb 
nachgerüstet, um weitere Erkenntnisse 
zu sammeln und den eingeschlagenen 
Weg zu überprüfen. Schon nach kurzer 
Zeit konnten die positiven Erfahrungen 
des ersten Fahrzeugs bestätigt werden. 

Im Laufe der Zeit etablierten sich sowohl 
der Erd- als auch der Flüssiggasantrieb 
im Bereich der Antriebstechniken und 
entsprechend ausgestattete Fahrzeuge 
wurden ab Werk angeboten. Im Zuge  
von erforderlichen Ersatzbeschaffungen 
wurden im Laufe der Jahre auch die wei-
teren Dienstfahrzeuge des allgemeinen 
Fuhrparks durch Fahrzeuge mit Flüssig-
gasantrieb ersetzt. 
Mit der Einführung der ersten markt
reifen Elektroautos rückte auch diese 
Antriebsart in den Fokus des Landrats
amtes. Als innovativer Landkreis mit 
einem hohen Anteil an Automobilin
dustrie gab Landrat Roland Bernhard  
im Jahr 2011 das Startsignal zum Einstieg 
in die Elektromobilität. In Pionierarbeit 
wurden erste Erfahrungen mit Elektro-
autos gesammelt und zwei Smart mit 
Elektroantrieb in den Fuhrpark aufge-
nommen. Nachdem sich im Alltagsbe-
trieb zeigte, dass die Elektrofahrzeuge 
die Anforderungen der Landkreisverwal-
tung erfüllen, wurde vor Ort die Lade
infrastruktur für die Elektrofahrzeuge 
auf die Bedürfnisse angepasst. 
Durch die Installation von Wall-Boxen 
(Schnellladestationen) können die Akkus 
mit bis zu 20 kW geladen werden. Die 
Dauer der Ladevorgänge wurde durch 

Wirtschaftlich und umweltbewusst 
unterwegs mit dem allgemeinen Fuhrpark  

des Landratsamtes Böblingen
Von Helmut Michel, Böblingen

Seit vielen Jahren verfolgt der Landkreis Böblingen eine Umwelt- und Klimaschutz-
strategie. Dazu dienen neben dem Klimaschutzkonzept auch die Energieleitlinien 
des Landkreises. Neben den darin beschriebenen Bemühungen, die Gebäude des 
Landkreises energieeffizient auszustatten, ist das Landratsamt seit zehn Jahren 
bestrebt, auch im Fuhrpark für Dienstfahrzeuge, klimafreundliche Technologien ein-
zusetzen.
Der allgemeine Fuhrpark des Landratsamtes Böblingen wird bereits seit mehreren 
Jahren durch den Einsatz von Fahrzeugen mit Flüssiggasantrieb sehr wirtschaftlich 
und umweltbewusst betrieben. Seit dem Jahr 2011 ergänzen nunmehr auch reine 
Elektrofahrzeuge und ein Hybridfahrzeug das Fahrzeugangebot des allgemeinen 
Fuhrparks. 
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Dienstfahrzeuge aus- und nach Ende der 
Dienstfahrt wieder zurückgegeben.
Durch dieses System können die Dienst-
fahrzeuge des allgemeinen Fuhrparks 
rund um die Uhr reserviert und Dienst-
fahrten durchgeführt werden. Neben der 
dauerhaften Verfügbarkeit der Dienst-
fahrzeuge optimiert das Fuhrpark
managementsystem unter Beachtung 
der zurückzulegenden Fahrstrecke die 
Auslastung der Dienstfahrzeuge. Die 
Anzahl der Dienstfahrzeuge des allge-
meinen Fuhrparks kann dadurch auf 
einem Mindestmaß gehalten und Fahr-
zeugüberhänge vermieden werden. 
Neben der automatisierten Verwal- 
tung und optimalen Auslastung der 
Dienstfahrzeuge erfüllt der Landkreis 
Böblingen durch das Fuhrparkmanage
mentsystem seine gesetzlichen An
forderungen der Halterhaftung. In 
unregelmäßigen Abständen werden die 
registrierten Nutzer vom System per 
E-Mail aufgefordert, eine gültige Fahrer-
laubnis am Terminal nachzuweisen. Wird 
die Fahrerlaubnis innerhalb eines defi-
nierten Zeitraumes nicht am Terminal 
nachgewiesen, wird dem entsprechen
den Nutzer automatisch vom Fuhrpark-
managementsystem die Berechtigung 
zum Ausleihen von Dienstfahrzeugen 
entzogen. 

Helmut Michel ist Leiter des Fuhrparks 
im Landratsamt Böblingen.

kreis mit seinen Fotovoltaik- und Ver
gärungsanlagen quasi selbst. Darüber 
hinaus stehen zwei Pedelecs für die in-
nerstädtischen Dienstfahrten zur Verfü-
gung.

Fuhrparkmanagement  
und Halterhaftung

Der allgemeine Fuhrpark des Landrats
amtes Böblingen nimmt nicht nur im 
Bereich der innovativen Antriebstechno-
logien eine Vorreiterrolle ein, sondern 
hat auch den Weg der Digitalisierung be-
reits erfolgreich beschritten. Seit Juni 
2014 erfolgt die Administration des allge-
meinen Fuhrparks mit einem digitalen 
Fuhrparkmanagementsystem. 
Bis dahin konnten die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter benötigte Dienstfahr-
zeuge bei einer Mitarbeiterin im Amt  
für Personal reservieren. Dort wurden 
händisch Reservierungslisten geführt 
und die Schlüssel mussten abgeholt und 
wieder gebracht werden. Die Reservie-
rung der Dienstfahrzeuge erfolgt nun 
durch die Mitarbeiter direkt am Arbeits-
platz über das Intranet oder am Überga-
beterminal der Fahrzeugschlüssel. Nach 
erfolgter Fahrzeugreservierung werden 
die Fahrzeugschlüssel für die Dienstfahrt 
nach der Authentifizierung über den 
Führerschein oder die Zeiterfassungs-
karte automatisiert an einem Terminal in 
der Tiefgarage in unmittelbarer Nähe der 

brauch sensibilisiert und auf eine ener-
giesparende Fahrweise hingewiesen. 
Besonders erfreulich ist die Entwicklung 
der Inanspruchnahme der Elektrofahr-
zeuge. Im Vergleich der Jahre 2015 und 
2016 wurden im vergangenen Jahr fast 
doppelt so viele Kilometer rein elektrisch 
und in der Folge nicht mehr mit einem 
Verbrennungsmotor zurückgelegt:

Laufleistung km Elektro-Fahrzeuge
2015 2016

10 099 19 503

Die Laufleistung des Hybrid-Fahrzeuges 
hat sich ebenfalls fast verdoppelt. Positiv 
ist, dass bei fast verdoppelter Laufleis
tung lediglich rund 108 Liter mehr Super 
Benzin verbraucht wurden. Der Großteil 
der zusätzlichen Wegstrecken wurde 
somit elektrisch gefahren:

Laufleistung km Hybrid-Fahrzeug
2015 2016
5826 10 727

Damit einher ging ein deutlicher Rück-
gang der Kosten für Kraftstoffe im Fuhr-
park. Die stark zugenommene Nutzung 
der Elektrofahrzeuge kann auch auf die 
beiden Informationstage zurückgeführt 
werden. Weitere Gründe für die ver
stärkte Nutzung der Elektrofahrzeuge 
sind die verbesserte Akku-Leistung  
und die damit verbundene Reichwei-
tenerhöhung auf bis zu 250 km. Ebenso 
hat die Installation der sechs Wall-Boxen 
(Schnellladestationen) für den Ladevor-
gang zur noch intensiveren Nutzung der 
Elektro- und des Hybridfahrzeugs beige-
tragen. 
Im März 2017 wurde das letzte Dienst-
fahrzeug des allgemeinen Fuhrparks mit 
klassischem Verbrennungsmotor durch 
ein Elektrofahrzeug ersetzt. Aktuell be-
steht der allgemeine Fahrzeugpool aus 
sechs Fahrzeugen mit Flüssiggasantrieb, 
einem Hybridfahrzeug (Benzin-, Elektro-
motor) sowie drei reinen Elektrofahr
zeugen. Den Strom für die Elektro- und 
Hybridfahrzeuge produziert der Land-
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Um zeo-Nutzern den Einstieg in das 
Elektro-Carsharing leichter zu machen, 
haben die Projektverantwortlichen be-
reits in jeder teilnehmendem Stadt  
bzw. Gemeinde mindestens einmal so 
genannte Kundeneinweisungen durch-
geführt, die auf große Resonanz bei den 
Interessierten gestoßen sind. Dabei 
wurde Schritt für Schritt gezeigt, wie die 
Elektroautos gefahren und geladen wer-
den und wie einfach das Buchen eines 
„zeos“ ist. Die Bürgerinnen und Bürger 
bekamen bei den Einweisungsterminen 
Antworten auf häufig gestellte Fragen, 
wertvolle Praxistipps und konnten dabei 
selbst eine Runde mit den „zeos“ drehen.
Eine Besonderheit von „zeozweifrei un-
terwegs“: Die Fahrzeuge gehören nicht 
wie sonst üblich dem Carsharingbetrei-
ber, sondern 12 Städten und Gemeinden 
sowie 14 Unternehmen im Landkreis 
Karlsruhe. Daher werden einzelne Elek-
troautos werktags zu bestimmten Zeiten 
von den Fahrzeugeigentümern selbst 
genutzt, die Mehrzahl der „zeos“ kann 
aber rund um die Uhr von privater  
Seite genutzt werden. Welches Fahrzeug 
zu welcher Uhrzeit buchbar ist, ist der 
Buchungsübersicht bei Flinkster zu ent
nehmen.
Die Umwelt- und Energieagentur Kreis 
Karlsruhe kündigt als nächsten Schritt 
eine Solarkampagne an. Zwar werden  
die „zeos“ bereits klimaneutral mit 
Ökostrom gespeist. Ziel ist dennoch, die 
Stromerzeugungskapazität aus erneuer-
baren Quellen speziell in der Region 
Bruchsal in gleichem Maße zu erweitern, 
wie Strom für die Fahrzeuge verbraucht 
wird. Das Konsortium wird geeignete 
Flächen für Erneuerbare Energien su-
chen und die Gemeinden sowie Firmen 
bei der Umsetzung unterstützen.
Erste Ideen zum Mobilitätsprojekt sind 
bereits im Klimaschutzkonzept „zeo

Gestartet ist das Projekt im Oktober  
2016 zunächst mit 25 Elektrofahrzeu- 
gen. In den darauffolgenden Monaten 
kamen weitere 15 dazu, so dass seit  
dem Frühjahr 2017 nun die 40 „zeos“ für 
jedermann in 13 Städten und Gemeinden 
zum Autoteilen an gut erreichbaren 
Standorten aufgestellt sind. Jede der  
40 Carsharingstationen besteht aus 
einer Doppelladesäule mit 2 × 22 kW 
Ladeleistung, dem „zeo“ sowie einem 
weiteren Parkplatz, so dass auch an- 
dere Elektrofahrzeuge hier aufgeladen 
werden können. Initiiert und umge- 
setzt haben das Vorhaben „zeozweifrei 
unterwegs“ drei Partner. Die Gesamt-
steuerung liegt bei der Regionalen 
Wirtschaftsförderung Bruchsal. Die Um-
welt- und Energieagentur Kreis Karls-
ruhe ist zuständig für das Marketing und 
die Öffentlichkeitsarbeit, die Ladeinfra-
struktur obliegt der Energie- und Was-
serversorgung Bruchsal.
Die „zeos“ sind nach einem Jahr Betrieb 
bereits über 305 000 Kilometer gefahren. 
Das sind pro Fahrzeug etwa 635 km pro 
Monat. Dabei haben sie mehr als 40 000 
kg CO2 im Vergleich zu einem entspre-
chenden Auto mit Verbrennungsmotor 
während des Betriebs eingespart. Die 
Akzeptanz der E-Autos ist erfreulich 

hoch, 1400 Nutzer haben sich bereits 
zum Carsharingbetrieb angemeldet.  
Die günstigen Konditionen sind ideal,  
um das Fahren mit Elektroautos auszu-
probieren. Anmelde- oder monatliche 
Grundgebühr sowie eine zu hinterle-
gende Kaution gibt es nicht. Vorausge-
setzt man wohnt in einer der am Projekt 
teilnehmenden Kommune, dann kostet 
die Nutzung des Renault Zoe 18 Cent  
(20 Cent für den Nissan e-NV 200) pro 
gefahrenen Kilometer und einen Euro 
(zwei Euro für den Nissan) pro Stunde. 
Zum Vergleich: Der „normale“ Flinkster- 
Kunde zahlt im bundesweiten Tarif tags-
über fünf Euro pro Stunde für einen 
Kleinwagen und außerdem 50 Euro 
einmalig, wenn er keine Bahncard be-
sitzt. Carsharing-Betreiber der „zeo“- 
Fahrzeuge ist DB Connect, Tochter der 
Deutschen Bahn und bekannt mit ihrem 
bundesweiten Flinkster-System. 
Die Elektroautos verfügen über eine 
Reichweite von etwa 100 bis 150 Kilo
meter pro Akkuladung, je nach Fahrstil, 
Außentemperaturen und der entspre-
chenden Nutzung von Heizung und 
Klimaanlage. Der Renault Zoe etwa ist 
bei gänzlicher Entladung der Batterie 
nach einer Stunde wieder zu 80 % auf
geladen, spätestens nach 2 Stunden ist 
der Akku voll.
Zur Nutzung eines „zeos“ aus der grün- 
weißen Flotte ist eine einmalige An
meldung bei Flinkster notwendig. Ihre 
Nutzerkarte erhalten die „zeo“-Fahrer 
dann in ihrem Bürgerbüro vor Ort. Nach 
der Buchung, am einfachsten über Inter-
net oder Flinkster-App, kann man dann 
das E-Auto öffnen und losfahren. Die 
„zeos“ sind stationsgebunden, das heißt, 
nach Beendigung der Fahrt bringt man 
das Fahrzeug wieder zur Abholstation 
zurück und schließt es mit dem Lade
kabel an der Ladestation an.

Zeozweifrei unterwegs – E-Carsharing  
in der Region Bruchsal

Von Simon Weimer, Bretten

„Hier kommt zeo“, lautet das Schlag-
wort für das Projekt „zeozweifrei 
unterwegs“ im Landkreis Karlsruhe.  
40 Elektrofahrzeuge im einheitlichen 
grün-weißen Design zum mieten – 
damit ist das abgasfreie Mobilitäts-
konzept das größte stationsgebun- 
dene Carsharingsystem in Baden- 
Württemberg. Die Flotte setzt sich aus 
35 Renault Zoe, vier Nissan e-NV 200 
als Siebensitzer und einem Nissan 
e-NV 200 als Kastenwagen zusammen. 
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von 320 Millionen Euro fördert Baden- 
Württemberg seine Kommunen für die 
kommenden 24 Monate. Wir setzen auf 
einen Mix aus direkter finanzieller För
derung der Kommunen über den Finanz-
ausgleich (180 Millionen Euro) und pro-
jektbezogenen Fördermaßnahmen (140 
Millionen Euro). Grundsatz aller Maß-
nahmen ist die Orientierung an den 
Flüchtlingen selbst. Es gilt: Geld folgt 
Flüchtling.

mit den Kommunalen Landesverbänden 
am 27. April 2017 den Pakt für Integration 
geschlossen. Mit einem Gesamtvolumen 

und auch der Öffentlichkeit vorgestellt 
worden und hat dadurch eine breitere 
Aufmerksamkeit erzeugt. Die Projektver-
antwortlichen sind bereits in konkreten 
Überlegungen „zeozweifrei unterwegs“ 
auch über die Region Bruchsal hinaus 
auszudehnen. Auch wird es künftig mög-
lich und einfacher sein, mit den zeo-
Ladekarten der Energie- und Wasserver-
sorgung Bruchsal auch an Ladesäulen 
anderen Betreiber außerhalb der Region 
aufzuladen.
Sämtliche Informationen und Auskünfte 
zu Anmeldung und Buchung zum 
zeo-Carsharing, Lage der Stationen, 
Tipps&Tricks zum Laden und Fahren 
eines „zeos“ sowie häufig gestellte Fra-
gen und Antworten gibt die Website 
www.zeozweifrei-unterwegs.de.

Simon Weimer ist Klimaschutzmanager 
des Landkreises Karlsruhe. 

dermitteln in Höhe von 1,1 Millionen Euro 
von der EU (EFRE) und des Landes Ba-
den-Württemberg unterstützt. Die Kon-
zeptidee „zeozweifrei unterwegs“ erhielt 
im Übrigen 2014 die Auszeichnung als 
Sieger im Wettbewerb „Klimaschutz mit 
System“ des Landes Baden-Württem-
berg.
Das E-Carsharing-Projekt ist bereits auf 
mehreren Fachaustauschen, Workshops 
und Netzwerktreffen dem Fachpublikum 

zweifrei“ des Landkreises Karlsruhe ent-
standen, hinsichtlich der Beschaffung 
emissionsarmer Fahrzeuge und der ver-
stärkten Berücksichtigung alternativer 
Antriebssysteme wie Elektromobilität 
einschließlich der dafür notwendigen 
Ladeinfrastruktur sowie dem Ausbau 
von Carsharing-Fahrzeugen. Die Beschaf-
fung der Elektrofahrzeuge, Baukosten für 
die Ladeinfrastruktur sowie Ausgaben 
für Öffentlichkeitsarbeit wurden mit För-

Zeo während der Fahrt�

Im Sinne einer gesamtstaatlichen Ver-
antwortung für die Versorgung und Inte-
gration von Flüchtlingen hat das Land 

Pakt für Integration mit den Kommunen – 
Baden-Württemberg unterstützt  

seine Kommunen bei der Integration der  
Geflüchteten mit Anerkennung und Duldung

Von Sozial- und Integrationsminister Manfred Lucha MdL, Stuttgart

Zwei Jahre nach den hohen Zugängen von Asylsuchenden nach Baden-Würt
temberg kommen die Geflüchteten mit Anerkennung und Duldung in den Kommu-
nen des Landes im Rahmen der Anschlussunterbringung an. Zentrale Aufgabe kom-
munaler Integrationsarbeit ist es, die Menschen schnell an die bestehenden 
Regelsysteme heranzuführen und so die Integrationsprozesse zu stärken und zu 
fördern. 
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Pakt für Integration mit den Kommunen

Kernstück des Paktes für Integration  
ist die flächendeckende Gewährleistung 
einer sozialen Beratung und Begleitung 
von zu uns Geflüchteten auch in der 
Anschlussunterbringung. In den zurück-
liegenden Monaten haben die Kom
munalen Landesverbände und das Mi
nisterium für Soziales und Integration 
ein gemeinsames Konzept für ein kom-
munales Integrationsmanagement er
arbeitet. 
Bei der professionellen Begleitung im 
Integrationsprozess setzen wir auf indi-
viduelle Integrationspläne, die Entwick-
lungsperspektiven aufzeigen, vereinba
ren und überprüfen. Und wir setzen  
auf die Zusammenarbeit der Integra
tionsmanagerinnen und Integrations-
manager mit den Akteuren vor Ort, wie 
beispielsweise kommunalen Integra
tionsbeauftragten oder ehrenamtlich 
Engagierten. Denn diese Strukturen und 
Wissen sind für eine gelingende Integra-
tion unverzichtbar.
Bei der Umsetzung gewähren wir ein 
hohes Maß an Flexibilität, beispielsweise 
bei der Qualifikation des Personals. 
Personen mit Hochschulabschlüssen  
im Bereich Sozialwesen oder anderen 
geeigneten Studiengängen, aber auch 
Personen mit Berufsausbildung und Er-
fahrungswissen können Integrationsma-
nagerinnen und Integrationsmanager 
werden. Des Weiteren wollen wir eine 
Rückwirkung ab 1. Januar 2017 ermögli-
chen, um auch Städte und Gemeinden, 
die bereits soziale Beratung und Be

nahme Integrationsmanagement zu 
ermöglichen, hat das Ministerium für 
Soziales und Integration im Rahmen 
einer vorläufigen Verteilung bereits ab 
Juli 2017 rund 35 Millionen Euro für das 
Integrationsmanagement zur Verfügung 
gestellt. Städte, Gemeinden und Land-
kreise können auf dieser Grundlage 
Anträge auf Förderung konkreter Inte-
grationsmanagerinnen und Integra
tionsmanager bei der Bewilligungsstelle 
stellen. 
Die endgültige Verteilung der Mittel für 
das Integrationsmanagement wird sich 
nach dem Grundsatz „Geld folgt Flücht-
ling“ richten, der von den Kommunalen 
Landesverbänden in das Gesetzgebungs-
verfahren zum Finanzausgleichsgesetz 
eingebracht wurde. In Abstimmung  
mit dem Ministerium für Finanzen wird 
den kommunalen Landesverbänden Ge-
legenheit gegeben, eine praktikable und 
die Interessen aller Gemeinden und Ge-
meindeverbänden gleichermaßen wah-
rende Erhebungsmethode anzuwenden. 
Dies führt nach Auffassung der Landes-
regierung zu einer sachgerechten Ver
teilung der Mittel für das Integrations-
management.
Alle weiteren Maßnahmen im Pakt für 
Integration verstärken bedarfsgerecht 
bereits erfolgreich laufende Programme 
der Landesregierung, bei denen durch 
die Anschlussuntergebrachten Mehrbe-
darfe entstehen. Die Förderbereiche sind 
„Junge Flüchtlinge in Schule und auf 
dem Weg in den Beruf unterstützen“, 
„Spracherwerb fördern“ sowie „Bürger-
schaftliche Strukturen und das Ehren-
amt fördern“.
Im Förderbereich „Junge Flüchtlinge in 
Schule und auf dem Weg in den Beruf 
unterstützen“ werden die Programme 
Ausbildungsvorbereitung dual (AVdual) 
an beruflichen Schulen, die Schulsozial-
arbeit sowie die Jugendberufshelferin
nen und Jugendberufshelfer unterstützt. 
Ziel des Bildungsgangs AVdual ist es, 
Jugendliche mit Förderbedarf so vor
zubereiten, dass sie eine Ausbildung 
erfolgreich abschließen können. Ein 

treuung in der Anschlussunterbringung 
anbieten, zu unterstützen. Ferner wollen 
wir sicherstellen, dass die Arbeitsver-
träge von Anfang an über die volle Lauf-
zeit des Paktes von zwei Jahren geschlos-
sen werden können.
Flexibilität ist auch unser Bestreben  
bei der Antragsstellung. Wir wollen die 
beste Lösung für die Situation vor Ort. 
Antragsbefugt sind grundsätzlich alle 
Städte, Gemeinden und Landkreise in 
Baden-Württemberg. Kreisangehörige 
Städte und Gemeinden können entschei-
den, ob sie das Integrationsmanagement 
in Eigenregie oder durch Dritte wie bei-
spielsweise Träger der freien Wohlfahrts-
pflege durchführen oder ob sie es  
an ihren Landkreis abgeben wollen. Im 
Falle einer Aufgabenübertragung an den 
Landkreis ist dieser in der Pflicht, in eige-
ner Verantwortung das Integrationsma-
nagement für seine kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden zu organisieren 
(was auch in Form der Beauftragung 
Dritter wie z. B. der Liga der freien Wohl-
fahrtspflege geschehen kann). So wird 
sichergestellt, dass das Programm In
tegrationsmanagement flächendeckend 
im gesamten Land umgesetzt wird. Um 
eine erfolgreiche Koordination im Land-
kreis zu ermöglichen, haben die Land-
kreise zusätzlich eine Botenfunktion. Das 
bedeutet, dass sie für ihre kreisangehöri-
gen Städte und Kommunen die Anträge 
an die Bewilligungsstelle weiterleiten. 
Somit haben die Landkreise immer einen 
aktuellen Stand über den Fortschritt  
des Integrationsmanagements in ihrem 
Gebiet. Landesweite Bewilligungsstelle 
ist das Regierungspräsidium Stuttgart.
Für die Einstellung und die konkrete in-
haltliche Aufgabenkonzeption einer In-
tegrationsmanagerin oder eines Integra-
tionsmanagers ist die jeweilige Stadt 
oder Gemeinde oder der jeweilige Land-
kreis zuständig. Durch diese Konstruk-
tion kann das Land eine passgenaue und 
praxistaugliche Lösung für jede Kom-
mune anbieten und gleichzeitig seiner 
Steuerungsfunktion gerecht werden. 
Um einen frühzeitigen Beginn der Maß-
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liches Engagement und Zivilgesell- 
schaft“ qualitativ weiterentwickelt und 
neu ausgerichtet. Ziel ist ein Landespro-
gramm „Integration durch Bürgerschaft-
liches Engagement und Zivilgesell-
schaft“. Zentral ist unter anderem die 
Umgestaltung der Kommunalen Flücht-
lingsdialoge zu sozialräumlichen Ge
sellschaftsdialogen, bei denen alle Betei-
ligten gemeinsam Perspektiven für ihr 
Zusammenleben entwickeln und kon-
krete Umsetzungsstrategien formulie-
ren. Eine qualitative Weiterentwicklung 
der „Lokalen Bündnisse für Flüchtlings-
hilfe“ hin zu „Bündnissen für Zusammen-
halt“ mit den Themenschwerpunkten 
Orte der Begegnung, Frauen, Kinder und 
Jugendliche ist ebenso vorgesehen. 
Außerdem wird das Programm Freiwilli-
ges Soziales Jahr (FSJ) erweitert. 

der Lehrkräfte insbesondere in berufsvor-
bereitenden Bildungsgängen, wie z. B. 
dem Vorqualifizierungsjahr Arbeit/Beruf 
an beruflichen Schulen.
Im Rahmen von „Spracherwerb fördern“ 
sollen Mittel für zusätzliche Sprachkurse 
im Rahmen des Programms „Verwal-
tungsvorschrift Deutsch für Flüchtlinge“ 
eingesetzt werden. Damit können ziel-
gruppenorientierte Sprachkursangebote 
in kommunaler Steuerung angeboten 
werden. Hierzu zählen spezielle Ange-
bote für Eltern oder die berufsbeglei-
tende Teilnahme an Sprachkursen, wie 
beispielsweise Abendkurse. Ziel ist die 
Schaffung passgenauer Angebote.
Im Bereich „Bürgerschaftliche Strukturen 
und das Ehrenamt fördern“ wird mit den 
Mitteln des Paktes das Landesprogramm 
„Flüchtlingshilfe durch Bürgerschaft-

Erfolgsfaktor dabei sind sogenannte 
AVdual-Begleiterinnen und -Begleiter, 
die Schülerinnen und Schüler sowie 
Betriebe insbesondere im Praktikum  
und beim Übergang in die Ausbildung 
unterstützen. Schulsozialarbeit ist die 
ganzheitliche, lebensweltbezogene und 
lebenslagenorientierte Förderung und 
Hilfe für Schülerinnen und Schüler. Sie 
leistet eine wertvolle Unterstützung 
zum Bildungs- und Erziehungsauftrag 
der Schule und hat positive Auswir-
kungen auf das Schulleben insgesamt. 
Jugendberufshelferinnen und Jugend
berufshelfer beraten und begleiten 
Schülerinnen und Schüler mit sozial
pädagogischem Unterstützungsbedarf, 
nicht zuletzt auch junge Flüchtlinge, 
beim Übergang von der Schule in den 
Beruf. Sie ergänzen wirksam die Arbeit 

im Jahr 2013, zusammen mit seinen kreis-
angehörigen Städten und Gemeinden 
sowie allen anderen relevanten Akteuren, 
die Umsetzung der Ziele der UN-Be
hindertenrechtskonvention auf kommu-
naler Ebene. Für die ersten 18 Monate 
war die Inklusionskonferenz als Mo
dellprojekt angelegt, mit finanzieller 
Förderung durch das Land Baden-Würt
temberg, den Kommunalverband für Ju-
gend- und Soziales und die Lechler-Stif-
tung. Nach Ablauf der Modellphase Ende 
des Jahres 2014 wurde vom Kreistag eine 
richtungsweisende Entscheidung getrof-
fen: das Weiterführen der Inklusionskon-
ferenz aus Mitteln des Kreishaushaltes 
und mit einer finanziellen Förderung 
durch die Lechler-Stiftung für weitere 
vier Jahre bis Ende 2018. Die Tatsache, 
dass die Inklusionskonferenz organisato-
risch nicht dem Sozialdezernat, sondern 

„Wir wollen Inklusion leben und uns so 
aufstellen, dass Teilhabe für Menschen 
mit Behinderung von Beginn an und in 
allen Lebensbereichen möglich ist.“ Mit 
dieser Entscheidung hat Landrat Thomas 
Reumann bekräftigt, dass sich der Land-

kreis Reutlingen dieser gesamtgesell-
schaftlichen Herausforderung stellt. Der 
Herausforderung, Teilhabe und Inklusion 
im Landkreis Reutlingen zu ermöglichen. 
Mit dem Modellprojekt Inklusionskon
ferenz startete der Landkreis Reutlingen 

„Platz für alle“ – Inklusionskonferenz  
im Landkreis Reutlingen

Von Susanne Blum, Reutlingen

Mit der Inklusionskonferenz hat sich der Landkreis Reutlingen bereits im Jahr 2013 
auf den Weg gemacht, die Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention auf kom
munaler Ebene umzusetzen. Besonderes Augenmerk wurde dabei von Anfang an 
auf die Beteiligung von Betroffenen gelegt: „Die Inklusionskonferenz ist ein wich-
tiges Forum, wir werden hier von einflussreichen Personen gehört und ernst 
genommen“. Diese Aussage eines Mitgliedes des Beirates Selbsthilfe unterstreicht 
die erfolgreiche Etablierung eines partizipativen Gremiums mit dem Auftrag, den 
Landkreis Reutlingen auf dem Weg zum inklusiven Landkreis zu beraten und zu be-
gleiten. Und mitzubestimmen. Inzwischen wurden zahlreiche Projekte und Maß-
nahmen angestoßen. Alle sind darauf angelegt, Inklusionsstrategien und -konzepte 
auf Kreisebene zu entwickeln und Anpassungen in den bestehenden Regelstruk-
turen zu bewirken. Denn genau darum geht es: Um eine Gesellschaft, die bereit und 
offen ist für alle. 
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„Platz für alle“ – Inklusionskonferenz im Landkreis Reutlingen

Landkreises zu rücken und nachhaltige 
Teilhabe-Strategien und -entwicklungen 
in Gang zu setzen. Initiiert durch die 
Konferenz und den Beirat Selbsthilfe 
werden aktuell mehr als 25 Maßnahmen, 
von unterschiedlichen Arbeitskreisen 
mit unterschiedlichen Schwerpunkten, 
bearbeitet und begleitet. Und das sehr 
erfolgreich. Neben laufenden Projekten, 
die auf längere Zeit angelegt und mit 
konkretem Auftrag initiiert wurden,  
geht es auch um Maßnahmen der Sen
sibilisierung und Bewusstseinsbildung. 
Dazu zählen unter anderem Image- und 
Informationsbroschüren – auch in Leich-
ter Sprache – Veranstaltungen, Seminare, 
Presse-Serien und eine Social Media-
Präsenz.

Drei Projekte im Blitzlicht

Arbeit und Beschäftigung –  
mehr Chancen auf dem ersten 

Arbeitsmarkt 

Das Ziel des Projektes ist es, bis zum Jahr 
2020 mindestens 100 bis 150 neue Be-
schäftigungsverhältnisse für Menschen 
mit einer wesentlichen Behinderung auf 
dem ersten Arbeitsmarkt zu schaffen. 
Die Projektgruppe „plus100 – Netzwerk 
Arbeit inklusiv“ unter Federführung des 
Sozialdezernats mit Vertreterinnen und 
Vertretern der Industrie- und Handels-
kammer Reutlingen (IHK), der Hand-
werkskammer Reutlingen (HWK), der 
Agentur für Arbeit, des Integrations
fachdienstes und Einrichtungen der Ein-
gliederungshilfe hat inzwischen meh-
rere Maßnahmen erfolgreich auf den 
Weg gebracht:

Dieses Projekt zum Handlungsfeld  
Arbeit und Beschäftigung entspricht 
der Zielsetzung in Artikel 27 der UN-Be-
hindertenrechtskonvention, welcher 
das Recht von Menschen mit Behinde-
rung auf eine gleichberechtigte und 
diskriminierungsfreie Arbeit und Be-
schäftigung betont.

Die Geschäftsstelle Inklusionskonferenz 
ist für die Koordination des Gesamt
prozesses verantwortlich. Dazu gehört 
die Organisation und Koordination  
der Sitzungen der Inklusionskonferenz 
und des Beirats Selbsthilfe. Zu den wei
teren zentralen Aufgaben der Ge
schäftsstelle zählt, ergänzend zu den 
Vorschlägen aus der Inklusionskonfe-
renz, die Entwicklung von Projektideen 
und -strategien, das Sondieren und 
Vernetzen von Kooperationspartnern, 
gegebenenfalls das Sicherstellen der 
Projektfinanzierungen, die Koordination 
und Federführung der Projekte und die 
Ergebnissicherung.

Es tut sich was.  
Darauf sind wir stolz

Seit Bestehen der Inklusionskonferenz 
wurden zahlreiche Projekte aus unter-
schiedlichen Handlungsfeldern der UN- 
Behindertenrechtskonvention auf den 
Weg gebracht. Es ist gelungen, Inklusion 
als Thema zunehmend in das Bewusst-
sein der Bürgerinnen und Bürger des 

direkt dem Landrat zugeordnet ist, ver-
deutlicht das Verständnis von Inklusion 
als gesamtgesellschaftlichen Auftrag. 

Die Konferenz, der Beirat und  
die Geschäftsstelle 

Seit 2014 finden jährlich zwei Sitzungen 
der Inklusionskonferenz und fünf Sit-
zungen des Beirats Selbsthilfe statt. In 
den öffentlichen Sitzungen der Inklu
sionskonferenz, zu der 39 Mitglieder aus 
allen gesellschaftlich relevanten Be-
reichen zählen, werden aktuelle Projekte, 
deren Verlauf und Fortschritt bzw. Ergeb-
nisse vorgestellt. Die Mitglieder der Kon-
ferenz kommen in einen Austausch zu 
den jeweiligen Themen, entwickeln und 
priorisieren neue Handlungsfelder, de
finieren Ziele und überwachen deren 
Einhaltung. Auch über weitreichende 
politische Entwicklungen und entspre-
chende Auswirkungen auf die Arbeit der 
Inklusionskonferenz wird informiert und 
diskutiert. Hier treffen Vertreterinnen 
und Vertreter unterschiedlicher Bereiche 
aufeinander, deren Kooperation in den 
bisherigen Regelstrukturen so nicht vor-
gesehen ist. Zur Sicherstellung eines par-
tizipativen Prozesses wurde zeitgleich 
mit der Konferenz der Beirat Selbsthilfe 
eingerichtet. Dazu zählen 14 Expertinnen 
und Experten mit eigener Erfahrung und 
deren Angehörige aus den Selbsthilfe
organisationen der Bereiche Körper- und 
Mehrfachbehinderung, geistige Beein-
trächtigungen, psychische Beeinträchti-
gungen, Sehbehinderung, Hörschädi-
gung und Autismus. Der Beirat Selbsthilfe 
ist in seiner Zusammensetzung, Arbeits-
weise und Funktion ein Novum. Mit ihm 
ist exemplarisch eine entscheidende und 
dauerhafte Möglichkeit der Beteiligung 
von Betroffenen an Inklusionsprozessen 
etabliert worden.

Die Beiratsmitglieder schätzen die In-
klusionskonferenz als Instrument für 
die Umsetzung der Interessen und 
Rechte von Menschen mit Behinde-
rung.
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● � Entwicklung eines Flyers, der die Er
fordernisse unterschiedlicher Behin-
derungsarten im Hinblick auf einen 
barrierefreien Arztbesuch abbildet. 
Dieser wurde den niedergelassenen 
Haus- und Fachärztepraxen, Kliniken 
und Notfalldiensten im Landkreis zur 
Verfügung gestellt. 

● � In Kooperation mit dem Kreisbehin-
dertenbeauftragten wurde ein Kom-
petenz-Team gebildet. Diesem Team 
gehören Menschen mit unterschied-
lichen Behinderungsarten an, die die 
Ärzteschaft im Landkreis durch Bera-
tungen und Ortsbegehungen zur 
Überprüfung der Barrierefreiheit un-
terstützen. 

● � Im Hinblick auf die stationäre Versor-
gung von Menschen mit Behinderung 
wird in Kooperation mit dem Klinikum 
am Steinenberg und verschiedenen 
Einrichtungen der Behindertenhilfe 
ermittelt, wie sich die Bedarfslage 
darstellt und welche Möglichkeiten 
sich bieten, um Klinik-Aufenthalte  
von Menschen mit Behinderung mög-
lichst barrierefrei zu gestalten. Im 
Zuge des Konzeptes „Demenzsen-
sibles Krankenhaus Reutlingen“ wird 
bei den anstehenden Planungen be-
sonderes Augenmerk auf die Bedürf-
nisse von Menschen mit Behinderung 
gelegt. 

● � Die Geschäftsstelle führt Seminare zu 
den Themen Inklusion und Behinde-
rung an den Beruflichen Schulen für 
Kranken-, Gesundheits- und Alten-
pflege, Heilerziehungspflege und Er-
gotherapie durch. Diese Berufs
gruppen werden damit für die 
Lebenswelten von Menschen mit Be-
hinderungen sensibilisiert. Die Aka
demie der Kreiskliniken Reutlingen 
hat diese Seminare ab sofort dauer-
haft in die Aus- und Weiterbildungs-
pläne aufgenommen.

● � Eine adäquate Fachveranstaltung für 
Ärztinnen und Ärzte der Kreisärzte-
schaft ist in Planung.

Menschen mit Behinderung sensibi
lisiert.

● � Ab dem Jahr 2018 geht die „HWK-Job-
Börse“ an den Start. Menschen mit 
Behinderung bekommen die Möglich-
keit, sich im Newsletter der Kreishand-
werkerschaft Reutlingen mit einem 
kurzen Portrait vorzustellen. Die Reich-
weite und Zielgruppe dieses News
letters eröffnet neue Vermittlungs-
möglichkeiten.

● � Die Sensibilisierung von zukünftigen 
Ausbildern für das Thema Inklusion 
wird von der Handwerkskammer 
Reutlingen konzeptionell in den 
entsprechenden Vorbereitungskursen 
verankert.

● � In den Jahren 2015 bis 2017 konnten im 
Landkreis Reutlingen insgesamt 36 
Menschen mit einer wesentlichen Be-
hinderung auf den ersten Arbeits-
markt vermittelt werden.

Barrierefrei zum Arzt

Mit dem Ziel, die gesundheitliche Ver
sorgung von Menschen mit Behinderung 
im Landkreis Reutlingen zu verbessern, 
wurde dieses Projekt im Jahr 2015 durch 
den Beirat Selbsthilfe initiiert. In Koope-
ration mit dem Kreisbehindertenbe
auftragten, der Kreis-Ärzteschaft, dem 
Ärztenetz und der Kommunalen Gesund-
heitskonferenz wurden folgende Ergeb-
nisse erzielt:

Artikel 25 der UN-Behindertenrechts-
konvention regelt das Recht von Men-
schen mit Behinderungen auf das er-
reichbare Höchstmaß an Gesundheit 
ohne Diskriminierung aufgrund von 
Behinderung.

● � Im Zuge einer gemeinsamen Veran-
staltung der Inklusionskonferenz und 
der IHK Reutlingen ist es gelungen, 
neue Arbeitgeber für die Beschäfti-
gung von Menschen mit Behinderung 
zu gewinnen.

● � Ein Flyer, der aktuelle Kontaktadressen 
und Fördermöglichkeiten darstellt, 
wurde entwickelt und über die Mit-
glieder des Netzwerks verbreitet. 
Adressaten sind insbesondere Arbeit-
geber im Landkreis Reutlingen. 

● � Im Rahmen einer dauerhaft ange-
legten Presse-Serie werden jährlich 
vier inklusive Arbeitsverhältnisse 
öffentlichkeitswirksam vorgestellt. 
Porträtiert werden erfolgreiche Ver-
mittlungen von Menschen mit Behin-
derung auf den ersten Arbeitsmarkt 
und deren Arbeitsverhältnisse. Damit 
will die Projektgruppe über die Rah-
menbedingungen informieren und 
potentielle Arbeitgeber für das Thema 
gewinnen.

● � In Kooperation mit der LWV Eingliede-
rungshilfe wurde das Projekt „Arbeits-
welten“ ins Leben gerufen. Hierbei 
handelt es sich um ein Angebot für 
Unternehmen, Vereine und Organisa-
tionen. Ein Besuch in der Werkstatt  
für behinderte Menschen ermöglicht 
ein gegenseitiges Kennenlernen und 
den persönlichen Austausch. Konkrete 
Begegnungen mit Menschen mit Be-
hinderung verändern den Blick und 
sensibilisieren für deren Belange. Be-
gegnungen werden ermöglicht, Be-
rührungsängste abgebaut und Wert-
schätzung gefördert – und in letzter 
Konsequenz Arbeitgeber, Führungs-
kräfte und sonstige Personalverant-
wortliche für die Beschäftigung von 

Sprechen Sie uns an! IHK Reutlingen
Cathrin Koch
Tel. 07121/201-197
Mail: c.koch@
reutlingen.ihk.de

Unser Ziel ist die nachhaltige Teilhabe für Menschen mit Behinderung 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Gemeinsam möchten wir in den 
kommenden Jahren 100 neue Arbeitsplätze für Menschen mit einer 
wesentlichen Behinderung schaffen.
Auf die Kooperation mit Ihnen freuen wir uns. Wir beraten und unter-
stützen Sie auf dem Weg zum inklusiven Unternehmen.

Integrationsfachdienst
Rainer Dibbern
Tel. 07071/9652932
Mail: rainer.dibbern@
ifd.3in.de Agentur für Arbeit

Jana Bandke
Tel. 07121/309-503
Mail: reutlingen.161-reha@
arbeitsagentur.de
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„Platz für alle“ – Inklusionskonferenz im Landkreis Reutlingen

„Inklusion und Teilhabe“ durchge-
führt. Diese sind ab sofort fester Be-
standteil des Ausbildungsplanes.

● � Ein Sozialpraktikum wird für alle Aus-
zubildenden der Kreisverwaltung ver-
pflichtend eingeführt. Für die Dauer 
von einer Woche werden sie in einer 
Einrichtung der Behindertenhilfe hos-
pitieren und so mit dieser Lebenswelt 
vertraut.

● � In der Kreisverwaltung wurde ein Prak-
tikumsplatz mit Aussicht auf Um-
wandlung in einen Arbeitsplatz für 
einen Mitarbeiter mit einer wesent-
lichen Behinderung geschaffen. 

● � Auszubildende der Kreisverwaltung 
haben mit Unterstützung durch die 
Geschäftsstelle alle Gebäude der 

Landratsamt inklusiv 

Die Kreisverwaltung hat im Jahr 2014  
zur Überprüfung ihrer eigenen Barriere-
freiheit die Arbeitsgruppe „Landratsamt 
inklusiv“ gestartet. Alle Dezernate des 
Landkreises sind beteiligt, die Federfüh-
rung liegt beim Kreisbehindertenbeauf-
tragten. Der Bereich Verständigung und 
Kommunikation liegt im Fokus. Ziel ist, 
die kommunikativen Prozesse der Kreis-
verwaltung sukzessive barrierefrei zu 
gestalten. 
Folgende organisationsinterne Innova
tionen gibt es inzwischen:

● � Zahlreiche Informationsbroschüren 
aus unterschiedlichen Ämtern der 
Kreisverwaltung wurden in Leichte 
Sprache übersetzt. Es werden laufend 
weitere Dokumente übersetzt.

● � Für Mitarbeitende der Kreisverwal-
tung werden Schulungen für Leichte 
Sprache im Verwaltungshandeln an-
geboten. Ein weiteres Seminar be-
leuchtet, welche Bedürfnisse Men-
schen mit Behinderung als Kunden der 
Verwaltung haben.

● � Speziell für die Auszubildenden der 
Kreisverwaltung werden von der Ge-
schäftsstelle Seminare zum Thema 

 

 

Infos zur Bio·tonne 

Die Info gilt für den Landkreis Reutlingen,  
ohne die Städte Metzingen, Pfullingen und Reutlingen 

Wie sieht die Bio·tonne aus? 

Die Bio·tonne hat einen braunen Deckel.  
Oder die Bio·tonne ist ganz braun.  
In die Bio·tonne werden  
alle Bio·abfälle geworfen.  
Viele Menschen sagen auch Bio·müll dazu. 

Aus Bio·abfall wird Kompost gemacht.  
Kompost ist ein guter Dünger  
für Blumen und Pflanzen. 

Wo stelle ich die Bio·tonne hin? 

Im Sommer stellen Sie die Bio·tonne  
am besten in den Schatten.  
Im Winter stellen Sie die Bio·tonne  
am besten in einen über·dachten Park·platz.  
Oder Sie stellen die Bio·tonne in die Scheune.  
Haben Sie keinen über·dachten Park·platz,  
dann stellen Sie die Bio·tonne  
an die Haus·wand. 
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Menschen mit Unterstützungsbedarf 
verbessert, starten weitere Kommunen 
des Landkreises Inklusionsprozesse. Jede 
weitere kreisangehörige Kommune, die 
sich gemeinsam mit ihren Bürgerinnen 
und Bürgern der Herausforderung „In
klusion und Teilhabe für alle“ stellt, be-
deutet einen weiteren und wichtigen 
Meilenstein auf dem Weg hin zu einem 
inklusiv vernetzten Landkreis Reutlingen. 

Perspektiven … oder  
„Wie lange dauert Inklusion?“ 

Diese Frage wird im Zusammenhang  
mit der Aufgabe die Ziele der UN-Be
hindertenrechtskonvention umzusetzen, 
immer wieder gestellt. Von unterschied-
lichen Menschen mit unterschiedlichen 
Hintergründen. Eine eindeutige Antwort 
darauf gibt es nicht – sicher ist nur eines: 
Inklusion geschieht nicht von heute auf 
morgen. Es liegt noch ein langer Weg  
bis zu einer inklusiven Gesellschaft mit 
gleichberechtigten Teilhabechancen vor 
uns. Als gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe betrachtet funktioniert Inklusion 
nur, wenn alle mitgehen. Das Bewusst-
sein in der Gesellschaft für die Belange 
der Menschen mit Behinderung und die 
Achtung ihrer Rechte muss sensibilisiert 
werden, die viel genannten Barrieren in 
den Köpfen fallen. Nur dann sind struk-
turverändernde Maßnahmen in der Ge-
sellschaft nachhaltig zu verankern. Letzt-
endlich geht es um einen Wandel der 
Haltung. Mit der Erkenntnis, dass der 
Abbau von Barrieren nicht nur Menschen 
mit Behinderung die Teilhabe am Leben 
in der Gesellschaft erleichtert, sondern 
auch anderen Bevölkerungsgruppen, 
sind wir auf dem richtigen Weg. Von In-
formationen in leichter Schrift profitie-
ren nicht nur Menschen mit einer kogni-
tiven Beeinträchtigung, sondern auch 
Menschen, die eine andere Mutter
sprache haben. Oder ältere Menschen. 
Ein Aufzug oder eine Rampe ist eben 
nicht nur für Rolli-Fahrer von Nutzen – 
sondern für uns alle. Es wird auch in den 
kommenden Jahren notwendig und 

kreise Inklusion und Teilhabe“ sowie der 
Erstellung von Maßnahmenplänen für 
die Weiterentwicklung hin zu einer inklu-
siven Gemeinde abgeschlossen. 
Diese Form von aktivierenden Betei
ligungsmaßnahmen ist methodisch gut 
geeignet, um Inklusionsprozesse auf 
kommunaler Ebene anzustoßen. Die Ge-
schäftsstelle Inklusionskonferenz unter-
stützt nicht nur die Gemeinden während 
der gesamten Prozesse, sondern auch die 
Arbeitskreise bei der Weiterführung von 
laufenden und beim Entwickeln neuer 
Projekte. Umfangreiche und nachhaltige 
Inklusionsprozesse wurden begonnen – 
alle vier Gemeinden führen die initiier-
ten Entwicklungsprozesse weiter. Viele 
Maßnahmen wurden von engagierten 
Arbeitskreisen und Bürgermeistern vor 
Ort auf den Weg gebracht. Dazu zählen 
eine hauptamtlich beschäftigte Inklu
sionsbeauftragte, die Eröffnung eines 
Teilnahmebüros, der Umbau zum barrie-
refreien Sportheim und Freibad, die Pla-
nung eines barrierefreien Wanderweges 
und Spielplatzes, Kooperationen mit den 
Schulen, Handwerksbetrieben und Verei-
nen vor Ort, barrierefreie Veranstaltungs-
konzepte und anderes mehr. Mit dem 
Ziel, einen Sozialraum zu gestalten, der 
nachhaltig und ortsübergreifend ver-
netzt ist und die Teilhabechancen von 

Kreisverwaltung im Hinblick auf Zu-
gänglichkeit und Barrierefreiheit 
überprüft. Die Internet-Seite der Inklu-
sionskonferenz steht in Leichter Spra-
che zur Verfügung und wird laufend 
entsprechend den Anforderungen für 
eine barrierefreie Webseite aktuali-
siert.

● � Die Möglichkeit zur Erstellung barrie-
refreien Schriftverkehrs für Menschen 
mit Seheinschränkung wurde ge-
schaffen.

● � Veranstaltungen des Landkreises und 
die Sitzungen des Kreistages werden 
auf Anfrage in Gebärdensprache über-
setzt.

Der Beginn eines inklusiven und 
vernetzten Sozialraumes

Mit Münsingen, St. Johann, Römerstein 
und Lichtenstein bearbeiten inzwischen 
vier Gemeinden des Landkreises Reutlin-
gen das Thema „Teilhabe für alle“ jeweils 
auf der Ebene ihrer Kommune mit 
eigenständigen Inklusionsbemühungen. 
Im Rahmen von umfangreichen Bürger-
beteiligungsprozessen wurden Barrieren 
in unterschiedlichen Lebensbereichen 
identifiziert und Lösungsmöglichkeiten 
erarbeitet. Die jeweiligen Prozesse wur-
den mit der Gründung lokaler „Arbeits-
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öffnet hatte. Er erinnerte an die großen 
gesellschaftlichen Themen, die auf den 
ein- bzw. zweitägigen Tagungen disku-
tiert wurden. Das Spektrum dieser 
Themen reichte vom demografischen 
Wandel über die nachhaltige Kommu-
nalentwicklung, die Fragen der Entwick-
lung des ländlichen Raums, Fragen der 
gesundheitlichen Versorgung und Pflege, 
der Entwicklung familiärer Strukturen 
über Themen der Arbeitsgesellschaft,  
der Migration und der Integration, das 
Thema der Inklusion von Menschen mit 
Behinderung und andere Themen mehr. 
Immer ging es dabei um die Frage, wel-
che Rolle das Bürgerengagement dabei 

bende Landrat des Kreises Konstanz, 
Frank Hämmerle, der nahezu alle Ver
anstaltungen der Reichenauer Tage er-

15. Reichenauer Tage zur Bürgergesellschaft

Was wir wollen

Wir wollen 	� die Gesellschaft nachhaltig für die Lebenswelten von Menschen mit 
Behinderung sensibilisieren. 

Wir wollen	� das Verständnis von Vielfalt als Bereicherung und Chance für alle 
Mitglieder der Gesellschaft schaffen.

Wir wollen 	� eine Kultur des inklusiven Denkens und Handelns in der Gesellschaft 
verankern und damit die umfängliche Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung ermöglichen.

Wir wollen 	� Vielfalt zeigen, Vorurteile ausräumen, die Augen öffnen, die Blick
richtung ändern und eine Kultur der gegenseitigen Wertschätzung 
fördern.

Wir wollen 	� Impulse für eine „inklusive Haltung“ setzen und so einen Beitrag  
zur uneingeschränkten und selbstbestimmten Teilhabe von Menschen 
mit Behinderung im Landkreis leisten.

Wir wollen 	 weitere Gemeinden für Inklusionsprozesse gewinnen.
Wir wollen 	� bestehende und neue Netzwerkstrukturen und Kooperationen  

aus- und aufbauen.
Wir wollen	� die angestoßenen Prozesse verstetigen und neue Projekte initiieren.
Wir wollen 	 in weiteren Handlungsfeldern initiativ werden.
Wir wollen 	� ein Bewusstsein für die Lebenssituationen von Menschen mit 

Behinderungen und die Achtung ihrer Rechte schaffen.

wichtig sein, die Gesellschaft mit dem 
Thema Inklusion zu konfrontieren und 
Berührungsängste abzubauen. Denn In-
klusion kann nur gelingen, wenn mög-
lichst viele Menschen erkennen, dass 
gelebte Inklusion den Alltag bereichert – 
weil Unterschiede normal sind. Im Land-
kreis Reutlingen leben rund 40 000 Men-
schen mit einer Schwerbehinderung. Mit 
der Inklusionskonferenz schaffen wir 
Platz für alle.

Susanne Blum leitet die Geschäftsstelle 
Inklusionskonferenz im Landratsamt 
Reutlingen. 

Den wie immer herrlichen Blick vom 
Tagungshotel auf den See und auf die 
Insel Reichenau würdigte der gastge-

15. Reichenauer Tage zur Bürgergesellschaft – 
Jubiläumsveranstaltung des Landkreistages 

zum Bürgerschaftlichen Engagement  
findet großen Anklang

Von Johannes Fuchs und Prof. Dr. Sigrid Kallfaß, Stuttgart

„15 Jahre Reichenauer Tage – Gesellschaftlichen Wandel durch Bürgerschaftliches 
Engagement gestalten“ lautete der Titel der fünfzehnten Jahrestagung, zu der 
Landkreistag und Landkreisnetzwerk zum 14. Juli 2017 einluden. 110 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer aus Politik und Verwaltung, Vertreter von Trägern der sozialen 
Arbeit und Menschen, die durch ihre freiwillige Arbeit die zivilgesellschaftlichen 
Strukturen unserer Gesellschaft stärken, fanden sich im Tagungshotel des Klosters 
Hegne am Bodensee, Landkreis Konstanz, zusammen. Sie folgten der Einladung des 
Landkreistags, um zwei bundesweit bekannte Wissenschaftler über deren Einschät-
zungen zu neueren Entwicklungen im bürgerschaftlichen Engagement zu hören 
und sich über interessante Projektbeispiele zu lokalen, nachbarschaftsgestützten 
Quartiersentwicklungen zu informieren. Die Moderation der Tagung lag, wie seit 
Jahren, in der Hand der Journalistin Gabriele Renz.
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hen (z. B. Demokratiewirkung von BE oder 
BE als Kitt der Gesellschaft) und per  
se Engagement als „gutes Engagement“ 
zu interpretieren.
Er wünsche sich, so Roth, stattdessen  
vor Ort intensive Diskurse, die diese 
Konzepte und die Zahlen kritisch reflek-
tierten, die erkennen würden, dass BE 
zwar in manchen Situationen immer 
noch eine „reichlich sprudelnde Quelle 
darstelle“, aber gleichzeitig auch „ein 
knappes Gut, das es zu hegen und zu 
pflegen“ gelte. Dieselbe kritische Refle-
xion sei notwendig, um zu klären, was  
in Wirklichkeit Bürgerengagent sei: Ab 
wann das Monetäre das bürgerschaft-
liche Engagement verhindere, welches 
Engagement sich wie auf demokratische 
Entwicklungen und die Entwicklung von 
sozialem Kapital auswirke. Ob beispiels-
weise die innerfamiliäre oder im Nahbe-
reich geleistete Hilfe für Nahestehende 
oder auch der Freiwilligendienst von 
Jugendlichen oder Erwachsenen als BE 
zu verstehen seien. Er selbst sei der Auf-
fassung, dass nur das, was zur Stärkung 
des gesellschaftlichen Mit- und Fürei-
nanders und des individuellen und kol-
lektiven sozialen Kapitals beitrage, was 
wirklich freiwillig sei und nicht im Sinne 
von Erwerbsarbeit oder von Funktions-
rollen geleistet werde, zum BE gehöre. 
Diese Klärung wünsche er sich insbeson-
dere vor dem Hintergrund gesellschaft-
licher Veränderungen, die einerseits 
Engagementbedarf signalisierten, an
dererseits auch die Zeitressourcen für 
Engagement verknappten. 
Als seine Prämissen für die Engagement-
förderung nannte er das Recht der Men-
schen auf Engagement, den Respekt der 
Gesellschaft vor dem „Eigensinn“ des BE 
und ein anspruchsvolles eigenständiges 
Verständnis / Konzept von BE. Als wich-
tige Standards für BE sah er vor allem die 
Anerkennung der Vielfalt des BE, die 
Unterstützung des BE sowie die Eigen-
ständigkeit des BE außerhalb der Pflich-
ten des Staates.
Überraschend sowohl für Politik als auch 
die Wissenschaft sei das im Jahr 2015 er-

Überlegungen aus der Forschung zur 
Entwicklung und Wirkung des Bürgeren-
gagements (BE) in unterschiedliche ge-
sellschaftliche Modelle ein.
Der Politikwissenschaftler und Univer
sitätsprofessor Prof. Dr. Roland Roth be-
schäftigt sich seit Beginn des gesell-
schaftlichen Diskurses um die Bedeutung 
und den Wert des bürgerschaftlichen 
Engagements für Demokratie und Zivil-
gesellschaft intensiv wissenschaftlich 
mit dem Thema Bürgerengagement und 
seiner Förderung. 
In seinem Vortrag „Vom guten Engage-
ment: Was uns Statistiken, Erhebungen 
und Engagementberichte (nicht) sagen“ 
setzte er sich zunächst mit der Ver
schiedenartigkeit der unterschiedlichen 
Studien zur Freiwilligenarbeit, insbeson-
dere auch den Freiwilligensurveys des 
Bundes sowie mit weiteren bundes
weiten Forschungsberichten wie dem 
Engagementbericht des Bundes aus
einander.
Vor dem Hintergrund der Verschieden
artigkeit aller Erhebungen, insbesondere 
aber auch der unterschiedlichen Erhe-
bungsmethoden (Roth: „empirische Kon-
fusion“) im Rahmen der Erstellung der 
Freiwilligensurveys warnte Roth davor, 
sich bei der Auseinandersetzung mit 
dem Thema einerseits zu sehr oder gar 
ausschließlich an den veröffentlichten 
Zahlen auszurichten, andererseits grund-
sätzlich von der Gültigkeit bewiesener 
politischer Grundannahmen auszuge-

spielt(e) und wie diese Rolle unterstützt 
werden kann.
Inhaltlich wurde die Tagung vom Minis
ter für Soziales und Integration, Manfred 
Lucha, eröffnet. Dieser hob zunächst 
hervor, dass sich in Baden-Württemberg 
nach dem neuesten Freiwilligensurvey 
des Bundes über 48 % der Bürger in un-
terschiedlichen Feldern, vor allem im 
Bereich des Sozialen, freiwillig ehren-
amtlich engagierten und durch dieses 
Engagement aktiv dazu beitrügen, Ant-
worten auch auf schwierige und un
vorhergesehene Entwicklungen in Ge-
sellschaft und Gemeinschaft zu finden. 
Minister Lucha betonte, dass, zusammen 
mit zwei weiteren Bundesländern, das 
Land Baden-Württemberg damit an der 
Spitze im bundesweiten Ranking des 
Bürgerengagements stehe und dass die 
Förderung des bürgerschaftlichen En-
gagements ein wichtiges Fundament  
der konstruktiven Weiterentwicklung 
der Sozialpolitik in Baden-Württemberg 
sei. Die Politik des Landes wolle das Bür-
gerengagement weiterhin unterstützen, 
wobei das Ministerium für Soziales und 
Integration innerhalb der Förderpro-
gramme der nächsten Jahre (Quartier 
2020, Innovationsprogramm Pflege und 
Pakt für Integration u. a. m.) dem Bür-
gerengagement eine wichtige Rolle zu-
schreibe.
Die beiden wissenschaftlichen Referen
ten des Vormittags nahmen die Impulse 
auf. Sie ordneten ihre grundsätzlichen 



287287

15. Reichenauer Tage zur Bürgergesellschaft

trachtung und Beobachtung der Ent-
wicklungslinien des bürgerschaftlichen 
Engagements in Deutschland deutlich, 
dass aus gesellschaftspolitischer Per-
spektive bürgerschaftliches Engagement 
jenseits von Zahlen, Programmen und 
einzelnen Projekten eine unverzichtbare 
Ressource darstelle, die man nicht durch 
monetäre Anreize, beliebige Definitio
nen, Anpassung an Marketingstrategien 
oder einen gewissen Mainstream auf-
weichen solle. Die Selbstbestimmtheit 
des Engagements und der Engagierten, 
seine Nichtinstrumentalisierbarkeit und 
den dem Engagement innewohnenden 
Teilhabeanspruch gelte es zu bewahren. 
Am Nachmittag wurden drei Projekte 
vorgestellt, die von der Frage ausgingen, 
wie in Gemeinden, Stadtteilen, Quar
tieren und Wohnnachbarschaften Men-
schen dabei unterstützt werden können, 
ihr nachbarschaftliches Gemeinwesen 
füreinander und miteinander zu gestal-
ten. Eine solche durch die Bürger selbst 
(mit-) gestaltete engagierte Nachbar-
schaft wird auch im Rahmen der Projekt-
förderung des Ministeriums für Soziales 
und Integration im Handlungsfeld Quar-
tier 2020 in den kommenden Jahren bei-
spielhaft gefördert.
Das erste Projekt der Gemeinwesen
arbeit in Reutlinger Quartieren stellte 
Friederike Hohloch (Stadt Reutlingen) 
unter dem Titel „Lebendige Nachbar-
schaften sind planbar und gestaltbar“ 
vor. Sie arbeitet für eine Kooperation der 
Wohnungsgesellschaft Reutlingen und 
der Stadt Reutlingen. Ihre Arbeitsauf-
gabe ist die „gelebte Nachbarschaft“, in 
der vor allem ältere Bewohner/innen 
durch unterschiedlichste generationen-
übergreifende Angebote und Aktionen 
ihre Ressourcen (weiter-) entwickeln und 
miteinander und füreinander jenseits 
soziogeografischer und kultureller und 
altersbezogener Milieugrenzen tätig 
werden. Dadurch werden zum einen die 
Potenziale an Gegenseitigkeit, zum zwei-
ten die individuelle Teilhabe und psycho-
soziale Gesundheit/das Wohlbefinden 
der Bewohnern gestärkt. Durch eine bes-

würden. BE sei notwendig zur Vitali
sierung der Demokratie, als Alternative 
als Angebot jenseits des Marktes, als  
eine Welt jenseits des Wachstums, als 
„Handeln der Bescheidenheit“, lautete 
einerseits seine These. Andererseits,  
so der Referent zur Begründung der En-
gagementförderung: „. . . wird das Ende 
des Wachstums, das die vielen neuen 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
(z. B. Klimawandel, Fluchtbewegungen, 
Bevölkerungswachstum, demografi- 
scher Wandel, organisierte Kriminalität  
u. a. m.) mit sich bringen, ohne den Ein-
satz von freiwilligem Engagement, ohne 
nichtmonetäre Kooperationen zwischen 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Ak-
teuren und damit ohne eine neue Ver
antwortungsteilung zwischen Staat, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft nicht 
lösbar sein.“ Bürgerschaftliches Engage-
ment vor diesem Hintergrund und in die-
sem Sinne zu denken bedeute, dass das 
vorhandene breite Engagementbedürf-
nis eines großen Teils der Menschen, 
eben weil es jenseits der monetären 
Wachstumsbedürfnisse vorhanden sei, 
künftig nicht nur als Nebenprodukt, son-
dern gezielt noch mehr in den Mittel-
punkt der Förderung kommen müsse. 
In der anschließenden Diskussion bekräf-
tigen beide Referenten das Festhalten  
an den Grundprinzipien des freiwilligen 
Engagements: Absolutes nichtmonetä
res Engagement und Gemeinwohlorien-
tierung. Sie warnten davor, dass man 
diese Grundprinzipien aufweiche, sei es, 
in dem man auch freiwilliges Engage-
ment geringfügig entlohne oder aber 
auch direkte nachbarschaftliche Unter-
stützung mit semiprivatem Charakter 
dem allgemeinen Engagementbegriff 
zuordne. Hier plädierten sie für klare 
Begriffsabgrenzung. Und beiden war  
es ein leidenschaftliches Anliegen, dass 
Engagierte auch unbequem sein dürften 
und es zur professionellen Haltung 
hauptamtlicher Akteure und von Orga
nisationen gehöre, damit umzugehen. 
Letztlich machten beide Referenten  
auch aus kritisch wissenschaftlicher Be-

folgte Engagement für die Flüchtlinge 
gewesen. Dies hätte niemand so erwar-
tet. Es sei ein „Lehrstück“ und die „Stunde 
der Zivilgesellschaft“ gewesen. Spontan, 
nicht verordnet und eigensinnig. Dies 
seien wesentliche Merkmale modernen 
Engagements und führe zu einem An-
spruch auf Beteiligung. Im Folgenden 
nannte Roth als weiteres Merkmal für 
„gutes Engagement“ das Recht auf Wi-
derstandsrhetorik. BE setze materielle 
Absicherung voraus. Es bestehe keine 
Pflicht auf Engagement für Menschen 
mit geringem Einkommen oder Grund
sicherung, und Engagement brauche 
Raum und Zeit. Andererseits gebe es 
durchaus Engagementressourcen, die 
nicht aktiviert würden. So könne der 
signifikante Rückgang des Engagements 
von Jugendlichen mit der verkürzten 
Schulzeit auf das G 8 erklärt werden. 
Man verhindere somit die Chancen für 
Schülerinnen und Schüler, Engage
menterfahrungen zu machen. Letztlich 
plädierte der Wissenschaftler dafür,  
klare positive Definitionen für Bürger-
schaftliches Engagement vorzunehmen 
und diese in Politik zu gießen.
Auch der zweite Referent, der Geschichts-
wissenschaftler und Philosoph Dr. Gerd 
Placke von der Bertelsmann-Stiftung, 
befasste sich in seinem Vortrag „Immer 
nur mehr? Über das freiwillige Engage-
ment im Zeitalter der Herausforderun- 
gen“ mit der Frage, welchen Auftrag 
bürgerschaftliches Engagement in der 
heutigen Gesellschaft habe und wel- 
che gesellschaftsstabilisierende Wirkung 
vom bürgerschaftlichen Engagement  
in der heutigen, durch Globalisierung, 
Divergenzen, Komplexität, Knappheit 
u. a. m. zu beschreibenden gesellschaft-
lichen Wirklichkeit ausgehen könne.
Dabei sehe er die gesellschaftliche  
Rolle des „guten BE“ nicht als Ersatz  
für oder Ergänzung zum (immer teurer 
und immer knapper werdenden) gesell-
schaftlichen Angebot, sondern vielmehr 
als Korrektiv in einer Gesellschaft, in der 
die Bedeutung der Ökonomie, aber auch 
Brüche und Divergenzen immer größer 
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bürgerschaftlichen Miteinanders in den 
Lebensräumen und die daraus resultie-
rende Vermehrung des sozialen Kapitals 
nicht nur vom Vorhandensein von lokal 
übergreifend tätigen vereinlichen und 
kirchlichen oder kommunalen Struk-
turen abhängen, sondern auch von der 
Zusammenleben in lokalen Nachbar-
schaften und der gezielten Förderung 
derselben.
In allen drei Projekten wurde aber auch 
deutlich, dass eine Trennung von „nach-
barschaftlichem Miteinander“ und „bür-
gerschaftlichem Engagement“ schwer-
fällt, weil nachbarschaftliches Handeln 
sich sehr wohl auch im Prozess in einer 
Weise entwickeln kann, dass alle Merk-
male und Chancen des bürgerschaft-
lichen Füreinanders zwischen Nachbarn 
entstehen. So, wie umgekehrt auch  
gutes bürgerschaftliches Engagement 
beispielsweise in Feldern der Hilfe von 
einem eher egoistischen Denken des 
Helfers gesteuert werden kann.
Beendet wurde die Jubiläumsveranstal-
tung mit persönlichen Worten von Diet-
mar J. Herdes vom Landkreistag, der bei 
der diesjährigen Veranstaltung von dem 
ausscheidenden Hauptgeschäftsführer, 
Prof. Eberhard Trumpp, begleitet wurde. 
Dietmar Herdes streifte nochmals kurz 
die letzten fünfzehn Jahre. Er bedankte 
sich beim Tagungshaus für die immer 
aufmerksame Gastfreundschaft, bei den 
jährlichen Besuchern für das Interesse an 
den Tagungen, beim Ministerium für die 
Unterstützung der Tagung seit Beginn 
der Kooperation 1997. Ebenso bei allen, 
die die Reichenauer Tage zu einem 
jährlichen Highlight im Kalender landes-
politischer Diskussionsforen entwickelt 
haben.

Johannes Fuchs (E-Mail: fuchs@land-
kreistag-bw.de) und Prof. Dr. Sigrid Kall-
faß (E-Mail: kallfass@landkreistag-bw.
de) sind seit 1997 die Fachberater im 
Landesnetzwerk BE, die das Sozialminis
terium dem Landkreistag für die Land-
kreise zur Verfügung stellt. 

henden Wohlbefinden und Wohlstand,  
in der großen Krisenfestigkeit der Ge-
meinden/der Region gesehen.
Im dritten Referat stellte Frau Prof.  
Dr. Sigrid Kallfaß die Ergebnisse der 
bundesgeförderten wissenschaftlichen 
Studie ihres Instituts zum Thema „Altern 
und Versorgung im nachbarschaftlichen  
Netz eines Wohnquartiers“ unter dem 
Titel „Was engagierte Nachbarschaften 
leisten können – Forschungsergebnisse 
zur Quartiersarbeit Ravensburg-Gal
genhalde“ vor. Die Partner in der Studie 
waren: Eine Wohnungsgenossenschaft 
(Vermieter), ein im Stadtteil tätiger Trä-
ger der Altenhilfe mit einem Heim, be-
treuten Wohnungen, einem ambulanten 
Dienst und beide zusammen mit einem 
Bürgertreff, in dem ein Gemeinwesenar-
beiter die Beratung und Begleitung der 
Bewohner übernahm. Diese kooperierten 
mit der wissenschaftlichen Beratung 
und Begleitung. Die wichtigsten Ergeb-
nisse dieser Studie des wissenschaft-
lichen Partners, die im Springer Verlag 
Wiesbaden 2016 publiziert wurde, sind: 
Die Förderung von Projekten des Mit
einanders und Füreinanders in der Nach-
barschaft der einzelnen Wohnhäuser,  
des Quartiers oder des weiteren Sozial- 
und Lebensraums durch die gemein- 
same GWA sowie die Fachkräfte der 
Wohnbaugenossenschaft und des freien 
Trägers der Altenhilfe. Diese Zusammen-
arbeit führte zu einer vermehrt nach
barschaftsfreundlichen Haltung unter 
den Bewohnern. Diese wäre nachweis-
lich ohne Plan, Beratung und Unterstüt-
zung nicht entwickelt worden. Je besser, 
mehr und offener die Fachkräfte im 
Quartier (Pflege, Gemeinwesenarbeit, 
Mitgliederarbeit der Wohnungsgenos-
senschaft) mit den vorhandenen Ehren-
amtsstrukturen im Rahmen von „Helfer-
mixstrukturen“ zusammenwirken, desto 
mehr Menschen sind nachbarschafts-
freundlich und unterstützend einge-
stellt, desto dichter ist das nachbar-
schaftliche Hilfenetzwerk.
Zusammenfassend ergaben die Beispiele 
des Nachmittags, dass die Zukunft des 

sere soziale Verortung und Vernetzung 
der Bewohner steigen wiederum auch 
die Ressourcen (das soziale Kapital) der 
gesamten Gemeinschaft, des Quartiers. 
Die Beispiele und Erfahrungen von Frau 
Hohloch lassen den Wert der Quartiers-
arbeit sowohl für die Städte und Ge-
meinden als auch für die Wohnquartiere 
erkennen. Sie definiert sie als Aufgabe 
sowohl der kommunalen Seite als auch 
der Wohnungswirtschaft ebenso wie als 
Wert für die Nachbarn bzw. die Nachbar-
schaft. 
Im zweiten Referat schilderte Frau Dr. 
Kriemhild Büchel-Kapeller die langfris
tige sozialraumbezogene Gemeindear-
beit der Regierung Vorarlberg in kleinen 
ländlichen Gemeinden. Diese Arbeit wird 
seit vielen Jahren vom Amt für Zukunfts-
fragen in Bregenz entwickelt und unter-
stützt, das Gemeindeberatungen durch-
führt, innerhalb derer die systematische 
Förderung des Bürgerengagements in 
Gemeinden eine wichtige Rolle spielt. 
Diese Erfahrungen sind über viele Jahre 
hinweg auch in Baden-Württemberg 
aufmerksam beobachtet worden und 
teilweise auch in Programme der Mi- 
nisterien für Landwirtschaft, Umwelt 
und Regionalplanung eingeflossen. Im 
Referat „Vom Ich zum Wir. Partizipativ 
gestaltete Sozialräume in Vorarlberg“ 
wurde eine Beratungsstrategie des Lan-
des Vorarlberg vorgestellt, die vernetzte 
Selbstorganisationspotenziale in den 
Gemeinden erkennt, fördert und auslöst, 
die dazu beiträgt, dass Bevölkerung, Ver
waltung und Politik an einem Strang 
ziehen und dass die gemeinsam ent
wickelten lokalen und sozialräumlichen 
Ziele konzeptionell entwickelt und prak-
tisch umgesetzt werden. Alle Bewohner-
gruppen werden an den Prozessen be
teiligt. Der Wert ihrer Zusammenarbeit 
wird im Wachstum des individuellen, 
gruppenspezifischen und des lokalen 
Sozialkapitals (Eigenverantwortung, En-
gagement, Denken in zusammenhängen 
u. a. m.) gesehen. Die langfristige Wir-
kung für die Region wird in dem durch 
die Stärkung der Gemeinschaft entste-
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Der Enzkreis verpflichtet sich den Nachhaltigkeitszielen der Agenda 2030

Klimapartnerschaft mit Tansania –  
mehr als ein Entwicklungsprojekt

2011 unterzeichneten der Enzkreis und 
der Distrikt Masasi im Südwesten von 
Tansania den Vertrag für eine Klima
partnerschaft im Rahmen des Projektes 
„50 kommunale Klimapartnerschaften“ 
der Servicestelle für Kommunen in der 
Einen Welt (SKEW) / Engagement Global. 
Dabei stand zunächst der Gedanke im 
Vordergrund, dass der CO2-Ausstoß ein 
globales Problem ist und es letztlich 
keine Rolle spielt, ob Emissionen in 
Mitteleuropa oder im südlichen Afrika 
eingespart werden.
In den vergangenen Jahren gelang es, 
durch zahlreiche Maßnahmen und Pro-
jekte diesem Ziel näher zu kommen: 
kleine Biogas-Anlagen wurden gebaut, 
Solaranlagen installiert und Solarkocher 
vor allem für Großküchen zur Verfügung 
gestellt.
Inzwischen haben sich zahlreiche wei-
tere Kontakte entwickelt: Im Rahmen 
einer Klinikpartnerschaft mit der Enz-
kreis-Klinik in Mühlacker wird die Ge-
sundheitsversorgung vor Ort in Masasi 
kontinuierlich verbessert, unter anderem 
durch die Schulung von Personal. Ein 
Pforzheimer Gymnasium hat eine Schul-
partnerschaft mit einer Bildungsein
richtung vor Ort gestartet. Schüler der 
Kreisberufsschule bauen und montieren 


„Durch die Globalisierung rückt die  
Welt zusammen und wir müssen uns der 
gemeinsamen Verantwortung stellen“, 
ist Landrat Karl Röckinger überzeugt. 
Allerdings fange man nicht bei null an: 
„Unsere Klimapartnerschaft mit dem 
Distrikt Masasi in Tansania seit 2011 war 
ein wichtiger erster Schritt.“ Auch beim 
Klimaschutz hat sich bereits einiges be-
wegt, wie nicht zuletzt die zweimalige 
Verleihung des European Energy Awards 
in Gold zeige. Im September wurde der 
Enzkreis zudem als Fair Trade-Landkreis 
ausgezeichnet. 
Nicht nur die Zeitdauer bis 2030, auch  
die Anzahl der zu erreichenden Ziele 
zeigt die Dimension des Vorhabens. „Das 
Thema wird alle betreffen, die Mitar
beiter der Kreisverwaltung in ihrem 
jeweiligen Verantwortungsbereich, die 
Städte und Gemeinden und letztlich alle 
Bürgerinnen und Bürger“, sagt Röckinger. 
Die Themen reichen von Armutsbe
kämpfung, Gesundheitsvorsorge und 
hochwertiger Bildung über Erneuerbare 
Energien und Klimaschutz bis hin zu 
nachhaltigem Wachstum und men-
schenwürdiger Arbeit. Die Ziele gelten 
weltweit für alle Nationen, für Industrie- 
ebenso wie für Schwellen- und Entwick-

lungsländer. Ganz oben stehen Frieden 
und Gerechtigkeit, der Weg dorthin soll 
partnerschaftlich sein. 

17 Nachhaltigkeitsziele als  
Leitlinie für die Kreisverwaltung

„Wir arbeiten bereits in vielen Feldern 
sehr engagiert. Nun geht es darum, den 
großen Rahmen zu spannen“, erläutert 
Erster Landesbeamter Wolfgang Herz, in 
dessen Dezernat die Stabsstelle Klima-
schutz und Kreisentwicklung angesie-
delt ist; sie wird die Federführung für die 
Agenda 2030 übernehmen und dabei 
eng mit den thematisch berührten Äm-
tern zusammenarbeiten. Außerdem soll 
sie den Gemeinden im Kreis Unterstüt-
zung und Know-how anbieten, da in den 
Rathäusern oft Zeit und personelle Res-
sourcen für interdisziplinäre Themen 
fehlen.
Im ersten Schritt wird das Leitbild des 
Enzkreises aus dem Jahr 2001, die strate-
gische Grundlage für die Arbeit der Kreis-
verwaltung, überarbeitet. „Die 17 Nach-
haltigkeitsziele sollen Eingang finden in 
alle unsere Entscheidungen, auch in die 
jährliche strategische Zielplanung und 
die Haushaltsplanung“, sagt Wolfgang 
Herz. 
In einem zweiten Schritt soll eine Nach-
haltigkeitsstrategie erarbeitet werden. In 
ihr wird konkretisiert, wie der Fahrplan in 
eine nachhaltige Zukunft genau ausse-
hen soll. Dabei sollen auch die Bürger 
durch Zukunftskonferenzen und eine 
Beteiligungsplattform mitwirken kön-
nen. In einem dritten Schritt soll nach 
dem Vorbild des Landes ein Nach
haltigkeitsbericht erstellt werden, der 
anhand von Indikatoren die nachhaltige 
Entwicklung sichtbar und messbar ma-
chen soll.

Der Enzkreis verpflichtet sich den 
Nachhaltigkeitszielen der Agenda 2030 

Von Edith Marqués Berger und Angela Gewiese, Pforzheim

17 Ziele in ebenso vielen Handlungs-
feldern, dazu 169 Unterziele – die 
Agenda 2030 ist ein ausgesprochen 
anspruchsvoller Zukunftsvertrag der 
Weltgemeinschaft. Im September 2015 
wurde er auf einem Gipfel der Ver
einten Nationen von allen Mitglieds-
staaten verabschiedet. Im Juli hat sich 
der Enzkreis durch einen einstimmigen 
Beschluss des Kreistags zu diesen Zie-
len verpflichtet – geradezu symbolisch 
am 17. Juli 2017.
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merksam zu machen, entstand der Fair 
Trade-Guide für den Enzkreis und Pforz-
heim. Bei der Bewerbung für die Zerti
fizierung stellte sich heraus, dass Fair 
Trade-Produkte weit weniger verbreitet 
sind als vermutet: Besonders schwierig 
war es, 15 Gastronomiebetriebe zu fin-
den, die mindestens zwei faire Produkte 
anbieten. 

Global denken, lokal handeln, 
gemeinsam an Lösungen arbeiten

Mit der Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung drückt die internationale 
Staatengemeinschaft ihre Überzeugung 
aus, dass sich die globalen Herausfor
derungen nur gemeinsam lösen lassen. 
Sie soll die Grundlage für weltweiten 
wirtschaftlichen Fortschritt im Einklang 
mit sozialer Gerechtigkeit schaffen – im 
Rahmen der ökologischen Grenzen der 
Erde – und ist ein Kompass für alle 
Politikfelder, da sie ökonomische, ökolo-
gische und soziale Aspekte umfasst. 
Die Bundesregierung hat die Erarbeitung 
und Verabschiedung der Agenda 2030 
bereits im Vorfeld intensiv begleitet und 
sich zur Umsetzung in Deutschland 
verpflichtet. Baden-Württemberg hat 
2007 eine eigene Nachhaltigkeitsstrate-

lich Produkte mit dem Label „regio-bio-
fair“ enthält.
Das Landratsamt ging mit gutem Bei-
spiel voran: Im Haus werden fairer Kaffee 
und Tee ausgeschenkt, auch Gebäck, 
Schokolade und Zucker stammen aus 
fairem Handel. Die Cafeteria erweiterte 
ihr Produktsortiment, um diesem Aspekt 
Rechnung zu tragen. Um auf Einkaufs-
möglichkeiten und Gastronomiebetriebe 
mit fair gehandelten Produkten auf-

in einem Inklusionsprojekt gemeinsam 
mit behinderten Gleichaltrigen Solar-
home-Systeme und Solarkocher. Drei Bei-
spiele, wie global vernetztes Handeln zu 
Verknüpfungen vor Ort führt und dabei 
an verschiedenen Nachhaltigkeitszielen 
ansetzt.

Fair handeln, fair konsumieren

„Wir sollten darauf achten, dass die Men-
schen, die uns täglich den Tisch decken, 
auch selbst satt werden können.“ Der 
Satz von Manfred Holz anlässlich der 
Übergabe der Zertifizierungsurkunde an 
Landrat Röckinger im September 2017 
fasst die Philosophie von Fair Trade zu-
sammen, deren Ehrenbotschafter Holz 
ist. 
Für den Enzkreis ist der faire Handel  
Teil des Handlungsprogramms im Rah-
men der Klimapartnerschaft. Bereits im 
November 2013 fasste der Kreistag den 
Beschluss zur Bewerbung als Fair Trade- 
Landkreis. Als erste Maßnahme wurde 
die Kampagne „regio-bio-fair im Enz-
kreis“ gestartet, um die Kauf- und Kon
sumentscheidungen zu prägen. Im Rah-
men der Nachhaltigkeitstage 2014 wurde 
ein regionaler Geschenkkorb vorgestellt, 
die „Genuss-Kiste“ und die ausschließ-

Landrat Röckinger (3. v. l.), Erster Landesbeamter Wolfgang Herz (3. v. r.) mit dem Ehrenbotschafter  
Manfred Holz (5. v. l.), Angela Gewiese (Mitte, Leiterin der Steuerungsgruppe) sowie den Mitarbeitern  
der Steuerungsgruppe und den beiden afrikanischen Trommlern, die für die musikalische Umrahmung  
der Fair Trade-Verleihung sorgten

Erster Landesbeamter Wolfgang Herz und Edith Marqués Berger mit einem E-Auto aus dem Fuhrpark  
des Landratsamts
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Eine bedeutende Ausstellung des Landkreises Waldshut

Ich würde mir wünschen, dass viele mei-
ner Kollegen unserem Beispiel folgen 
werden.“ 

Edith Marqués Berger ist Leiterin der 
Stabsstelle Klimaschutz und Kreisent-
wicklung im Landratsamt Enzkreis, An-
gela Gewiese ist als Mitarbeiterin in der 
Stabsstelle Klimaschutz und Kreisent-
wicklung im Landratsamt Enzkreis tätig.

eine wichtige Weichenstellung: „Jeder 
von uns ist gefragt, bei jeder Entschei-
dung: will ich global denken und Verant-
wortung übernehmen oder nur das beste 
Schnäppchen holen. Ich möchte unsere 
Zukunft enkeltauglich machen und freue 
mich, dass ich die Musterresolution des 
Rates der Gemeinden und Regionen in 
Europa unterschreiben und den Weg in 
eine nachhaltige Zukunft ebnen konnte. 

gie entwickelt und möchte Nachhaltig-
keit („N!“) zu einem Markenzeichen des 
Landes machen. Die staatlichen Verwal-
tungsebenen sind ebenso wie die Kom-
munen eingeladen sich zu beteiligen 
und dazu beizutragen, dass die globalen 
Ziele erreicht werden können. 
Für Landrat Karl Röckinger, der Ende 
Januar 2018 in den Ruhestand gehen 
wird, ist die Entscheidung des Kreistags 

James Fenimore Cooper, Alexandre 
Dumas, Johann Peter Hebel, Victor Hugo, 
Alphonse de Lamartine, Eduard Mörike, 
Mary Shelley und Leo Tolstoi. Goethe hat 
den Wasserfall gleich dreimal besucht: 
1775, 1779 und während seiner Reise in die 
Schweiz im Jahr 1797. Dank der großen 
Aufmerksamkeit, die der wichtigste 
europäische Wasserfall bei vielen Schrift-

Wie vor zweihundert und mehr Jahren 
fasziniert er die Menschen auch heute 
noch: Der Rheinfall von Schaffhausen ist, 
zusammen mit einem norwegischen 
und einem isländischen Katarakt, der 
größte und bedeutendste Wasserfall 
Europas. Er ist dreiundzwanzig Meter 
hoch und einhundertfünfzig Meter breit. 
Im Durchschnitt stürzen siebenhundert-
tausend Liter Wasser pro Sekunde über 
seine Felsen. Jeder, der ihn besucht, kann 
sich davon überzeugen, dass der Rhein-
fall ein atemberaubendes Naturschau-
spiel darstellt. Und so überrascht es 
nicht, dass er seit langer Zeit Reisende 
aus nah und fern anzieht. Ab 1700 wer-
den die ‚gebildeten Stände‘ Europas nach 
und nach vom Reisefieber gepackt. Nicht 
zuletzt Albrecht von Hallers 1732 publi-
ziertes Gedicht „Die Alpen“ ist es, das die 
alpine Schweiz in den Mittelpunkt des 

Interesses rückt. Und auf dem Weg ins 
Berner Oberland, zum Gotthard oder ins 
Wallis, den nicht nur zahlreiche Englän-
der beschritten, machte man selbstver-
ständlich auch beim Rheinfall Station. 
Unter diesen Bildungsreisenden befan-
den sich nicht zuletzt etliche Künstler, 
Schriftstellerinnen und Schriftsteller wie 
beispielsweise Hans Christian Andersen, 

Eine bedeutende Ausstellung  
des Landkreises Waldshut:  

Ansichten des Rheinfalls aus der Zeit 
zwischen 1750 und 1850 in Schloss Bonndorf

Von Dr. Jürgen Glocker, Waldshut-Tiengen

Vom 2. April bis zum 2. Juli 2017 zeigte 
Schloss Bonndorf, das Kulturzentrum 
des Landkreises Waldshut, die Ausstel-
lung „Der Rheinfall. Darstellungen aus 
der Zeit zwischen 1750 und 1850“.

Maler unbekannt um 1840/45, Öl auf Leinwand 698 × 965 cm
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selbstverständlich nahmen auch die 
Romantiker den Rheinfall in den Blick.
Die Bonndorfer Ausstellung, die ca. 
siebzig Werke aus einer umfangreichen 
Schweizer Privatsammlung zu präsen
tieren vermochte, machte hervorragende 
Darstellungen des Rheinfalls zugänglich, 
so etwa ein großformatiges Ölgemälde 
des Zürchers Johann Heinrich Wüest 
(1741 – 1821). Von Wüest war überdies eine 
von mehreren Ansichten des Rhoneglet-
schers zu sehen, die er im Auftrag eines 
englischen Privatgelehrten anfertigte. 
Neben Werken anderer wichtiger Schwei-
zer Künstler (Johann Ludwig Bleuler, Jo-
hann Heinrich Bleuler, Johann Rudolf 
Weymann u. v. a.) waren auch Arbeiten 
deutscher Künstler wie jene von Chri-
stian Georg Schütz d. Ä. (1718 – 1791) und 
der beiden Stühlinger Egidius Federle 
(1810 – 1876) und Johann Martin Morat 
(1805 – 1867) zu sehen. 

Dr. Jürgen Glocker leitet das Amt für Kul-
tur, Archivwesen und Öffentlichkeitsar-
beit im Landratsamt Waldshut.

Hälfte des 18. Jahrhunderts wurde der 
Schaffhauser Katarakt auch in der Male-
rei zu einem äußerst beliebten Motiv. 
Und mit dem sich stetig entwickelnden 
Massentourismus seit 1850 sowie be-
dingt durch die leichtere Erreichbarkeit 
des Rheinfalls durch den Betrieb wich-
tiger Eisenbahnstrecken ab 1857 war die 
kulturelle Blüte am Rheinfall vorbei, 
begannen Drucke, Postkarten und Photo-
graphien in hoher Auflage Malerei, 
Zeichnungen und künstlerische Gra-
phiken mehr und mehr zu verdrängen. 
Gedruckte Reiseführer formten nun die 
Erlebnisse der Besucherinnen und Besu-
cher. Vor und nach 1800 jedoch wurde 
der Rheinfall, wie die Gletscher und Gip-
fel der Alpen, als hervorragendes Beispiel 
für ein Naturerlebnis im Kontext der 
Ästhetik des Erhabenen angesehen. „Er-
haben“, schrieb Schiller, „nennen wir ein 
Objekt, bei dessen Vorstellung unsre 
sinnliche Natur ihre Schranken, unsre 
vernünftige Natur aber ihre Überlegen-
heit, ihre Freiheit von Schranken fühlt; 
gegen das wir also physisch den kürzern 
ziehen, über welches wir uns aber mo
ralisch, d. i. durch Ideen erheben.“ Und 

stellern in den zurückliegenden Jahr
hunderten gefunden hat, kann man  
mit Fug und Recht sagen, dass dieses he-
rausragende Naturdenkmal längst auch 
zu einem wichtigen Bestandteil der Kul-
turgeschichte geworden ist, an dem sich 
der jeweilige Zeitgeist, unterschiedliche 
Denkrichtungen, Moden und emotionale 
Verfassungen manifestierten. Das gilt 
nicht nur für Schriftsteller und Kunst
kritiker, sondern trifft in gleicher Weise 
auf Künstler, auf Maler, Zeichner und 
Grafiker zu.

Aus der Blütezeit

Die ersten bildnerischen Darstellungen 
entstanden bereits in der Mitte des  
16. Jahrhunderts. Als früheste künstle-
rische Abbildung gilt ein noch recht sche-
matischer Holzschnitt in der „Cosmogra-
phia“, der großen Weltbeschreibung des 
Humanisten Sebastian Münster (1488 – 
1552), die erstmals 1544 erschien. Schon 
1548 folgt eine Darstellung in Johannes 
Stumpfs „Chronik“ der Alten Eidgenos-
senschaft, die der örtlichen Topographie 
schon eher gerecht wird. Ab der zweiten 

Die Flüchtlingsunterkunft im Winnender 
Schelmenholz ist ein preisgekröntes Beispiel 

für modernes Wohnen –  
innovativ, nachhaltig und anpassungsfähig

Von Landrat Dr. Richard Sigel und Martina Nicklaus, Waiblingen

Moderne und flexible Holzhäuser, die „wie ein Dörfle“ angeordnet sind – diese inno-
vative und nachhaltige Unterbringung von Flüchtlingen in Winnenden-Schelmen-
holz sorgt bundesweit für Beachtung. Neben der Berichterstattung in zahlreichen 
Medien wurde die Anlage jüngst mit dem Deutschen Holzbaupreis 2017 in der Ka-
tegorie „Komponenten/Konzepte“ ausgezeichnet: Der global agierende Stuttgarter
Architekt und Ingenieur Professor Werner Sobek als „geistiger Vater“ des Projekts, 
die von Professor Sobek gegründete AH Aktiv-Haus GmbH aus Stuttgart als Liefe-
rant und die Kreisgruppe als Bauherr nahmen den Preis am 23. Mai 2017 in Hannover 
entgegen.

Der Deutsche Holzbaupreis gilt als 
wichtigste Auszeichnung in der Bundes-
republik für Bauvorhaben in Holzbau-
weise. In der Begründung erklärt die Jury: 
„Das Aktivhaus zeigt, dass man dem 
drängenden Thema der Zeit, nämlich 
kurzfristig Wohnraum zu schaffen, auch 
mit hochwertigen, durchdachten Mo-
dullösungen entsprechen kann. Sind 
diese langfristig gedacht, können sie Teil 
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Die Flüchtlingsunterkunft im Winnender Schelmenholz

einer Baukultur werden, die mehr und 
mehr die vielfältigen Vorteile des Bauens 
mit Holz integriert.“
Die modellhafte Wohnform hat bereits 
zahlreiche Fachleute nach Winnenden 
gelockt. Schließlich bieten die Modul-
bauten aus Holz im Gegensatz zu vielen 
für die Flüchtlingsunterbringung er
stellten Notunterkünften ungleich mehr 
Privatsphäre und ein höheres Maß an 
Identifikation für die Bewohner. Vor 
allem aber sind die Gebäude ohne wei-
teres als „regulärer“ Wohnraum für die 
einheimische Bevölkerung nutzbar und 
bieten damit eine entscheidende Voraus-
setzung für tatsächliche Integration; in 
diesem Sinne handelt es sich um sozia-
len Wohnungsbau der neuesten Genera-
tion. Diese Überzeugung teilt auch 
Gunther Adler, Staatssekretär im Berliner 
Bundesbauministerium, der die Mo
dellsiedlung im Februar 2017 besuchte. 
Schließlich sollen die ansprechenden 
Häuser langfristig nicht nur von Asyl
bewerbern genutzt werden, sondern 
dem in der Region Stuttgart immer 
drängender werdenden Mangel an preis-
günstigem Wohnraum entgegenwirken. 
Landkreis und KREISBAUGRUPPE hatten 
sich neben der Bereitstellung von Notun-
terkünften und umgebauten Bestands-
gebäuden bewusst dafür entschieden, in 
Winnenden eine neue Form des Woh-
nens zu erproben. Angesichts der bis 
Frühjahr 2016 stark steigenden, im An-
schluss aber abrupt gesunkenen Zahl der 
ankommenden Flüchtlinge, waren hier-
bei flexible Lösungen gefragt. Landrat  
Dr. Richard Sigel stellte persönlich den 
Kontakt zu Professor Werner Sobek her, 
der gerne die Chance ergriff, die Modell-
siedlung zusammen mit der KREISBAU-
GRUPPE auf einem unbebauten Reserve-
grundstück des diakonischen Trägers 
Paulinenpflege Winnenden e. V. zu rea
lisieren. Entscheidende Voraussetzung 
war der starke Wille der Stadt Win-
nenden, namentlich des Gemeinderats 
und des Oberbürgermeisters Hartmut 
Holzwarth, trotz kritischer Stimmen aus 
der Bevölkerung die baurechtlichen 

grenzen – die einzelnen Module wurden 
innerhalb weniger Stunden an ihrem 
Standort platziert und betriebsbereit ge-
macht. Drittens ist durch unsere Bau-
weise eine sehr hohe Flexibilität für spä-
tere Veränderungen und Ergänzungen 
der Anlage gegeben. Das neue Stadt-
quartier kann sich an eine Veränderung 
seiner Bewohnerstruktur anpassen. 

Zahlreiche Medien haben über die unge­
wöhnliche Flüchtlingsunterkunft berich­
tet. Zudem haben viele Fachleute das Vier­
tel besucht und als Vorbild bezeichnet. 
Haben Sie dieses Echo erwartet?

Nein, mit einem so großen und positiven 
Echo haben wir beim besten Willen nicht 
gerechnet – das Projekt wurde nicht nur 
in vielen Zeitungen und Zeitschriften ver-
öffentlicht, sondern auch mit mehreren 
Preisen ausgezeichnet, darunter dem 
Deutschen Holzbaupreis. Für uns stand 
die Notwendigkeit im Vordergrund, in 
sehr kurzer Zeit und mit einem knappen 
Budget einen Wohnraum für 200 Men-
schen zu entwerfen, der nicht nur funkti-
onal ist, sondern der auch ästhetischen 
und sozialen Ansprüchen gerecht wird. 
Natürlich freuen wir uns aber sehr, dass 
unser Projekt so positiv aufgenommen 
wird. Vielleicht ist dies ja auch eine Inspi-
ration für andere Kommunen, nicht nur 
an die kurzfristige Unterbringung in Con-
tainern zu denken, sondern an eine lang-
fristige, nachhaltige Entwicklung ihres 
Wohnungsbestands.

Aktuell leben ausschließlich Flüchtlinge in 
den Holzbauten. Was ist Ihre Vision für 
eine Nutzung der Anlage in fünf Jahren?

Die Module unserer Serie 700 sind so 
ausgelegt, dass sie mit wenigen Hand-
griffen an veränderte Nutzungsformen 
angepasst werden können – so lassen 
sich nicht nur die Grundrisse ändern, 
sondern zum Beispiel auch die Mate
rialien, die wir auf den Fassaden verwen-
den. Diese Flexibilität ist ein wichtiger 
Bestandteil unseres Entwurfskonzepts. 
Bei unserem Entwurf spielte auch die 
städtebauliche Qualität eine große Rolle 

Voraussetzungen in Rekordzeit zu schaf-
fen. 
„Seit November 2016 leben rund 140 
Menschen in den sechs doppelstöckigen 
Gebäuden. Es handelt sich dabei aus-
schließlich um Flüchtlingsfamilien“, sagt 
Dirk Braune, Vorsitzender der Geschäfts-
führung der Kreisbaugruppe. „Für die 
Zukunft ist es jedoch unser Ziel, dass 
auch hiesige Bürger einziehen, damit es 
zu einem wirklichen Austausch kommt.“ 
Laut Professor Werner Sobek ist die 
Anlage auch deshalb ganz bewusst „wie 
ein Dörfle“ angeordnet.

Im Gespräch mit  
Professor Werner Sobek

Herr Professor Sobek, Sie haben die 
innovative Wohnanlage im Winnender 
Schelmenholz entworfen. Was sind für Sie 
die drei zentralen Errungenschaften dieser 
Bauweise?

Es gibt eine Vielzahl von Faktoren, die 
man hier benennen könnte. Wenn ich 
nur drei zentrale Errungenschaften aus-
suchen soll, würde ich die Folgenden be-
nennen: Die im Schelmenholz eingesetz-
ten Module der Serie 700 wurden erstens 
industriell vorgefertigt und im Werk ge-
testet – dadurch können wir eine viel 
höhere Qualität gewährleisten, als dies 
bei einer Produktion vor Ort der Fall wäre. 
Die Vorfertigung erlaubte uns zweitens 
eine Realisierung des Projekts in einem 
sehr kurzen Zeitraum – zwischen 
Vertragsunterzeichnung und Montage 
lagen nur wenige Monate; darüber hi-
naus konnten wir die Bauaktivitäten  
vor Ort auf ein absolutes Minimum ein-
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– wir wollten nicht einzelne Gebäude 
errichten, sondern ein eigenes kleines 
Stadtquartier, mit Rückzugsräumen und 
öffentlichen Plätzen der Begegnung  
für die Bewohner. Die Wohnanlage im 
Schelmenholz wird so in fünf Jahren ein 
wie selbstverständlich erscheinender Teil 
der umgebenden Stadtlandschaft sein, 
der von seinen Bewohnern nach wie vor 
geliebt und geschätzt wird.

Zur Person:

●  1953 in Aalen geboren
● � 1992 Gründung der Firmengruppe 

Werner Sobek
● � seit 1994 Professor an der Universität 

Stuttgart
● � wichtigste Auszeichnungen: Fazlur 

Khan Award, DuPont Benedictus 
Award, Europäischer Holzleimbau
preis, Hugo-Häring-Preis des Bund 
Deutscher Architekten

Dr. Richard Sigel ist seit dem 4. August 
2017 Landrat des Rems-Murr-Kreises, 
Martina Nicklaus ist Pressesprecherin 
des Landratsamts Rems-Murr-Kreis.

Zum Einstieg am ersten Tag berich- 
tete Prof. Dr. Peter König von der Fakul- 
tät Gesundheit, Sicherheit, Gesellschaft 
der Hochschule Furtwangen von ersten 
Ergebnissen zum aktuellen Forschungs-
projekt „Menschen mit Demenz –  
Wie können technische Hilfen bei der 
Erinnerungspflege und Biografie-Arbeit 
unterstützen?“ Er schilderte dabei den 
Versuch, interaktive Tablets und Bild-
schirme bei Menschen mit demenziellen 

Fünfte Klausurtagung der 
Altenhilfefachberatungen der Landkreise  
in Baden-Württemberg am 6./7. Juli 2017  

im Kloster Hegne 
Von Beate Zabukovec, Stuttgart

Ein kleines Jubiläum durfte die Klausurtagung der Altenhilfefachberatungen der 
Landkreise in diesem Jahr begehen: Zum fünften Mal trafen sich die Experten der 
Altenhilfe, um sich über aktuelle Entwicklungen und Herausforderungen in ihrem 
Bereich auszutauschen. Neben den Arbeitstagungen, die regelmäßig zweimal im 
Jahr stattfinden, ist die Klausurtagung im 2-Jahres-Turnus das zentrale Forum für 
die Arbeit der Altenhilfefachberatungen in den Landkreisen zur Information und zur 
Pflege guter Netzwerkarbeit und kollegialen Austauschs.
Eine Arbeitsgruppe von Praktikern hat unter der Federführung der Geschäftsstelle 
des Landkreistags das zweitägige Fachforum zu aktuellen Themen der Altenhilfe 
vorbereitet. 

Gruppenbild mit Urkunde Holzbaupreis: Winnendens Oberbürgermeister Hartmut Holzwarth (von links), 
Stephanie Fiederer (Geschäftsführerin AH Aktiv-Haus GmbH), Professor Werner Sobek, Dirk Braune 
(Geschäftsführer Kreisbaugesellschaft) und Landrat Dr. Richard Sigel mit der Urkunde des  
Deutschen Holzbaupreises 2017, mit dem die Flüchtlingsunterkunft in Winnenden-Schelmenholz  
in der Kategorie „Komponenten/Konzepte“ ausgezeichnet wurde�
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Fünfte Klausurtagung der Altenhilfefachberatungen

Veränderungen im stationären Bereich 
einzusetzen und konnte erste überra-
schende Ergebnisse präsentieren.
Prof. Dr. Sigrid Kallfaß von der Fachbera-
tung des Landkreisnetzwerks Bürger-
schaftliches Engagement stimmte die 
Expertenrunde auf künftige Heraus
forderungen bei der Gestaltung von Ge-
meinwesenarbeit ein. Basierend auf  
dem 7. Altenbericht der Bundesregierung 
werden künftig Themen wie Daseins
vorsorge in der Kommune und Quartiers-
management verstärkt im Mittelpunkt 
stehen. Anhand von Praxisbeispielen er-
fuhren die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, welche vielschichtigen Herausfor-
derungen in der praktischen Umsetzung 
bewältigt werden müssen.

Themenschwerpunkt  
Sorge und Mitverantwortung

Zukunftsträchtige Fragen zur kommu-
nalen Daseinsvorsorge griff Prof. Dr. 
Andreas Kruse, Direktor des Institutes für 
Gerontologie an der Ruprecht-Karls-Uni-
versität in Heidelberg, auf. Mit Prof. Dr. 
Kruse konnte ein absoluter Experte und 
renommierter Wissenschaftler auf dem 
Gebiet der Gerontologie als Referent ge-
wonnen werden – sein Vortrag bildete 
den Höhepunkt der Tagung.
Prof. Dr. Kruse schilderte eindrücklich die 
Herausforderungen, die aus seiner Sicht 
auf die Kommunen zukommen werden. 
Eine besonders prekäre Entwicklung 
sieht der Wissenschaftler ca. ab dem Jahr 
2030: „Dann kommen die Baby-Boomer 
in die Hochaltrigkeit und werden poten-
tiell pflegebedürftig“. 
Er befürchtet, dass parallel zur Masse  
der dann hochaltrigen Menschen das 
Phänomen der Altersarmut verstärkt 
auftreten wird. Zusätzlich werden bisher 
gewohnte familiäre Strukturen weg
brechen, da diese Generation ihrerseits 
zu wenig Kinder habe. Dies wirke sich in 
Deutschland besonders kritisch aus, da 
hierzulande im internationalen Vergleich 
momentan noch verhältnismäßig viel fa-
miliäre Unterstützung geleistet wird, die 

der Landkreise. Die Landkreise sind nach 
dieser Verordnung zuständig für die 
Anerkennung von Angeboten zur Unter-
stützung im Alltag nach § 45 a SGB XI. 
Peter Schmeiduch, zuständiger Experte 
aus dem Ministerium für Soziales und 
Integration Baden-Württemberg, stellte 
sich den Fragen des Plenums und trug 
durch seine fachkundige Expertise dazu 
bei, die Details rund um die neue ba-
den-württembergische Rechtslage zu 
klären.
Ein nicht weniger wichtiges Thema 
bildete den Abschluss des zweiten 
Seminartages: In welche Richtung 
werden sich die Bedarfszahlen bei der 
Versorgung älterer Menschen in den 
nächsten Jahre entwickeln? Diese Frage 
beeinflusst direkt die Planungen in den 
einzelnen Landkreisen, denn Einfluss
größen wie die Entwicklung familiärer 
Strukturen, die Veränderungen, die die 
Pflegestärkungsgesetze mit sich brin-
gen, variable Finanzierungsmöglich-
keiten etc. schlagen sich in der sozial- 
planerischen Bedarfsermittlung nieder. 
Welches sind dabei letztendlich die 
entscheidenden Faktoren? Um recht
zeitig die richtigen Weichen zu stellen, 
werden sich die Altenhilfefachbera-
tungen der Landkreise dieser Fragestel-
lung mit fachkundiger Unterstützung  
in den kommenden Monaten verstärkt 
widmen.

dann nicht mehr vorhanden sein wird.
Als Folge sieht der Fachmann, dass es – 
quasi als Ersatz von Familie – neue For-
men des solidarischen Zusammenlebens 
geben werde. Kommunen müssten dabei 
verstärkt Fürsorgetätigkeiten überneh-
men. Da dies viele Kommunen nicht 
(mehr) aus eigener Kraft leisten können, 
werde eine interkommunale Perspektive 
erforderlich.
Zusätzlich müsse parallel dazu jeder Ein-
zelne bereit sein, sich verstärkt persön-
lich in einer„sorgenden Gemeinschaft“. 
zu engagieren. Ein Lösungsansatz könne 
in der Entstehung neuer „bürgerschaft-
licher Plattformen“ liegen, die mit pro-
fessionellen Fürsorgestrukturen verbun-
den werden.
Eine besondere Bedeutung haben nach 
seiner Auffassung künftig die Landkreise: 
„Die Landkreise sind in der Lage, kom
munale und ehrenamtliche Aktivitäten 
zu koordinieren und zu bündeln“, so der 
Experte.

Praxisfragen

Neben dem Blick über den Tellerrand  
in die Zukunft der Altenhilfe bot die 
Klausurtagung die Möglichkeit des 
praktischen Austauschs über aktuelle 
Themen: Derzeit beschäftigt die „Un
terstützungsangebote-Verordnung – 
UstA-VO“ die Altenhilfefachberatungen 

Prof. Dr. Kruse
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Die demographische Entwicklung und 
die damit verbundenen Veränderungen 
sowie die besonderen Anforderungen in 
der Lebenssituation älterer Menschen 
werden immer wichtigere sozial- und ge-
sellschaftspolitische Aufgaben.
Bei der Lösung dieser komplexen Aufga-
benstellung haben die Altenhilfefachbe-
ratungen eine zentrale Funktion im Netz-
werk der Experten in der Seniorenarbeit, 
aber auch bei sonstigen sozialen Auf
gaben, aus städtebaulicher Sicht und im 
gesamtgesellschaftlichen Kontext.

Beate Zabukovec ist Referentin beim 
Landkreistag Baden-Württemberg und 
unter anderem auch für das Thema Al-
tenhilfefachberatung zuständig. 

hilfe. Sie arbeiten eng mit den Stadt- und 
Gemeindeverwaltungen zusammen und 
stehen in kontinuierlichem Austausch 
mit den Trägern stationärer, teilstatio-
närer und ambulanter Angebote sowie 
mit allen Akteuren im Bereich der Alten-
hilfe im Landkreis.

Altenhilfefachberatung –  
eine sozial- und  

gesellschaftspolitische Aufgabe

Die Altenhilfefachberaterinnen und 
-fachberater der Landkreise sind An-
sprechpartner für alle Fragen der Alten-

Die Altenhilfefachberaterinnen und -fachberater der Landkreise

„Wir unterrichten bei der Ausbildung, 
Fortbildung und Weiterbildung in der 
Hauswirtschaft die fachpraktischen In-
halte, schulen Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren und sorgen bei Ver
braucherinnen und Verbrauchern aller 
Altersstufen für den Erwerb und Erhalt 
der Alltagskompetenzen“, berichtet  
eine landwirtschaftstechnische Lehrerin 
und Beraterin begeistert von ihrer 
Tätigkeit. Die LTLB können eine breite, 
praxisorientierte Ausbildung und Be-
rufserfahrung in der professionellen 
Hauswirtschaft vorweisen. Mit dem 
Vorbereitungsdienst erweitern sie ihre 
Kompetenzen um Pädagogik und Ver-
waltungshandeln und garantieren eine 
qualitätsvolle Arbeit. 
Die LTLB sind in den folgenden Arbeits
gebieten unerlässlich: 

Landwirtschaftstechnische Lehr- und 
Beratungskräfte für die Landkreise –  

fundiert ausgebildet, vielseitig einsetzbar
Von Mareike Schubert, Edith Kirner und Gertrud Mellert, Stuttgart

Die landwirtschaftstechnischen Lehr- und Beratungskräfte (LTLB) übernehmen in 
der Landwirtschaftsverwaltung im Bereich Haushalt und Ernährung einen wich-
tigen Part in der fachpraktischen Bildungs- und Beratungsarbeit.
An den Fachschulen für Landwirtschaft Fachrichtung Hauswirtschaft unterrichten 
sie in den Fächern Betriebsorganisation, Nahrungszubereitung, Hausreinigung, 
Wäschepflege, Textilverarbeitung und Gartenbau. Sie sind beteiligt an der fach
praktischen Schulung von Multiplikator(inn)en im Ernährungsbereich und führen 
Veranstaltungen im Bereich Haushalt und Verbrauch bzw. im Erzeuger-Verbrau-
cher-Dialog durch. Außerdem beraten sie landwirtschaftliche Betriebe in fachtech-
nischen Fragen zu Agrotourismus, Direktvermarktung und Bauernhofgastronomie. 
Der Verwaltungsbereich der Unteren Landwirtschaftsbehörden ist ein weiteres 
mögliches Tätigkeitsgebiet. 
Berufsständisch vertreten werden die LTLB vom Verband der Lehr- und Beratungs-
kräfte für Haushalt und Verbrauch im Ländlichen Raum e. V. (vlb). 
Im März 2018 werden nach erfolgreichem Ausbildungsabschluss wieder vier umfas-
send ausgebildete und hoch motivierte LTLBs für den Einsatz in den Landkreisen zur 
Verfügung stehen. Das mögliche Wirkungsspektrum der LTLB in den Landkreisen 
Baden-Württembergs und die Inhalte der Ausbildung werden in diesem Beitrag 
vorgestellt.
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Landwirtschaftstechnische Lehr- und Beratungskräfte für die Landkreise

● � In den Ämtern für Landwirtschaft und 
den Ernährungszentren:
– � Als Referent/in bei fachpraktischen 

Multiplikatorenschulungen für Er-
nährungsreferent(inn)en, hauswirt-
schaftliche Fachkräfte, Erzieher/in-
nen und Lehrkräfte

– � Als Referent/in für praxisorientierte 
hauswirtschaftliche Themen in der 
berufsbezogenen Erwachsenenbil-
dung für landwirtschaftliche Unter-
nehmer/innen sowie für Fachkräfte 
in der Hauswirtschaft 

– � Als Mitverantwortliche bei der Um-
setzung, Organisation und Durch-
führung von Bildungsmaßnahmen 
für Verbraucher/innen im Rahmen 
der Ernährungsinitiative MACH’S 
MAHL und der Initiative Lernort 
Bauernhof des Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz

– � Als fachtechnische Berater/in für 
hauswirtschaftliche und landwirt-
schaftliche Betriebe im Bereich 
Diversifizierung/Einkommensalter-
nativen wie Agrotourismus, Direkt-
vermarktung und Bauernhofgastro-
nomie 

– � Als Verwaltungsmitarbeiter/in in 
der Landwirtschaftsverwaltung, z. B. 
in den Bereichen Gemeinsamer 
Antrag, Grundstücksverkehr, land-
wirtschaftliches Baurecht

● � In den Fachschulen für Landwirtschaft:
– � Als Lehrkraft im fachpraktischen 

Unterricht in der Fachrichtung 
Hauswirtschaft in den Aus- und 
Fortbildungsberufen Fachkraft für 
den ländlichen Haushalt, Haus
wirtschafter/in, Wirtschafter/in, 
Dorfhelfer/in, Meister/in der Haus-
wirtschaft, Hauswirtschaftliche Be-
triebsleiter/in

„Gut, dass für unseren praxisorientierten 
Beruf wieder Nachwuchs ausgebildet 
wird!“, freut sich eine andere LTLB. Im 
Oktober 2016 startete in Baden-Würt
temberg nach mehrjähriger Pause und 
einer Neufassung der Laufbahn-, Aus

unterrichten die Anwärter/innen in der 
Fachschule für Hauswirtschaft hand-
lungs- und projektorientiert in den 
Fächern Betriebsorganisation, Nahrungs
zubereitung, Hausreinigung, Wäsche-
pflege, Textilverarbeitung und Garten-
bau. Sie bereiten Veranstaltungen im 
Rahmen der berufsbezogenen Erwach
senenbildung sowie für Multiplika-
tor(inn)en und Verbraucher/innen vor 
und führen diese durch. Zum Bereich 
Diversifizierung gehört die selbststän-
dige Durchführung von Beratungen. 
Auch die einzelbetrieblichen Förderver-
fahren sind Inhalt der Ausbildung. In der 
Agrarstruktur erhalten die Anwärte- 
r/innen genauere Kenntnisse im Grund-
stücksverkehr und dem landwirtschaft-
lichen Baurecht. Am Ende des Vorbe
reitungsdienstes stellen die Anwärte- 
r/innen ihr praktisch und theoretisch 
erworbenes Wissen in der Laufbahn
prüfung unter Beweis.
„Die Ausbildung zur LTLB ist sehr viel
seitig, interessant, aber auch sehr an-
spruchsvoll“, berichtet eine der Anwärte-
rinnen. „Besonders motivierend finde ich 
es, von den erfahrenen LTLB zu lernen 
und bei ihrer abwechslungsreichen 

bildungs- und Prüfungsordnung für 
landwirtschaftstechnische Lehrer und 
Berater ein neuer Ausbildungslehrgang 
mit vier Anwärterinnen.
Einstellungsvoraussetzung für den 
18-monatigen Vorbereitungsdienst ist 
ein Abschluss als Hauswirtschaftliche/r 
Betriebsleiter/in oder als Meister/in  
der Hauswirtschaft mit entsprechender 
Berufspraxis. Es handelt sich um eine 
duale Laufbahnausbildung, die überwie-
gend an einer Unteren Landwirtschafts-
behörde (ULB) mit angeschlossener 
Fachschule erfolgt und mit Lehrgängen 
an der Landesanstalt für Entwicklung  
der Landwirtschaft und der ländlichen 
Räume Schwäbisch Gmünd, an der Aka-
demie für Landbau und Hauswirtschaft 
Kupferzell sowie an den Regierungspräsi-
dien ergänzt wird. Die Anwärterinnen 
des Jahrgangs 2016 – 2018 absolvieren 
ihren Vorbereitungsdienst an den ULB 
Ludwigsburg, Schwäbisch Hall, Schwarz-
wald-Baar-Kreis und Ravensburg. 
Der anspruchsvolle vielseitige Vorberei-
tungsdienst kombiniert Pädagogik und 
Beratung in Theorie und Praxis mit fun-
diertem Verwaltungswissen. In Vorberei-
tung auf ihre späteren Einsatzgebiete 

Die aktuellen LTLB-Anwärterinnen des Jahrgangs 2016 – 2018: (Von links nach rechts) Fabienne Gerweck, 
Valentina Schulz, Bettina Fuchs, Ina Ströbel�
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Arbeit zu hospitieren und mitzuwirken. 
Ich hoffe, bald selbst in der unteren Land-
wirtschaftsbehörde eines Landratsamts 
als LTLB tätig sein zu können“.
Mit ihren Voraussetzungen und dem 
Vorbereitungsdienst sind die LTLB bes
tens gerüstet, um insbesondere die prak-
tischen Kenntnisse und Fertigkeiten im 
Bereich Ernährung und Alltagskompe-
tenzen in allen Bildungsangeboten der 
Landwirtschaftsämter und der Ernäh-
rungszentren für alle Bevölkerungs-
schichten und Altersgruppen umzuset-
zen.
Im März 2018 werden die vier aktuellen 
Anwärterinnen ihren Vorbereitungs-
dienst zur landwirtschaftstechnischen 
Lehrerin und Beraterin abschließen und 
hoch motiviert sein, ihre erworbenen 
Kenntnisse und Fertigkeiten an den 
Landratsämtern in die Praxis umsetzen 
zu können. 
Weitere Informationen zum Vorberei-
tungsdienst zum/zur landwirtschafts-
technischen Lehrer/in und Berater/in 
und zu deren Einsatzgebieten gibt es auf 
der Homepage www.landwirtschaft-bw.
info unter Landwirtschaft – Bildung und 
Beratung. 

Mareike Schubert ist Oberlandwirt-
schaftsrätin im Regierungspräsidium 
Tübingen und Landesvorsitzende des vlb, 
Edith Kirner arbeitet als Landwirtschafs-
technische Lehrerin und Beraterin im 
Landwirtschaftsamt Schwarzwald-Baar-
Kreis und ist Vorstandsmitglied im vlb 
und Gertrud Mellert ist beim Landwirt-
schaftsamt Schwarzwald-Baar-Kreis be-
schäftigt und Mitglied im vlb.
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„Intelligente Marktplätze“ – 
Rhein-Neckar-Kreis  
startet innovatives  

Nahrungsversorgungsprojekt 
in den Projektkommunen 

Schönbrunn und Spechbach

Die Versorgung mit Lebensmitteln, aber 
auch anderen Waren und Dienstleistun
gen des täglichen Bedarfs gestaltet sich 
insbesondere in ländlichen Gemeinden 
zunehmend schwierig. So findet im Le-
bensmittelhandel bereits seit langem 
eine starke Konzentration auf wenige, 
großflächige Filialanbieter in verkehrs-
günstigen Lagen statt. Gerade für länd-
liche Regionen droht dadurch eine Aus-
dünnung des Versorgungsangebots in 
der Fläche. Auch bei Finanzdienstleis
tungen oder sozialen Dienstleistungen 
wird es im Zuge des demographischen 
Wandels immer schwieriger, ein hin
reichendes Angebot vor Ort zu erhalten. 
Es droht ein zunehmender Attraktivitäts-
verlust ländlicher Gemeinden. In der 
Folge ziehen noch mehr Menschen in die 
Städte, die wiederum als potenzielle 
Kunden für ländliche Versorgungsange-
bote fehlen.
Mit dem Projekt „Intelligente Markt-
plätze“ will die Wirtschaftsförderung des 
Rhein-Neckar-Kreises dazu beitragen, die 
Entstehung eines solchen Teufelskreises 
zu verhindern und aktiv gegenzusteuern. 
„Ziel des Projektes ist es, innovative Tech-
niken zu nutzen, um die Entwicklung  
und Erprobung bedarfsgerechter, mo-
dellhafter Lösungen zur Stärkung der 
ländlichen Nahversorgung zu ermögli-
chen“, erläutert Danyel Atalay, Leiter der 
Wirtschaftsförderung im Landratsamt 
Rhein-Neckar-Kreis. Eine besondere He-

rausforderung, aber auch eine große 
Chance stelle dabei zwangsläufig die 
Digitalisierung dar, die bereits seit Jahren 
für einen tiefgreifenden Strukturwandel 
im Einzelhandel sorgt. „Momentan ar
beiten viele große Unternehmen darauf 
hin, den Durchbruch beim Online-Han-
del mit Lebensmitteln zu schaffen. Wir 
sind aber davon überzeugt, dass das 
Internet den Einkauf im Laden, wo man 
die Produkte tatsächlich anfassen und 
sich auch mal mit Bekannten unterhal-
ten kann, nicht gänzlich ersetzen können 
wird“, so Denis Guth von der Stabsstelle 
Wirtschaftsförderung, der das Projekt im 
Landratsamt betreut. „Deshalb wollen 
wir das Thema genau umgekehrt ange-
hen: Die Frage ist, wie können die neuen 
digitalen Technologien dabei helfen, den 

Bestand an stationären Versorgungsan-
geboten in ländlichen Gemeinden zu 
stärken und den Verdrängungswettbe-
werb aufzuhalten?“
Wie ein solcher „intelligenter Markt-
platz“ konkret aussehen kann, soll 
gemeinsam mit den Bürgerinnen und 
Bürgern sowie den in der Region täti- 
gen Nahversorgungsakteuren erarbeitet 
werden. „Zunächst einmal wollen wir 
einen breiten und ergebnisoffenen Dia-
log in den Gemeinden anstoßen, wie die 
Nahversorgungssituation konkret ver-
bessert werden kann“, betont Landrat 
Stefan Dallinger. „Deshalb wollen wir 
mehrere Bürgerforen und Workshops 
zum Thema Nahversorgung in Spech-
bach und Schönbrunn durchführen und 
hoffen natürlich auf eine rege Beteili-

Martin Säurle (3. v. l.), Leiter der LEADER-Geschäftsstelle Neckartal-Odenwald aktiv, überreicht  
Landrat Stefan Dallinger (2. v. l.) die LEADER-Plakette für das Projekt „Intelligente Marktplätze“.  
Ebenfalls mit dabei: Projektleiter Denis Guth (1. v. l.), Stabsstelle Wirtschaftsförderung im  
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, sowie Danyel Atalay (r.), Leiter der Stabsstelle Wirtschaftsförderung  
im Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis.
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Erster Landkreis mit Anlauf- und 
Koordinierungsstelle  
für Suchtvorbeugung

„Die Bilanz der Arbeit in der Suchtpro-
phylaxe kann sich sehen lassen“, ist So
zialdezernentin Katharina Kiewel über-
zeugt. 1992 wurde im Landkreis auf 
Empfehlung des Sozialministeriums die 
Stelle der Beauftragten für Suchtprophy-
laxe eingerichtet. Esslingen war der erste 
Landkreis, der diese Anlauf- und Koordi-
nierungsstelle für die Suchtvorbeugung 
geschaffen hat. Gab es damals nur ein-
zelne Veranstaltungen zur Suchtvor
beugung in Schulen und Betrieben, ist in 
kurzer Zeit ein landkreisweites Konzept 
für eine Suchtvorbeugung vom Kinder-
garten bis zum Seniorenbereich entstan-
den. Ein Aktionskreis Suchtprophylaxe 
wurde aufgebaut. Hier engagieren sich 
inzwischen über 350 Menschen aus über 
150 Einrichtungen. Jährlich können über 
400 Veranstaltungen für Kinder, Jugend-
liche, Eltern und Fachkräfte umgesetzt 
werden. Es werden eigenständig Projekte 
entwickelt oder bundesweit evaluierte 
Modell-Projekte für den Landkreis ange-
passt und umgesetzt.

Suchtprophylaxe im Kulturzentrum Die-
selstraße in Esslingen ein. Sozialdezer-
nentin Katharina Kiewel konnte zur Jubi-
läumsveranstaltung auch hochrangige 
Vertreterinnen und Vertreter von Sozial-
ministerium, Landkreistag, Landesge-
sundheitamt, Krankenkassen und Kreis-
sparkasse, Landesstelle für Suchtfragen 
und Aktion Jugendschutz und viele Koo-
perationspartner begrüßen. Ein buntes 
abwechslungsreiches Programm begeis-
terte die Teilnehmer, ging es dabei  
nicht nur ums Zuhören, sondern ums 
Mitmachen, um Begegnungen wagen 
und Erfahrungen machen. Die Theater-
gruppe der Wilden Bühne e. V. – ehe
malige Drogenabhängige – führten 
schauspielernd in die unterschiedlichen 
Phasen der Suchtvorbeugungsansätze 
der letzten 25 Jahre ein. Gerald Koller, 
Präventionsstratege aus Österreich, gab 
interessante Impulse und eröffnete  
neue Blickwinkel. Sein „Klaviermodell“ 
begleitet die Suchtvorbeugung im 
Landkreis seit vielen Jahren. Die Be-
wirtung übernahmen die Schülerfirma 
der Lindenschule Ostfildern und Schü
lerinnen und Schüler der Raunerschule 
Kirchheim.

gung bei diesem wichtigen Thema. 
Außerdem wird es auch eine Beteili-
gungsplattform im Internet geben“, so 
der Landrat weiter.
Begleitet wird der Prozess von der CIMA 
Beratung + Management GmbH aus 
Stuttgart, die eine umfassende Bestands-
aufnahme vornimmt und eine Machbar-
keitsstudie mit konkreten Handlungs-
empfehlungen für die Verwirklichung 
eines „intelligenten Marktplatzes“ aus-
arbeitet. Die CIMA ist ein im gesamten 
deutschsprachigen Raum tätiges Bera-
tungsunternehmen mit den Schwer-
punkten u. a. im Bereich Regionalent-
wicklung und Einzelhandel und verfügt 
über langjährige Erfahrung bei der Er-
stellung von Nahversorgungskonzepten 
in Zusammenarbeit mit Gemeinden und 
Landkreisen.
Für diese erste Projektphase ist es dem 
Rhein-Neckar-Kreis gelungen, Förder
mittel in Höhe von 25 440 Euro aus dem 
Programm LEADER einzuwerben. Der 
Kreis selbst steuert ebenfalls knapp 
25 000 Euro zu dem Projekt bei. LEADER 
ist ein Förderprogramm der Europä-
ischen Union zur Entwicklung ländlicher 
Räume. Zusätzlich stellt das Land Ba-
den-Württemberg Mittel für private 
Projekte im Rahmen von LEADER bereit. 
Insgesamt gibt es in Baden-Württem-
berg 18 so genannte LEADER-Regionen, in 
denen Projekte gefördert werden kön-
nen. Spechbach und Schönbrunn sind 
Teil der LEADER-Region Neckartal-Oden-
wald, diese umfasst insgesamt 28 Ge-
meinden im Rhein-Neckar-Kreis und im 
Neckar-Odenwald-Kreis.

25 Jahre Suchtprophylaxe – 
ein Erfolgsmodell  

im Landkreis Esslingen 
begeht ein bemerkenswertes 

Jubiläum

25 Jahre Suchtprophylaxe im Landkreis 
Esslingen sind ein guter Grund für eine 
Jubiläumsfeier. Zu der fanden sich rund 
hundert Akteure und Unterstützer der 

Dezernentin Katharina Kiewel bei der Jubiläumsfeier



Nachrichten

301

Suchtprophylaxe wurde zum Kommu-
nalen Suchthilfenetzwerk erweitert, um 
alle Einrichtungen, die mit suchtgefähr-
deten und suchtkranken Jugendlichen 
und Erwachsenen arbeiten, einzubinden. 
Es wurde eine Lenkungskonferenz und 
ein Lenkungsgremium geschaffen. „Vom 
Sozialministerium haben wir als Land-
kreis die Rückmeldung, dass wir mit 
unserem Unterstützungsnetz vorbildlich 
aufgestellt sind“, betont Katharina Kie-
wel. „Durch die Koordinierungsstelle ge-
lingt auch in der Suchthilfe eine gute 
Abstimmung der Angebote.“ Der Dank 
gelte auch allen Psychologischen Bera-
tungsstellen für die gute Zusammen
arbeit.

Suchtprophylaxe bleibt  
drängendes Thema

Sucht bleibt ein drängendes Thema,  
das nahezu alle Bereiche des Lebens und 
unserer Gesellschaft durchdringt. Viele 
Jugendliche und Erwachsene scheitern 
im Umgang mit Suchtmitteln, mit oft 
gravierenden persönlichen und sozialen 
Folgen. Unabhängig ob es sich um Alko-
hol, Rauchen, Medikamente oder illegale 
Drogen handelt, um Cannabis oder die 
Neuen Psychoaktiven Substanzen, auch 
Legal Highs genannt, um Glücksspiel, 
exzessiven Medienkonsum oder Essstö-
rungen, es ist eine ständige Aufgabe für 
uns alle, hier Kindern und Jugendlichen 

tion erreichen. Die Suchtprophylaxe im 
Landkreis Esslingen basiert auf einem 
Erfolgsrezept: Gute Konzepte und Or
ganisation, engagierte Kooperations-
partner sowie starke Unterstützer und 
Förderer. „Dank der Arbeit der Koordi
nierungsstelle können wir landkreisweit 
eine ausgezeichnete Präventionsarbeit 
leisten“, betonte Dezernentin Katharina 
Kiewel.

Vielfach ausgezeichnet

Dass der Landkreis auf einem guten Weg 
ist, wird auch durch die bundesweiten 
Prämierungen „Vorbildliche Strategien 
kommunaler Suchtvorbeugung“ deut-
lich. Die Bundesdrogenbeauftragte, das 
Bundesgesundheitministerium und die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung hatten den Landkreis Esslingen 
2002, 2004, 2006 und 2013 bei insge-
samt sieben Wettbewerben als einzigen 
Landkreis vier Mal bundesweit und auch 
mit dem höchsten Preis für die Land-
kreise ausgezeichnet. Bewertet wurden 
die vorbildliche Vernetzung, die Konzepte 
in der Alkohol- und Tabakprävention und 
die Ansätze in der kommunalen Alkohol-
missbrauchsprävention.
Seit 2008 wurde von Seiten des Sozial
ministeriums an die Stelle der Beauf
tragten für Suchtprophylaxe auch die 
Aufgabe der Kommunalen Suchtbeauf-
tragten geknüpft. Der Aktionskreis 

Vielfältige Kooperationen

Über die letzten 25 Jahre ist land- 
kreisweit eine gute Abstimmung und 
Kooperation mit allen Akteuren auf dem 
Gebiet der Suchtprophylaxe gelungen.  
Es gibt eine enge Zusammenarbeit  
mit den Suchtberatungsstellen und der 
Jugend- und Drogenberatung, mit der 
polizeilichen Prävention und den schu-
lischen Präventionsbeauftragten. Spon-
soren und Förderer können gewonnen 
und damit viele Projekte und Maßnah-
men umgesetzt werden. Jährlich werden 
ca. 50 000 Euro eingeworben. Hier sind 
die intensive Unterstützung der Kreis-
sparkasse Esslingen-Nürtingen und der 
AOK Neckar-Fils hervorzuheben. Immer 
wieder fließen Projektmittel von Sozial- 
und Innenministerium für die Entwick-
lung und Erprobung umfassender Mo-
dellprojekte in den Landkreis.
Dabei wird mit einem breiten Fortbil-
dungsangebot auf Multiplikatorenschu-
lung gesetzt. Junge Menschen werden 
als „Peers“ und Erwachsene als „Volun-
teers“ für die Mitarbeit geworben. Ehe-
malige Betroffene werden in Projekte 
einbezogen. Fachkräfte werden gewon-
nen für die Mitarbeit im Referentenpool, 
der Workshops mit Jugendlichen zu The-
men der Suchtvorbeugung in Schulen 
und Jugendarbeit umsetzt. Damit kann 
die Suchtvorbeugung viele Kinder, Ju-
gendliche und Erwachsene in der Präven-

Bühnenprogramm bei der Jubiläumsveranstaltung, mitgestaltet von der Theatergruppe der Wilden Bühne e. V.
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Information aller interessierten Bürger 
für ein möglichst langes und selbst
bestimmtes Leben in der eigenen Häus-
lichkeit.
In der Musterwohnung „BEATE“ in 
Schwenningen wurde im Mai 2017  
der Startschuss für das landkreisüber
greifende Beratungszentrum mit einer 
großen Eröffnungsfeier gegeben. Die 
drei Landräte Sven Hinterseh (Schwarz-
wald-Baar-Kreis), Wolf-Rüdiger Michel 
(Rottweil) und Stefan Bär (Tuttlingen) 
brachten bei der Eröffnung zum Aus-
druck, wie wertvoll diese interkom
munale Zusammenarbeit für jeden ein-
zelnen Landkreis sei. Zum Programm 
gehörte nicht nur ein Rundgang durch 
die Musterwohnung, der zum Anschauen 
und Ausprobieren der dort ausgestellten 
Produkte einlädt, sondern auch die Vor-
führung neuer technischer Hilfsmittel. 
Für Stimmung zwischen den Reden und 
Grußworten der Landräte, des Sozial
dezernenten des Schwarzwald-Baar-
Kreises Jürgen Stach, Herrn Dr. Andreas 
Marg, der den Förderbescheid über-
reichte und dem Hausherrn Siegfried 
Kärcher, Rektor der Gewerbeschule, 
sorgte der Seniorenchor des Bürger-
heims Schwenningen unter der Leitung 
von Beate Gschlecht. So wurde kräftig 
mitgesungen, als „Meine Oma fährt im 
Hühnerstall Motorrad“ ertönte.

Schwarzwald-Baar-Kreis ambulant ge-
pflegt werden. Mit einer an die indivi
duellen Bedürfnisse angepassten Gestal-
tung der eigenen Wohnung kann das 
Wohnen im Alter oder bei einer Pflege
bedürftigkeit selbstbestimmter und an-
genehmer gestaltet werden. Es gibt eine 
rege Nachfrage nach alltagstauglicher 
Unterstützung rund um das Thema Woh-
nen im Alter.
Hilfestellung durch eine individuelle  
und kostenlose Beratung wird jetzt noch 
flächendeckender. 
2011 wurde im Landratsamt Schwarz-
wald-Baar-Kreis die Beratungsstelle 
„Alter & Technik“, die rund um dieses 
Thema, das Wohnen im Alter und in  
der Pflege, informiert, ins Leben gerufen. 
Die Beratungsstelle ist im Sachgebiet 
Hilfe zur Pflege unter der Leitung von 
Jürgen Schweizer angesiedelt. Im Mai 
2017 wurde die Beratungsstelle „Alter  
& Technik“ zu einem interkommuna- 
len Beratungszentrum weiterentwickelt, 
indem sich die Landkreise Rottweil  
und Tuttlingen mit jeweils eigenen Be
ratungsstellen anschlossen. Das Bera-
tungszentrum steht unter der Koordi
nation von Frau Katja Porsch, die bisher 
die Beratungsstelle „Alter & Technik“  
im Schwarzwald-Baar-Kreis leitete. Ziel 
aller drei Beratungsstellen ist die flä-
chendeckende, neutrale und kostenlose 

gute Entwicklungsbedingungen zu er-
möglichen und allen Betroffenen bei Pro-
blemlagen frühzeitig Hilfen anzubieten.
Katharina Kiewel ist für die Zukunft zu-
versichtlich: „Es sind viele Unterstützer 
und Förderer, die es dem Landkreis mög-
lich machen, diese große Aufgabe finan-
ziell und personell zu schultern. Als Land-
kreis stellt sich auch die Aufgabe der 
Aufrechterhaltung des umfassenden Be-
ratungs- und Unterstützungsangebotes 
in der Suchtvorbeugung und Suchthilfe 
gerade auch in Zeiten engerer finan
zieller Ressourcen und aktueller sozialer 
Problemlagen. Dafür werden wir uns 
einsetzen“, bekräftigte sie. 
Im Maßnahmenbündel der Suchtprä
vention, das sowohl an den strukturellen 
Verhältnissen als auch am individuellen 
Verhalten ansetze, sei auch das nächt-
liche Verkaufsverbot eine wichtige Maß-
nahme, die das Ziel des Gesetzes –  
den Schutz der Bevölkerung vor alkohol-
bedingten Gesundheitsgefahren – wir-
kungsvoll unterstütze. Das nächtliche 
Alkoholverkaufsverbot fördere durch  
die Aussage, dass Alkohol nicht immer 
und überall verfügbar ist, einen kri-
tischen und verantwortungsbewussten 
Umgang mit Alkohol. Das nächtliche 
Verkaufsverbot trage damit zur Ver
meidung von schädlichem Alkohol
konsum bei und sollte erhalten werden, 
betont Katharina Kiewel. Die Städte und 
Landkreise, wie auch die Kommunalen 
Suchtbeauftragten/Beauftragten für 
Suchtprophylaxe, haben deshalb ent-
sprechende fachliche Stellungnahmen 
beim Land eingereicht.

Bahn frei für gemeinsames 
Beratungszentrum „Alter & 

Technik“ der Landkreise 
Schwarzwald-Baar-Kreis, 
Rottweil und Tuttlingen

Menschen wollen möglichst lange in  
den eigenen vier Wänden bleiben. Dieser 
Wunsch wird deutlich, wenn betrachtet 
wird, dass ca. 4000 Menschen im 

Beim Auftritt des Seniorenchors des Bürgerheims Schwenningen singen Vertreter aller drei Landkreise 
begeistert mit.



Nachrichten

303

gation gehörten der ehemalige Landrat 
Dr. Volker Watzka, die Sprecher der Frak
tionen im Kreistag Stefan Bilharz (Grüne), 
Pia Lach (SPD), Joachim Saar (CDU) und 
Fritz Schlotter (Freie Wähler), Landrat 
Hanno Hurth zum Teil mit Ehepartnern, 
der ehemalige Kreisrat Helmut Reibold 
und Silke Tebel-Haas aus der Europa-  
und Pressestelle des Landratsamtes. Auf 
dem gemeinsam von den Verwaltungen 
in Emmendingen und Drom Hasharon 
erstellten Programm standen u. a. Be-
suche einer Schule, einer Kläranlage  
und einer landwirtschaftlichen Anlage. 
Vergleichbare Einrichtungen wurden im 
vergangenen Jahr von der israelischen 
Gruppe im Landkreis besichtigt. An 
einem Abend erzählten Nachfahren jü-
discher Einwanderer von den Schwierig-
keiten nach der Vertreibung aus Europa 
und von ihren ersten Jahren in Israel.
Ebenfalls wurden viele politische Ge-
spräche geführt: U. a. mit der stellvertre-
tenden deutschen Botschafterin in Tel 
Aviv, dem Leiter der Konrad-Adenauer-
stiftung in Jerusalem, dem Caritas Baby 
Hospital in Bethlehem und mit Daoud 
Nassar vom Friedensprojekt „Tent of 
Nation“ im Westjordanland über die 
Lage in Israel und Palästina. 
Drei Nächte verbrachte die Delegation 
im evangelischen Schulzentrum Talitha 
Kumi in Bait Dschala im palästinensi
schen Autonomiegebiet. In Talitha Kumi 
werden derzeit ungefähr 900 Schüler 

Delegation des Kreistages 
Landkreis Emmendingen 

besuchte Partnerlandkreis 
Drom Hasharon in Israel – 

Gespräche und 
Besichtigungen festigen  

die Freundschaft

Nachdem im vergangenen Jahr Gäste 
aus Israel im Badischen weilten, besuchte 
Anfang September eine Delegation des 
Landkreises Emmendingen den israe-
lischen Partnerlandkreis Drom Hasharon.
Zu der zwölf Personen zählenden Dele-

Gefördert wird das neue Zentrum durch 
Landesmittel in Höhe von 210 000 Euro. 
Herr Dr. Andreas Marg vom Ministerium 
für Soziales und Integration Baden- 
Württemberg betonte bei der Übergabe 
des Förderbescheids die Leuchtturm-
funktion dieser bisher einmaligen land-
kreisübergreifenden Kooperation, die 
beispielgebend für ähnliche Projekte sei. 
In der Beratungsstelle „Alter & Technik“ 
Schwarzwald-Baar-Kreis ist seit März 
2017 Frau Maren Koffler (Tel.: 0 77 21/ 
9 13-70 74) für interessierte Bürger zu-
ständig.
Bürger aus dem Landkreis Rottweil kön-
nen sich seit dem 1. Juni 2017 an Herrn 
Florian Buschle (Tel.: 07 41/2 44-81 61), Be-
ratungsstelle „Alter & Technik“ Rottweil 
wenden.
Seit dem 1. September 2017 ist Frau Ulrike 
Betzler (Tel.: 0 74 61/9 26-46 20), Bera-
tungsstelle „Alter & Technik“ Tuttlingen 
für die Bürger des Landkreises Tuttlingen 
zuständig.

Von links: Andreas Marg (Ministerium für Soziales und Integration Baden-Württemberg),  
Wolf-Rüdiger Michel (Landrat Rottweil), Katja Porsch (Teamleitung Beratungszentrum „Alter & Technik“), 
Stefan Bär (Landrat Tuttlingen), Sven Hinterseh (Landrat Schwarzwald-Baar-Kreis)

Besuch aus Deutschland: Die Delegation aus Emmendingen mit den israelischen Partnern vor dem 
Verwaltungsgebäude des Landkreises Drom Hasharon in Israel mit (vordere Reihe, 4. bis 6. von links)  
Dr. Volker Watzka, Landrat Moti Delgo aus Drom Hasharon und dem Emmendinger Landrat Hanno Hurth
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Lego-Figuren spannende Kurzfilme im 
Unterricht erstellen kann. 
Unterstützt wird das Projekt vom Staat
lichen Schulamt und der Regionalen 
Lehrerfortbildung. Sabine Hagenmüller- 
Gehring, Leiterin des Staatlichen Schul-
amts Backnang, freut sich über die Zu-
sammenarbeit: „Die Unterstützung, die 
das am Kreismedienzentrum verortete 
Mobile Device Management gewährt, 
erleichtert diesen Schulen, die personell 
einfach weniger Möglichkeiten als große 
Schulen haben, den Einsatz von Tablet- 
Geräten zu realisieren. Ich möchte dieses 
Projekt deshalb als eine wirklich große 
Chance für unsere Schulen bezeichnen.“ 
Die Kreissparkassenstiftung fördert das 
Projekt mit insgesamt 22 000 Euro. 
Damit übernimmt die Stiftung die Kos
ten für Server und Software sowie für 
einen Schulungskoffer mit Tablets. Dr. 
Timo John, Geschäftsführer der Kreis-
sparkassenstiftung, ist von dem Projekt 
überzeugt: „Als Stiftung sind wir immer 
bemüht, kreisweit angelegte Schulpro-
jekte zu fördern. Gerne hat der Stiftungs-
vorstand hier eine Anschubfinanzierung 
bewilligt. Das Projekt ist innovativ, 
nachhaltig und befördert unter anderem 
die Digitalisierung an unseren Schulen 
im Rems-Murr-Kreis.“ Dem stimmt auch 
Landrat Dr. Sigel zu: „Mit der großzügigen 
Unterstützung der Kreissparkassen
stiftung können wir das Projekt in dieser 
Größe umsetzen und einen großen 
Schritt in die richtige Richtung machen 
– dafür möchte ich danke sagen“, so der 
Rems-Murr-Landrat. „Aber wir müssen 
auch weiterhin am Ball bleiben, vorraus-
schauend agieren und die Digitalisie-
rung an unseren Schulen unterstützen.“
Das Projekt der Vernetzung von Schul-
Tablets hat eine Laufzeit von drei Jahren 
und ist bereits seit Januar mit intensiven 
technischen Vorbereitungen im Hinter-
grund gestartet. Für den Projektzeitraum 
sollen in einem ersten Schritt circa zehn 
Pilotschulen an das zentrale System 
angebunden werden. Dies entspräche 
zunächst ungefähr 250 – 300 Tablets, die 
das Kreismedienzentrum als Kompe-

Einsatz und entsprechende Projekte an 
Schulen im Rems-Murr-Kreis haben eine 
starke Nachfrage, auch in unserer Bera-
tungs- und Dienstleistungstätigkeit als 
Kreismedienzentrum“, sagt Ralf Nent-
wich, Gesamtleitung des Kreismedien-
zentrums Rems-Murr. Mit der Einfüh-
rung der neuen Bildungspläne 2016 hält 
dieses Thema verstärkt Einzug in den 
Klassenzimmern. „Digitalisierung ist in 
unseren Schulen längst ein wichtigstes 
Thema. Bund und Land haben das Ende 
der Kreidezeit eingeläutet – da müssen 
wir dran bleiben“, betont auch Landrat 
Dr. Sigel jüngst bei einem Pressetermin 
zur Vorstellung des neuen Tablet-Pro-
jekts im Kreismedienzentrum.
Derzeit sind vor allem Allgemeinschu- 
len auf dem Weg, Tablet-Koffer, Tablet- 
Klassen und Tablet-Projekte zu reali
sieren. Dabei stellt sich an allen Schul
arten die Frage der Verwaltung und 
Einbindung in das schulische Netzwerk. 
Hier setzt das Projekt an: Mit einem 
zentral am Kreismedienzentrum Rems-
Murr verorteten Server will das Kreis
medienzentrum die Schulen im Kreis 
beim Einsatz von Tablets und deren Ad-
ministration (Mobile Device Manage-
ment (MDM)) unterstützen. Ein gemein-
samer MDM-Server speziell für den 
schulischen Bereich im Rems-Murr-Kreis 
bietet gerade für kleine Schulen große 
administrative Erleichterungen, redu-
ziert die Kosten und ist in dieser Form 
noch einmalig in Baden-Württemberg. 
Bei einem Pressetermin im Kreisme
dienzentrum zeigten die Pilotschulen 
bei einem „Markt der Möglichkeiten“, 
wie die Tablets im Unterricht eingesetzt 
werden können. Eine Schülergruppe des 
Gustav-Stresemann-Gymnasiums Fell-
bach führte mit drei Freiwilligen bei-
spielsweise ein Quiz auf der Lernplatt-
form Kahoot durch und zeigte damit, 
wie die Schüler mithilfe der Tablets 
spielerisch lernen können. Friedemann 
Ilg, Berater und Pilotschulbetreuer der 
Auberlen-Realschule Fellbach, führte 
hingegen vor, wie man mit der 
iStopMotion-App und herkömmlichen 

vom Kindergarten bis zur zwölften Klasse 
unterrichtet. Jeweils im Herbst besuchen 
sieben Schülerinnen und Schüler aus 
Talitha Kumi, parallel mit sieben israe-
lischen Jugendlichen aus Drom Hasha
ron Emmendinger Schüler der gewerb-
lichen Berufsschulen GHSE.
„Die Fahrt soll uns ermöglichen, die Kon-
takte zu den israelischen Freunden und 
Kollegen zu vertiefen und die Partner-
schaft zu festigen“, sagte Landrat Hanno 
Hurth beim offiziellen Abend im Kul-
turzentrum in Drom Hasharon. Und sein 
israelischer Kollege Moti Delgo betont, 
„dass der Freundschaftsbund zwischen 
den zwei Landkreisen aufgrund des 
historischen Hintergrundes eine beson-
dere Bedeutung für den Kontakt zwi-
schen beiden Völkern hat.“
Im September 2008 wurde die Partner-
schaft zwischen dem Landkreis Emmen-
dingen und dem Regional Council Drom 
Hasharon offiziell besiegelt. Die Ver-
schwisterung von Drom Hasharon und 
dem Landkreis Emmendingen ist eine 
von insgesamt vier Landkreis-Partner-
schaften (neben Esslingen, Karlsruhe 
und Ludwigsburg) in Baden-Württem-
berg. Der Regional Council Drom Ha
sharon befindet sich 30 Fahrminuten 
nordöstlich von Tel Aviv und zählt in sei-
nen 31 Siedlungen rund 30 500 Einwoh-
ner auf einer Fläche von 95 Quadratkilo-
metern.

Der Rems-Murr-Kreis  
als Impulsgeber:  

Kreismedienzentrum stellt 
zentrale Vernetzung  
von Schul-Tablets vor 

Mit der Förderung von 22 000 Euro  
der Kreissparkassenstiftung wird der  

Digitalisierung an den Schulen  
im Kreis Schubkraft verliehen –  

Vernetzung in dieser Form 
 landesweit noch einmalig

Tablets haben sich inzwischen zu einem 
bewährten Lehr- und Lernwerkzeug im 
schulischen Umfeld entwickelt. „Tablet- 
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planung erstellt werden kann. Ziel ist es, 
wenn die Kosten dann genauer festste-
hen, in einer Vereinbarung zwischen 
Deutschland und der Schweiz zu regeln, 
wie der Bau umgesetzt und mit welchen 
Leistungen auf der Strecke zukünftig ge-
fahren wird. 
Landrat Dr. Martin Kistler betonte in 
seiner Ansprache, dass heute ein beson-
derer Tag für die grenzüberschreitende 
Region am Hochrhein sei und die Region 
dem Ziel, durchgängig elektrische und 
umweltfreundliche Züge zukünftig am 
Hochrhein und bis nach Konstanz zu 
führen, einen guten Schritt nähergekom-
men sei. Die Vertragsunterzeichnung 
wurde dadurch begünstigt, dass aus  
dem Interreg-Programm „Alpenrhein-
Bodensee-Hochrhein“ fünf Millionen 
Euro an Förderung bereitgestellt wurden, 
um das Projekt zu unterstützen. 
Die Elektrifizierung der Hochrhein- 
strecke stellt ein zentrales Projekt zur 
nachhaltigen Optimierung des Schie-
nennahverkehrs in Baden-Württemberg 
mit erheblicher grenzüberschreitender 
Bedeutung zur Schweiz sowie Bedeu-
tung für die Verkehre zwischen den Kan-
tonen Basel, Schaffhausen und Aargau 
über deutsches Gebiet dar. Deshalb sind 
auch die Agglomeration Basel und der 

aufgrund eines Vertrages mit dem Land 
Baden-Württemberg betrieben. Seit 
einigen Jahren ist es Ziel, diese Strecke 
zukünftig zusammen mit den Schweizer 
Partnern zu elektrifizieren, damit in eini-
gen Jahren keine „Dieselinsel“ im Grenz-
gebiet zur Schweiz mehr besteht.
Bereits in der Vergangenheit wurden 
Vereinbarungen zwischen der Bahn, dem 
Land Baden-Württemberg, den Land
kreisen Waldshut und Lörrach sowie den 
Kantonen Basel-Stadt und Schaffhausen 
zusammen mit dem Bundesamt für 
Verkehr, Bern, getroffen mit dem Ziel, die 
Elektrifizierung anzugehen, gemeinsam 
umzusetzen und unter Beteiligung der 
deutschen und Schweizer Seite zu finan-
zieren. Alle Beteiligten sind sich einig, 
dass die Elektrifizierung umgesetzt wer-
den muss, insbesondere auch deshalb, 
damit mit neuem Zugmaterial den Nut-
zern ein Angebot offeriert werden kann, 
welches zukunftsfähig ist und den An-
sprüchen, die heutzutage an einen guten 
Schienen-Personen-Nahverkehr gestellt 
werden, erfüllt. 
Mit der Vertragsunterzeichnung am  
6. September 2017 nimmt die Elektrifi
zierung der Hochrheinstrecke mit dieser 
Planungsvereinbarung weiter Fahrt auf, 
damit die Entwurfs- und Genehmigungs-

tenzzentrum für den Einsatz von Tablets 
zentral verwalten würde. Fest eingebun-
den sind derzeit schon das Remstal-Gym-
nasium Weinstadt, das Gustav-Strese-
mann-Gymnasium Fellbach und die 
Rumold-Realschule in Kernen. Während 
des Projektzeitraums werden noch 
weitere Schulen, wie beispielsweise die 
Gewerbliche Schule Backnang oder das 
Salier Gymnasium Waiblingen an den 
MDM-Server angeschlossen. Das Kreis-
medienzentrum bietet hier nicht nur 
eine technische Lösung zur Administra-
tion der Tablets an, sondern vielmehr ein 
breites Unterstützungssystem für die 
Schulen. So werden Administratoren an 
den Schulen in der Bedienung der MDM 
fortgebildet und geschult. 
Sollte das Projekt in den nächsten Jahren 
guten Anklang finden, könnten mit 
vergleichsweise geringem technischem 
Aufwand alle Schulen im Rems-Murr-
Kreis darin eingegliedert werden. Als Im-
pulsgeber ist das Kreismedienzentrum 
im Medienzentrenverbund Baden-Würt
temberg eng mit anderen Tablet-Kompe-
tenzzentren in Baden-Württemberg ver-
netzt und profitiert von einem intensiven 
Erfahrungsaustausch untereinander.

Finanzierungsvereinbarung 
Entwurfs- und 

Genehmigungsplanung  
für die Elektrifizierung  
der Hochrheinstrecke  
unter Dach und Fach 

Am 6. September 2017 trafen sich Ver
treter des Landes Baden-Württemberg, 
der Landkreise Waldshut und Lörrach, 
des Kantons Basel-Stadt und der Deut-
schen Bahn im badischen Laufenburg  
zur Vertragsunterzeichnung. Damit ist 
die Finanzierungsvereinbarung zur Ent-
wurfs- und Genehmigungsplanung für 
die Elektrifizierung der Hochrheinstrecke 
beschlossene Sache.
Die Hochrheinstrecke zwischen Basel 
und Erzingen/Baden wird derzeit noch 
im Dieselbetrieb von der DB Regio 

Vordere Reihe von links nach rechts: Ministerialdirektor Uwe Lahl, Verkehrsministerium  
Baden-Württemberg, Landrat Dr. Martin Kistler, DB Netz-Vorstand Dirk Rompf. Hintere Reihe von links:  
der Lörracher Erste Landesbeamte Ulrich Hoehler, der Tübinger Regierungsvizepräsident Utz Remlinger,  
der Schaffhauser Regierungsrat Martin Kessler, Antje Hammer vom Basler Verkehrsdepartement und  
Regionalverbandsdirektor Karl-Heinz Hoffmann
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Akzeptanz für Asylsuchende durch 
Arbeit und Ausbildung“. Dieses unter-
stützt Flüchtlinge auf dem Weg in 
Arbeit und Ausbildung durch ein Bera-
tungsangebot und das Herstellen von 
Kontakten zu Arbeitgebern und Hel-
ferkreisen.

● � Hermine Nowottnick, vom Landrats
amt Ostalbkreis, stellte das Projekt ZU-
KUNFT vor, in dem Bildungsbegleiter 
an beruflichen Schulen zum Einsatz 
kommen, um bei Schülern mit in
tensivem zusätzlichem Förderbedarf 
die Chancen auf einen erfolgreichen 
Übergang zu erhöhen.

Anlässlich des Fachgesprächs erschien 
eine bilinguale Broschüre mit zahl-
reichen Förderbeispielen aus fünf EU-För-
derprogrammen und Anmerkungen der 
baden-württembergischen Kommunen 
zur Zukunft der EU-Förderung von 
Integrationsprojekten. Die Broschüre 
kann unter der Adresse 
https://www.europabuero-bw.de/sites/
default/files/buchanhang/Brosch%C3% 
BCre%20zur%20EU-F%C3%B6rderung% 
20der%20Integration_final.pdf
abgerufen werden.

ber 2017 ein Fachgespräch in Brüssel.  
Der Fokus richtete sich dabei auf das 
Thema „Die EU und die Förderung der In-
tegration von Migranten – was läuft gut, 
wo besteht Optimierungspotential?“. 
Im Vorfeld der Veranstaltung betonte  
der Präsident des Landkreistags Baden- 
Württemberg, Landrat Joachim Walter, 
dass die Integration von Migranten zwar 
eine gesamteuropäische Aufgabe sei, 
diese aber in der Praxis in allererster Linie 
von den Kommunen geschultert werde. 
Im Fachgespräch beleuchteten Vertreter 
aller politischen Ebenen die EU-Förder-
möglichkeiten für die Integration von 
Migranten und Unionsbürgern und dis-
kutierten Impulse für die nächste För
derperiode ab 2021. 
Darüber hinaus boten Praktiker Einblicke 
in verschiedenste Integrationsprojekte, 
die durch die unterschiedlichen EU-För-
derprogramme finanziert werden. Ge-
zeigt wurden unter anderem Projekte, 
die mit ESF-Mitteln des Landes Baden- 
Württemberg gefördert wurden:

● � Für den Landkreis Breisgau-Hoch-
schwarzwald, präsentierte der Caritas-
verband das Projekt „A5 – Achtung und 

Regionalverband Bodensee-Hochrhein 
und der Kanton Schaffhausen am Projekt 
beteiligt. 
Über den infrastrukturellen Effekt hinaus 
hat die Elektrifizierung herausragende 
Bedeutung. Sie eröffnet Synergien und 
fördert die Entwicklungsmöglichkeiten 
der verbundenen Regionen und Kantone 
sowie der Kommunen entlang der 
Strecke. Attraktive Durchbindungen im 
grenzüberschreitenden Schienenverkehr 
werden möglich. Das Projekt setzt ein 
wichtiges Zeichen für die grenzüber-
schreitende Entwicklung und wirkt über 
den unmittelbaren Grenzraum hinaus. 
Die Entwurfs- und Genehmigungspla-
nung muss zukünftig so begleitet wer-
den, dass mit der Fertigstellung dieser 
Entwurfs- und Genehmigungsplanung 
auch die Finanzierung für den Bau und 
das weitere Vorgehen hinsichtlich des 
Betriebs vereinbart bzw. klar umrissen 
ist. Die Maßnahme soll in Verbindung 
mit dem Bundesgemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz (BGVFG) dann finan-
ziert werden, zwischen den deutschen 
und schweizerischen Partnern ist ein 
Modus zu finden, wie die Gesamt
finanzierung sichergestellt werden kann. 
Bisher steht ein Betrag von 160 Mio. Euro  
an Investitionskosten im Raum. Dieser 
wird in Verbindung mit der Entwurfs- 
und Genehmigungsplanung weiter 
konkretisiert, so dass in der Folge die 
gemeinsame Finanzierung festgelegt 
werden kann.

Fachgespräch zur  
EU-Förderung von  

Integrationsprojekten  
in Brüssel 

Als Beitrag zur Debatte zur Zukunft  
der EU-Finanzen organisierten das Euro-
pabüro der baden-württembergischen 
Kommunen, das Europabüro des Deut-
schen Städte- und Gemeindebunds 
(DStGB) und die EU-Vertretung der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege (BAGFW) am 9. Okto-
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habe ich zum Arbeitsmarkt? Wie funktio-
niert das deutsche Schulsystem? Und 
wie funktioniert das eigentlich mit der 
deutschen Abfalltrennung? 
Die Integreat-App für den Landkreis Hei-
denheim soll allen Neuzugewanderten 
helfen, zügig Antworten auf diese und 
weitere Fragen zu finden. Abgedeckt 
werden unter anderem die Bereiche 
Sprache, Gesundheit, Alltag und Freizeit, 
Familie sowie Arbeit und Bildung. Auch 
ein lokaler Veranstaltungskalender und 
eine Schnittstelle zu der Lehrstellenbörse 
der Handwerkskammer wurden inte-
griert. „Mit der Integreat-App haben wir 
eine weitere Möglichkeit, die Menschen 
mit Flucht- oder Migrationshintergrund 
bei uns im Landkreis Heidenheim zu 
unterstützen und so die Integration zu 
fördern – gleichzeitig wurde eine weitere 
Entwicklungsmaßnahme aus unserem 
dieses Jahr fertiggestellten Integrations-
konzept erfolgreich umgesetzt“, so Land-
rat Thomas Reinhardt. Dass die Inhalte 
natürlich nicht nur in der deutschen 
Sprache zur Verfügung stünden, sei klar. 
Dementsprechend können alle Infos 
auch auf Arabisch, Englisch und Farsi 
abgerufen werden.
Erarbeitet wurden die landkreisspezifi
schen Inhalte für die von der Tür an  

Weitere Gesprächspunkte waren die 
Neuausweisung zentralörtlicher Funk
tionen in Bayern, der Austausch über 
geplante Maßnahmen im Hochwasser-
schutz sowie die Chancen der Auszeich
nung der Schwäbischen Eiszeithöhlen 
als UNESCO-Welterbe.

Integration per Smartphone: 
Landkreis Heidenheim hat 

Integreat-App gestartet

Integreat-App für den Landkreis 
Heidenheim: Als erste Kommune in 
Baden-Württemberg hat der Landkreis 
Heidenheim im Herbst einen digitalen 
mehrsprachigen und mobilen Alltags
lotsen für Neuzugewanderte auf den 
Weg gebracht.
Mehr als 19 000 ausländische Staats
angehörige aus 122 unterschiedlichen 
Ländern leben im Landkreis Heidenheim, 
darunter über 2000 Geflüchtete, die seit 
2015 im Landkreis Heidenheim Schutz 
gefunden haben. Für viele Neuzugewan-
derte stellt die erste Orientierung im 
Landkreis eine besondere Herausforde-
rung dar: Wann und wo beginnt der 
nächste Sprachkurs? Zu welcher Auslän-
derbehörde muss ich? Welchen Zugang 

Grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit der 

Landkreise Alb-Donau, 
Dillingen, Donau-Ries, 

Günzburg, Heidenheim, 
Ostalbkreis und Neu-Ulm – 

Arbeitsgespräch der Landräte 
aus Baden-Württemberg  
und Bayern in Ellwangen

Auf Einladung von Landrat Klaus Pavel 
haben sich die Landräte Heiner Scheffold 
(Alb-Donau-Kreis), Leo Schrell (Dillingen), 
Stefan Rößle (Donau-Ries), Hubert Haf-
ner (Günzburg), Thomas Reinhardt (Hei-
denheim) und Thorsten Freudenberger 
(Neu-Ulm) am 12. September 2017 in Ell-
wangen-Neunheim zu einem Arbeits
gespräch getroffen, um sich über grenz
überschreitende Themen der Landkreise 
auszutauschen.
Wichtiges Thema war die Gesundheits-
versorgung in den Landkreisen. Neben 
der Sicherstellung der ambulanten 
Versorgung und der zunehmenden Pro-
blematik der Nachfolge bei Haus- und 
Fachärzten stand die stationäre medizi-
nische Versorgung im Fokus der Landräte. 
Insbesondere die Finanzierung der Kli-
niken bereitet in allen sieben Landkrei-
sen große Sorge. Die Landräte fordern 
von der Bundesregierung eine volle Fi-
nanzierung aller klinischen Angebote im 
Bereich der Grund- und Regelversorgung. 
Aber auch die Notfallaufnahmen tragen 
durch eine zu geringe pauschale Behand-
lungsvergütung zur schwierigen wirt-
schaftlichen Situation der Krankenhäu-
ser bei und bedürfen – gerade bei dem 
ständig wachsenden Patientenaufkom-
men – eine auskömmliche Finanzierung, 
sind sich die Landräte einig.
Die Landräte Leo Schrell und Hubert 
Hafner berichteten über die erfolgreiche 
Arbeit von Donautal-Aktiv, einem Regio-
nalentwicklungsverein, der sich die För-
derung und Erhaltung der nachhaltigen 
Entwicklung, der natürlichen Lebens-
grundlagen und der Identität der Bevöl-
kerung mit dem Schwäbischen Donautal 
auf die Fahnen geschrieben hat.

Von links nach rechts: Die Landräte Thomas Reinhardt, Stefan Rößle, Hubert Hafner, Leo Schrell,  
Heiner Scheffold, Thorsten Freudenberger und Klaus Pavel
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mit Studierenden und Forschern der TU 
München vor rund zwei Jahren ent
wickelte App werde inzwischen von 29 
Städten und Landkreisen in Deutschland 
genutzt, so Fritjof Knier, Projektmanager 
der Tür an Tür Digital Factory gGmbH.  
Er freue sich, dass mit dem Kreis Hei
denheim der erste Nutzer in Baden- 
Württemberg mit Integreat eine Hilfe-
stellung für Asylsuchende und Migranten 
biete. 
Die App für das Smartphone kann kos
tenlos für IOS und Android heruntergela-
den werden. Hier geht es zur Integreat 
Web-App für den Landkreis Heidenheim:
https://web.integreat-app.de/ 
lkheidenheim/de.

Neues Controlling-System im 
Landratsamt Ravensburg – 

Bessere Prognosen, 
effektiveres Controlling  

und mehr dezentrale  
Finanzverantwortung 

Das Landratsamt Ravensburg hat den 
Geschäftsprozess, mit dem es bisher 
seinen Finanzbericht erstellt hat, grund-
legend geändert und optimiert. Ein 
neues Controlling-Instrument bietet 
künftig drei wesentliche Vorteile gegen-
über dem bisherigen Verfahren: Verbes-
serte Prognosen, ein effektiveres unter-
jähriges Controlling und eine Stärkung 
der dezentralen Finanzverantwortung. 
Damit nutze das Landratsamt als eine 
der ersten Behörden in Baden-Württem-
berg das Führungsinformationssystem 
ProFIS für den Controlling-Bericht, wie 
die Kreisverwaltung mitteilt. 
Bisher hatte das Haushaltsteam der 
Finanzverwaltung lediglich die we
sentlichen Finanzpositionen in SAP zum 
Berichtszeitpunkt ausgewertet und auf-
bereitete Übersichten an die verantwort-
lichen Dezernate weitergeleitet für  
die Einschätzung der Entwicklung bis 
zum Jahresende. In diesen Übersichten 
blieben kleinere Haushaltspositionen 
unberücksichtigt, was ein Prognose-

App eine zeit- und ortsunabhängige Info-
quelle und ohne mobile Datenflatrate 
oder W-LAN zugänglich. Doch auch wer 
kein Smartphone besitzt hat Zugriff auf 
die Inhalte: Durch einen Webzugang 
kann die App über jeden Browser genutzt 
werden. Und das natürlich nicht nur  
von Neuzugezogenen. „Auch für die vie-
len Ehrenamtlichen in der Geflüchteten-
hilfe und selbst für Hauptamtliche birgt 
die App wichtige Infos“, so Projektleiter 
Frank Neubert. Ein Vorteil der App sei 
auch, dass Änderungen sehr schnell ein-
gepflegt werden können – so können 
ganz niederschwellig immer topaktuelle 
Informationen für die Nutzer geboten 
werden. 
Dass die App gut angenommen wird, 
zeigt sich bereits in anderen Kommunen, 
die Integreat nutzen. Und das sind 
zwischenzeitlich einige. Die gemeinsam 

Tür Digital Factory gGmbH entwickelten 
App in rund einem halben Jahr von  
einer Projektgruppe aus Mitarbeitern  
der Landkreisverwaltung, der Agentur 
für Arbeit, des Jobcenters und der AWO 
Heidenheim unter Leitung von Frank 
Neubert, Bildungskoordinator im Land-
kreis Heidenheim. Dass mit der App 
zahlreiche Geflüchtete ebenso wie 
EU-Migranten oder auch andere Neu-
zugezogene erreicht werden können, 
steht für alle Beteiligten außer Frage. 
„Wie wir aus Erfahrung wissen, besitzen 
die meisten Geflüchteten und Migranten 
ein Smartphone – schon um den Kontakt 
mit Familie und Freunden in ihren 
Herkunftsländern zu halten. Eine Da-
ten-Flatrate dagegen ist keineswegs 
Standard, weswegen die Inhalte der Inte-
great-App auch offline zugänglich sind“, 
betont Landrat Reinhardt. Somit ist die 

Unter Anleitung von Bildungskoordinator Frank Neubert (von rechts) testete Ursula Rödner-Delling  
(Netzwerksprecherin der Ehrenamtlichen in der Flüchtlingshilfe im Landkreis Heidenheim)  
die Integreat-App. Landrat Thomas Reinhardt holte bei Khosrow Rezaei und Mustafa Hossamo  
gleich den ersten Erfahrungsbericht ein, wie die App bei den Geflüchteten ankommt.
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zurechtzufinden, und bietet Informati-
onen für alle Phasen des lebenslangen 
Lernens von der frühkindlichen Bildung 
bis hin zur Seniorenbildung“, erläutert 
Hermine Nowottnick, Leiterin des Bil-
dungsbüros Ostalb.
Neben den Kindertagesstätten, den 
Schulen, den Hochschulen, den Musik- 
und Kunstschulen, den Volkshochschu-
len, den Bibliotheken und Museen sind 
auch die Vereine sowie die Angebote  
der Kinder- und Jugendarbeit im Portal 
vertreten. Darüber hinaus findet sich  
ein umfangreicher Überblick über Bera-
tungs- und Unterstützungsangebote. 
Insbesondere für den Übergang von der 
Schule in den Beruf sind nun vielfältige 
Projekte und Maßnahmen aufgeführt. 
Dazu zählen Projekte zur Berufsorien
tierung an allgemein bildenden Schulen 
wie die Projekte ZUKUNFT und ZU-
KUNFTNEU, aber auch außerschulische 
Angebote, Lehrstellen- und Jobbörsen, 
Angebote für Auszubildende, Jugendli-
che mit Anspruch auf Reha-Maßnahmen 
und arbeitssuchende Jugendliche.
Außerdem finden sich Angebote im 
MINT-Bereich (Mathematik, Informatik, 
Naturwissenschaften und Technik), die 
nach Personengruppen übersichtlich 
sortiert sind. Ob Kindergarten- oder 
Schulkinder, Auszubildende, Studierende 
oder Berufstätige: Für jeden gibt es im 
Ostalbkreis Projekte und Initiativen zur 
Förderung der MINT-Kompetenz.
Spezielle Bildungs- und Beratungsan
gebote für Neuzugewanderte runden  
die Informationspalette ab. Neben all
gemeinen Informationen für Geflüch-
tete, Zugewanderte und Ehrenamtliche, 
sind u. a. kommunale Ansprechpart- 
ner und Anlaufstellen, Anbieter von 
Deutschkursen, allgemein bildende und 
Berufliche Schulen mit Klassen für 
Schüler mit wenig Deutschkenntnissen, 
Angebote und Projekte in den Bereichen 
Ausbildung, Studium und Arbeit sowie 
offene Sprach- und Lerntreffs aufge-
führt.
Mit Neuigkeiten aus dem Bildungsbüro 
informiert das Bildungsportal zudem 

Prognose wird auch detailliert und gra-
fisch dargestellt: Wenn in einem Amt  
die Abweichung zur Planung unterhalb 
von 20 000 Euro liegt, bleibt die Ampel 
weiß; verbessert sich das Ergebnis um 
mehr als diesen Betrag, zeigt die Ampel 
grün an; bei einer Belastung des Er
gebnisses um mehr als 20 000 Euro 
erscheint die rote Ampel. Im Falle einer 
roten oder grünen Ampelschaltung  
wird nachfolgend aufgezeigt, in welcher 
Produktgruppe die Veränderung zu 
erwarten ist. Die betroffenen Ämter 
müssen dann zu diesen Planabweichun
gen Stellung nehmen. Die beschriebene 
Systematik gilt auch für den Finanz
haushalt, der sich allerdings auf die 
Darstellung der Investitionstätigkeit be-
schränkt.

Ostalbkreis: Bildungsportal 
Ostalb in neuem Layout

Wer einen Kindergarten sucht, der auf 
dem Weg zur Arbeit liegt, oder wissen 
möchte, welche MINT-Angebote es für 
Schulkinder in der Region gibt, der findet 
Antworten auf seine Fragen im Bildungs-
portal der Bildungsregion Ostalb. Auch 
wer Geflüchtete betreut und Ansprech-
partner und Begegnungsmöglichkeiten 
in seiner Stadt sucht oder sich weiter
bilden will und entsprechende Bildungs-
träger recherchieren möchte, wird hier 
fündig. 
Seit das Portal im Jahr 2013 online ging, 
bündelt es unter www.bildungsportal- 
ostalb.de alle Bildungseinrichtungen im 
Ostalbkreis auf einer zentralen Website 
und bietet einen Überblick über die Bil-
dungsangebote in allen 42 Städten und 
Gemeinden des Landkreises sowie über 
die unterschiedlichsten Beratungs- und 
Unterstützungsangebote. Nun präsen-
tiert sich das Bildungsportal in komplett 
neuem Layout und mit zusätzlichen 
Kategorien. 
„Das Bildungsportal ist ein idealer 
Einstieg, um sich in der vielfältigen 
Bildungslandschaft des Ostalbkreises 

Risiko barg, da in der Summe auch nicht 
berücksichtigte kleinere Planabweichun
gen eine nennenswerte Veränderung des 
Ergebnisses bewirken können. 
Um diese Unwägbarkeiten zu minimie-
ren, nutzt die Finanzverwaltung nun  
das Führungsinformationssystem ProFIS,  
das direkt an SAP andockt. Das Programm 
liefert schnell und einfach Finanzinfor-
mationen für Führungskräfte und Haus-
haltsbeauftragte. Mit wenigen Klicks 
sehen die Verantwortlichen alle rele-
vanten Finanzdaten und können bei 
Bedarf jede Einzelbuchung samt Rech-
nungsbeleg einsehen. Dieses System 
nutzt die Finanzverwaltung jetzt auch 
für den Finanzbericht. „Das neue Ver
fahren stellt eine große Verbesserung 
unseres Geschäftsprozesses dar – vor 
allem im Hinblick auf die unterjährige 
Information der Kreisräte“, ist Sybille 
Schuh, Leiterin der Finanzverwaltung, 
überzeugt. Der Prognoseprozess läuft  
so ab, dass zum Berichtszeitpunkt der 
Finanzstatus eingefroren und eine ma-
schinelle Hochrechnung erstellt wird. 
Damit zeigt die Software für jede Haus-
haltsposition den voraussichtlichen 
Stand am Jahresende an und berück-
sichtigt dabei unterschiedliche Zah-
lungszyklen auf Basis der Zahlungszeit-
punkte des Vorjahres. Dann kommen die 
Haushaltbeauftragten ins Spiel, denn sie 
müssen jede Haushaltsposition bearbei-
ten: Sie prüfen, ob die maschinelle Hoch-
rechnung korrekt ist oder ob sie aus 
Gründen, die die Software nicht kennt, 
korrigiert werden muss. 
Wenn alles bearbeitet ist, erstellt das 
Programm den Bericht. Die Finanzver-
waltung kann hierbei nicht eingreifen, 
um manuelle Anpassungen vorzuneh-
men. Getrennt für den Ergebnis- und  
den Finanzhaushalt gibt es für den 
schnellen Überblick ein Diagramm, das 
Abweichungen gegenüber der Planung 
in den jeweiligen Organisationsbe-
reichen darstellt. Da der Haushalt orga-
nisationsbezogenen ist, gliedert sich  
der Controlling-Bericht konsequenter-
weise ebenfalls organisatorisch. Die 
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Lucha. Gerade zu den beiden letztge-
nannten Aspekten leiste die Initiative im 
Bodenseekreis einen wertvollen Beitrag, 
so der Minister. Ausgezeichnet wurden in 
diesem Jahr Einrichtungen, Organisa
tionen und Initiativen, die nachahmens-
werte Projekte zur Gesundheitsförde-
rung und Prävention für ältere Menschen 
anbieten.

tung für gesundheitliche Prävention 
Baden-Württemberg. Sozial- und Inte-
grationsminister Manfred Lucha hat den 
mit 5000 Euro dotierten Preis am  
25. September 2017 in Stuttgart überge-
ben. „Gesundheit ist mehr als nur die Ab-
wesenheit von Krankheit. Gesundheit 
bedeutet ganzheitliches Wohlbefinden 
– körperlich, seelisch und sozial“, sagte 

über aktuelle Themen und Veranstal-
tungen in der Bildungsregion Ostalb.
„Ist Ihre Einrichtung oder Ihr Verein noch 
nicht im Bildungsportal vertreten? Es 
gibt Änderungen durch Umzug oder 
Ansprechpartnerwechsel? Dann setzen 
Sie sich mit uns unter bildungsregion@
ostalbkreis.de in Verbindung“, wirbt 
Nowottnick. Das Portal wird laufend ak-
tualisiert und erweitert, um weiterhin 
als zentrale Anlaufstelle für Bildung im 
Ostalbkreis zu dienen.

Weitere Informationen zum Bildungs-
portal erhalten Sie hier:

Landratsamt Ostalbkreis, Bildungsbüro, 
Stuttgarter Straße 41, Aalen, 
Tel. 0 73 61/ 5 03-12 74, 
E-Mail: bildungsregion@ostalbkreis.de,
Web: www.bildungsportal-ostalb.de 

Präventionspreis  
für Ehrenamtsprojekt aus 

dem Bodenseekreis 

Die Initiative „Aktiv für ältere Menschen 
mit Behinderung“ aus dem Bodensee-
kreis ist einer der acht Gewinner des 
„Großen Präventionspreises“ der Stif-

Von links: Sozialminister Manfred Lucha, Alfred Frick, Wolfgang Diet, Anneliese Weiersbach und 
Projetkoordinatorin Annette Hermann bei der Übergabe des Präventionspreises in Stuttgart
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Zumeldung zur Landespressekonferenz 
des Berufsschullehrerverbands 

Baden-Württemberg  
am 4. September 2017

Hauptgeschäftsführer  
Dr. Alexis v. Komorowski: 

„Landkreistag unterstützt 
die Forderung des 

Berufsschullehrerverbands 
Baden-Württemberg,  

die Beruflichen Schulen  
zukunftssicher aufzustellen!“

Hauptgeschäftsführer Dr. v. Komorowski 
wies darauf hin, dass die Beruflichen 
Schulen – wie alle anderen Schularten 
auch – einer auskömmlichen Lehrer
versorgung bedürfen: „Als Landkreistag 
begrüßen wir es daher sehr, dass die 
Landesregierung kürzlich auf die weitere 
Streichung von Stellen verzichtet hat. 
Diesen Kurs gilt es fortzusetzen. Insoweit 
muss die Weiterfinanzierung der im 
kommenden Schuljahr wegfallenden 
Stellen – wie vom Berufsschullehrer
verband gefordert – sichergestellt sein. 
Insbesondere müssen die Stellen
kontingente im kommenden Schuljahr 
frühzeitiger offengelegt werden, damit 
gerade in den bekannten Mangelfächern 

Platz, gefolgt von der „Woche der Begeg-
nung“ in Stadt und Landkreis Lörrach 
und dem Projekt „SPD RegioH3“ aus den 
Landkreisen Rottweil, Tuttlingen und 
Schwarzwald-Baar überzeugten die Jury 
in der Kategorie „Landkreise“.
Die Preisträger wurden im Rahmen eines 
Festakts am Donnerstag, 14. September 
2017, im Neuen Schloss in Stuttgart 
ausgezeichnet. Die Laudatio für die 
erfolgreichen Landkreise hielt der 
Hauptgeschäftsführer des Landkreis-
tages Baden-Württemberg, Dr. Alexis v. 
Komorowski. 
Beim diesjährigen Wettbewerb unter der 
Schirmherrschaft von Gisela Erler, Staats-
rätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbe-
teiligung, stand die Integration von 
Flüchtlingen im Mittelpunkt. Insgesamt 
haben 83 Projekte in fünf Kategorien teil-
genommen. Zu den Partnern gehörten 
der Gemeindetag Baden-Württemberg, 
der Landkreistag Baden-Württemberg 
und der Städtetag Baden-Württemberg.
Der einzige landesweite Bürgerbetei
ligungswettbewerb fand bereits zum 
dritten Mal statt. Alle 83 Projekte wurden 
von Juli 2016 bis Mai 2017 in Form von Re-
portagen im Staatsanzeiger vorgestellt. 
Anschließend entschieden eine On-
line-Abstimmung und eine Bürgerjury 
über die Preisträger.

„Aktiv für ältere Menschen mit Behin
derung“ ist ein Angebot für Senioren mit 
einer geistigen, psychischen oder schwe-
ren Körperbehinderung. Ehrenamtliche 
begleiten sie individuell in der Freizeit. 
Das kann ein gemeinsamer Spaziergang, 
eine sportliche Aktivität oder der Besuch 
einer kulturellen oder kirchlichen Veran-
staltung sein. Derzeit gibt es im Boden-
seekreis 25 solcher Partnerschaften.
Stellvertretend für die Gruppe aus Ehren-
amtlichen und Betroffenen nahmen 
Alfred Frick und Anneliese Weiersbach 
aus den Wohngemeinschaften Tettnang 
der Stiftung Liebenau sowie Wolfgang 
Diet und Annette Hermann, Koordina
torin der Initiative in der Sozialplanung 
des Landratsamtes, den Zweiten Preis 
entgegen. Wofür das Preisgeld verwen-
det wird, muss die Gruppe noch ent-
scheiden, möglicherweise ein gemein-
samer Ausflug oder eine ähnliche Aktion.
„Die Gruppe ist immer offen für weitere 
Interessierte, die sich für Menschen mit 
Behinderung einsetzen möchten, die 
Freude am Kontakt mit anderen Ehren-
amtlichen haben und interessiert sind an 
Schulungen und gemeinsamen Treffen“, 
sagt Ansprechpartnerin Annette Her-
mann.
Infos unter Tel.: 0 75 41/2 04-54 22, E-Mail: 
annette.hermann@bodenseekreis.de. 
www.bodenseekreis.de/soziales-
gesundheit/buergerschaftliches-
engagement/aktiv-fuer-aeltere-
menschen-mit-behinderung/

Sieger bei  
landesweitem Wettbewerb 
„Leuchttürme der Bürger

beteiligung“ ausgezeichnet

Ostalbkreis, Stadt und Landkreis Lörrach, 
Landkreis Rottweil, Landkreis Tuttlingen, 
Schwarzwald-Baar-Kreis – so heißen die 
Sieger der dritten Auflage des Staats
anzeiger-Wettbewerbs „Leuchttürme 
der Bürgerbeteiligung“. 
Das Projekt „Nähcafé der Kulturküche“ 
aus dem Ostalbkreis auf dem ersten 
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chende Investitionsförderung wird man 
vor Ort notwendige Bau- und Sanie-
rungsprojekte gezwungenermaßen ver-
schieben oder erst gar nicht angehen. 
Außerdem fehlt es dann an den notwen-
digen Mitteln, um bei der Ausstattung 
der Krankenhäuser mit dem medizini
schen Fortschritt und gerade auch mit 
den Herausforderungen der Digitalisie-
rung mitzuhalten.“ 
Präsident Walter hob hervor: „Durch die 
unzureichende Krankenhausförderung 
des Landes wird den Klinikträgern die 
Chance genommen, die Häuser durch 
entsprechende Investitionen zu moder-
nisieren und damit für mehr Wirtschaft-
lichkeit zu sorgen. Mit dem vom Land  
zu verantwortenden Investitions- und 
Modernisierungsstau steigt insofern un-
weigerlich der betriebswirtschaftliche 
Druck auf die Krankenhäuser, Personal-
kosten zu senken. Dies aber geht unmit-
telbar zulasten sowohl der Beschäftigten 
in den Kliniken als auch der dort ver-
sorgten Patientinnen und Patienten.“ 
Landkreistagspräsident Walter stellte 
klar: „Wer den Krankenhäusern eine 
auskömmliche Finanzierung verweigert, 
spielt mit dem Feuer und lässt es vor
sätzlich auf eine Privatisierungs- und 
Schließungswelle ankommen – mit un-
absehbaren Folgen für die Krankenhaus-
versorgung der Menschen speziell in 
ländlichen Räumen.“

„Ohne zusätzliche Mittel  
für das Kreispersonal  

geht es nicht!“
Landkreistagspräsident Walter  
kritisiert geplante Stärkung der  

Umweltverwaltung als unzureichend

 „Die Zielsetzung der Landregierung und 
des Umweltministers, die Umweltver-
waltung gerade auch auf Kreisebene zu 
stärken, unterstützen wir ausdrücklich“, 
erklärte der Präsident des Landkreistags 
Baden-Württemberg, Landrat Joachim 
Walter (Tübingen), am 2. Oktober 2017  
in Stuttgart. „Allerdings kann es nicht 

Schulverwaltung gleichermaßen profi-
tieren. Wir sind Kultusministerin Dr. 
Eisenmann und der Landesregierung 
dankbar, dass dieses Projekt in enger 
Abstimmung mit den Kommunalen Lan-
desverbänden auf den Weg gebracht 
wird und auch die Finanzierung der Pilot-
phase sichergestellt ist. Bei dem jetzt 
startenden Prozess geht es einmal mehr 
darum, die Chancen der Digitalisierung 
auch im Schulbereich konsequent zu 
nutzen.“  

„Wer die Krankenhaus
förderung runterkürzt,  
spielt mit dem Feuer!“

Landkreistagspräsident Walter kritisiert 
Krankenhauspolitik des Landes

 „Die vom Land geplante Kürzung der 
Investitionsförderung für Krankenhäu-
ser um über 25 Millionen Euro verurteilen 
die Landkreise Baden-Württembergs  
auf das Schärfste“, betonte der Präsident 
des Landkreistags Baden-Württemberg, 
Landrat Joachim Walter (Tübingen) am 
29. September 2017 in Stuttgart. Anlass 
dieser vehementen Kritik waren die 
bislang erfolglosen Finanzgespräche der 
Kommunalen Landesverbände mit der 
Landesfinanzministerin. 
„Dass in Zeiten sprudelnder Steuerein-
nahmen die Axt an die Wurzeln unseres 
Krankenhauswesens gelegt wird, ist mir 
unbegreiflich“, erklärte Präsident Walter 
und führte weiter aus: „Der jährliche 
Fördermittelbedarf der baden-württem-
bergischen Krankenhausträger wird von 
unabhängiger Seite mit 650 Millionen 
Euro pro Jahr beziffert. Wenn nun der 
Ansatz im Kommunalen Investitions-
fonds in zwei Jahresschritten von 427 auf  
401,7 Millionen Euro zurückgefahren 
wird, dann verschärft sich die bereits 
heute dramatische Unterfinanzierung 
nochmals massiv. Dies trifft die Kliniken 
aktuell besonders schwer, denn schon 
jetzt schreiben 45 % der hiesigen Kran-
kenhäuser rote Zahlen. Ohne ausrei-

Naturwissenschaften und Technik aus-
reichend Vorlauf für die Stellenbeset-
zung besteht.
Bei den anstehenden Haushaltsbera-
tungen für 2018/2019 gilt es daher, ein 
besonderes Augenmerk auf die Versor-
gung der Beruflichen Schulen zu legen. 
Gerade im Hinblick auf die Integration 
von geflüchteten Menschen leisten die 
Beruflichen Schulen mit ihren Bildungs-
gängen einschließlich gezielter Sprach-
förderung einen entscheidenden Beitrag. 
Auch sehen sich insbesondere die Beruf-
lichen Schulen den Herausforderungen 
der Digitalisierung in der Arbeitswelt 
ausgesetzt. Die Vorbereitung der Jugend-
lichen auf die Industrie 4.0 kann nur 
unter optimalen Ausbildungsbedingun
gen erfolgen. Die beruflichen Bildungs-
angebote brauchen daher auf Dauer eine 
gute Lehrerversorgung!“

Zumeldung zur Pressemitteilung  
des Ministeriums für Kultus, Jugend  
und Sport „Kultusministerin stellt 

Schwerpunkte im Schuljahr 2017/18 vor“

Landkreistag begrüßt 
Startschuss zur digitalen 

Bildungsplattform   

Der Landkreistag Baden-Württemberg 
begrüßt den Startschuss zur digitalen 
Bildungsplattform. Für eine solche Bil-
dungscloud hat sich der Landkreistag Ba-
den-Württemberg stets ausgesprochen. 
Hauptgeschäftsführer Dr. Alexis v. 
Komorowski erklärt hierzu: „Mit dieser 
Cloud-Lösung schaffen wir langfristig 
eine digitale Arbeitsumgebung an Schu-
len, über die Lehr-, Lern- und Verwal
tungstätigkeiten vereinfacht und besser 
miteinander vernetzt werden können. 
Für die Landkreise als Schulträger ist es 
perspektivisch wichtig, dass neben den 
Bildungsangeboten etwa auch Schul
verwaltungsprogramme in die gemein-
same, sichere und flächendeckende 
Cloud-Lösung Eingang finden. Davon 
werden Lehrer, Schüler, Eltern und die 
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Asylanträge beschleunigen –  
Ausreisepflichtige zurückführen

Landkreistagspräsident Walter wies 
insbesondere auf die Notwendigkeit hin, 
die Verwaltungs- und Gerichtsverfahren 
massiv zu beschleunigen und das derzeit 
höchst unbefriedigende Rückführungs-
management deutlich zu verbessern: 
„Die Bearbeitung von Asylanträgen muss 
unbedingt weiter beschleunigt werden. 
Denn nur wenn schnell über Asylanträge 
entschieden und vollziehbar Ausreise-
pflichtige rasch zurückgeführt werden, 
bleibt das Asylrecht glaubwürdig!“
Die Landrätinnen und Landräte seien 
sich einig, so Walter, dass das Land – 
erforderlichenfalls auch über den Bun-
desrat – alles dafür tun müsse, damit 
noch bestehende Hemmnisse überwun-
den und die notwendigen Maßnahmen-
pakete geschnürt werden. „Die Land-
kreise sind bereit, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten zu einer solchen konse-
quenten Asylpolitik beizutragen“, stellte 
Walter klar.

Dauerhafte und auskömmliche 
Finanzierung durch das Land –  

auch bei Geduldeten

„Was unbedingt erreicht werden muss“, 
so Verbandspräsident Landrat Walter 
weiter, „ist ein Lösung für die Finan
zierung der Leistungen für geduldete 
Flüchtlinge, die sich nicht mehr in der 
vorläufigen Unterbringung befinden. 
Diese Kosten tragen die Landkreise über 
das Asylbewerberleistungsgesetz allein. 
Dies ist weder sachgerecht noch fair, 
wenn man berücksichtigt, dass es sich 
hierbei um eine staatliche Vollzugsauf-
gabe handelt und diese Flüchtlings-
gruppe seit 2013 deutlich gewachsen ist. 
Die Landkreise fordern deshalb, von den 
damit verbundenen finanziellen Mehr-
belastungen freigestellt zu werden“, un-
terstrich Landkreistagspräsident Walter.
„Wir erwarten ferner“, so Landkreistags-
präsident Walter, ,,dass das Land auch 
künftig die Kosten für die vorläufige 

Landrätekonferenz 
verabschiedet Rastatter 

Erklärung zur Flüchtlings- 
und Asylpolitik des Landes

Präsident Walter: „Herausforderungen 
sind und bleiben immens –  

wir fordern ein konsequentes  
Rückführungsmanagement  

für abgelehnte Asylbewerber und  
die auskömmliche Finanzierung  

unserer Lasten!“

„Die Landkreise haben auf dem Scheitel-
punkt der Flüchtlingsaufnahme in den 
Jahren 2015 und 2016 mit großem En-
gagement dafür gesorgt, dass die 
ankommenden Menschen angemessen 
versorgt und betreut wurden. Seither 
haben sich die Landkreise beherzt für 
eine rasche Integration der Flüchtlinge 
mit Bleibeperspektive engagiert. Gleich-
wohl bleiben die mit dem Flüchtlings
zuzug zusammenhängenden Herausfor-
derungen nach wie vor immens und 
dürften noch zunehmen. Die Landkreise 
werden sich diesen Herausforderungen 
weiterhin entschlossen stellen!“, erklärte 
der Präsident des Landkreistags Baden- 
Württemberg, Landrat Joachim Walter 
(Tübingen) am Donnerstag, den 5. Okto-
ber 2017, im Rahmen einer Konferenz  
der Landrätinnen und Landräte der 35 ba-
den-württembergischen Landkreise in 
Rastatt.
„Um die im Flüchtlingsbereich vor ihnen 
liegenden Aufgaben zu bewältigen, 
brauchen die baden-württembergischen 
Landkreise allerdings die Unterstüt- 
zung von Bund und Land“, betonte 
Landkreistagspräsident Walter. „Daher 
haben die Landrätinnen und Land- 
räte der baden- württembergischen 
Landkreise ihre Erwartungen an die 
Flüchtlingspolitik in zehn Kernthesen 
zusammengefasst und als ,Rastatter 
Erklärung‘ am 5. Oktober 2017 verab-
schiedet“, erläuterte Walter.

sein, dass lediglich Stellen des höheren 
Landesdienstes geschaffen werden und 
vom Land kein einziger Cent für die  
bei den Kreisen beschäftigten Fachinge-
nieure und Verwaltungsprofis einge
plant wird“, betonte Walter. 
„Eine Umweltverwaltung, in der es nur 
noch Häuptlinge und keine Indianer gibt, 
kann nicht funktionieren“, unterstrich 
Präsident Walter und erklärte weiter: 
„Für den Wirtschaftsstandort Baden- 
Württemberg ist es von zentraler Be
deutung, dass Genehmigungs- und Pla-
nungsverfahren zeitnah, rechtssicher 
und qualitativ hochwertig abgewickelt 
werden. Hierzu bedarf es gerade in den 
Landratsämtern einer ausreichenden 
Anzahl von Kreisbeschäftigten, die mit 
der Hand am Arm Bescheide erarbeiten 
und die Betriebe vor Ort beraten. Solange  
sich das Land trotz seiner gesetzlichen 
Verantwortung für den behördlichen 
Umweltschutz schlichtweg weigert, den 
notwendigen Aufwuchs beim Kreisper-
sonal zu finanzieren, bleibt die Stärkung 
der Umweltverwaltung ein halblebiges 
Konstrukt und auf Kreisebene zu einem 
Gutteil wirkungslos.“ 
Landkreistagspräsident Walter führte  
im Übrigen aus, dass die Finanzmittel, 
um die es insoweit gehe, durchaus über-
schaubar seien: Für das Jahr 2018 nannte 
er für die Gesamtheit der baden-würt
tembergischen Land- und Stadtkreise die 
Zahl von 6,6 Millionen Euro, für das Jahr 
2019 die von 8,8 Millionen Euro.
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jedem bewusst, dass die Integration 
der bleibeberechtigten Flüchtlinge 
deutlich länger als nur zwei Jahre 
dauern wird. Um den Landkreisen, 
Städten und Gemeinden die nötige 
Planungssicherheit zu geben, sollte 
das Land bereits jetzt verbindlich klar-
stellen, dass die Mittel aus dem Pakt 
für Integration in mindestens bishe-
riger Höhe bis zum Ende der Legisla-
turperiode des Landtags bereitgestellt 
werden. 

4.	 Die Leistungen für Flüchtlinge, die 
über eine ausländerrechtliche Dul-
dung oder Gestattung verfügen oder 
später eine solche erhalten, werden 
von den Landkreisen über das Asyl
bewerberleistungsgesetz finanziert. 
Die Kostentragung obliegt nach Ende 
der vorläufigen Unterbringung allein 
den Landkreisen. Dies ist weder sach-
gerecht noch fair. Denn die Landkreise 
erfüllen hierbei eine staatliche Voll-
zugsaufgabe. Zugleich haben sie keine 
Möglichkeit, die Dauer des Leistungs-
bezugs und damit den Umfang der 
Kostentragung zu beeinflussen, weil 
nicht sie, sondern Bund und Land  
für die Dauer der behördlichen und 
gerichtlichen Verfahren sowie die 
Rückführung verantwortlich sind. Die 
Landkreise müssen daher von der 
Kostentragung für diesen Personen-
kreis freigestellt werden. Insoweit 
kann nichts anderes gelten als für die 
vorläufige Unterbringung. 

5.	 Das Land muss unter Nutzung sei- 
ner gesamten Einflussmöglichkeiten 
dafür sorgen, dass der Bund die Kos
ten der Unterkunft und Heizung (KdU) 
für anerkannte Asyl- und Schutzbe-
rechtigte im Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB II) auch über das Jahr 
2018 hinaus vollständig übernimmt. 
Die kommunalen Grundsicherungs-
träger dürfen mit den flüchtlings
bedingten Unterkunftskosten nicht 
alleine gelassen werden. 

6.	 Nur wenn schnell über Asylanträge 
entschieden und vollziehbar Ausreise-
pflichtige rasch zurückgeführt wer-

parente, verlässliche rechtliche Rahmen-
bedingungen, die eine gute und effektive 
Aufgabenbewältigung vor Ort ermög
lichen. Bei alldem müssen stets auch  
die Belange der Gesamtgesellschaft 
gesehen und berücksichtigt werden. Nur 
so wird ein gutes und tragfähiges Mit
einander auf Dauer sichergestellt. 
An die Flüchtlings- und Asylpolitik des 
Landes haben die baden-württember-
gischen Landkreise vor diesem Hinter-
grund zehn Kernerwartungen: 
1.	 Die Landkreise erwarten weiterhin 

und dauerhaft die im vereinbarten 
Umfang volle Kostenerstattung für 
die vorläufige Unterbringung von 
Flüchtlingen. Sie gehen insoweit 
davon aus, dass die Kosten der vorläu-
figen Unterbringung auch künftig  
im Wege der nachlaufenden Spitzab-
rechnung vom Land übernommen 
werden. Sie setzen auf die Zusage des 
Landes, dass die Kostenerstattungen 
für das Jahr 2015 bis Ende dieses Jah-
res, die für das Jahr 2016 bis spätes
tens Ende kommenden Jahres ab-
schließend abgerechnet werden. 

2.	 Soweit von den Landkreisen –  
im Grundsatz zu Recht – ein Abbau 
überschüssiger Unterbringungskapa-
zitäten eingefordert wird, muss bei 
der insoweit erforderlichen Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung genügend 
Raum für eine angemessene Berück-
sichtigung der konkreten Vor-Ort-
Verhältnisse und integrationsfach-
licher Erwägungen bleiben, Lösungen 
mit hoher bürgerschaftlicher Akzep-
tanz privilegiert und im Übrigen 
unnötiger Bürokratismus vermieden 
werden. Dazu passt es nicht, eine ge-
nerelle Mindestauslastung in Höhe 
von 85 % zu fordern. 

3.	 Mit dem zwischen dem Land und  
den Kommunalen Landesverbänden 
auf eine Laufzeit von zwei Jahren 
geschlossenen Pakt für Integration 
konnte ein Maßnahmenbündel ver-
einbart werden, um die kommunalen 
Lasten im Bereich der Anschlussunter-
bringung abzufedern. Nun ist freilich 

Unterbringung von Flüchtlingen erstat-
tet. Im Hinblick auf den Abbau momen-
tan überschüssiger Unterbringungska-
pazitäten muss das Land Augenmaß 
bewahren und genügend Raum für sol-
che Rückbaukonzepte lassen, die der 
Flüchtlingsintegration förderlich sind.“ 
Weitere Kernerwartungen der Land-
kreise an die Flüchtlings- und Asylpolitik 
des Landes können der „Rastatter Erklä-
rung“ entnommen werden, die dieser 
Pressemitteilung beigefügt ist.

Rastatter Erklärung des Landkreistags:

Kernerwartungen der Landkreise  
an die Flüchtlings- und Asylpolitik  

des Landes

– beschlossen im Rahmen  
der Landrätekonferenz  

am 5. Oktober 2017 in Rastatt – 

Die Landkreise haben auf dem Höhe-
punkt der Flüchtlingsaufnahme im Jahr 
2015 und Anfang 2016 Herausragendes 
geleistet. Sie haben an vorderster Stelle 
dazu beigetragen, dass die ankom-
menden Menschen untergebracht, ver-
sorgt und betreut wurden. Auch in der 
Folgezeit waren es die Landkreise, die 
maßgeblich dafür gesorgt haben, dass 
die Weichen in Richtung einer frühzei-
tigen und gelingenden Integration der 
Flüchtlinge gestellt werden konnten. 
Die Herausforderungen, die mit dem 
Flüchtlingszuzug verbunden sind, blei-
ben freilich weiterhin immens und wer-
den noch weiter zunehmen. Die ba-
den-württembergischen Landkreise sind 
willens und entschlossen, sich diesen 
Herausforderungen zu stellen. Dies gilt 
umso mehr, als sie davon überzeugt sind, 
dass sich insbesondere die Generatio
nenaufgabe der Flüchtlingsintegration 
erfolgreich nur auf kommunaler Ebene 
bewältigen lässt. 
Zugleich erwarten die Landkreise Baden- 
Württembergs, dass sie von Bund und 
Land ausreichend unterstützt werden. 
Hierzu gehören eine dauerhafte, aus-
kömmliche Finanzierung sowie trans
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„Wir begrüßen, dass dadurch die Auf
gaben- und Finanzverantwortung für 
den Öffentlichen Personennahverkehr 
bei den Land- und Stadtkreisen konzen-
triert wird. Dies entspricht unserem 
Grundverständnis von kommunaler Da-
seinsvorsorge. Daher bringt die kommu-
nale Seite – ebenso wie das Land – ab 
dem Jahr 2021 zusätzlich 25 Mio. Euro in 
den ÖPNV-Finanzierungstopf ein“, be-
tonte der Präsident des Landkreistags 
Baden-Württemberg, Landrat Joachim 
Walter (Tübingen). 
„Für die Umsetzungsphase muss es  
jetzt das gemeinsame Ziel von Land und 
Kommunen sein, Verwerfungen bei der 
schrittweisen Neuverteilung der Mittel 
weitgehend zu vermeiden. Sowohl der 
Ballungsraum als auch die ländlichen 
Räume müssen angemessen berück-
sichtigt werden“, unterstrich Landkreis-
tagspräsident Walter. „Wir sind uns  
im Übrigen sicher, dass innerhalb des 
jetzt vorliegenden Rechtsrahmens mit-
telstandsfreundliche Lösungen im Inte-
resse der Verkehrsunternehmen erzielt 
werden können. Dafür streben wir ge-
meinsam mit dem Ministerium für Ver-
kehr und den Verkehrsunternehmens-
verbänden einen Pakt für den Mittelstand 
an“, hob der Präsident des Landesver-
bands der 35 baden-württembergischen 
Landkreise hervor

Vor Beginn der Koalitions
verhandlungen stellen 

baden-württembergische 
Landräte Forderungen  
an die Flüchtlings- und  
Asylpolitik des Bundes

Landkreistagspräsident Walter:  
„Ein modernes Einwanderungsgesetz 

und eine konsequente Abschiebepraxis 
sind zwei Seiten derselben Medaille!“ 

„Um die weiterhin immensen Heraus
forderungen der Flüchtlingsaufnahme 
zu bewältigen, brauchen wird nicht nur 
die Unterstützung des Landes, sondern 

vertrag zwischen Bündnis 90/Die 
Grünen und der CDU Baden-Würt
temberg vereinbart wurde. Danach 
sind Flüchtlinge ohne Bleibeperspek-
tive unmittelbar aus den Erstaufnah-
meeinrichtungen heraus zurückzu
führen; eine Verteilung auf die Kom-
munen darf in aller Regel nicht mehr 
stattfinden. In der endgültigen 
Standortkonzeption des Landes für 
die Erstaufnahme von Flüchtlingen 
müssen den Gemeinden und Land-
kreisen, in denen sich Erstaufnahme-
einrichtungen befinden, umfassende 
Unterstützungspakete verlässlich zu-
gesichert werden. Hier trifft das Land 
aufgrund seiner Zuständigkeit für die 
Erstaufnahme eine besondere Bring-
schuld gegenüber den betroffenen 
Kommunen.

10.	 Flüchtlinge aus Krisengebieten lei-
den vielfach unter traumatischen 
und psychischen Erkrankungen. Die 
derzeitigen Kapazitäten vor Ort sind 
sowohl quantitativ wie qualitativ da-
rauf nicht ausgerichtet. Hier müssen 
Sofortprogramme aufgelegt werden, 
um adäquate Hilfen anbieten zu kön-
nen. Es liegt im gesamtgesellschaft-
lichen Interesse, dass hier rasch Ab-
hilfe geschaffen wird.

Zumeldung zur Pressemitteilung  
des Ministeriums für Verkehr

„Minister Hermann:  
Finanzierungsreform soll  
den öffentlichen Verkehr  
in Baden-Württemberg 

voranbringen“

Nach intensiven Diskussionen wurde am 
11. Oktober 2017 im Landtag das Gesetz 
zur Änderung des ÖPNV-Gesetzes verab-
schiedet. Zum Januar 2018 tritt damit die 
ÖPNV-Finanzierungsreform in Kraft, wo-
nach künftig die Stadt- und Landkreise 
die Mittel zur Finanzierung des vergüns
tigten Schülerverkehrs erhalten und an 
die Verkehrsunternehmen auskehren. 

den, bleibt das Asylrecht glaubwürdig. 
Das Land muss – erforderlichenfalls 
auch über den Bundesrat – alles dafür 
tun, dass insoweit noch bestehende 
Hemmnisse überwunden und die 
notwendigen Maßnahmenpakete ge-
schnürt werden. Die Landkreise sind 
bereit, im Rahmen ihrer rechtlichen 
und tatsächlichen Möglichkeiten zu 
einer solchen konsequenten Asylpoli-
tik beizutragen. 

7.	 Fehlverhalten in Flüchtlingsunter-
künften gegen Betreuungspersonal 
und unter den Bewohnern der Unter-
künfte nimmt zu. Immer wieder wer-
den sowohl das Betreuungspersonal 
wie auch hinzugerufene Polizeibe-
amte beschimpft und beleidigt. Ein 
Rechtsstaat kann diese Grenzverlet-
zungen nicht hinnehmen. Deshalb 
müssen straffällige Ausländer, die kei-
nen Schutz genießen, schnellstmög-
lich in ihre Heimatländer zurückge-
führt werden. 

8.	 Etliche geflüchtete Menschen sind 
bereit, freiwillig in ihre Heimatländer 
zurückzukehren. Daher sollte die 
Rückkehrberatung gestärkt und Fi-
nanzmittel für die Rückkehrwilligen 
bereitgestellt werden, um diesen den 
Neustart in der Heimat zu erleichtern. 

9.	 Flüchtlinge, die keine Bleibeperspek-
tive haben, müssen konsequent zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt, jeden-
falls aber vor Ablauf der Wohnver-
pflichtung in der Erstaufnahmeein-
richtung, zurückgeführt werden. Es 
obliegt Bund und Land, dies nach
haltig zu gewährleisten. Hierfür ist es 
zwingend geboten und schlechter-
dings unverzichtbar, die Verwaltungs- 
und Gerichtsverfahren massiv zu be-
schleunigen und das derzeit noch 
höchst unbefriedigende Rückfüh-
rungsmanagement deutlich zu ver-
bessern. Diese Voraussetzungen müs-
sen zwingend gegeben sein, damit in 
der Folge zu der vom Prinzip her allein 
richtigen und zweckmäßigen Ver
fahrensweise übergegangen werden 
kann, wie sie auch im Koalitions
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2.	 Die behördlichen und gerichtlichen 
Asylverfahren müssen dringend be-
schleunigt werden. Lange Wartezeiten 
in Asylsachen sind weder den betrof-
fenen Menschen noch der Bevölke-
rung vermittelbar und konterkarieren 
insofern die vielfältigen Integrations-
bemühungen. 
Die baden-württembergischen Land-
kreise erwarten, dass auf Bundes
ebene ein ambitioniertes Maßnah-
menbündel geschnürt wird, um die 
Verfahrensdauer in Asylangelegen-
heiten massiv zu verkürzen und die 
insoweit noch bestehenden Hemm-
nisse konsequent zu beseitigen.

3.	 Nur wenn vollziehbar Ausreisepflich-
tige rasch zurückgeführt werden, 
bleibt das Asylrecht glaubwürdig. 
Insbesondere bei Straftätern bedarf es 
einer konsequenten und wirkungs-
vollen Abschiebepraxis. Alles andere 
schwächt die gesamtgesellschaftliche 
Akzeptanz der humanitär motivierten 
Flüchtlingsaufnahme.
Die baden-württembergischen Land-
kreise appellieren an den Bund, alles 
zu unternehmen, um durch gesetz-
liche Anpassungen und belastbare 
Absprachen mit den Herkunftslän-
dern die Voraussetzungen zu schaf-
fen, um das derzeit höchst unbefriedi-
gende Rückführungsmanagement 
substanziell zu verbessern.

4.	 Mit dem Asylpaket II vom März 2016 
ist der Familiennachzug für die vor 
allem syrischen Bürgerkriegsflücht-
linge, die lediglich subsidiären Schutz 
genießen, für zwei Jahre ausgesetzt 
worden. Käme es nach dem 16. März 
2018 zu einem ungebremsten Fami
liennachzug, würde dies die Aufnah-
mesysteme hierzulande massiv über-
fordern. Auch innergesellschaftliche 
Verwerfungen wären zu befürchten. 
Die baden-württembergischen Land-
kreise plädieren daher mit allem 
Nachdruck dafür, den Familiennach-
zug für die Angehörigen subsidiär 
Schutzbedürftiger über den März 
2018 hinaus auszusetzen und nur dort 

rungen an das Land enthält (www.land-
kreistag-bw.de > downloads > Positionen 
& Stellungnahmen > Flüchtlinge).

Kernerwartungen der Landkreise  
an die Flüchtlings- und  
Asylpolitik des Bundes

– beschlossen im Rahmen der Landräte-
konferenz am 23. Oktober 2017 – 

Die Landkreise haben auf dem Scheitel-
punkt der Flüchtlingsaufnahme in den 
Jahren 2015 und 2016 mit großem En-
gagement dafür gesorgt, dass die an-
kommenden Menschen angemessen 
versorgt und betreut wurden. Seither 
haben sich die Landkreise beherzt für 
eine rasche Integration der Flüchtlinge, 
die längerfristig in Baden-Württemberg 
leben werden, engagiert.
Allerdings bleiben die mit dem Flücht-
lingszuzug zusammenhängenden He-
rausforderungen immens und werden 
weiter zunehmen. Die baden-württem-
bergischen Landkreise sind willens und 
entschlossen, sich diesen Herausfor
derungen zu stellen. Um die im Flücht-
lings- und Asylbereich vor ihnen liegen-
den Aufgaben zu bewältigen, brauchen 
die Landkreise jedoch die Unterstützung 
nicht nur des Landes, sondern insbeson-
dere auch des Bundes. 
An die Flüchtlings- und Asylpolitik des 
Bundes haben die baden-württember-
gischen Landkreise vor diesem Hinter-
grund fünf Kernerwartungen:
1.	 Zwischen Asyl und Einwanderung 

muss künftig scharf getrennt werden. 
Asyl gilt nur für politisch Verfolgte und 
in einem weiteren Sinne für Flücht-
linge nach der Genfer Flüchtlings
konvention und vergleichbar Schutz-
bedürftige. Hingegen ist das Asylrecht 
untauglich, wenn es darum geht, die 
Arbeitsmigration zu regulieren.
Die baden-württembergischen Land-
kreise sprechen sich für ein Einwande-
rungsgesetz aus, um Migration besser 
zu steuern und die Fachkräfteversor-
gung hierzulande zu sichern. 

auch die der künftigen Regierungskoa
lition im Bund“, erklärte der Präsident 
des Landkreistags Baden-Württemberg, 
Landrat Joachim Walter (Tübingen), am  
2. November in Stuttgart. Er verwies 
dabei auf einen Forderungskatalog, den 
die baden-württembergischen Landrä-
tinnen und Landräte jüngst zur Flücht-
lings- und Asylpolitik des Bundes verab-
schiedet haben (Anlage).
„Zwischen Asyl und Einwanderung  
muss künftig scharf getrennt werden! 
Die Einwanderung über das Asylrecht 
soll wirksam ausgeschlossen und dafür 
ein modernes Einwanderungsgesetz ge-
schaffen werden, das nicht zuletzt auch 
zur Deckung des Fachkräftebedarfs bei-
trägt“, betonte Landkreistagspräsident 
Walter. Auch müsse das behördliche und 
gerichtliche Asylverfahren massiv be-
schleunigt werden. „Lange Wartezeiten 
in Asylsachen führen zu Unverständnis 
in der Bevölkerung und verhindern eine 
rasche Integration der Flüchtlinge mit 
Bleibeperspektive“, erklärte Walter. 
Landkreistagspräsident Joachim Walter 
wies ferner darauf hin, dass es die Glaub-
würdigkeit des Asylrechts erschüttere, 
wenn ausreisepflichtige Ausländer nicht 
konsequent abgeschoben würden. „Der 
Bund muss alles unternehmen, damit 
das derzeit höchst unbefriedigende 
Rückführungsmanagement etwa auch 
durch belastbare Absprachen mit den 
Herkunftsländern endlich verbessert 
wird“, hob Walter hervor. „Ein modernes 
Einwanderungsgesetz und eine konse-
quente Abschiebepraxis sind zwei Seiten 
derselben Medaille!“, unterstrich Land-
kreistagspräsident Joachim Walter. 

Hintergrundinformation

Die beiliegenden „Kernerwartungen  
der baden-württembergischen Land-
kreise an die Flüchtlings- und Asylpolitik 
des Bundes“ ergänzen die von der ba-
den-württembergischen Landrätekonfe-
renz bereits am 5. Oktober 2017 beschlos-
sene „Rastatter Erklärung“, die zehn 
flüchtlings- und asylpolitische Forde-
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habegesetzes in Baden-Württemberg 
(Anlage). „Die Landrätinnen und Land
räte im Land sind empört darüber, dass 
sich das Land nun plötzlich klammheim-
lich aus der finanziellen Mitverantwor-
tung für die Menschen mit Behinderung 
stehlen möchte“, hob Walter hervor.
Ein weiteres Anliegen der Landrätinnen 
und Landräte im Land ist, dass die 
bisherigen kommunalen Strukturen im 
Bereich der Eingliederungshilfe vollum-
fänglich erhalten bleiben. „Uns ist es 
insbesondere wichtig, dass die jetzigen 
Funktionen des Kommunalverbands für 
Jugend und Soziales Baden-Württem-
berg (KVJS) auch für die Zukunft gesetz-
lich abgesichert werden. Schon aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen müssen 
die Unterstützungsleistungen für Men-
schen mit Behinderung landesweit ein-
heitlich gewährleistet sein. Der KVJS 
trägt maßgeblich dazu bei, einheitliche 
Lebensverhältnisse in Baden-Württem-
berg zu sichern – etwa auch durch seinen 
Medizinisch-Pädagogischen Fachdienst 
oder durch seine Mitwirkung an Ver-
tragshandlungen. Dabei muss es bleiben 
und der Gesetzgeber muss dies so fest-
schreiben“, unterstrich Landkreistags-
präsident Joachim Walter. 

Hintergrundinformation

Die Resolution sowie ihre erweiterte Fas-
sung können auch im Internetangebot 
des Landkreistags Baden-Württemberg 
heruntergeladen werden, und zwar unter 
www.landkreistag-bw.de > downloads > 
Positionen & Stellungnahmen > Soziales.

Resolution des Landkreistags zur 
Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes 

für Menschen mit Behinderung  
in Baden-Württemberg

– beschlossen im Rahmen der Landräte-
konferenz am 10. November 2017 – 

Die Eingliederungshilfe für Menschen 
mit Behinderung wurde den Land- und 
Stadtkreisen mit der Verwaltungsstruk-

Stuttgart und betonte: „Die Menschen 
mit Behinderung knüpfen zu Recht große 
Erwartungen an die Umsetzung des 
Bundesteilhabegesetzes. Diese dürfen 
nicht enttäuscht werden. Denn die Men-
schen mit Behinderung wollen und sol-
len gleichberechtigt am Leben teilneh-
men und unsere Gesellschaft damit 
bereichern. An dieser Maßgabe werden 
wir als Landkreise uns auch weiterhin 
konsequent orientieren, brauchen dafür 
aber die Unterstützung des Landes. Die 
Landkreise haben in den vergangenen 
zwölf Jahren seit der Verwaltungsreform 
die Eingliederungshilfe gemeinsam mit 
den Partnern vor Ort engagiert weiter-
entwickelt und entlang der individuellen 
Bedarfe ausdifferenziert. Hieran wollen 
wir auch in Zukunft festhalten.“
„Durch das neue Bundesteilhabegesetz 
kommen allerdings erhebliche Mehr-
belastungen auf die Landkreise zu. Denn 
die von uns allen gewollte bessere Teil-
habe und Inklusion von Menschen mit 
Behinderung in allen Lebensbereichen 
gibt es nun einmal nicht zum Nulltarif“, 
erklärte Landkreistagspräsident Walter 
weiter. „Bis kurz vor Einbringung des 
Doppelhaushalts 2018/2019 hat uns das 
Land auch stets zugesichert, die durch 
das neue Bundesteilhabegesetz ausge
lösten Mehrkosten zu übernehmen. Ende 
Oktober hat das Land dann plötzlich  
von seinen Zusagen nichts mehr wissen 
wollen. Es beabsichtigt nunmehr, die 
Land- und Stadtkreise in den Jahren bis 
einschließlich 2019 auf Mehraufwen-
dungen in Höhe von rund 150 Millionen 
Euro sitzen zu lassen“, erklärte Walter 
und betonte: „Das Land muss zu seinem 
Wort stehen und ab sofort einen voll-
ständigen Mehrbelastungsausgleich für 
die Kosten gewähren, die bei den Kreisen 
für die bessere Unterstützung von Men-
schen mit Behinderung auflaufen“. 
Landkreistagspräsident Walter verwies 
in diesem Zusammenhang auch auf  
die von den baden-württembergischen 
Landrätinnen und Landräten am 10. No-
vember 2017 einstimmig gefasste Reso-
lution zur Umsetzung des Bundesteil

Ausnahmen zuzulassen, wo dies nach 
deutschem Verfassungsrecht oder 
internationalem Recht zwingend ge-
boten ist. 

5.	 Im Sinne einer gesamtstaatlichen 
Verantwortung für die Folgen der 
Flüchtlingsaufnahme beteiligt sich 
der Bund in den Jahren 2016 bis 2018 
an den Kosten der Unterkunft und 
Heizung (KdU) für anerkannte Asyl- 
und Schutzbedürftige nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Die 
kommunalen Grundsicherungsträger 
dürfen aber auch in den Folgejahren 
mit den flüchtlingsbedingten Unter-
kunftskosten nicht alleine gelassen 
werden.
Die baden-württembergischen Land-
kreise fordern vom Bund, die flücht-
lingsbedingten Unterkunftskosten 
auch über 2018 hinaus vollständig zu 
übernehmen. 

Landrätekonferenz  
bezieht Position  

zur Umsetzung des 
Bundesteilhabegesetzes für 
Menschen mit Behinderung 

in Baden-Württemberg 

Landkreistagspräsident Walter:  
„Land darf Kreise bei der Unterstützung 

von Menschen mit Behinderung  
nicht im Stich lassen!“

„Als Träger der Eingliederungshilfe enga-
gieren wir Landkreise uns sehr dafür, 
Chancengleichheit für Menschen mit Be-
hinderung herzustellen und ihnen eine 
gleichberechtigte soziale, berufliche und 
gesellschaftliche Teilhabe zu ermögli-
chen. Eine gute und qualitätsvolle Um-
setzung des neuen Bundesteilhabege-
setzes ist für uns daher Ehrensache. 
Allerdings darf das Land die Kreise bei 
der Unterstützung von Menschen mit 
Behinderung nicht im Stich lassen!“, er-
klärte der Präsident des Landkreistags 
Baden-Württemberg, Landrat Joachim 
Walter (Tübingen), am 14. November in 
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therapeuten in der ambulanten Versor-
gung benötigt, um zumindest den Status 
quo zu bewahren“, erläuterte Metke. Der 
Stellvertretende Vorstandsvorsitzende 
der KVBW, Dr. Johannes Fechner, ergänzt: 
„Über 1100 Hausärztinnen und Haus
ärzte sind bereits über 65 Jahre alt. Ihnen 
gebührt hohe Anerkennung, dass sie 
bislang die Versorgung über die Pen
sionsgrenze hinaus aufrecht erhalten.  
Es ist aber vorhersehbar, dass in den 
kommenden ein bis zwei Jahren in vielen 
Regionen gleichzeitig viele Hausarztpra-
xen ohne Nachfolger schließen werden. 
Der Ärztemangel wird sich auch im rei-
chen Baden-Württemberg dramatisch 
verschärfen“. 
Längerfristig betrachtet dürfte der Be-
darf sogar noch höher liegen, zeigten 
sich Piepenburg und Metke überzeugt. 
„Denn zum einen steigt in einer al-
ternden Gesellschaft der Bedarf an medi-
zinischer Versorgung, zum anderen ist 
die durchschnittliche Arbeitszeit pro Arzt 
stark rückläufig“, erklärte Piepenburg. 
Ein wesentlicher Grund hierfür seien die 
gestiegenen Ansprüche an die Verein
barkeit von Familie, Freizeit und Beruf.  
Es sei davon auszugehen, dass sich diese 
Tendenz auch in Zukunft noch weiter 
verstärken werde.
Zwar lasse sich – so Piepenburg und 
Metke – das besorgniserregende Pro-
blem des Ärztemangels sicherlich nicht 
durch eine einzelne Maßnahme be
wältigen. Allerdings sei für das zu schnü-
rende Maßnahmenpaket eine Sofort-
maßnahme in jedem Fall unverzichtbar: 
„Wenn eine angemessene ärztliche Ver-
sorgung für die Zukunft sichergestellt 
werden soll, müssen umgehend ausrei-
chend Haushaltsmittel bereitgestellt 
werden, damit die Zahl der Studienplätze 
im Fach Humanmedizin um mindestens 
10 Prozent erhöht werden können“, stell-
ten Landrat Piepenburg und Vorstands-
vorsitzender Metke aus ihrer Sicht klar. 
Sie betonten: „Eine ausreichende Ver
sorgung mit Ärztinnen und Ärzten si-
cherzustellen, gehört zum Kernbereich 
staatlicher Daseinsvorsorge. Das Land 

Der Kommunalverband für Jugend 
und Soziales Baden-Württemberg 
(KVJS) soll seinerseits in bisherigem 
Umfang beratend und unterstützend 
tätig sein können; der Gesetzgeber 
soll ihm – jedenfalls der Sache nach – 
die Koordinationsfunktion eines über-
örtlichen Trägers der Eingliederungs-
hilfe zuweisen. Außerdem sollen im 
Hinblick auf den Abschluss von Rah-
menverträgen und die Schiedsstellen-
tätigkeit die bisherigen Mitwirkungs-
befugnisse des KVJS sowie von 
Landkreistag und Städtetag entspre-
chend gewahrt bleiben. 

„Um die ärztliche Versorgung  
in Baden-Württemberg 
nachhaltig zu sichern,  

muss die Zahl der  
Medizinstudienplätze  

um mindestens 10 Prozent 
erhöht werden!“

Landkreistag Baden-Württemberg  
und Kassenärztliche Vereinigung 

Baden-Württemberg fordern das Land 
zum Handeln auf

„Auch wenn die ärztliche Versorgung  
in Baden-Württemberg momentan noch 
zufriedenstellend ist, drohen in einzel-
nen ländlich geprägten Gebieten echte 
Versorgungslücken aufzubrechen! Diese 
Situation wird sich in den kommenden 
Jahren weiter dramatisch verschärfen, 
wenn wir nicht bereits heute entschie-
den gegensteuern“, erklärten Landrat 
Detlef Piepenburg (Landkreis Heilbronn), 
Vorsitzender des Gesundheitsausschus-
ses des Landkreistags Baden-Würt
temberg, und Dr. Norbert Metke, Vor-
standsvorsitzender der Kassenärztlichen 
Vereinigung Baden-Württemberg, am  
17. November 2017 in Stuttgart.
„Im Landesdurchschnitt sind über ein 
Drittel der Hausärzte und fast ein Viertel 
der Fachärzte über 60 Jahre alt. In den 
nächsten zehn Jahren werden daher 
rund 10 000 neue Ärzte und Psycho

turreform zum 1. Januar 2005 übertra-
gen. Mit der Eingliederungshilfe wird die 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
in allen Lebensbereichen ermöglicht –  
im frühkindlichen Bereich, in Schule und 
Ausbildung, durch die Begleitung am 
Arbeitsplatz oder in Werkstätten für be-
hinderte Menschen, im Rahmen des ge-
meinsamen Wohnens in Einrichtungen 
der Behindertenhilfe und von betreuten 
Wohnangeboten sowie durch die Hilfe 
auch bei Pflegebedürftigkeit.
Das in seiner ersten Stufe am 1. Januar 
2017 in Kraft getretene Bundesteilhabe-
gesetz (BTHG) für Menschen mit Be
hinderung stellt die Landkreise vor ge-
waltige Herausforderungen – auch in 
finanzieller Hinsicht. Die Landkreise sind 
willens und bereit, als Träger der Einglie-
derungshilfe auch weiterhin zur Stär-
kung der Teilhabe und Selbstbestim-
mung der Menschen mit Behinderung 
beizutragen. Sie erwarten allerdings 
stimmige Rahmenbedingungen. Insbe-
sondere muss das Land ab sofort sämt-
liche Mehrkosten vollständig ausglei-
chen, die durch das BTHG bei den 
Landkreisen ausgelöst werden. 
Vor diesem Hintergrund erheben die 
baden-württembergischen Landkreise 
zwei Kernforderungen an das Land:
1.	 Zusage einlösen – Mehrbelastungs-

ausgleich ab sofort! 
Die Zusage des Landes, dass alle durch 
das Bundesteilhabegesetz (BTHG) 
ausgelösten Kosten als konnexitäts
relevant anerkannt werden, muss un-
eingeschränkt eingehalten werden. 
Daher müssen alle BTHG-bedingten 
Mehrbelastungen der Landkreise voll-
ständig ausgeglichen werden. Dies 
muss insbesondere auch für diejeni-
gen Mehrkosten gelten, die infolge 
des BTHG in den Jahren 2018 und 2019 
bei den Landkreisen entstehen. Das 
Land muss den Kommunen ein fairer 
und verlässlicher Partner bleiben!

2.	 Kommunale Struktur erhalten – KVJS 
gesetzlich absichern!
Die Landkreise sollen auch künftig 
Träger der Eingliederungshilfe sein. 
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Empfehlungen an Landtag und Landes-
regierung zur Umsetzung gemeinsamer 
politischer Ziele unterstreichen dies ein-
drucksvoll“, betonen die drei Präsidenten. 
In diesem Jahr ist ein solch erfolgreicher 
Abschluss nun nur noch über Ände-
rungsanträge der Fraktionen möglich. 
„Umso bedeutender ist es aus unserer 
Sicht, dass das Land mit uns in den 
nächsten Wochen weiter verhandelt und 
wir Ergebnisse erzielen, um gemeinsam 
den Grundstein für weitere erfolgreiche 
Jahre in Baden-Württemberg und für  
das Wohlergehen unserer Bürgerinnen 
und Bürger legen zu können.“ 

Ergänzende Information zur 
gemeinsamen Pressemitteilung des 
Gemeindetags, des Städtetags und  

des Landkreistags Baden-Württemberg 
vom 8. 11. 2017

Vorschläge der Kommunalen Landesver-
bände für den Doppelhaushalt 2018/19:

Anpassung der Kindergartenförderung 
nach § 29 b FAG und Pakt für  
gute Bildung und Betreuung 

Im Jahr 2013 wurde der Ausgleichsbetrag 
zur Kindergartenförderung bei 529 Mio. 
Euro eingefroren. Dies geschah in der An-
nahme, die Kinderzahlen würden in den 
folgenden Jahren zurückgehen. Die Reali-
tät zeigt nun, dass die Kinderzahlen sich 
seit 2013 – glücklicherweise – deutlich 
erhöht haben. In den Jahren 2013 bis 2015 
wurden 18 411 Kinder mehr geboren als 
im Zeitraum 2010 bis 2012. Hinzu kommt 
ein erheblicher Zuzug nach Baden-Würt
temberg. Zugleich verzeichnen wir ge-
stiegene Qualitätsanforderungen, die 
nicht zuletzt durch den Orientierungs-
plan des Landes begründet wurden 
sowie durch mehrere Tarifabschlüsse 
deutlich gestiegene Personalkosten. Zu-
gleich soll im Rahmen des Paktes für 
gute Bildung Betreuung über weitere 
Qualitätssteigerungen verhandelt wer-
den. 
Im Sinne einer gesamtstaatlichen  
und partnerschaftlichen Verantwortung 

Bereits Anfang Juni hatten die Kom
munalen Landesverbände die Finanz
ministerin schriftlich darum gebeten,  
die Verhandlungen in der Gemeinsamen 
Finanzkommission (GFK) angesichts der 
vielen und bedeutenden Themen mög-
lichst frühzeitig aufzunehmen. Sie be-
gründeten diese Anfrage explizit mit 
dem zeitlichen Ablauf für die Druck
legung des Regierungsentwurfs für den 
Doppelhaushalt 2018/2019. Diese war 
nach dem damaligen Kenntnisstand be-
reits für Ende September geplant. Die 
Kommunalen Landesverbände wollten 
das Land frühzeitig über die kommu-
nalen Notwendigkeiten und Bedarfe in-
formieren.
Nach einer Abstimmungsrunde zur 
Themenfindung hat das Land die inhalt-
lichen Verhandlungen mit den Kommu-
nalvertretern jedoch erst Ende September 
und damit zu einem Zeitpunkt aufge-
nommen, zu dem es bereits viele Vorfest-
legungen der Haushaltskommission des 
Landes gab. 
„Es bleibt dem Land selbst überlassen,  
in seinen eigenen Angelegenheiten so 
vorzugehen. Wenn es aber darum geht, 
Ausgaben aus dem kommunalen Geld-
beutel oder für kommunale Aufgaben
erfüllung festzulegen, dann erwarten 
wir als Kommunale Landesverbände, 
dass wir die ersten Ansprechpartner sind. 
Denn die Kommunen sind im dreiglied-
rigen Staatsaufbau aus gutem Grunde 
nicht nur Verwaltungsausführungsein-
heiten, sondern eine eigenständige Ver-
waltungsebene mit Selbstverwaltungs-
garantie“, so Kehle, Walter und Salomon 
unisono. 
„Wir bedauern außerordentlich, dass  
die kommunalen Aspekte keinen Ein-
gang in den Entwurf des Doppelhaus-
halts gefunden haben, insbesondere weil 
wir die Gemeinsame Finanzkommission 
als wichtige Institution ansehen, um  
die notwendigen Finanzentscheidungen 
zwischen Land und Kommunen frühzei-
tig und fundiert vorzubereiten. Viele er-
folgreich abgeschlossene Verhandlungs-
runden oder Pakte mit einvernehmlichen 

steht daher in der Pflicht, wenn es darum 
geht, das Angebot an Studienplätzen mit 
dem objektiven Bedarf in Einklang zu 
bringen.“ 

Gemeinsame 
Pressemitteilung  

des Gemeindetags, 
Städtetags und Landkreis-
tags Baden-Württemberg

Interessen der Städte und Gemeinden 
bleiben im Haushaltsentwurf  

bisher unberücksichtigt –  
Kommunale Landesverbände fordern 

weitere Verhandlungen

Die Präsidenten der drei Kommunalen 
Landesverbände haben kein Verständ- 
nis dafür, dass die Landesregierung  
den Entwurf zum Doppelhaushalt 2018/ 
2019 in den Landtag einbringen will, 
obwohl die Gemeinsame Finanzkom
mission des Landes und der Kommunen 
bisher keine Ergebnisse erzielt hat. 
„Kommunale Interessen bleiben im 
Haushaltsentwurf nun nahezu unbe-
rücksichtigt. Das wird den Herausfor
derungen, vor denen Städte, Gemein- 
den und Landkreise stehen, nicht ge-
recht“, bemängeln Roger Kehle (Präsi-
dent des Gemeindetags), Joachim Walter 
(Präsident des Landkreistags) und Dieter 
Salomon (Präsident des Städtetags). Dies 
sei vor allem deshalb unverständlich,  
da viele Zielsetzungen des Koalitionsver-
trages nur durch die Kommunen verwirk-
licht werden können. „Wenn die Kommu-
nen für das Land neue und zusätzliche 
Ziele erledigen sollen, dann müssen sie 
dazu auch finanziell in die Lage versetzt 
werden, denn ihre bisherigen Aufgaben 
bleiben ja weiterhin erhalten. Wir haben 
daher dem Land einen ausgewogenen 
und maßvollen Vorschlag gemacht, auf 
dessen Grundlage auch eine gemein-
same Umsetzung des Koalitionsvertrags 
ermöglicht werden könnte. Im Haus-
haltsentwurf wurde dieser Vorschlag 
aber vollständig ignoriert“, machen die 
Kommunalvertreter deutlich. 
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2019, und das damit verbundene Über-
tragen dieser Aufgabenfinanzierung auf 
die Kommunen, lehnen wir daher ab. 
Dies nicht zuletzt auch deshalb, da un-
sere Kommunen in Regionen mit Markt-
versagen, obwohl sie nicht zuständig 
sind, bereits die Kofinanzierung solcher 
Investitionen aus eigenen Mitteln erbrin-
gen müssen, wenn sie selbst den Ausbau 
in die Hand nehmen. Zugleich empfehlen 
wir, zur Bereinigung des ohnehin erheb-
lich anwachsenden KIF-Volumens, auch 
die bereits in den vergangenen Jahren 
etablierten Breitbandfördermittel in 
Höhe von 10 Mio. Euro in eine reguläre 
Landesförderung zu überführen. 

Krankenhausförderung

Der KIF-Vorschlag der Haushaltskommis-
sion sieht bei der Krankenhausförderung 
eine Absenkung in exakt der Höhe vor, in 
der sie die kommunale Mitfinanzierung 
der Breitbandförderung erhöhen möchte: 
12,9 Mio. Euro im Jahr 2018, 25,3 Mio. Euro 
2019. Dieses Geld stünde bei Berück-
sichtigung unserer Argumente zur Breit-
bandförderung wieder zur Verfügung. 
Dass dieses im Rahmen der Kranken-
hausförderung auch weiterhin benötigt 
wird, ergibt sich aus folgenden Erwä-
gungen: Der jährliche Fördermittel
bedarf der baden-württembergischen 
Krankenhausträger wird von unabhän-
giger Seite mit 650 Millionen Euro be
ziffert. Dies steht in einem deutlichen 
Gegensatz zu der nun vorgesehenen 
Kürzung des Ansatzes im Kommunalen 
Investitionsfonds in zwei Jahresschritten 
von 427 auf 401,7 Millionen Euro. 
Insbesondere lässt auch der vom Sozial-
ministerium ausgewiesene Anmelde-
stand in Höhe von 400 Mio. Euro keine 
Rückschlüsse auf die Höhe der gebote-
nen Krankenhausfinanzierung zu. Denn 
der Anmeldebestand lässt die Pauschal-
förderung komplett unberücksichtigt, 
obwohl diese integraler Bestandteil der 
Krankenhausfinanzierung nach dem KIF 
ist. Sie betrug zuletzt 160 Mio. Euro p. a. 
Addiert man diese richtigerweise zu den 
400 Mio. Euro, gelangt man allein schon 

höht werden, um insgesamt in den Jah-
ren 2018 und 2019 für diesen Zweck 300 
Mio. Euro (2 × 100 Euro je Schüler/in)  
zur Verfügung zu haben. Auf dieser 
Grundlage sollen die Schulen sodann 
ihre individuellen Medienentwicklungs-
pläne ausarbeiten. Diese sind Grundlage 
für eine sinnvolle Digitalisierung jeder 
Schule und zugleich Voraussetzung für 
eine mögliche Bundesförderung.

Kommunaler Investitionsfonds 

Der Kommunale Investitionsfonds dient 
der Erledigung kommunaler Aufgaben. 
Die Festlegungen über Umfang und 
Verteilung der Mittel muss daher in 
enger Abstimmung mit den Kommu-
nalen Landesverbänden erfolgen. Der Re-
gierungsentwurf wird diesem Anspruch 
nicht gerecht. Neben eher geringfügigen 
Anpassungs- und Umschichtungsnot-
wendigkeiten sind es zwei konkrete 
Punkte, die aus kommunaler Sicht einer 
Änderung bedürfen: 

Breitbandausbau

Der Ausbau eines zukunftsfähigen 
Glasfasernetzes ist ohne jeden Zweifel 
eine der bedeutendsten Aufgaben der 
nächsten Jahre. Die Zuständigkeit dafür 
liegt aber in erster Linie beim Staat, der  
in Folge von Art. 87 f GG durch ein zu
stimmungsbedürftiges Bundesgesetz 
eine flächendeckende und angemessene 
Versorgung sicherzustellen hat. Das Land 
Baden-Württemberg hat dieses Ziel auf-
gegriffen und im Koalitionsvertrag sowie 
auch in der Digitalisierungsstrategie  
den Breitbandausbau zum politischen 
Ziel des Landes ausgerufen. Dies unter-
stützen wir ausdrücklich. Die im Kommu-
nalen Investitionsfonds zu verteilenden 
Mittel speisen sich jedoch zu einem 
großen Teil aus kommunalen Finanzmit-
teln. Die KIF-Mittel müssen nach unserer 
Überzeugung daher auch einer Investi
tionsförderung für kommunale Auf
gaben vorbehalten sein. Die geplante 
Erhöhung der Breitbandförderung um 
12,9 Mio. Euro 2018 bzw. 25,3 Mio. Euro 

sollten die Zuweisungen für den Kinder-
gartenlastenausgleich (Ü3-Bereich) da
her schrittweise an die Entwicklung der 
Kinderzahlen und an die Personalkosten-
steigerungen angepasst werden. Dazu 
sind die Kommunen bereit, in den Jahren 
2018 und 2019 jeweils 50 Mio. Euro aus 
ihrem Finanztopf bereitzustellen. Ziel-
setzung ist es, mit einem solchen ersten 
Schritt den Weg in Richtung einer – 
analog der Förderung der Kleinkind
betreuung – pauschalen Förderung in 
Höhe von 63 % der nicht gedeckten Auf-
wendungen einzuschlagen. Die Bera-
tungen über die weiteren Schritte sollten 
sodann im Rahmen des Pakts für gute 
Bildung und Betreuung erfolgen. Dabei 
ist die genannte Umschichtung von ins-
gesamt 100 Mio. Euro in den Jahren 2018 
und 2019 als Beitrag der kommunalen 
Familie zu werten. Für die weitere Finan-
zierung des Pakts sind die für den Kinder-
bildungspass vorgesehenen 84 Mio. Euro 
sowie zusätzliche originäre Landesmit-
tel, mindestens in der Höhe der kommu-
nal eingebrachten Mittel, vorzusehen. 

Digitalisierung der Schulgebäude  
sowie Umsetzung der  

Multimedia-Empfehlungen 

Die Grundlage für eine erfolgreiche 
Digitalisierung und der Erwerb der not-
wendigen Kompetenzen werden an den 
Schulen vermittelt. Leider ist die in Aus-
sicht gestellte Forderung des Bundes 
noch nicht weiter konkretisiert und 
schon gar nicht abrufbar. Wir dürfen nun 
aber nicht die Hände den Schoß legen 
und ein weiteres Mal darauf warten,  
ob und welches Geld der Bund gibt. Wir 
müssen in Baden-Württemberg ein Zei-
chen setzen. 
Die Kommunalen Landesverbände sind 
bereit, dazu als kommunalen Eigenanteil 
in den Jahren 2018 und 2019 jeweils  
50 Mio. Euro aus ihrem Finanztopf für 
diesen Zweck zur Verfügung zu stellen. 
Diese Summen müssen im Gegenzug in 
den Jahren 2018 und 2019 um je 100 Mio. 
Euro aus originären Landesmitteln er-
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heit nicht auskömmlich waren, ist eine 
deutliche Aufstockung geboten. Der 
Ausbau und Erhalt des Öffentlichen Per-
sonennahverkehrs sowie der Straßen
infrastruktur stellen die Kommunen  
in den kommenden Jahren vor große 
Herausforderungen. Die der kommu-
nalen Finanzmasse durch die Neurege-
lung der Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Ländern zuwachsenden Mit-
tel reichen dafür allein bei Weitem  
nicht aus. Die Kommunalen Landes
verbände sind aber bereit, als kommu-
nalen Eigenanteil für die Aufstockung 
und Dynamisierung des Förderpro-
gramms nach dem LGVFG zusätzliche 
Mittel zur Verfügung zu stellen, wenn 
auch das Land in gleicher Höhe zusätz-
liche Mittel dafür vorsieht. 

Weitere Entwicklung und Aufteilung 
des kommunalen Sanierungsfonds 

Im Jahr 2017 ist von Landesseite auf  
der Basis der Novemberschätzung 2016 
ein Betrag in Höhe von 42 Mio. Euro  
für den kommunalen Sanierungsfonds 
vorgesehen. 
Die Kommunalen Landesverbände er-
warten, dass die betreffenden Summen 
(10 Prozent der Steuermehreinnahmen) 
auf der Basis der tatsächlichen Steuer-
mehreinnahmen entsprechend der je-
weils aktuellen Steuerschätzungen an-
gehoben werden. 

Anpassung der Landeszuweisungen  
für die Wahrnehmung der Aufgaben  

als untere Verwaltungsbehörde  
nach § 11 FAG 

Damit auf kommunaler Ebene originär 
staatliche Aufgaben angemessen wahr-
genommen werden können, bedarf es 
ausreichender finanzieller Zuweisungen 
des Landes. Dies gilt umso mehr, als die 
Bewältigung staatlicher Aufgaben allein 
schon wegen der zunehmenden Nor-
mendichte immer komplexer wird. 
Die Kommunalen Landesverbände ma-
chen vor diesem Hintergrund geltend, 

in den Jahren bis einschließlich 2019 
entstehen. Dass das Land nun plötzlich 
für die Zeit vor 2020 keinen Mehrbelas
tungsausgleich gewähren will, ist dem 
Stil nach und auch in der Sache nicht ak-
zeptabel. Das Land muss den Kommunen 
auch bei der Unterstützung der Men-
schen mit Behinderung ein fairer und 
verlässlicher Partner bleiben! 

Auswirkungen des Unterhalts
vorschussgesetzes auf die Kommunen 

Zu den kostenmäßigen Auswirkungen 
des Unterhaltsvorschussgesetzes haben 
die Kommunalen Landesverbände dem 
Land eine eigene Berechnung mit ange-
passten Parametern (Anzahl Kinder, ge-
ringere Entlastung im Bereich des SGB II 
und höhere Personalbedarfe) zukommen 
lassen. Hierbei geht es um Mehrbelas
tungen in Höhe von über 13 Mio. Euro  
pro Jahr. Auch insoweit erwarten die 
Kommunalen Landesverbände vom Land 
eine verbindliche Zusage, dass die  
durch das Unterhaltsvorschussgesetz 
verursachten Mehrkosten im Rahmen 
der Konnexität vollständig ausgeglichen 
werden. 

Fortsetzung der Förderprogramme 
Wohnbau und LGVFG nach Auslaufen 

der Entflechtungsmittel 

Die Neuregelung der Finanzbeziehungen 
zwischen Bund und Ländern, aufgrund 
der ab 2020 insgesamt gut 960 Mio. Euro 
jährlich nach Baden-Württemberg flie-
ßen werden, soll auch den Wegfall  
der Entflechtungsmittel kompensieren. 
Die Kommunalen Landesverbände gehen 
davon aus, dass das Land aus dem ihm 
zufallenden Teil dieser Mittel sowohl  
die Wohnbauförderung weiterführt, als 
auch ein eigenes Landesprogramm für 
die Förderung kommunaler Verkehrs
vorhaben (LGVFG) aufstellt. Dies war 
auch Geschäftsgrundlage der gefun-
denen Einigung der GFK am 4. 11. 2016.  
Da jedoch die Zuweisungen des Bundes 
für das LGFVG schon in der Vergangen-

durch diesen Rechenschritt zu einer Be-
darfssumme von 560 Mio. Euro. Hinzu 
kommt, dass in dem vom SM mitge
teilten Anmeldestand anstehende und 
absehbare große Baumaßnahmen gar 
nicht berücksichtigt sind. Im Übrigen 
wird bei der Berechnung des Investi
tionsstaus durch das Land vorsätzlich 
ausgeblendet, dass viele Kliniken auf-
grund ihrer finanziellen Situation keine 
Förderanträge stellen, obwohl große 
Baumaßnahmen dringend erforderlich 
wären. 45 Prozent der baden-württem-
bergischen Krankenhäuser schreiben 
rote Zahlen. Sie sind schlicht nicht in der 
Lage, die notwendigen Eigenmittel auf-
zubringen. Dies gilt umso mehr, als die 
Förderquote weiter sinkt. Im Jahr 2016 
betrug sie 55 Prozent, 2017 nur noch 46 
Prozent.

Ausgleichstock 

Die zur kommunalen Kofinanzierung 
sehr bedeutsamen Mittel des Ausgleich-
stocks sollen im Jahr 2019 inflationsbe-
dingt um 10 Mio. Euro auf 97 Mio. Euro 
angehoben werden. 

Finanzielle Auswirkungen des Bundes-
teilhabegesetzes auf die Kommunen 

Die Kommunalen Landesverbände haben 
auf Basis einer gutachterlichen Stellung-
nahme des Kommunalverbands Jugend 
und Soziales (KVJS) die finanziellen Aus-
wirkungen des Bundesteilhabegesetzes 
aufgezeigt. Danach ist davon auszuge-
hen, dass die Kreise in Baden-Württem-
berg 2017 mit Mehrausgaben in Höhe 
von 36,5 Mio. Euro, 2018 in Höhe von 68 
Mio. Euro und 2019 in Höhe von mindes
tens 99,5 Mio. Euro zusätzlich belastet 
werden. Die Kommunalen Landesver-
bände erwarten vom Land eine verbind-
liche Zusage, dass alle durch das Bundes-
teilhabegesetz verursachten Kosten als 
konnexitätsrelevant anerkannt und voll-
ständig ausgeglichen werden. Dies muss 
insbesondere auch für diejenigen Mehr-
kosten gelten, die infolge des BTHG  
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lang nicht ausgeglichenen strukturellen 
Mehraufwänden jedenfalls ansatzweise 
Rechnung zu tragen, ist zumindest  
eine Umverteilung in Form von erhöhten 
Vorwegentnahmen aus der FAG-Masse A 
vorzunehmen. Die erhöhte Vorwegent-
nahme müsste sich 2018 auf 25 Mio. Euro 
und ab dem Jahr 2019 auf 50 Mio. Euro 
belaufen.

vom Land beabsichtigten Stärkung der 
Umweltverwaltung – zusätzliches kom-
munales Personal im Bereich des Um-
weltschutzes eingestellt werden kann. 
Dies ist unabdingbar, um in der Umwelt-
verwaltung vor Ort die Aufgabenwahr-
nehmung zu optimieren und die Voll-
zugsqualität zu verbessern. 
Um den im Anwendungsbereich des  
§ 11 Abs. 1 FAG zu verzeichnenden und bis-

dass im Anwendungsbereich des § 11 
Abs. 1 FAG strukturelle Mehraufwände 
auch dort nicht ausgeglichen worden 
sind, wo eine Refinanzierung durch Ge-
bühren nicht möglich ist. Sie erwarten 
daher eine Erhöhung der betreffenden 
FAG-Zuweisungen aus originären Lan-
desmitteln. 
Auch müssen Landeseigenmittel auf
gebracht werden, damit – im Zuge der 
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„Du hast im Hohenlohekreis, in Deiner 
Zeit als Landrat, viele Spuren hinter
lassen. Spuren, auf denen wir heute 
aufbauen können. Dein Name steht für 
die so hervorragende und erfolgreiche 
Entwicklung unseres Landkreises. Viele 
wichtige Weichen wurden gestellt und 
zahlreiche für den Hohenlohekreis be-
deutsame Projekte und Maßnahmen 
wurden während Deiner Amtszeit in die 
Wege geleitet und umgesetzt“, so Land-

PERSONALIENPERSONALIEN

Verdienstkreuz 1. Klasse  
des Verdienstordens der  

Bundesrepublik Deutschland 
für den Altpräsidenten  

des Landkreistags  
Baden-Württemberg und 

langjährigen Landrat  
des Hohenlohekreises  

Helmut M. Jahn –  
Minister Franz Untersteller 

MdL übergibt die hohe 
Auszeichnung in Künzelsau

Minister Franz Untersteller MdL hat dem 
Altpräsidenten des Landkreistags Baden- 
Württemberg und langjährigen Landrat 
des Hohenlohekreises, Helmut M. Jahn, 
im Beisein von Kreisräten, Bürger
meistern und Vertretern aus Politik und 
Wirtschaft das Verdienstkreuz 1. Klasse 
des Verdienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland überreicht. Bei der Ordens-
verleihung im Rahmen einer Feierstunde 
in der Sparkasse Hohenlohekreis in Kün-
zelsau würdigte Umweltminister Franz 
Untersteller das beispielhafte Engage-
ment im politischen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Bereich, mit dem sich 
Helmut M. Jahn stets dafür eingesetzt 
hat, den Hohenlohekreis weiterzuent
wickeln: „In seiner 24-jährigen Amtszeit 
hat Helmut M. Jahn den Landkreis we-
sentlich geformt und gestaltet. Seiner 
Beharrlichkeit ist es zu verdanken, dass 
aus einer ländlich geprägten Region ein 
starker Wirtschaftsstandort mit zahl-
reichen Weltmarktführern entstanden 
ist.“ Besonders dankte der Minister  
dem ehemaligen Landrat für dessen Ver-
dienste für den Natur- und Umwelt-
schutz. „Mit unermüdlichem Tatendrang 
hat sich Helmut M. Jahn in seiner Amts-

zeit dafür engagiert, die wunderschöne 
Hohenloher Landschaft mit ihrer reichen 
geschichtlichen und kulturellen Vielfalt 
zu erhalten und zu fördern.“ Als nahezu 
revolutionär bezeichnete Untersteller 
die Einrichtung der ersten Recyclinghöfe 
im Kreis vor rund 30 Jahren.
Landrat Dr. Matthias Neth gratulierte sei-
nem Vorgänger zu dieser hohen Aus-
zeichnung und dankte ihm für seinen 
großen Einsatz für den Hohenlohekreis: 

Minister Franz Untersteller MdL übergab im feierlichen Rahmen das Verdienstkreuz 1. Klasse  
des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland an Helmut M. Jahn.
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morowski, einen seiner künftigen 
Schwerpunkte. Der dreifache Familien
vater hat sich in den vergangenen sieben 
Jahren als stellvertretender Hauptge-
schäftsführer des Landkreistags insbe-
sondere auch um Daseinsvorsorgethe-
men wie das Krankenhauswesen, die 
Abfallwirtschaft oder den Rettungs-
dienst gekümmert. Zuvor war er in der 
baden-württembergischen Ministerial- 
und Innenverwaltung tätig gewesen, 
zuletzt im Umweltministerium.
In der Nachfolge von Herrn Dr. v. Ko
morowski wurde Frau Nathalie Münz  
zur neuen Stellvertretenden Hauptge-
schäftsführerin des Landkreistags Ba-
den-Württemberg gewählt; die 41-jäh-
rige Juristin war bisher beim Landkreistag 
als Dezernentin tätig. 

Stabwechsel  
beim Landkreistag  

Baden-Württemberg 

Amtsantritt von Dr. Alexis von  
Komorowski als Hauptgeschäftsführer   

Zum 1. August 2017 übernahm Dr. Alexis 
v. Komorowski die Hauptgeschäftsfüh-
rung des Landkreistags Baden-Würt
temberg. Der 46-jährige Jurist folgt Prof. 
Eberhard Trumpp nach, der Ende Juli 
nach über 24 Jahren als Hauptgeschäfts-
führer in den Ruhestand getreten ist.
„Als langjähriger stellvertretender 
Hauptgeschäftsführer verfügt Herr von 
Komorowski über eine große Erfahrung, 
die er – davon sind wir Landräte alle 
überzeugt – gewinnbringend für die 
Landkreise einsetzen wird“, erklärte der 
Präsident des Landkreistags Baden- 
Württemberg, Landrat Joachim Walter 
(Tübingen), aus Anlass des Stabwechsels 
beim Spitzenverband der Landkreise. Die 
Landrätekonferenz, in der die Gesamt-
heit der baden-württembergischen Lan-
drätinnen und Landräte vertreten ist, 
hatte Alexis v. Komorowski bereits im 
Mai dieses Jahres einstimmig zum neuen 
Hauptgeschäftsführer gewählt.
„Ich meine, dass ein Kommunaler Lan-
desverband dann einen guten Job macht, 
wenn er nicht nur reagiert, sondern 
immer auch konzeptionell vorarbeitet“ – 
mit diesen Worten umriss der neue 
Hauptgeschäftsführer, Dr. Alexis v. Ko

rat Dr. Matthias Neth in seinem Gruß-
wort.
Auch Prof. Eberhard Trumpp, Landkreis-
tag Baden-Württemberg, und Bernd 
Kaufmann, Sparkasse Hohenlohekreis, 
würdigten die Verdienste Jahns und 
beglückwünschten ihn zur Verleihung 
des Bundesverdienstkreuzes 1. Klasse. 
Helmut M. Jahn dankte seiner Familie, 
seinen Freunden und Wegbegleitern aus 
dem Hohenlohekreis und darüber hinaus 
für die Unterstützung, die er stets erhal-
ten hat. „Ich freue mich sehr über diese 
Auszeichnung und nehme sie zugleich 
als Ansporn, mich weiterhin vielfältig  
zu engagieren und auch für die weitere 
Entwicklung des Hohenlohekreises ein-
zutreten“, so Jahn bei seinen Dankes
worten. 
Musikalisch wurde die Verleihungsfeier 
von der Jugendmusikschule Künzelsau 
begleitet.

Helmut Riegger erneut  
zum Landrat des  

Landkreises Calw gewählt 

Der bisherige Landrat des Landkreises 
Calw ist auch der neue: Mit großer Mehr-
heit (37 Ja-Stimmen, 3 Enthaltungen,  
4 Nein-Stimmen) haben die Mitglieder 
des Kreistags des Landkreises Calw Hel-
mut Riegger am 6. November 2017 wie-
dergewählt. Helmut Riegger, der im Jahr 
2009 zum ersten Mal zum Landrat ge-
wählt wurde, hatte keinen Gegenkandi-
daten.

Der Landkreistag gratuliert herzlich! 
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Hierfür sind neue Strukturen des Zu
sammenlebens erforderlich. Quartiers
entwicklung eröffnet die Chance, das 
Zusammenleben der Generationen und 
das Leben im Alter neu zu organisieren 
und dem steigenden Hilfe- und Pflege
bedarf gerecht zu werden. Die Kommune 
ist dabei als „Motor im Sozialraum“ fe-
derführend.
Das Sozialministerium des Landes Ba-
den-Württemberg hat den Ideenwett
bewerb zur Strategie „Quartier 2020 – 
Gemeinsam.Gestalten.“ ins Leben ge- 
rufen, der als Auftakt einer Landesstrate-
gie zur Quartiersentwicklung steht. Kern 
der Strategie ist es, den demografischen 
und sozialen Herausforderungen zu 
begegnen. 147 Bewerbungen gingen 
beim Sozialministerium ein. Jede siebte 
Kommune hat sich am Ideenwettbe- 
werb beteiligt. 53 Preisträger nahmen 

Soziales

„Ideenwettbewerb Quartier 2020 – 
Gemeinsam.Gestalten.“ –  

Landkreis Esslingen gehört  
gemeinsam mit neun Kommunen  

zu den Preisträgern

Der Landkreis Esslingen hat sich ge
meinsam mit neun Kommunen und dem 
Konzept „Quartiersforscher-Gestaltung 
lokaler Altenhilfelandschaften“ an dem 
Ideenwettbewerb „Quartier 2020 – Ge-
meinsam.Gestalten.“ des Sozialminis
teriums Baden-Württemberg beteiligt 
und den mit maximal 100 000 Euro 
dotierten Preis errungen. Gemeinsam 
mit den Vertreterinnen und Vertretern 
der Gemeinden Aichtal, Denkendorf, 
Erkenbrechtsweiler, Köngen, Kohlberg, 
Leinfelden-Echterdingen, Neckartailfin-
gen, Neckartenzlingen und Wendlingen 
a.N. nahm der Landkreis Esslingen die 
Auszeichnung am 23. November 2017  
im Neuen Schloss in Stuttgart vom Mi
nister für Soziales und Integration Ba-
den-Württemberg Manne Lucha und 
Staatssekretärin Bärbl Mielich entgegen. 
Landrat Heinz Eininger unterstrich die 
Bedeutung der erfolgreichen Konzept
idee: „Die Kooperation mit neuen kreis-
angehörigen Kommunen ist einmalig  
im Ideenwettbewerb gewesen. Mit dem 
Konzept können wir rund 100 000 Ein-
wohner erreichen. Damit können wir 
kommunale Standards im Bereich Pflege 
und Unterstützung im Alter setzen und 
eine neue Form der Beteiligungskultur 
für ältere Menschen etablieren. Altern 
soll im Landkreis Esslingen in jedweder 
Form – vor Ort – im Quartier stattfinden 

können.“ Landrat Eininger würdigt die 
Landesstrategie des Sozialministeriums: 
„Um gleichwertige Lebensverhältnisse 
für alte Menschen wohnortnah herzu-
stellen, bedarf es der Mitwirkung aller 
Akteure. Dies bezieht das Land, den Land-
kreis und seine Städte und Gemeinden 
mit ein. Aufgrund dessen freuen wir uns, 
dass das Land die Entwicklung der 
Strategie ,Quartier 2020 – Gemeinsam.
Gestalten.‘ als einen fortlaufenden,  
auf mehrere Jahre angelegten Prozess 
plant.“ 
Mit dem Preisgeld kann mit den neun 
Kommunen eine Quartiersentwicklung 
aktiv angestoßen werden. Unter Quar-
tiersentwicklung versteht man, Stadt 
oder Gemeinde gemeinsam mit den Bür-
gerinnen und Bürgern so zu gestalten, 
dass auch alte Menschen dort gerne 
wohnen und dort auch bleiben können. 

Minister für Soziales und Integration Baden-Württemberg Manne Lucha und Staatssekretärin  
Bärbl Mielich bei der Preisverleihung des „Ideenwettbewerb Quartier 2020 – Gemeinsam.Gestalten.“ 
gemeinsam mit den Vertreterinnen und Vertretern des Landkreises Esslingen und der neun beteiligten 
Städte und Gemeinden des Landkreises Esslingen
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schaft e. V. und Götz Maier, Geschäfts
führer Südwestmetall, übereinstimmend 
bei der Zeugnisübergabe. 
Landrat Dr. Heiko Schmid gratulierte  
den Absolventen und ermutigte sie,  
sich weiter fortzubilden: „Ruhen Sie sich 
nicht aus. Machen Sie weiter. Belegen Sie 
weitere Module oder beginnen Sie eine 
Ausbildung. Werben Sie bei Ihren Lands-
leuten dafür, denselben Weg zu gehen. 
Eine Qualifizierung oder gar eine Ausbil-
dung ist die beste Versicherung gegen 
Arbeitslosigkeit in Deutschland.“

Landkreis Ludwigsburg: 
Abschlussveranstaltung des 

Modellprojekts „Persönliche Freiheit 
statt gut gemeinter Sicherheit“ – 

Kampagne „eigenfrei“ stellt 
Wanderausstellung vor zum Thema 

freiheitsbeschränkende Maßnahmen  
im Pflegebereich

Das Modellprojekt „Persönliche Freiheit 
statt gut gemeinter Sicherheit“ in Ein-
richtungen der stationären Altenpflege 
war Teil der groß angelegten Kampagne 
„eigenfrei“, die von der Altenhilfe des 
Landkreises in Zusammenarbeit mit 
verschiedenen Fachvertretern vor knapp 
drei Jahren initiiert wurde. „Eigenfrei“ 
befasst sich mit den freiheitsbeschrän-
kenden Maßnahmen im Pflegebereich. 
Es handelt sich um einen neuen Ansatz, 
der frühzeitig Alternativen zur Fixierung 
von Pflegebedürftigen durch Bettgitter, 
Gurte oder Medikamente aufzeigen 
möchte – weit bevor ein Antrag bei 
Gericht gestellt wird. Bei dem Modell
projekt bekamen am 18. Juli 2017 im 
Kreishaus zehn von elf der beteiligten 
Einrichtungen der stationären Alten-
pflege im Landkreis Ludwigsburg ein 
Zertifikat überreicht für die erfolgreiche 
Teilnahme an dem Projekt. 
Hauptanliegen des Projekts war, durch 
ein spezifisches, breit angelegtes Fort
bildungs- und Informationsangebot das 
Thema „Freiheit“ zu transportieren und 
damit zu dem Wissen beizutragen, dass 
Eingriffe in die Freiheitsrechte des Men-

und Beruf (TQ plus) teilgenommen und 
das Modul 1 im Berufsbild Fachkraft 
Metalltechnik abgeschlossen. 
Die Teilqualifizierung Fachkraft Metall-
technik ist in fünf Module unterteilt. 
Nach Abschluss aller fünf Module kann 
vor der zuständigen Kammer eine Prü-
fung abgelegt werden, die die Teilneh-
mer als Facharbeiter Metalltechnik qua
lifiziert. 
In dem Gemeinschaftsprojekt von Süd-
westmetall Ulm, dem Berufsbildungs-
werk der Baden-Württembergischen 
Wirtschaft, dem Jobcenter und der Agen-
tur für Arbeit erwerben die jungen Leute 
theoretische und praktische Kenntnisse, 
die sich am Ausbildungsrahmenplan des 
jeweiligen Berufsbildes orientieren. 
Neben den berufsspezifischen Fähig
keiten, die bei Liebherr, der Vollmer  
Werke Maschinenfabrik GmbH, der KaVo 
Dental GmbH, der Erwin Halder KG  
und der Diehl Aircabin GmbH erworben 
wurden, lernten die Teilnehmer auch 
vieles zur Sprache und dem Arbeitsmarkt 
in Deutschland. Daher auch der Name  
TQ plus.
Das Projekt sei seit über einem Jahr in  
der Region etabliert und ermögliche 
Flüchtlingen einen schnellen und pass-
genauen Einstieg in den Beruf, so Stefan 
Küpper, Geschäftsführer Bildungswerk 
der Baden-Württembergischen Wirt-

am 23. 11. 2017 den Preis entgegen, da
runter der Landkreis Esslingen mit neun 
Kommunen. Auch Filderstadt, Ostfildern 
und Nürtingen gehören erfreulicher-
weise ebenfalls zu den Preisträgern und 
haben sich unabhängig von der Land-
kreisbewerbung am „Ideenwettbewerb 
Quartier 2020 – Gemeinsam.Gestalten.“ 
beteiligt. Die rege und erfolgreiche Be
teiligung von Seiten des Landkreises Ess-
lingen an dem Ideenwettbewerb bildet 
die lange Tradition der innovativen An-
sätze der Altenhilfeplanung im Landkreis 
ab. 
Neben dem Landkreis Esslingen gehören 
auch die Landkreise Karlsruhe und Ra-
vensburg zu den Preisträgern des Wett-
bewerbs.

Landkreis Biberach:  
Integrationsqualifizierung Sprache  

und Beruf (TQ plus ) –  
Landrat Dr. Heiko Schmid überreicht 

Zeugnisse an junge Flüchtlinge 

Landrat Dr. Heiko Schmid übergab am  
11. September 2017 im Landratsamt neun 
Zeugnisse und eine Teilnahmebestäti-
gung an Flüchtlinge. Die jungen Männer 
aus Syrien, Gambia, Nigeria, Togo, Tsche
tschenien und Afghanistan hatten in den 
vorangegangenen 26 Wochen am Pro-
jekt „Integrationsqualifizierung Sprache 

Die Teilnehmer von TQ plus zusammen mit dem Landrat, den Betrieben und allen Beteiligten nach der 
Zeugnisübergabe vor dem Landratsamt



Spektrum

327

und Beschwerdestelle nach dem Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (PsychKHG) 
eingerichtet. Diese sogenannte IBB-
Stelle steht Menschen mit psychischen 
Erkrankungen sowie ihren Angehörigen 
offen und bietet ein unabhängiges Bera-
tungsangebot an. Sie setzt sich aus zwei 
Psychiatrie-Erfahrenen, einer Angehöri-
gen eines psychisch kranken Menschen 
und einer Patientenfürsprecherin zu-
sammen. Ergänzt wird das Team durch 
ein Mitglied mit professionellem Hinter-
grund, einem Diplom-Sozialpädagogen 
(FH), der zehn Jahre in der Ambulanten 
Sozialpsychiatrie gearbeitet hat.
Die Mitglieder der Informations-, Bera-
tungs- und Beschwerdestelle im Land-
kreis Sigmaringen sind Ansprechpartner 
für Fragen, Anregungen und Beschwer-

tungen investiert und ihr Equipment an 
alternativen Hilfsmitteln, wie Niederflur-
betten, Sensormatten und Sturzmatten, 
aufgestockt. 
Auch in Zukunft wird „eigenfrei“ für alle 
Einrichtungen Vorträge, Informationen 
und gezielte Unterstützung durch ein Ex-
pertenteam bereithalten und daran ar-
beiten, dass das Verständnis von Freiheit 
im Pflegebereich weitergetragen wird.

Landkreis Sigmaringen: 
Patientenfürsprecherin und  

neue Beratungsstelle für Menschen  
mit psychischen Erkrankungen und  

ihre Angehörigen eingerichtet

Der Landkreis Sigmaringen hat zum 
1. 7. 2017 eine Informations-, Beratungs- 

schen aus fachlichen und ethischen 
Gründen zu vermeiden sind. Studiener-
gebnisse machen deutlich, dass frei-
heitsentziehende Maßnahmen nicht ge-
eignet sind, Stürze und Verletzungen 
erfolgreich zu verhindern. Ein weiteres 
zentrales Element war die gezielte Ein-
führung der Methode der Fallbespre-
chung. Entsprechend diesem Konzept 
soll nach einem abgestimmten Prinzip 
ermittelt werden, welche Alternativen 
vorhanden sind, um eine Freiheitsein-
schränkung beziehungsweise Freiheits-
beschränkung zu vermeiden.
Da das Thema nie an Aktualität verliert 
und immer wieder in die Gesellschaft 
getragen werden muss, nimmt der Land-
kreis Ludwigsburg die Abschlussver
anstaltung des Modellprojektes in den 
Pflegeinrichtungen gleichzeitig zum 
Anlass, um die Informationen der Kam-
pagne „eigenfrei“ breit zu streuen. Hierzu 
wurde eine Bilderausstellung aus dem 
Film der Kampagne „Mehr Freiheit 
wagen“ ausgekoppelt und steht jetzt 
allen Einrichtungen, Gemeinden und In-
stitutionen zur Verfügung, die sich des 
Themas annehmen wollen. Denn auch 
im Alter und bei Pflegebedürftigkeit oder 
Behinderung müssen die Grundrechte 
der Menschen gewahrt werden.
Die beteiligten Einrichtungen, die an 
diesem Nachmittag ein Zertifikat über 
ihre Teilnahme am Projekt erhalten 
haben, haben sich dem Grundsatz 
verschrieben stets nach Alternativen zu 
freiheitsentziehenden Maßnahmen zu 
suchen und bereits im Vorfeld durch ge-
zielte Prävention, wie Sturzprophylaxe 
und Balancetraining, dazu beizutragen, 
dass ihre Bewohner sich frei in ihrem 
Umfeld bewegen können. Das Projekt 
hat in seiner Auswertung gezeigt, dass 
durch gezielte Informationsvermittlung 
und Sensibilisierung freiheitsentzie-
hende Maßnahmen auf ein absolutes 
Minimum beschränkt oder vollständig 
abgebaut werden können. Damit dies 
auch im Anschluss an den Modell
zeitraum erfolgreich umgesetzt werden 
kann, haben die beteiligten Einrich-
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sozialen Bereich zu bewältigen sind und 
zeigt der Öffentlichkeit, dass wir Bürge-
rinnen und Bürger im Landkreis haben, 
die bereit sind, sich hier zu engagieren“, 
sagte Landrat Haas.
Der Landkreis zertifiziere in diesem  
Jahr zum siebten Mal die Teilnehmenden 
aus den unterschiedlichen Ausbildungs-
kursen des Bürgerschaftlichen Engage-
ments im Bereich der Altenarbeit ge-
meinsam. Diese hätten sich mit der 
Schulung auf ein verantwortungsvolles 
Ehrenamt vorbereitet. Dafür ehre sie  
der Landkreis durch die Überreichung 
des Zertifikats, erläuterte der Chef der 
Kreisverwaltung und fuhr fort: „Bürger-
schaftliches Engagement ist ein zen-
trales Element, um den demografischen 
und gesellschaftlichen Wandel aktiv zu 
gestalten. Die Herausforderungen der 
Zukunft können wir nur zusammen 
schultern.“ In der Kursreihe „Auf gute 
Nachbarschaft – Demenzbegleiter“ wer-
den ehrenamtlich Engagierte auf die 
Begleitung von Menschen mit Demenz 
in stationären Pflegeeinrichtungen, in 
Betreuungsgruppen für Menschen mit 
Demenz und auf die häusliche Beglei-
tung vorbereitet.
Der Unterstützerkreis für Menschen  
mit Demenz versucht, die vorhandenen 
sozialen Netzwerke des Menschen mit 
Demenz in der frühen Phase der Erkran-

ringen. „Wir werden die Chance zur 
passgenauen Weiterentwicklung der 
Angebotsstruktur im Landkreis Sigma-
ringen mit allen Akteuren im Gemeinde-
psychiatrischen Verbund nutzen.“

Landrat Dr. Haas übergibt Zertifikate  
an 55 Teilnehmer der  

Altenhilfe-Schulungsgruppen –  
„Herausforderungen der Zukunft 

können wir nur zusammen schultern“

Zertifikate an die 55 Teilnehmer der  
vier Schulungsgruppen der Altenhilfe- 
Fachberatung des Landratsamts Lud-
wigsburg hat Landrat Dr. Rainer Haas  
am 16. November 2017 im Großen Sit-
zungssaal des Kreishauses übergeben. 
Dabei handelt es sich um Ehrenamtliche, 
die eine der Schulungsgruppen „De-
menzbegleiter“, die Schulungsgruppe 
„Unterstützerkreis für Menschen mit De-
menz“ oder die Schulungsgruppe „Be-
wohnerbeiräte“ mit Erfolg absolviert 
haben. Die Teilnehmenden der Demenz-
begleiter-Kurse und des Kurses „Unter-
stützerkreis für Menschen mit Demenz“ 
erhielten zudem von der Deutschen Alz-
heimer Gesellschaft eine Demenz-Part-
ner-Urkunde. „Mit der Ehrung setzt der 
Landkreis jedes Jahr ein Signal, dass die 
Herausforderungen der Zukunft nicht 
ohne Bürgerschaftliches Engagement im 

den sowohl für Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen und Behinderungen 
als auch für deren Angehörige. Diese 
erhalten zum Beispiel Auskünfte über die 
Versorgung von Hilfs- und Unterstüt-
zungsangeboten in ihrer Nähe und Hilfe, 
wenn sie ihre Rechte und Bedürfnisse in 
einer Betreuung oder Behandlung nicht 
gewahrt sehen. 
Die Mitglieder der IBB-Stelle stehen in 
den Sprechzeiten persönlich zur Ver
fügung. Darüber hinaus können indivi-
duelle Termine vereinbart werden. Sie 
arbeiten gleichberechtigt zusammen 
und sind bezüglich personenbezogener 
Daten zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
Die Beratung ist unabhängig und kos
tenlos. Eine Rechtsberatung erfolgt je-
doch nicht. Die Patientenfürsprecherin 
ist neben ihrer Mitgliedschaft im IBB-
Team auch Ansprechpartnerin für die 
Patientinnen, Patienten und ihre Ange-
hörigen der Klinik für Psychiatrie, Psycho-
therapie und Psychosomatik der SRH Kli-
niken Landkreis Sigmaringen GmbH. 
Basis für die Einrichtung der IBB-Stelle 
sowie der Patientenfürsprecherin ist das 
Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (Psych-
KHG) des Landes Baden-Württemberg 
sowie die Verwaltungsvorschrift des 
Sozialministeriums zur Förderung der 
IBB-Stellen (VwV-IBB). Für die Finanzie-
rung der IBB-Stelle gewährt das Land 
einen jährlichen Zuschuss in Höhe von 
14 500 € pro Stadt- und Landkreis und 
Jahr.
„Der Landkreis Sigmaringen hat sich  
mit der Implementierung der beiden 
Organe das gesetzliche Landesziel –  
einer kontinuierlichen Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für eine bedarfs-
gerechte psychiatrische Versorgung und 
die Stärkung der Rechte psychisch 
kranker Menschen – insofern zu Eigen 
gemacht. Darüber hinaus liegt die 
Zukunft der Psychiatrie in der personen-
zentrierten, ganzheitlichen Ausrichtung, 
die sozialräumlich verortet sein muss 
und sich an den Bedürfnissen des Ein
zelnen orientiert, so Frank Veser, Sozial-
dezernent beim Landratsamt Sigma

Landrat Dr. Rainer Haas (1. von links) und Fachbereichsleiterin Heike Dierbach (1. von rechts) mit 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie einigen der zertifizierten Teilnehmerinnen und Teilnehmern
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dessen Aufgabenbereiche sowie einige 
Beratungsbeispiele vor. Mit Hilfe der 
durchgeführten Beratung und der Ver-
knüpfung verschiedener Dienstleister 
können die als Beispiel genannten Fami-
lien weiterhin gemeinsam in der Woh-
nung verbleiben. Zur Demonstration 
wurde ein Hausnotrufeinsatz mit einem 
kleinen Schauspiel simuliert. Das Deut-
sche Rote Kreuz erläuterte anhand des 
Schauspiels visuell die verschiedenen 
Schritte von einem ausgelösten Haus-
notruf bis hin zur Versorgung der verun-
glückten Person durch den Rettungs-
dienst. 
Peter Schmeiduch aus dem Sozialminis
terium in Stuttgart verdeutlichte, dass 
die Beratungen präventiven Charakter 
hätten und angesichts der Komplexität 
der Pflegegesetze dringend notwendig 
seien. Eine Ausweitung des Pflegestütz-
punktes um eine weitere halbe Stelle sei 
laut Dietmar Herdes bereits im Gespräch.
Der Schwarzwald-Baar-Kreis eröffnete 
als erster Landkreis in Baden-Württem-
berg einen Pflegestützpunkt, in dem sich 
Bürger kostenlos und neutral über die 
Themen Pflege und Versorgung infor-
mieren können und gilt somit als Leucht-
turmprojekt. Die häufigsten Fragen,  
die hierbei gestellt werden, sind: Wie 

Pflegegraden. Weiterhin können auch 
Themen wie Vorsorgevollmacht, Pa
tientenverfügung sowie Finanzierungs
möglichkeiten von Pflegesettings in der 
Beratung aufgegriffen werden. Die Be
ratungen sind kostenlos und neutral  
und können von interessierten und rat-
suchenden Bürgerinnen und Bürgern in 
Anspruch genommen werden. Der Pfle-
gestützpunkt Nord in Villingen-Schwen-
ningen sowie der Pflegestützpunkt Süd 
in Donaueschingen sind dem Sachgebiet 
„Hilfe zur Pflege“ unter der Leitung von 
Jürgen Schweizer zugeordnet.
Die offizielle Eröffnungsfeier des Pflege-
stützpunktes Schwarzwald-Baar-Kreis 
Süd fand am 24. Juli 2017 im Landratsamt 
in Donaueschingen statt. Eingeleitet 
wurde die Veranstaltung durch eine 
musikalische Darbietung der Veeh-Har-
fengruppe aus dem Altenheim Sankt 
Michael in Donaueschingen. Nach der 
musikalischen Einlage folgten Gruß-
worte von Landrat Sven Hinterseh, Peter 
Schmeiduch vom Ministerium für So
ziales und Integration Baden-Württem-
berg, Dietmar Herdes vom Landkreistag 
Baden-Württemberg und Klaus Herr-
mann, Geschäftsführer der AOK Schwarz-
wald-Baar-Heuberg. Johanna Wetzel 
stellte den Pflegestützpunkt Süd und 

kung aktiv zu halten beziehungsweise  
zu reaktivieren. Themen für die Bewoh-
nervertretung nach der Landesheim
mitwirkungsverordnung stehen im Mit-
telpunkt des Schulungsangebots „Fit  
für die Heimmitwirkung“, das die Alten-
hilfe-Fachberatung bereits seit 2002 
gemeinsam mit dem Kreisseniorenrat 
Ludwigsburg e. V. anbietet. Teilnehmende 
sind Ehrenamtliche, die nicht im Pflege-
heim wohnen, also externe Beiräte. De-
menz-Partner sind Menschen, die sich 
Wissen über die Erkrankung angeeignet 
haben und durch kleine Hilfeleistungen 
im Alltag bei Betroffenen und Ange
hörigen für Entlastung sorgen. In den 
vergangenen Jahren sind mehr als 400 
Menschen von der Altenhilfe-Fachbera-
tung des Landratsamts geschult worden.
Das Brüder-Duo „Junge, Junge“ verband 
bei der Zertifizierungsveranstaltung Mo-
deration und Zauberkunst auf kurzwei-
lige Weise.

Offizielle Eröffnungsfeier  
des Pflegestützpunktes  

Schwarzwald-Baar-Kreis Süd  
in Donaueschingen

Im Februar 2017 wurde der Pflege
stützpunkt Schwarzwald-Baar-Kreis mit 
Standort in Villingen-Schwenningen  
um einen zweiten Pflegestützpunkt im 
Süden des Landkreises erweitert. Der 
neue Pflegestützpunkt bezog über-
gangsweise zunächst Räumlichkeiten in 
den Kaufmännischen und Hauswirt-
schaftlichen Schulen in Donaueschin-
gen. Seit Juni 2017 ist der Pflegestütz-
punkt Schwarzwald-Baar-Kreis Süd in 
der Außenstelle des Landratsamtes in 
Donaueschingen zu finden und bietet 
kostenlose Beratungen und Informa
tionen im Bereich Pflege und Versorgung 
nun auch für den südlichen Landkreis 
wohnortnah an. Die Gesundheitswissen-
schaftlerin Johanna Wetzel, die als Bera-
terin im Pflegestützpunkt Süd eingesetzt 
ist, befasst sich unter anderem mit den 
Leistungen der Pflegeversicherung, den 
neuen Pflegestärkungsgesetzen und den 

Im Büro des Pflegestützpunktes Schwarzwald-Baar-Kreis Süd von Johanna Wetzel (vorne)  
im Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis in Donaueschingen (von links): Jürgen Schweizer  
(Sachgebietsleiter „Hilfe zur Pflege“), Jan Hauser (Sozialamtsleiter), Peter Schmeiduch (Sozialministerium), 
Dietmar Herdes (Landkreistag) und Landrat Sven Hinterseh
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diese Aufgabe vom Kreistag bestellt. Sie 
bieten seither neben der telefonischen 
Kontaktmöglichkeit jeweils einmal mo-
natlich kostenlose Sprechstunden in den 
Räumlichkeiten der freien Wohlfahrts-
pflege in Achern, Hausach, Kehl, Lahr und 
Offenburg an. Betroffene und/oder An-
gehörige von Menschen mit einer psy
chischen Erkrankung können dort ihre 
Anliegen besprechen oder Beschwerden 
vorbringen. 
Das flächendeckende Angebot der  
IBB-Stelle ergänzt die vorhandenen 
wohnortnahen Versorgungsstrukturen 
für Menschen mit psychischer Erkran-
kung, die der Ortenaukreis bereits seit 
Gründung eines gemeindepsychiatri-
schen Verbundes im Jahr 2006 sicher-
stellt. „Unseren Verbund haben wir dazu 
im Jahr 2017 erneuert und um neue 
Vertragspartner erweitert, sodass wir 
Menschen mit einer psychischen Erkran-
kung und ihren Angehörigen sowie Per-
sonen aus ihrem sozialen Umfeld bei 
Fragen und Beschwerden eine weitere 
Unterstützung anbieten können“, be-
richtet Georg Benz, Sozialdezernent im 
Landratsamt Ortenaukreis. Mittlerweile 
verfolgen 24 Vertragspartner aus den 
Psychiatrischen Kliniken, kirchlichen und 
wohltätigen Verbänden, Werkstätten 
und Wohnangeboten für psychisch er-
krankte Menschen das Ziel, bestehende 
und neue Hilfeangebote im Ortenaukreis 
zu entwickeln und zu vernetzen. 
Die Stelle ist durch Betroffene, Angehö-
rige und unabhängige Fachleute besetzt, 
die der Schweigepflicht unterliegen. Die 
in Offenburg erreichbare Ansprechpart-
nerin erfüllt die Funktion der Patienten-
fürsprecherin. 
„Wir sind froh, dass wir sechs Ehren
amtliche gefunden haben, die psychisch 
erkrankten Menschen und ihren Ange-
hörigen auf Augenhöhe begegnen. Un-
sere Erfahrungen haben gezeigt, dass die 
Hemmschwelle der Patienten, sich Hilfe 
zu holen, dadurch verringert wird“, so 
Benz. 
Die Einrichtung einer Beratungsstelle 
und von Patientenfürsprechern schreibt 

Bürgerinnen und Bürger des südlichen 
Landkreises erreichen zu können, wurde 
aufgrund dessen vom Kreistag des 
Schwarzwald-Baar-Kreises befürwortet 
und im Dezember 2016 schließlich von 
der Landesarbeitsgemeinschaft Pflege-
stützpunkte bewilligt.

Ortenaukreis vernetzt und entwickelt 
Hilfsangebote für Betroffene – 

Einjähriges Bestehen der Informations-, 
Beratungs- und Beschwerdestelle  
für psychisch erkrankte Menschen  

und Angehörige (IBB) 

„Ich weiß nicht mehr weiter!“, sagt eine 
ratlose Mutter am Telefon. Am anderen 
Ende der Leitung sitzt eine Mitarbeiterin 
der Informations-, Beratungs- und Be-
schwerdestelle für psychisch erkrankte 
Menschen und Angehörige (IBB). „Mein 
Sohn liegt nur im Bett, steht nicht mehr 
auf, geht nicht mehr an seine Ausbil-
dungsstelle und hat an nichts mehr Inte-
resse.“ Solche und ähnliche Anfragen 
landen oft bei einer der fünf IBB-Stellen 
im Ortenaukreis. 
Vor einem Jahr hat die Beratungsstelle 
im Ortenaukreis ihre Arbeit aufgenom-
men. Sechs Ehrenamtliche wurden für 

geht es nach dem Krankenhausaufent-
halt weiter? Unter welchen Vorausset-
zungen erhält man einen Pflegegrad? 
Was ist, wenn die Pflegeversicherungs-
leistungen nicht ausreichen? Welche 
Versorgungsmöglichkeiten gibt es? Müs-
sen die Kinder für die Pflege der Eltern 
aufkommen? 
Durch die Verknüpfung von Angeboten, 
wie den Tagespflegen, Pflegediensten 
oder zusätzlichen Betreuungsmöglich-
keiten, kann die Versorgung solange  
wie möglich zu Hause sichergestellt und 
die Angehörigen somit entlastet werden. 
Seit der Eröffnung am 1. April 2010 in 
Villingen-Schwenningen stieg die Anzahl 
der Beratungsgespräche und der Rück-
fragen kontinuierlich mit jedem weite-
ren Jahr an. So konnten im Jahr 2016 über 
2500 Kontakte verzeichnet werden. 
Um den Pflegestützpunkt in Villingen- 
Schwenningen zu besuchen, mussten 
jedoch insbesondere die Bewohner  
der südlichen Kreisgemeinden längere 
Strecken in Kauf nehmen. Durch konti
nuierliche Dokumentation wurde nach-
gewiesen, dass der südliche Kreis bis 
dahin nur unzureichend abgedeckt 
werden konnte. Die Einrichtung einer 
weiteren Beratungsstelle, um auch die 

Der Pflegestützpunkt Schwarzwald-Baar-Kreis Süd wird offiziell eröffnet (von links):  
Landrat Sven Hinterseh, Peter Schmeiduch (Sozialministerium), Johanna Wetzel (Pflegestützpunkt Süd), 
Dietmar Herdes (Landkreistag), Klaus Herrmann (Geschäftsführer AOK Schwarzwald-Baar-Heuberg).
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ankommen“. Diese werden in einem 
Integrationskonzept des Rhein-Neckar-
Kreises zusammengefasst.
„Integration ist eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe. Sie kann nur zusammen 
gelingen“, so begrüßte Landrat Stefan 
Dallinger die rund 250 Teilnehmenden. 
Das Motto der ersten Integrationskon
ferenz „Ankommen – Potenziale ent
wickeln und nutzen“ behält somit seine 
Aktualität. Den Aktiven und Interessier-
ten aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft 
und Ehrenamt bot die Konferenz die 
Möglichkeit, gemeinsam das Span-
nungsfeld zwischen einer Normalität der 
Vielfalt und der weiteren Neuzuwande-
rung zu diskutieren und Informationen 
und Erfahrungen auszutauschen sowie 
Lösungsansätze für die Zukunft zu er
arbeiten.
Als Keynotes konnten die Präsidentin  
des Landtags von Baden-Württemberg, 
Muhterem Aras MdL, und der Minister  
für Justiz und Europa des Landes Ba-
den-Württemberg, Guido Wolf MdL, 
gewonnen werden.
Die Keynote von Muhterem Aras MdL, 
Präsidentin des Landtags von Baden- 
Württemberg, war überschrieben: „Ge
ben und Nehmen? Der Gesellschaftliche 
Gewinn von Integration“. Aras berichtete 
von ihrem Ankommen als 12-jähriges 
Mädchen auf den Fildern. Eine schwä-
bische Familie hat dazu beigetragen, 
dass sie und ihre zwei Brüder integriert 
wurden. Dafür habe sie ihre Wurzeln 
nicht aufgeben müssen. „Deutschland 
will Heimat für die Geflüchteten bieten“, 
so die Landtagspräsidentin. „Unsere 
Werte müssen jedoch akzeptiert und 
respektiert werden“, waren ihre Kern
botschaften.
Guido Wolf MdL, Minister der Justiz  
und für Europa des Landes Baden-Würt
temberg, hatte seine Keynote „Richtig. 
Ankommen. Gemeinsame Werte als 
Grundlage der Integration“ überschrie-
ben. „Bei der Integrationskonferenz des 
Rhein-Neckar-Kreises ist Bildung ein 
zentrales Thema. Für das Zusammenle-
ben in unserer Gesellschaft sind jedoch 

Gesellschaften sind ständig Verände-
rungen ausgesetzt – mal langsam,  
mal schnell, mal schnellen – mal großen, 
mal kleinen. In Deutschland, Baden-
Württemberg und damit auch im Rhein-
Neckar-Kreis finden derzeit demogra-
fische, soziale und kulturelle Umbrüche 
in einem großen Tempo statt. Was be-
deuten für unsere Gesellschaft die immer 
größer werdende Zahl älterer Menschen, 
die immer größer werdende Mobilität 
und die zunehmende kulturelle Vielfalt? 
Wie wirken wir der Gefahr einer Aus-
einanderentwicklung von Arm und Reich 
entgegen, wie schaffen wir Solidarität 
angesichts der Unterschiedlichkeit? Ver-
meintliche Sicherheiten muss man über 
Bord werfen, Grenzen geraten in Fluss, 
Begriffe wandeln sich und verlieren ihre 
Bedeutung. Diese Entwicklung lässt  
sich gerade beim Thema „Integration“ 
beobachten.
Es war daher das Ansinnen des Rhein-
Neckar-Kreises, alle haupt- und ehren-
amtlichen Akteure zu diesem Thema an 
einen Tisch zu holen, um für vier Schwer-
punktthemen der Integration Lösungs-
ansätze zu erarbeiten: „Gesellschaftlich 
ankommen“, „Räumlich ankommen“, 
„Sprachlich ankommen“ und „Beruflich 

das 2015 in Kraft getretene Gesetz über 
Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psy-
chischen Krankheiten vor. 
In diesem Gesetz werden unter anderem 
Hilfeangebote für Menschen mit einer 
psychischen Erkrankung definiert, mit 
dem Ziel, diesem Personenkreis ein 
eigenverantwortliches und selbstbe-
stimmtes Leben zu ermöglichen. Zu 
diesen Hilfen gehören insbesondere Be-
ratung, Betreuung, Hinführung zur ärzt-
lichen oder psychotherapeutischen Be-
handlung sowie die Vermittlung von 
Hilfen zur Selbsthilfe und Ehrenamt. 
Informationen zu den IBB-Stellen finden 
Sie auch auf der Internetseite des Or-
tenaukreises unter dem Suchbegriff 
„IBB“. 

Rhein-Neckar-Kreis: Ankommen – 
Potenziale entwickeln und nutzen – 

Landrat Stefan Dallinger:  
Mit kleinen Schritten zum großen Erfolg

Die erste Integrationskonferenz des 
Rhein-Neckar-Kreises fand am 24. Juli 
2017 im Seminarzentrum der Man-
fred-Sauer-Stiftung in Lobbach statt. 
Eingeladen hierzu hatte Landrat Stefan 
Dallinger.

Ein Gruppenfoto der Mitarbeiter der IBB-Stellen, v. l. Maria Crombach, Gabriele Pfeiffer-Schröter,  
Sabine Singler, Bernhard Meucht, Liane Karden-Krauß (Patientenfürsprecherin), Renate Hansen
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tientin in nicht ansprechbarem Zustand 
in der Wohnung aufgefunden wird?
Dafür gibt es die SOS-Rettungsdose  
nun auch im Landkreis Schwäbisch Hall. 
Durch einen Aufkleber auf der Innenseite 
der Wohnungstür und der Außenseite 
der Kühlschranktür erkennen die ein
treffenden Rettungskräfte sofort, dass 
eine SOS-Dose vorhanden ist. Der Kühl-
schrank ist ein idealer Aufbewahrungs-
ort, denn er ist in jeder Wohnung schnell 
auffindbar. 
In der Dose wird ein Datenblatt mit  
allen wesentlichen Informationen zum 
Patienten hinterlegt: Kontaktdaten von 
Ansprechpartnern, wichtige Medika-
mente und deren Aufbewahrungsort, 
Vorerkrankungen, Allergien, Patienten-
verfügung und Ähnliches. Diese Infor
mationen ersparen den Ersthelfern vor 
Ort wichtige Zeit, die sie für die richtige 
Behandlung des Patienten benötigen. 
Die Idee der Rettungsdose stammt aus 
Großbritannien, wo sie vom Lions Club 
ins Leben gerufen wurde. Inzwischen ist 
die SOS-Dose auch in anderen Ländern 
weit verbreitet und wird von Millionen 
Menschen genutzt. 
Für den Landkreis Schwäbisch Hall haben 
der Kreisseniorenrat und die Stadtse
niorenräte die Idee aufgegriffen, und 
Landrat Gerhard Bauer hat die Schirm-
herrschaft übernommen. „Die Rettung 

Eine Dose, die Leben retten kann – 
Kreisseniorenrat Schwäbisch Hall  

stößt Projekt an

Eine kleine, rot-weiße SOS-Rettungsdose 
im Kühlschrank ermöglicht es, im Notfall 
schnell und effizient lebensrettende 
Hilfe leisten zu können. Das Projekt, das 
sich bereits andernorts bewährt hat, 
wird auf Initiative des Kreisseniorenrats 
nun auch im Landkreis Schwäbisch Hall 
eingeführt. Landrat Gerhard Bauer hat 
die Schirmherrschaft übernommen. 
An einen medizinischen, möglicherweise 
lebensbedrohlichen Notfall möchte kei-
ner gern denken. Was aber, wenn dieser 
doch eintritt und der Patient oder die Pa-

nicht nur berufliche und sprachliche 
Bildungsangebote notwendig“, so der 
Justizminister. „Zur Integration gehört 
auch die Vermittlung und Anerkennung 
unserer Rechte und Werte, wie die Un
antastbarkeit der Menschenwürde, De-
mokratie, Rechtsstaatlichkeit und Gleich-
heit von Mann und Frau“, erläuterte  
Wolf weiter. Die neu aufgelegte Bildungs
offensive des Landes unterstütze diese 
Form der Integration und die Ehrenamt-
lichen in ihrer Integrationsarbeit.
Die Integrationskonferenz wurde künst-
lerisch umrahmt von Arnim Töpel und 
Ahmad Almir.
„Mit kleinen Schritten zum großen 
Erfolg“, so das Fazit von Landrat Stefan 
Dallinger. „Wir werden für die Integra-
tion der Menschen rund zehn Jahre brau-
chen“, nannte er einen Zeitrahmen. Er 
dankte dem Team rund um die Integra
tionsbeauftrage Anne Kathrin Wenk, 
allen Mitwirkenden und Teilnehmenden 
und gab einen kurzen Ausblick: „Die 
Anregungen, Ideen und Ergebnisse der 
Konferenz werden nun gebündelt und 
fließen in das Integrationskonzept des 
Rhein-Neckar-Kreises ein.“ Dieses soll 
Leitlinie für den Kreis und seine 54 Städte 
und Gemeinden werden.

V. l. n. r.: Karl-Heinz Pastoors (Vorsitzender des Kreisseniorenrats), Landrat Gerhard Bauer, Thomas Haag 
(Sozialdezernent des Landkreises) und Günter Gropper (2. Vorsitzender Stadtseniorenrat Schwäbisch Hall)
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Glückwünsche zum runden Geburtstag 
und viel Lob gab es von Staatssekretärin 
Friedlinde Gurr-Hirsch MdL vom Minis
terium für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz Baden-Württemberg 
und dem Präsidenten des Badischen 
Landwirtschaftlichen Hauptverbandes 
(BLHV), Werner Räpple. 
„Eine gute Aus- und Fortbildung ist  
eine wichtige Grundlage für einen 
unternehmerischen Erfolg in der Land- 
und Hauswirtschaft. Die Fachschule  
für Landwirtschaft im Ortenaukreis 
leistet auf diesem Gebiet seit 150 Jah-
ren hervorragende Arbeit. Zu diesem 
sehr schönen Jubiläum gratuliere ich 
ganz herzlich“, so die Staatssekretärin. 
Die Fachschule habe frühzeitig und 
erfolgreich den Fokus auf fachschuli- 
sche Ergänzungsangebote für den land-
wirtschaftlichen Nebenerwerb gelegt.  
In diesem Bereich habe sie seit 20 Jah-
ren eine Vorreiterrolle im Land inne.  
Ein gutes Bildungsangebot für das 
Brennereiwesen runde das Bildungs
angebot ab. 

ratsamt in Offenburg, darunter zahl-
reiche prominente Vertreter aus Ver
waltung und Landwirtschaft, ehemalige 
Absolventen sowie Lehrkräfte. Bei Gruß-
worten, einem Festvortrag und einem 
Fachschultalk ließen die Festgäste die 
Geschichte einer der ältesten noch 
bestehenden Kreiseinrichtungen Revue 
passieren, wandten aber auch den Blick 
auf die Gegenwart und die Zukunft der 
landwirtschaftlichen Fachausbildung. 
„Zahlreichen Hofnachfolgerinnen und 
Hofnachfolgern wurden hier in den 
zurückliegenden eineinhalb Jahrhun-
derten wichtige Schlüsselqualifikationen 
für eine erfolgreiche Unternehmens
führung vermittelt“, würdigte Martin 
Schreiner, Dezernent Ländlicher Raum, 
die unverzichtbare Rolle der Fachschule 
im Ortenaukreis in seiner Ansprache. 
„Das Bildungsangebot unserer Fach-
schule ist ein ganz konkreter Beitrag zur 
Stärkung des Ländlichen Raums und zur 
Pflege und Offenhaltung unserer reiz-
vollen und touristisch hochwertigen 
Kulturlandschaft“, so Schreiner weiter. 

aus der Dose halte ich für eine geniale 
Aktion: Bestechend einfach, schnell und 
zielsicher gelangen Ärzte und Rettungs-
kräfte auf diese Weise an lebensrettende 
Informationen. Denn im Ernstfall kommt 
es auf jede Sekunde an“, führt Bauer aus.
„Eigentlich gehört die Dose in jeden 
Haushalt“, meint Karl-Heinz Pastoors, 
Vorsitzender des Kreisseniorenrats, aber 
vor allem ältere, allein wohnende Per-
sonen sieht er als Zielgruppe an. Polizei, 
Feuerwehr und alle Rettungsdienste im 
Landkreis Schwäbisch Hall sind über die 
Einführung der SOS-Dose informiert. 
Günter Gropper vom Stadtseniorenrat 
Schwäbisch Hall ergänzt: „Wichtig ist, 
dass die Sticker nicht an der Außenseite 
der Türe angebracht werden, um zwie-
lichtige Personen nicht darauf hinzuwei-
sen, dass hier eine alleinstehende, ältere 
Person wohnt“.
Ab Dezember können die Dosen in den 
Rathäusern, im Pflegestützpunkt und im 
Seniorenbüro des Landkreises sowie in 
allen Apotheken des Landkreises für eine 
Schutzgebühr von 2,00 Euro erworben 
werden. 
In Crailsheim ist die SOS-Rettungsdose 
ab Mitte Dezember im Rathaus und in 
den Apotheken erhältlich.
Alle Beteiligten hoffen nun auf eine 
große Resonanz dieser Aktion, damit sich 
die „Rettung aus der Dose“ in möglichst 
vielen Fällen zugunsten der Patientinnen 
und Patienten bewähren kann.

Schulen

150 Jahre Fachschule für  
Landwirtschaft im Ortenaukreis –  

Viel Lob beim Festakt –  
Jubiläumsschrift vorgestellt 

Mit einem Festakt hat das Amt für Land-
wirtschaft im Landratsamt Ortenaukreis 
am 10. November 2017 das 150-jährige 
Bestehen der Fachschule für Landwirt-
schaft gefeiert. Rund 120 Gäste kamen  
in den Großen Sitzungssaal im Land

Über die druckfrische Chronik „150 Jahre Fachschule für Landwirtschaft im Ortenaukreis“ freuten sich 
(v. l. n. r): Dieter Blaeß vom Regierungspräsidium Freiburg, Hans-Jörg Körkel, Vorsitzender des Vereins 
Landwirtschaftlicher Fachschulabsolventen e. V., BLHV-Präsident Werner Räpple, Rosa Karcher,  
Präsidentin des Landfrauenverbandes Südbaden, Cornelius Gorka, Kreisarchivar und Autor der Chronik, 
Landtagsabgeordnete Marion Gentges, Martin Schreiner, Dezernent Ländlicher Raum, Herbert Gruber,  
ehemaliger Amts- und Fachschulleiter, Moderatorin Anne Körkel, Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch, 
Fachschullehrer Stefan Kury, Amts- und Fachschulleiter Rainer Moritz, Helmut Lehmann vom 
Regierungspräsidium Freiburg sowie Fachschullehrerin Maria Gille. 
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und sicherlich auch etwas mutig – sonst 
würdet ihr nicht hier sitzen. Viele erfolg-
reiche Erfinder starteten mit wenig mehr 
als genau diesen Tugenden“, begrüßte 
Gerhard Wahl, Geschäftsführer der Veyhl 
GmbH, alle Teilnehmer zu ihrer unter-
nehmerischen Premiere und freute  
sich die Plattform für gleich elf Unter-
nehmensgründungen in Zwerenberg zu 
bieten.
Sophie Schumann, Wirtschaftsförderin 
des Landkreises Calw, und Carmen Wol-
lensak, Wirtschaftsbeauftragte der Stadt 
Nagold, ermutigten die Jugendlichen 
ebenfalls bevor die erste Planperiode 
startete. Das Unternehmensplanspiel 
forderte die Jungunternehmer in vielfäl-
tiger Weise: Über vier fiktive Geschäfts-
jahre galt es unter dem Vorzeichen je-
weils neuer Wirtschaftsprognosen und 
gesellschaftspolitischen Rahmenbedin-
gungen eine neue Verkaufsstrategie fest-
zulegen, fiktive Bilanzen auszuwerten, 
Umsatz- und Mitarbeiterplanungen aus-
zustellen, Produktionsmenge und Ein-
kaufvolumina zu definieren. Dabei stieg 
die Komplexität des Planspiels mit jeder 
Runde – und mit ihr die Spannung. Wie in 
der realen Wirtschaft zählten am Ende 
die nackten Zahlen. Sie brachten ans 
Licht, wer dem Wettbewerb eine Nasen-
spitze voraus war. Jeweils ein Team der 
kaufmännischen Schule Nagold, der Rolf 
Benz AG & Co. aus Nagold sowie des 
Maria von Linden Gymnasiums aus Calw 
schafften es letztlich mit den höchsten 
Gewinnen ins Finale. Das vierköpfige 
Veyhl-Team überzeugte mit seiner Krea-
tivität und gewann den Sonderpreis für 
die beste Werbeinszenierung ihres E-Bike 
Unternehmens „Mountainkiller“. Bei der 
Siegerehrung lobten Andreas Knörle, 
Dezernatsleiter im Landratsamt Calw, 
sowie Carmen Wollensak das Engage-
ment der Jugendlichen und überreichten 
den Jungunternehmern ein Zertifikat.
Am 25. November 2017 traten die drei 
Gewinnerteams aus dem Landkreis Calw 
gegen die besten Teams aus dem Land-
kreis Freudenstadt und dem Enzkreis an. 
Der Junior Manager Contest ist ein ge-

Bestehen. Die erste Kreislandwirtschafts-
schule wurde am 4. November 1867 in 
Offenburg eröffnet. Weitere Schulgrün-
dungen folgten in Ettenheim, Rhein
bischofsheim, Haslach, Altenheim, Ober-
kirch und Achern. Bis auf den Standort 
Offenburg wurden diese in der weiteren 
wechselvollen geschichtlichen Entwick-
lung alle wieder aufgegeben. 
Die Fachschule dient bis heute vor  
allem den landwirtschaftlichen Fami
lienbetrieben als wichtige Aus- und Fort-
bildungseinrichtung in den Fachrich-
tungen Land- und Hauswirtschaft. In den 
vergangenen Jahren hat sich die kreis
eigene Schule durch das spezialisierte 
Ausbildungsangebot im Brennereiwesen 
über die Ortenau hinaus einen Namen 
gemacht. In Baden-Württemberg gibt  
es nur noch in Weinsberg eine vergleich-
bare Schuleinrichtung. 

Einen Tag lang Chef sein –  
Schüler und Auszubildende aus  
dem Landkreis Calw behaupten  

sich erfolgreich beim Vorentscheid  
des Junior Manager Contests

Schulbank gegen Chefsessel – diesen 
Perspektivenwechsel wagten kürzlich  
52 Schüler und Auszubildende aus dem 
Landkreis Calw beim Vorentscheid des 
Junior Manager Contests in den Räum-
lichkeiten der Firma Veyhl in Neuweiler- 
Zwerenberg. Ihre Aufgabe im Rahmen 
des Unternehmensplanspiels:
Ein fiktives E-Bike Start-up erfolgreich 
am Markt zu positionieren – vier Jahre 
lang, gegen die Zeit und den Wettbe-
werb. Insgesamt elf Teams stellten sich 
dieser Herausforderung in der Vorrunde 
des Landkreises Calw und schlüpften in 
die Rolle des Unternehmers – darunter 
wagemutige Teilnehmer der kaufmän-
nischen Schule Nagold, des Maria von 
Linden-Gymnasiums aus Calw, der Veyhl 
GmbH aus Neuweiler-Zwerenberg, des 
Landratsamts Calw, der Rolf Benz AG & 
Co. KG aus Nagold, der Sparkasse Pforz-
heimCalw sowie der Nicolay GmbH aus 
Nagold. „Ihr seid neugierig, engagiert 

BLHV-Präsident Werner Räpple dankte 
den Lehrkräften und Studierenden für 
ihren engagierten Einsatz und unter-
strich die Bedeutung der Bildungsein-
richtung für die Zukunft der Branche. 
„Der landwirtschaftliche Berufsstand ist 
zwingend auf eine praxisorientierte, 
qualitative Ausbildung der beruflichen 
Nachwuchskräfte und Betriebsleiter an-
gewiesen, nur so bleibt die Landwirt-
schaft zukunftsfähig“, so Räpple. 
Einblicke in die wechselvolle Geschichte 
der im November 1867 mit 19 Schülern 
gegründeten Offenburger Kreisland
wirtschaftsschule sowie der später er
öffneten und wieder aufgegebenen 
Schulstandorte gewährte Kreisarchivar 
Cornelius Gorka in seinem Festvortrag. 
Die druckfrische, unter fachlicher Leitung 
von Gorka erstellte Chronik präsentierte 
anschließend Rainer Moritz, Leiter des 
Amts für Landwirtschaft und der Fach-
schule. Mit der Chronik liege nunmehr 
eine umfassende und spannende Doku-
mentation zur Fachschulgeschichte des 
Ortenaukreises vor, die es verdient habe, 
nicht im Bücherregal zu verstauben, 
sondern gelesen zu werden, freute sich 
Moritz. 
Spannend, unterhaltsam und zugleich 
nostalgisch wurde es zum Schluss beim 
„Fachschultalk“. In der von Agraringe
nieurin Anne Körkel moderierten Runde 
tauschten der aktuelle Amts- und Fach-
schulleiter Rainer Moritz, Herbert Gruber, 
einer seiner Vorgänger, sowie ehemalige 
Schülerinnen und Schüler Erfahrungen 
von einst und heute aus und gaben dabei 
auch die ein oder andere Anekdote zum 
Besten. Fachschule war und ist, so wurde 
deutlich, neben der Wissensvermittlung 
immer auch persönlicher Austausch und 
Netzwerkbildung im und für den Länd-
lichen Raum.    

Hintergrundinformation:  
Fachschule für Landwirtschaft 

Die Fachschule für Landwirtschaft in 
Offenburg ist eine der ältesten noch be-
stehenden Kreiseinrichtungen. In diesem 
Jahr feiert die Fachschule ihr 150-jähriges 
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Umgang mit Heterogenität in Bildungs-
institutionen und der Verwaltung zu 
beiden Seiten des Rheins aufgearbeitet. 
Menschen in verantwortungsvollen 
Positionen des Bildungssystems sind zu-
sammengekommen, weil sie an neuen 
Lösungsansätzen und Ideen interessiert 
sind. Bildung kennt keine Grenzen.  
Wir werden die neuen internationalen 
Kontakte in weiteren Veranstaltungen 
2018 im Rahmen der Hochrheinkom
mission vertiefen!“
Aus Lörracher Sicht ergänzt Frank Braun, 
Schulleiter des Hans-Thoma-Gymna
siums: „Ein grenzüberschreitender Aus-
tausch von Erfahrungen und Rahmen
bedingungen von Themen, die in beiden 
Ländern derzeit sehr brisant sind, ist 
extrem wichtig und zielführend.“

Der Bildungsrat der Hochrhein­
kommission

Der Bildungsrat wurde als Einrichtung 
der Hochrheinkommission (HRK) im 
Frühjahr 1999 gegründet. Das Gremium 
vereint Vertreterinnen und Vertreter  
der regionalen Bildungslandschaft: Auf 
deutscher Seite vertritt Frank Braun 
(Hans-Thoma-Gymnasium Lörrach) die 
Gymnasien, Frank Decker (Gewerbliche 
Schulen Waldshut), das berufliche Schul-
wesen und Dr. Hans-Joachim Friede-
mann (Schulamt Lörrach) die weiteren 
Schularten. Auf Schweizer Seite vertritt 
Dr. Frédéric Voisard (Kanton Aargau) das 

schen mit Behinderung oder Flüchtlin-
gen.
Der Vorsitzende des Bildungsrats, Schul-
leiter des Berufsbildungszentrums Frick-
tal, Dr. Hans Marthaler zur Tagung: „Zwei 
Tage intensiven Austauschs mit Exper-
ten aus verschiedenen Bildungsinstituti-
onen über Kantons- und Landesgrenzen 
hinaus liegen hinter uns. Andere Metho-
den zu kennen hilft, die eigenen Lösungs-
ansätze kritisch zu hinterfragen. Das 
Lernen voneinander schafft für die Teil-
nehmenden einen persönlichen Mehr-
wert für die tägliche Arbeit.“
Schaffhausens Leiter des Berufsbil-
dungszentrums, Dr. Ernst Schläpfer, be-
wertet: „Aus meiner Sicht eine sehr 
gelungene Tagung. Die Berufsbildung 
am Hochrhein ist sich wirklich näher ge-
kommen.“
Auch aus Waldshuter Perspektive befin-
det Frank Decker, Leiter der Gewerblichen 
Schulen Waldshut: „Der Austausch mit 
unseren Schweizer Nachbarn zu aktu-
ellen Fragen bringt einen frischen und 
unverstellten Blick auf unsere Methoden 
und Ansätze. Gerade da die Systeme 
unterschiedlich sind nehme ich neue 
Ansätze und gute Ideen mit nach Walds-
hut.“
Leiter des Staatlichen Schulamts Lörrach, 
Dr. Hans-Joachim Friedemann bewertet: 
„In zwei Tagen haben wir uns über Syste-
munterschiede aufgeklärt und eigene 
Problemkonstellationen zum Kernthema 

samtregionales Kooperationsprojekt der 
Landkreise Calw und Freudenstadt sowie 
des Enzkreises und der Stadt Nagold in 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaftsför-
derung Nordschwarzwald. Entwickelt 
und begleitet wird das fiktive Unterneh-
mensplanspiel durch das Steinbeis-Insti-
tut aus Pforzheim. Freiwillige Schüler 
und Auszubildende ab der Klasse 10 und 
bis zum Alter von 20 Jahren sollen bei 
dem Wettbewerb für wirtschaftliche 
Zusammenhänge sensibilisiert, ihr Blick 
über den Tellerrand geschärft und ihr 
strategisches Handeln gefördert werden.

Grenzüberschreitende 
Schulleitertagung zu Integration, 

Heterogenität und Berufsorientierung

Auf Einladung des Bildungsrats der 
Hochrheinkommission tauschten sich 
deutsch-schweizerische Schuleiterinnen 
und -leiter Ende November an einer 
grenzüberschreitenden Tagung aus. Die 
25 Teilnehmenden aus den Kantonen 
Aargau und Schaffhausen sowie den 
Landkreisen Lörrach und Waldshut be-
fassten sich mit den Themen Integration, 
heterogene Schulklassen und berufliche 
Orientierung von Schülerinnen und 
Schülern.
Wo liegen die Grenzen heterogener Klas-
sen? Wie kann die Berufsberatung prak-
tischer gestaltet werden? Wie nehmen 
Flüchtlinge erfolgreich eine Ausbildung 
auf? Und allem voran: wie packt der 
Nachbar auf der anderen Rheinseite die 
Herausforderungen an?
Referenten verschiedener Einrichtun- 
gen boten den Teilnehmenden dabei Ein-
blick in die verschiedenen Systeme: die 
Industrie- und Handelskammer Hoch-
rhein-Bodensee, das Berufsinforma
tionszentrum Schaffhausen, das Regie-
rungspräsidium Freiburg oder die 
interkantonale Hochschule für Heilpä
dagogik Zürich.
Der Tagungsort, ein Integrationsbetrieb 
der Caritas Konstanz (Hotel Seehörnle 
am Bodensee), bot selbst ein praktisches 
Beispiel für die Integration von Men-
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zurichten und das bei laufendem Schul-
betrieb ist eine große Herausforderung. 
„Der Kreistag hat sich für ein stufen
weises Vorgehen entschieden, um kost-
spielige Übergangslösungen zu ver
meiden und die Möglichkeit zu haben, 
vor jedem neuen Bauabschnitt die 
aktuellsten schulischen Weiterentwick-
lungen mit einfließen lassen zu können. 
Im ersten Bauabschnitt entsteht für  
21,6 Mio. Euro ein Ergänzungsneubau  
für die Wilhelm-Röpke-Schule, der zum 
Schuljahr 2019/2020 fertiggestellt sein 
soll“, berichtete der Landrat. Regierungs-
präsidentin Nicolette Kressl beglück-
wünschte den Landkreis Karlsruhe zu 
diesem zukunftsweisenden Projekt, das 
das Bildungsangebot im südlichen Land-
kreis langfristig sichere. Was noch fehlt, 
ist die Zusage vom Land Baden-Würt
temberg, das Projekt im Rahmen der 
Schulbauförderung finanziell zu unter-
stützen. Regierungspräsidentin Nicolette 
Kressl erwartet nach konstruktiven Ge-
sprächen eine baldige Entscheidung aus 
Stuttgart. Als innovativ bezeichnete sie 
die Einbindung in ein Quartierskonzept 
als Teil eines Nahwärmenetzes, um den 
gesamten Energiebedarf aus regenera-

teilweise auf die 1960er Jahre zurück
gehen, können trotz regelmäßiger 
Sanierungs- und Instandhaltungsmaß-
nahmen jedoch nicht mehr mit den 
aktuellen Erfordernissen Schritt halten. 
Nachdem Untersuchungen ergeben hat-
ten, dass eine reine Sanierung unwirt-
schaftlich wäre, hat der Kreistag des 
Landkreises Karlsruhe im Juli 2011 den 
Beschluss gefasst, das BBZ grundsätzlich 
neu auszurichten und in mehreren Bau-
abschnitten zu sanieren bzw. teilweise 
abzubrechen und neu zu errichten. Am 
24. Juli 2017 begann nun die Umsetzung 
in die Praxis mit dem symbolischen Spa-
tenstich für den ersten Bauabschnitt, zu 
dem Landrat Dr. Christoph Schnaudigel 
neben zahlreichen Gästen aus der Politik 
auch die Schulleitungen, das Lehrer
kollegium sowie Anwohnerinnen und 
Anwohner begrüßen konnte. „Der Land-
kreis Karlsruhe als Schulträger bekennt 
sich zu seinen Beruflichen Schulen und 
dem Schulstandort Ettlingen“, hob 
Landrat Dr. Christoph Schnaudigel die 
Bedeutung des Projekts hervor. Das  
BBZ vereint die Albert-Einstein-, die 
Bertha-von-Suttner- und die Wilhelm- 
Röpke-Schule. Die drei Schulen neu aus-

Bildungsdepartement. Dr. Hans Mar- 
thaler (Berufsbildungszentrum Fricktal) 
und Dr. Ernst Schläpfer (Berufsbildungs-
zentrum des Kantons Schaffhausen) ver-
treten die beruflichen und weiterführen-
den Schulen.

Aufgaben des Bildungsrats

Der Bildungsrat hat ein breites Auf
gabenspektrum: Er initiiert grenzüber-
schreitende Bildungsangebote, erfasst 
Probleme innerhalb der Bildungsland-
schaft in der Grenzregion und zeigt 
mögliche Lösungen auf. Schließlich 
unterstützt der Bildungsrat den Infor- 
mationsaustausch zwischen Schulbe-
hörden, Lehrpersonen und weiteren Bil
dungsakteuren.

Die Hochrheinkommission

Am 17. September 1997 wurde die Hoch-
rheinkommission (HRK) als regionale 
grenzüberschreitende Einrichtung für 
das Gebiet zwischen Bodensee und Basel 
in Laufenburg (Schweiz) gegründet. Die 
Partner der HRK sind: die Kantone Aargau 
und Schaffhausen, das Land Baden- 
Württemberg, die Landkreise Lörrach 
und Waldshut, der Regionalverband 
Hochrhein-Bodensee sowie die Planungs
verbände Fricktal Regio und Zurzibiet
Regio.
Die HRK verfolgt im Kern folgende Auf-
gaben: die Organisation des regelmä-
ßigen Kontakts zwischen den Partnern, 
die Durchführung von grenzüberschrei-
tenden Projekten, die Koordination der 
grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit sowie die Herstellung und Pflege 
von Kontakten zu den verschiedenen 
Verwaltungen.

Auf uns kann man bauen:  
Spatenstich für den ersten Bauabschnitt 
Berufliches Bildungszentrum Ettlingen 

richtet sich neu aus 

Der Unterricht am Beruflichen Bildungs-
zentrum Ettlingen (BBZ) erfolgt nach 
neuester Methodik und entsprechend 
des neuen Lehrplans. Die Gebäude, die 

V. l. n. r.: Michael Weindel Junior, Michael Weindel Junior Architekten, Landtagsabgeordnete  
Barbara Saebel, Oberbürgermeister Johannes Arnold, Landrat Dr. Christoph Schnaudigel,  
Regierungspräsidentin Nicolette Kressl, Schulleiterin Claudia Märkt, Landtagsabgeordnete  
Christine Neumann und aus dem Kreistag die Fraktionsvorsitzenden Sven Weigt und Christine Geiger 
geben den symbolischen Startschuss für den Ergänzungsneubau der Wilhelm-Röpke-Schule als ersten 
Schritt der Neuausrichtung des Beruflichen Bildungszentrums Ettlingen. Alle packten tatkräftig mit an.
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umgebung mit intelligenten Maschinen 
und digitalvernetzten Prozessen, die die 
Schülerinnen und Schüler ideal vorbe-
reite auf die veränderte Berufswelt in der 
Industrie 4.0, so Haas weiter. Die Beson-
derheit dieser Lernfabrik sei, dass sie 
individuell, passend zum pädagogischen 
Konzept der Schule in enger Abstim-
mung mit den Unternehmen im Land-
kreis Ludwigsburg zusammengestellt 
wurde und aus realen Industriekompo-
nenten besteht. 
Im Schuljahr 2017/2018 würden Berufs-
schulklassen beider Schulen das Ange-
bot erstmals nutzen. Landrat Haas 
dankte abschließend den zwölf Lehre-
rinnen und Lehrern, die im „Lernfabrik 
4.0“-Team des BSZ das Konzept ent
wickelt, gemeinsam mit der Firma 
Teamtechnik umgesetzt haben und auch 
weiterhin überdurchschnittlich hohes 
Engagement aufbringen werden, um die 
Lernfabrik in anspruchsvollen Unterricht 
umzusetzen. „Sie haben großartige Pio-
nierarbeit geleistet“, stellte Landrat Haas 
fest. Auch dem Wirtschaftsministerium 
dankte er für die gute Zusammenarbeit. 
Rund 1,26 Millionen Euro hat die Lern
fabrik gekostet. Davon übernimmt der 
Landkreis 0,62 Millionen Euro, das Land 
0,5 Millionen Euro aus dem Förderpro-
gramm „Lernfabriken 4.0“ und die Wirt-
schaft 0,14 Millionen Euro. Insgesamt 
beteiligen sich 16 Unternehmen aus dem 
Landkreis an den Investitionskosten.  
Der Landkreis trägt darüber hinaus die 
laufenden Kosten der Nutzung. Für die 
Lernfarbrik gibt es außerdem neun 
Kooperationspartner, die teilweise auch 
Mitglied im Beirat sind, der zur ständigen 
Begleitung und Weiterentwicklung der 
Lernfabrik 4.0 gegründet wurde.

Louise-Otto-Peters-Schule  
feierlich eingeweiht Kreis investiert  

9,5 Millionen Euro in den  
Schulstandort Hockenheim

„Hockenheim und der Rhein-Neckar-
Kreis dürfen sich glücklich schätzen, 
denn mit dem Neubau der Louise-Otto-

Ludwigsburg, am 4. Oktober 2017 ein
geweiht. „Der Landkreis hat die Zeichen 
der Zeit und den Umbruch durch das  
4.0-Industriezeitalter – auch für die 
mittelständisch geprägte Industrie im 
Landkreis Ludwigsburg – schon lange  
erkannt. Die Lernfabrik ist für die beruf-
liche Ausbildung im Landkreis Ludwigs-
burg ein weiterer großer Schritt in die 
digitale Arbeitswelt. Mit der Lernfabrik 
werden Auszubildende und Teilnehmer 
an Weiterbildungskursen ideal auf die 
Anforderungen der Industrie für Nach-
wuchs und Beschäftigte vorbereitet. 
Gleichzeitig wird ein regionaler Ort 
geschaffen für die Demonstration von 
typischen Prozessen in der Produktion 
der Zukunft. Die Lernfabrik unter- 
streicht die hohe Standortqualität des 
Landkreises Ludwigsburg“, sagte Landrat 
Haas vor rund 130 Gästen bei der Ein
weihung der Lernfabrik. 
Die Beruflichen Schulen hätten, so der 
Chef der Kreisverwaltung weiter, von 
jeher einen hohen Stellenwert beim 
Landkreis als Träger dieser Bildungs
einrichtungen. „Wir stehen bei der Digi-
talisierung richtungsweisenden Innova-
tionen positiv gegenüber und sehen es 
als unsere Aufgabe an, unsere Schulen in 
ihrem pädagogischen Bildungsauftrag 
bestmöglich zu unterstützen und ein op-
timales und störungsfreies Lernumfeld 
zur Verfügung zu stellen. Für das päda
gogische Konzept unserer Beruflichen 
Schulen ist es wichtig, dass Partner aus 
Wirtschaft und Wissenschaft eng zu-
sammenarbeiten, wie es bei der Lernfa-
brik der Fall ist“, stellte Landrat Haas fest. 
Mit der Lernfabrik am BSZ und der Koo-
perationsvereinbarung mit der ebenfalls 
kreiseigenen Carl-Schaefer-Schule Lud-
wigsburg seien die Voraussetzungen 
geschaffen worden, „kommende Gene
rationen im Landkreis Ludwigsburg auf  
die veränderten Produktions- und Kom-
munikationsprozesse der Industrie 4.0 
mit einem innovativen Lernkonzept zu 
qualifizieren und das Konzept der Indus-
trie 4.0 fassbar zu machen“. Das Leucht-
turmprojekt biete eine praxisnahe Lern

tiven Energien zu decken. Das Bundes-
amt für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit fördert die Umsetzung 
des Quartierskonzepts mit 4 Mio. Euro.
Von einem Glückstag sprach Ettlingens 
Oberbürgermeister Johannes Arnold.  
Für die Bildung, für die Stadt Ettlingen 
und das Umland sowie die regionale 
Wirtschaft. „Alle profitieren von gut aus-
gebildeten jungen Menschen, die im BBZ 
optimale Bedingungen vorfinden“, so 
der Oberbürgermeister. Wie diese aus
sehen, skizzierte Michael Weindel Jun. 
vom Architekturbüro Michael Weindel & 
Junior Architekten GbR aus Waldbronn 
folgendermaßen: Eine kompakte Lern-
landschaft mit kurzen Wegen, funktio-
nale Räume eingebettet in eine ange-
nehme Schulumgebung. Darauf freut 
sich Claudia Märkt, Schulleiterin der 
Wilhelm-Röpke-Schule bereits heute. 
„Eine Investition in Bildung bedeutet 
eine Investition in die Zukunft. Die Leh-
rer- und Schülerschaft wird die neuen 
Räume mit Leben füllen und jeden inves-
tierten Cent rechtfertigen. Auf uns kann 
man bauen!“, brachte sie stellvertretend 
für alle drei Schulen ihre Dankbarkeit für 
das Projekt zum Ausdruck. 
Mit dem Neubau schreitet auch die 
Digitalisierung voran, die der Landkreis 
konsequent vorantreibt. WLAN, Tablets, 
Cloud zählen zum Standard und ermög-
lichen eine individuelle Förderung der 
Schülerinnen und Schüler. 

Lernfabrik 4.0  
am Beruflichen Schulzentrum  

Bietigheim-Bissingen eingeweiht –  
Landrat Dr. Haas:  

„Leuchtturmprojekt bietet praxisnahe   
Lernumgebung, die ideal vorbereitet 

auf veränderte Berufswelt“ 

Die Lernfabrik 4.0 am Beruflichen Schul-
zentrum (BSZ) Bietigheim-Bissingen  
hat Landrat Dr. Rainer Haas zusammen 
mit Wirtschaftsministerin Dr. Nicole 
Hoffmeister-Kraut, BSZ-Schulleiter Ste-
fan Ranzinger und Andrea Theile-Stadel-
mann, Leiterin der Carl-Schaefer-Schule 
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Unter dem Dach der Louise-Otto-Peters- 
Schule sind zehn Schularten vereint – 
unter anderem mehrere berufsvorberei-
tende Einrichtungen, eine Berufsfach-
schule zum Erwerb des mittleren Bil-
dungsabschlusses sowie die Ausbildung 
und Weiterbildung von hauswirtschaft-
lichen, pflegerischen und erzieherischen 
Bildungsgängen. Durch den Neubau der 
Schule wird am Standort Hockenheim 
das Kompetenzzentrum für pflegerische 
Berufe gesichert, das bei den Partner, den 
Pflegeheimen der Umgebung, den am-
bulanten Diensten und der Hochschule 
in Ludwigshafen am Rhein einen ausge-
zeichneten Ruf genießt.
„Die LOP-Schule ist eine Bereicherung 
und ein Standortfaktor für Hockenheim“, 
freute sich der Oberbürgermeister der 
Großen Kreisstadt, Dieter Gummer. Er 
sehe den Neubau als ein starkes Zeichen 
des Schulträgers Rhein-Neckar-Kreis.
Nach dem Spatenstich am 24. November 
2015 und dem feierlichen Richtfest am  
7. Juli 2016 konnte der Neubau der Schule 
bereits vor den Sommerferien termin
gerecht fertiggestellt werden. Der Rhein-
Neckar-Kreis finanziert die Louise-Otto- 
Peters-Schule mit einem Betrag von  
9,5 Millionen Euro. Dies sei gut ange-
legtes Geld, so Joachim Bauer. Er dankte 
den Mitgliedern des Kreistags für diese 

300 Schülerinnen und Schüler Platz fin-
den. Der teilweise unterkellerte zwei
geschossige Bau besteht aus einem 
Lehrer- und Verwaltungsbereich, Fach
räumen für die Pflegepraxis und die 
Musik- und Bewegungslehre sowie einer 
Lehrküche im Erdgeschoss. Die Klassen-
räume, der Kunstraum und der Natur
wissenschaftliche Bereich befinden sich 
im Obergeschoss. „Der Rhein-Neckar-
Kreis hat sich 2010 dem Klimaschutz 
verschrieben. Deshalb versucht er, alle 
neuen Gebäude als Passivhaus umzu
setzen“, so der Leiter des Eigenbetriebs 
Bau und Vermögen Rhein-Neckar-Kreis, 
Jürgen Obländer, der den Neubau der 
Louise-Otto-Peters-Schule intensiv be-
gleitet hat. Obländer freue sich, dass die 
Schulprogrammfläche nun mit 800 Qua-
dratmetern mehr an den rasanten Schü-
lerzuwachs angepasst werden konnte.
Zeitgemäß sei die neue Schule aber nicht 
nur, weil sie pädagogisch und technisch 
auf dem aktuellen Stand ist, sondern vor 
allem, weil sie dazu dient, die Schüle-
rinnen und Schüler über den normalen 
Unterricht hinaus bestmöglich zu för-
dern und auf ihr Arbeitsleben vorzuberei-
ten, erläutert der Erste Landesbeamte. 
„Dies ist notwendiger denn je, angesichts 
des schnellen Wandels unserer Lebens- 
und Arbeitswelt“, so Bauer.

Peters-Schule setzten wir neue Maß-
stäbe beim Bau schulischer Einrich-
tungen!" Mit diesen Worten eröffnete 
stellvertretend für Landrat Stefan Dal-
linger Erster Landesbeamter Joachim 
Bauer am Freitag, 13. Oktober 2017 die 
Feierstunde zur offiziellen Einweihung 
des Neubaus der Louise-Otto-Peters- 
Schule in Hockenheim am Standort 
Schubertstraße 11. Zahlreiche Vertre
terinnen und Vertreter aus Politik, Ver-
waltung, Kirche und Wirtschaft waren 
gekommen, um das neue Schulgebäude 
direkt gegenüber der alten Schule ken-
nenzulernen.
„Die Einweihung eines neuen Gebäudes 
ist immer auch ein Signal von Neu
anfang. Alte Strukturen werden auf den 
Prüfstand gestellt, der Blick ist nach 
vorne gerichtet, es entsteht eine Art 
Aufbruchstimmung, . . . getragen von 
neuen Ideen, Idealismus und der Neugier, 
Altvertrautes beiseite zu legen und 
Neues auszuprobieren. Gerade im Bil-
dungswesen brauchen wir immer wieder 
solche Impulse, um unsere Kinder und 
Jugendlichen fit für die Zukunft zu ma-
chen“, betonte der Stellvertreter des 
Landrats. „Die junge Generation, ihr Wis-
sen, ihre Wertvorstellungen, ihre Motiva-
tion, ihre Begeisterung, ihr Interesse und 
ihr Elan sind unser wichtigstes Zukunfts-
kapital“, so Bauer weiter. Er freue sich 
sehr, dass das neue Schulbauprojekt des 
Rhein-Neckar-Kreises termingerecht fer-
tig geworden ist. So war es möglich, dass 
die Schülerinnen und Schüler sowie Lehr-
kräfte und die Verwaltungsmitarbei
terinnen und -mitarbeiter bereits vor  
den Sommerferien die schöne, helle und 
freundliche Schule beziehen konnten.
„Lebensnah – offen – praxisnah – wir  
sind stolz und freuen uns auf die Einwei-
hung eines energetisch hoch effizienten 
Neubaus“, so der Leiter des Amtes für 
Schulen, Nahverkehr, Kultur und Sport, 
Matthias Köpfer. Entstanden ist ein ener-
getisch hoch modernes und als Effizienz-
haus-Plus-Schule im Passivhausstandard 
Gebäude mit einer Netto-Gesamtfläche 
von 3500 Quadratmetern, in dem über 
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Jahresgespräch mit  
Schulpräsident Thomas Hecht 

im Landratsamt Tuttlingen

Zu einem Gespräch mit Landrat Stefan 
Bär sowie den Schulleitern der Berufs
bildenden Schulen im Landkreis Tutt
lingen waren Schulpräsident Thomas 
Hecht, Regierungsschuldirektor Martin 
Müller (Leiters des Referats 76, Berufliche 
Schulen) sowie Regionalreferent Bastian 
Höfel vom Regierungspräsidium im Ok-
tober zu Gast im Landratsamt.
Im Vordergrund des Gesprächs stand ein 
Austausch zur aktuellen Situation an den 
Berufsbildenden Schulen im Landkreis 
Tuttlingen. Wie die Schulleiter der Be-
rufsbildenden Schulen im Landkreis, 
Ursula Graf (Fritz-Erler-Schule Tuttlin-
gen), Hartwig Hils (Ferdinand-von-Stein-
beis-Schule Tuttlingen) und Thomas Löff-
ler (Erwin-Teufel-Schule Spaichingen) 
berichteten, stellen sich die Schülerzah-
len an allen drei Schulen relativ stabil dar. 
Die Vertreter des Regierungspräsidiums 
erläuterten, dass insgesamt ein Schüler-
rückgang von zwei Prozent zu ver
zeichnen sei, die Schulen des Landkreises 

nur durch die malerische Perfektion, son-
dern auch durch die hohe Experimentier-
freudigkeit des Künstlers im Umgang 
mit Farbe und Form. „Damit hat CLAPEKO 
van der Heide“, so der Stellvertreter des 
Landrats, „ein künstlerisches Highlight 
und einen gestalterischen Kontrapunkt 
zum modernen architektonischen Schul-
bau gesetzt.“
Mit der Louise-Otto-Peters-Schule habe 
der Rhein-Neckar-Kreis in Hockenheim 
eine berufliche Schule der Zukunft ge-
schaffen, freute sich der Erste Landes
beamte. Im Namen von Landrat Stefan 
Dallinger dankte er allen, die geholfen 
haben, „dieses neue Schulgebäude Wirk-
lichkeit werden zu lassen“.
„Nun ist der Augenblick gekommen,  
das neue Schulgebäude offiziell seiner 
Bestimmung zu übergeben“, so Joachim 
Bauer. Er überreichte stellvertretend  
für alle Schülerinnen und Schüler, das 
Lehrerkollegium und die Verwaltung der 
Schule den Schlüssel an den Schulleiter, 
Oberstudiendirektor Oliver Wetzel, mit 
dem Wunsch, die „neue Louise“, wie die 
Schule liebevoll genannt wird, möge 
allen viel Freude bringen.

Investition. Ebenso gab es zum Neubau 
der Schule einen Landeszuschuss von 
rund 2,2 Millionen Euro und 450 000 
Euro vom Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktor
sicherheit. Aus Kreismitteln fließen 
somit rund 7 Millionen Euro – davon sind 
640 000 Euro aus dem Klimaschutztopf 
des Eigenbetriebs Bau und Vermögen 
Rhein-Neckar-Kreis – in den Neubau  
der Louise-Otto-Peters-Schule in Hocken-
heim.
„Ich habe das Gefühl, wir haben hier in 
Hockenheim sehr, sehr gut investiert“, 
begann Ministerialdirektorin Monika 
Thomas vom Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit ihre Ausführungen. Sie werde 
diesen positiven Eindruck mit nach Berlin 
nehmen. „Für uns ist die Louise-Otto-
Peters-Schule ein gutes Beispiel, welches 
wir gerne weitertragen“, so Thomas. 
„Unser Ziel sollte sein, aus unseren Ge-
bäuden kleine Kraftwerke zu machen, 
was hier in Hockenheim sehr gut ge
lungen ist“, so die Ministerialdirektorin 
weiter.
Und auch der Schulleiter Oliver Wetzel  
ist voll des Lobes über den Neubau: „Der 
Rhein-Neckar-Kreis liebt seine Schulen 
und das hat er hier am Standort Hocken-
heim bewiesen“. Die Schule sei hochmo-
dern und beispielsweise so ausgestattet, 
dass „wir von jedem Raum aus auf das 
Internet zugreifen können.“
„Jetzt heißt es Abschied nehmen“, so 
Jürgen Roth vom gleichnamigen Archi-
tekturbüro Roth in Schwetzingen. Er 
habe diesen Neubau drei Jahre lang von 
der Planung bis zur Fertigstellung beglei- 
tet – „ein tolles Projekt“, so Roth, die 
Gestaltung habe ihm sehr viel Freude 
bereitet.
In der Aula der Schule ist ein Kunst- 
am-Bau-Projekt von CLAPEKO van der 
Heide, eines weit über die Metropol
region Rhein-Neckar hinaus bekannten 
badischen Vertreters der konkreten 
Kunst, zu bewundern. Die dreiteilige 
fulminante Wandgestaltung beidseits 
des Treppenaufgangs überzeugt nicht 

V. l. n. r.: Finanzdezernent Diethard Bernhard, Regionalreferent Bastian Höfel, Schulleiter Hartwig Hils, 
Schulpräsident Thomas Hecht, Regierungsschuldirektor Martin Müller, Schulleiterin Ursula Graf,  
Landrat Stefan Bär, Schulleiter Thomas Löffler
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Fehlentwicklungen bestehen. In einem 
Zeitraum also, in dem sich Investitionen 
in Prävention langfristig auszahlen. So 
unterstützen wir seelische, körperliche 
und soziale Entwicklungen bei Kindern 
frühzeitig und nachhaltig. Wir sind sehr 
stolz, mit dem PNO erneut ein bundes-
weites Vorzeigemodell entwickelt zu 
haben“, sagte Landrat Frank Scherer in 
der Sitzung des Jugendhilfeausschusses 
des Ortenaukreises. 
Ullrich Böttinger, Leiter des Amts für 
Soziale und Psychologische Dienste im 
Landratsamt und Leiter des PNO zog  
eine sehr positive Zwischenbilanz. „Das 
PNO sollte modellhaft neue Wege der 
Prävention entwickeln und umsetzen. 
Und wir gehen tatsächlich neue und sehr 
erfolgreiche, wie wir bereits auf halber 
Strecke feststellen können. Mit dem 
Präventionsnetzwerk konnten wir neue 
Strukturen und Angebote der Gesund-
heitsförderung und -entwicklung in der 
gesamten Fläche des Ortenaukreises 
auf- und ausbauen. Und vor allem kommt 
etwas bei den Kindern und Familien im 
Ortenaukreis an“ so Böttinger. 
Genau dort, wo die Kinder täglich an
wesend sind – in den Schulen und Kin-
dertageseinrichtungen – setzt die Arbeit 
des PNO an. Die Verknüpfung dieses  
so genannten „Setting-Ansatzes“ mit 
einer kommunalen Gesamtpräventions-
strategie stelle ein wesentliches kon
zeptionelles Alleinstellungsmerkmal des 
Präventionsnetzwerkes dar, hob Profes-
sor Klaus Fröhlich-Gildhoff vom Zentrum 
für Kinder- und Jugendforschung der 
Evangelischen Hochschule Freiburg her-
vor, das sämtliche PNO-Prozesse wissen-
schaftlich begleitet und evaluiert. „Diese 
Verbindung hat sich als sehr erfolgreich 
erwiesen, denn so kann zeitnah auf die 
vor Ort in den Städten, Gemeinden, Schu-
len, Kitas und Familien vorhandenen 
Bedarfe reagiert und ein passgenaues 
Angebot zur Unterstützung eingesetzt 
werden. Damit kann das gesunde Auf-
wachsen der 3- bis 10-jährigen Kinder 
und ihrer Familien gefördert werden“,  
so Fröhlich-Gildhoff. 

Jugend

Bundesweites Vorzeigemodell für 
Prävention und Gesundheitsförderung – 

Landratsamt zieht Zwischenbilanz  
zum Präventionsnetzwerk  

Ortenaukreis (PNO) 

Am 1. November 2014 erfolgte der 
Startschuss für das Präventionsnetzwerk 
Ortenaukreis (PNO). Zusammen mit  
dem Zentrum für Kinder- und Jugend
forschung (ZfKJ) an der Evangelischen 
Hochschule Freiburg hatte der Ortenau-
kreis vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) den 
Zuschlag zur Durchführung dieses in
novativen Präventionsprojekts erhalten. 
Ziel des für vier Jahre geförderten Praxis-
forschungsprojekts ist die Förderung der 
körperlichen und seelischen Gesundheit 
sowie der sozialen Teilhabe von Kindern 
im Alter von drei bis zehn Jahren im 
gesamten Ortenaukreis. Zudem sollen 
mit dem Netzwerk die Möglichkeiten  
zur Prävention, insbesondere über Kin-
dertagesstätten und Schulen gestärkt 
und besser vernetzt und so möglichst 
viele Kinder und Familien erreicht 
werden. Die teilnehmenden Bildungs-
einrichtungen werden bei der Organisa-
tionsentwicklung und Schulentwicklung  
zur gesundheitsförderlichen Einrichtung 
intensiv begleitet und zertifiziert. Da
rüber hinaus gibt es eine Vielzahl 
bedarfsorientierter Fortbildungen zu 
wichtigen Gesundheits- und Entwick-
lungsthemen. Ziel ist, dass die Einrich-
tungen mit den Impulsen des PNO für 
sich selbst einen gesundheitsförder-
lichen Alltag schaffen. 
„Mit unseren viel beachteten Frühen Hil-
fen und dem PNO hat der Ortenaukreis 
jetzt eine kommunale Präventionskette 
von der Schwangerschaft bis zum 10. Le-
bensjahr etabliert. Diese Strategie setzt 
genau zu den Lebenszeiträumen an, in 
denen sich Gesundheit und Sozialverhal-
ten grundlegend entwickeln und gleich-
zeitig die größten Risiken für dauerhafte 

Tuttlingen derzeit mit einem Zuwachs 
von 0,2 Prozent jedoch entgegen dem 
Trend lägen.
Die Schulleiter wiesen darauf hin, dass 
die Lehrerversorgung zum jetzigen Zeit-
punkt zwar zufriedenstellend sei, die 
Schulen jedoch nicht über personelle 
Reserven verfügten. Besonders im tech-
nischen Bereich bereite es den Schulen 
zunehmend Schwierigkeiten Lehrkräfte 
zu finden.
Sorgen bereitet dem Landkreis derweil 
vor allem der sonderpädagogische Be-
reich. Bei zunehmender Nachfrage der 
sonderpädagogischen Angebote sei die 
Lehrerversorgung nicht ausreichend.  
Wie Schulpräsident Hecht bestätigte,  
sei diese Problematik in Hinblick auf  
die Inklusion in allen Landkreisen im 
Regierungsbezirk festzustellen. Lehrer
stellen seien zwar vorhanden, könnten 
aber oft mangels Sonderpädagogen 
nicht besetzt werden. Diese Situation 
spitze sich wahrscheinlich weiter zu.
Zu den großen Herausforderungen der 
Beruflichen Schulen gehören darüber 
hinaus die große Anzahl an Schülerin- 
nen und Schülern ohne Schulabschluss 
in den VABO-Klassen (Vorbereitungsjahr 
Arbeit und Beruf ohne Deutschkennt-
nisse). Darüber hinaus bedürften Flücht-
linge, die in Ausbildung stehen, einer 
besonderen Förderung durch die Schule, 
die nur schwer zu leisten sei, wie die 
Schulleiter berichteten.
Weitere Themen des Jahresgesprächs 
waren die Pflegeausbildung sowie die 
veränderten Anforderungen der Betriebe 
hinsichtlich der Ausbildungsinhalte im 
gewerblich-technischen Bereich.
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spielt und häufig traurig ist. Als sie Frau 
K. darauf ansprechen, erzählt Efras Mut-
ter von der belastenden Situation zu 
Hause: „Efra bekommt oft mit, dass es 
mir schlecht geht, dann kümmert sie sich 
um mich, eigentlich sollte es doch anders 
herum sein. Es dreht sich so viel um 
meine Erkrankung, ich kann mit niemand 
über meine Ängste sprechen und für 
mein Kind habe ich auch kaum Kraft.“ 
Die Erzieherinnen schlagen Frau K. einen 
Familienrat vor. 
Zuerst sind Efras Eltern sehr skeptisch: 
„Wir sollen Anderen von unseren Proble-
men erzählen und sie einladen, um mit 
uns nach Lösungen zu suchen, wer soll da 
denn kommen? Ulrike Lösch, von der 
Fachstelle Familienrat beim Amt für Ju-
gend: „Jede Familie entscheidet selbst, 
wen sie gerne dabei haben möchte. Egal 
ob die Tante, eine Nachbarin, ein Arbeits-
kollege oder eine Freundin, alle sind will-
kommen und können dazu beitragen, 
dass gute Lösungen für die Familie ge-
funden werden.“ 
Die Erzieherinnen machen Frau und 
Herrn K. Mut bei der Fachstelle „Familien-
rat“ beim Jugendamt anzurufen und zu 
fragen wie so ein Treffen funktioniert. 
Efras Eltern sind froh als sie hören, dass 
sie einen Familienrat nicht alleine planen 
und organisieren müssen, sie werden 
darin von einer Bürgerkoordinatorin oder 
einem Bürgerkoordinator unterstützt. 
„Das sind Bürger und Bürgerinnen die 
aus den verschiedensten Berufsfeldern 
kommen, Spaß am Organisieren haben 
und auch in schwierigen Situationen 
einen kühlen Kopf bewahren. In einer 
3-tätigen Schulung wurden die Koordi-
natoren auf die Aufgabe vorbereitet“ er-
klärt Wolfgang Trede, Leiter des Amtes 
für Jugend, das Konzept im Landkreis 
Böblingen. 
Zu Efras Familienrat kommen die unter-
schiedlichsten Menschen und alle sind 
motiviert, sich gemeinsam auf die Suche 
nach Lösungen zu machen. Frau K. ist 
froh diesen Schritt gegangen zu sein: 
„Erst dachte ich, dass vielleicht gar nie-
mand kommen möchte, aber dann hat 

Das BMBF fördert das PNO mit knapp 
drei Millionen Euro über vier Jahre bis 
Ende 2018, der Ortenaukreis bezuschusst 
in diesem Zeitraum mit jährlich 110 000 
Euro. 
Um das Präventionsnetzwerk auch da
rüber hinaus weiterzuführen, fassten  
die Ausschussmitglieder auf Vorschlag 
von Landrat Scherer einstimmig den 
Beschluss, die Kreis-Verwaltung zu be-
auftragen, schnellstmöglich eine Kon-
zeption für die Fortführung des PNO auf 
der Basis des seit Juli 2015 geltenden Prä-
ventionsgesetzes zu entwickeln. 
Weitere Informationen im Internet auf 
der PNO-Webseite: www.pno-ortenau.de 

Ein Plan für Efra – Der Familienrat  
als neues Angebot der Jugendhilfe  

im Landkreis Böblingen

Efra hatte vor kurzem ihren vierten Ge-
burtstag. So richtig Zeit um mit ihr zu 
feiern, hatte aber niemand. Efra hat in 
ihrem kurzen Leben schon viel erlebt, 
manches war für das kleine Mädchen 
schön, vieles aber nicht. Efras Mutter ist 
an Krebs erkrankt, damals war Efra ge-
rade 2 Jahre alt. In der Zwischenzeit geht 
es ihrer Mutter etwas besser, die psy
chischen und körperlichen Belastungen 
sind aber zum Teil geblieben und neh-
men viel Raum im Leben der Familie ein. 
„Efra ist doch noch so klein und trotzdem 
muss sie oft schon groß sein, das ist nicht 
gut für ein Kind!“ so drückt Frau K. ihre 
Sorgen aus. Gerne wäre sie mehr für ihre 
Tochter da, würde gerne mit ihr auf den 
Spielplatz gehen, ihr etwas vorlesen und 
sie vor allem öfter in den Arm nehmen. 
Dazu fehlt Frau K. aber allzu oft die Kraft. 
Herr K. sieht die Not seiner Frau und 
auch, dass es Efra momentan nicht gut 
geht, sie bräuchte von vielem mehr. Er 
selbst versucht jeden Tag so schnell als 
möglich von der Arbeit nach Hause zu 
kommen, um Zeit mit seiner Frau und 
seiner Tochter zu verbringen. Aber Herr K. 
kommt immer mehr an seine Grenzen. 
Auch die Erzieherinnen im Kindergarten 
merken, dass Efra oft für sich alleine 

Das PNO wurde in den vergangen Mona-
ten in hohem Maße in Anspruch ge
nommen, informierte Ullrich Böttinger. 
Zu allen Kindertageseinrichtungen und 
Schulen für Kinder im Alter bis zu zehn 
Jahren bestünden Kontakte durch die 
fünf regionalen Präventionsbeauftrag-
ten. Mehr als ein Drittel aller Ortenauer 
Bildungseinrichtungen hätten sich be-
reits aktiv an einem PNO-Angebot be
teiligt. „zwölf Einrichtungen haben lang
fristige Entwicklungsprozesse bereits 
abgeschlossen und wurden zertifiziert. 
Über 100 Kitas und mehr als 30 Schulen 
im Kreis haben bereits PNO-Angebote 
angenommen, besonders gefragt dabei 
sind die Themen der seelischen Gesund-
heit“, berichtete Böttinger. „Aufgrund  
der Zuwanderungssituation wurde kurz-
fristig das Modul „Stärkung von Kita 
-Teams in der Begegnung mit Kindern 
und Familien mit Fluchterfahrung“ ent-
wickelt. Das zugehörige Informations-
material wurde vom Kultusministerium 
als beispielhaft gelobt und an alle Kin-
dertageseinrichtungen in Baden-Würt
temberg verschickt“, so der PNO-Leiter. 
Seit März 2017 werde das zusätzliche 
Präventionsthema „Gesund groß werden 
im digitalen Zeitalter – ECHT DABEI“ in 
der Ortenau angeboten. „Damit wird  
das immer stärker in den Vordergrund 
tretende Thema der möglichen gesund-
heitlichen Risiken bei der Nutzung von 
Bildschirmmedien wie Smartphones in 
immer früheren Altersbereichen aufge-
griffen“, erklärte Böttinger. 
In der verbleibenden Projektlaufzeit sol-
len die Unterstützung von Einrichtungen 
in sozial und gesundheitlich belasteten 
Stadtteilen und die bereits gut angelau-
fene Einbindung von Eltern nochmals 
verstärkt werden. „Gleichzeitig richtet 
sich aufgrund der erfolgreichen Ent
wicklung der Blick auch schon über das 
Projektende im Oktober 2018 hinaus. Das 
PNO liegt genau in der Zielrichtung des 
seit 2015 geltenden Präventionsgesetzes, 
nach dem Krankenkassen und Kommu-
nen verstärkt in diesem Bereich zusam-
menarbeiten sollen“, schloss Böttinger. 
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partnerschaftlichen und familiären Kri-
sen. So wurde die verborgene Logik von 
Krisen unterschiedlicher Art sichtbar, 
ihre Dynamik verständlich und Konse-
quenzen beherrschbar.
Junker vermittelte eine klare Haltung 
zum Umgang mit Krisen. Für einen Lö-
sungsweg bedarf es Risikoakzeptanz,  
das heißt Mut, Entscheidungen zu  
treffen – selbst auf die Gefahr hin, dass 
sie sich im Nachhinein als Fehler heraus-
stellen. Sein Fazit: Wir brauchen eine 
Fehlerkultur und die Erkenntnis, dass in 
einer Krise Ziele oft erst über Umwege 
erreicht werden.

Krankenhaus – Gesundheit

Ein Krankenhaus für alle –  
Bei den Planungen für den Neubau 

Flugfeldklinikum beziehen der 
Klinikverbund Südwest und der 

Landkreis Böblingen gezielt Menschen 
mit Behinderung ein, um auf ihre 

besonderen Bedürfnisse einzugehen

Viele Patienten im Krankenhaus sind 
wegen ihres Alters oder aufgrund ihrer 
Behandlung körperlich eingeschränkt. 
Menschen mit körperlichen oder geisti-

Fachtag Krisenlogik –  
Die Jugendämter Lörrach, Waldshut  

und die Jugendhilfeeinrichtung 
Ohlebusch luden zum Fachvortrag  

ins Landratsamt ein – „Klares Handeln 
unter zweifelhaften Bedingungen“

Was tun, wenn es richtig brennt?  
Wenn die bisherigen Lösungsversuche 
nicht greifen, im Gegenteil: alles nur 
noch schlimmer machen? Der Fachbe-
reich Jugend & Familie lud zum praxis-
nahen und humorvollen Vortrag „Krisen-
logik – Klares Handeln unter zweifelhaften 
Bedingungen“ ins Landratsamt Lörrach 
ein. 200 Gäste aus psychologischen und 
sozialen Berufsfeldern aus ganz Baden- 
Württemberg und der Schweiz folgten 
der Einladung. Ziel des Vortrages durch 
den Heidelberger Referenten Dr. Stefan 
Junker war es, den Zuhörern einen Denk-
rahmen anzubieten, der konsequentes 
und verantwortungsbewusstes Handeln 
in Krisenzeiten ermöglicht. Der Vortrag 
fand in Kooperation mit dem Jugendamt 
Waldshut und der Ohlebusch Gruppe 
statt, einer Einrichtung, die im Bereich 
Jugendhilfe tätig ist.
Der erfahrene Krisenmanager Junker of-
fenbarte Ähnlichkeiten von politischen, 
gesellschaftlichen und auch ökonomi
schen Krisen bis hin zu psychischen, 

einer nach dem anderen zugesagt. Als 
dann alle um den Tisch herum gesessen 
sind, war das so ein tolles Gefühl!“ Auch 
Herr K. ist froh, den Familienrat ge- 
macht zu haben: „Efra darf jetzt eine 
Stunde länger im Kindergarten bleiben, 
eine Nachbarin holt sie dort ab und 
bringt sie nach Hause. Meine Cousine 
geht einmal in der Woche mit Efra auf 
den Spielplatz und ins Kinderturnen. Ich 
bin auch sehr froh, dass die Nachbarin 
vorgeschlagen hat, dass meine Frau zur 
Beratungsstelle gehen könnte. Bestimmt 
macht sie das auch! Wir haben einen 
richtigen Plan gemacht‚ wer macht wann 
was. Efra hat sich besonders darüber 
gefreut, dass ihre Erzieherin gekommen 
ist.“
„Ich bin sehr froh, dass der Jugend
hilfeausschuss in diesem Jahr zuge-
stimmt hat, den „Familienrat“ als ein 
festes Angebot im Amt für Jugend zu 
verankern, weil ich davon überzeugt bin, 
dass Familien viele Stärken haben und 
oft selbst am besten wissen, welche Un-
terstützung sie benötigen“, so Wolfgang 
Trede, Leiter des Jugendamtes im Land-
kreis Böblingen.
Für Efra und ihre Eltern hat sich der Fami-
lienrat gelohnt. Auch wenn nicht sofort 
alles anders ist, es gibt Ideen und erste 
Schritte in eine gute Richtung. 
Jede Familie im Landkreis Böblingen 
kann einen Familienrat erhalten. Der 
Familienrat ist ein für die Familie kosten-
loses Angebot und wird durch die Fach-
stelle Familienrat beim Amt für Jugend 
vermittelt. Eltern können sich direkt an 
Ulrike Lösch wenden oder das Jugend
amt nimmt, mit der Zustimmung der 
Familie, Kontakt mit Frau Lösch auf. 
Frau Lösch ist erreichbar 
per Telefon: 0 70 31/ 6 63-11 91 oder 
per E-Mail: u.loesch@lrabb.de.

Organisatoren Rainer Ohlebusch (links) und Fachbereichsleiter Jugend & Familie Udo Wegen (rechts)  
mit Referent Dr. Stefan Junker (zweiter von rechts) und Gast Thomas Mächler (Leiter Amt für Jugend,  
Familie, Sport im Erziehungsdepartement Kanton Basel-Stadt) lauschen dem spannenden Vortrag –  
die 200 Teilnehmer kamen aus ganz Baden-Württemberg und aus der Schweiz
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medius KLINIKEN nehmen Kontakt  
zu einem renommierten Klinikum  

in Israel auf

Auf Vermittlung des ehemaligen Ober-
bürgermeisters von Givatayim, Efi Stenz-
ler, besuchte eine kleine Delegation der 
medius KLINIKEN das israelische Sheba 
Medical Center Tel Hashomer im Groß-
raum Tel Aviv zu ersten Gesprächen über 
eine Zusammenarbeit. 
„Im vergangenen Jahr habe ich mit Efi 
Stenzler vereinbart, neben den inten-
siven Kontakten mit unserer Partner-
stadt Givatayim, auch in der medizi-
nischen Versorgung einen Dialog 
zwischen unseren Ländern zu initiieren“, 
so Landrat Heinz Eininger, Aufsichtsrats-
vorsitzender der medius KLINIKEN. 
Anfang November besuchte er mit dem 
Geschäftsführer Thomas A. Kräh, der 
stellvertretenden Geschäftsführerin El-
vira Benz sowie dem Medizinischen 
Direktor, Dr. Jörg Sagasser von den me-
dius KLINIKEN, einer gemeinnützigen 
Gesellschaft des Landkreises Esslingen, 
das israelische Universitätsklinikum in 
Tel Aviv. 
„Der Dialog mit den Ärzten eines inter
national anerkannten Klinikums kann für 
unsere Ärzteschaft und die medizinische 
Versorgung unserer Patienten eine große 
Bereicherung sein“, so Thomas A. Kräh.
Das Sheba Medical Center ist das größte 
Klinikum in Israel und bietet neben sta
tionären und ambulanten Behandlungen 

wahl der Teilnehmer. Hackl ist Beauf
tragter für Menschen mit Behinderung 
beim Landratsamt Böblingen und hat  
die Veranstaltung auf Anregung von 
Angehörigenvertretern von Menschen 
mit Behinderung initiiert. „Dadurch 
haben wir einen guten ersten Eindruck 
davon bekommen, was für die verschie-
denen Gruppen beim Neubau wichtig 
ist.“ So waren bei der Veranstaltung auch 
Vertreter des Kreisseniorenrates und des 
„VK Förderung für Menschen mit Behin-
derung", die unter anderem Fahrdienste 
für schwerbehinderte Menschen über-
nehmen, anwesend. Einer taubstummen 
Teilnehmerin wurde eine Gebärdendol-
metscherin zur Seite gestellt.
Alle Teilnehmer lobten, dass das Projekt-
team und der Architekt des Flugfeld
klinikums den Dialog gestartet haben. 
„Es ist toll, dass sich der Klinikverbund 
schon so früh damit auseinandersetzt, 
welche speziellen Bedürfnisse Menschen 
mit Behinderungen und ihre Angehörige 
an den Klinikneubau haben“, so Christina 
Schmid von der Lebenshilfe Böblingen 
über die Veranstaltung. „Da der Termin 
lange im Voraus angekündigt wurde, 
konnten wir vorab auch Anregungen  
von weiteren Betroffenen sammeln und 
alle Themen gesammelt weitergeben.“ 
Das Projektteam wird die Anregungen 
der Teilnehmer jetzt im Detail auf ihre 
Umsetzbarkeit prüfen. Für das Frühjahr 
2018 ist bereits ein zweiter Termin ge
plant. 

gen Behinderungen haben aber – ob als 
Patient, Mitarbeiter oder Besucher – 
darüber hinaus zusätzliche, ganz spe
zielle Bedürfnisse. Während beispiels-
weise für die meisten Menschen eine 
Treppenstufe im Eingangsbereich oder 
eine schmale Türe auf dem Weg zum Be-
handlungszimmer kein Problem darstel-
len, können sie für Menschen im Roll-
stuhl zu einem kaum überwindbaren 
Hindernis werden. Der Klinikverbund 
Südwest und der Landkreis Böblingen 
haben sich daher am 14. November 2017 
mit Vertretern von Menschen mit Behin-
derung getroffen, um deren Anforde-
rungen und Wünsche an den Klinikneu-
bau zu diskutieren. 
Die Anregungen der Teilnehmer reichten 
von generellen Themen wie Barriere
freiheit und einer ausreichenden Anzahl 
von Behindertentoiletten bis hin zu kon-
kreten Vorschlägen, wie beispielsweise 
abschließbaren Räumen für Hilfsmittel 
wie elektrische Rollstühle. „Für sehbehin-
derte Menschen ist die einfache Orien-
tierung im Gebäude, beispielsweise  
mit Hilfe von Leitlinien an Boden und 
Wänden oder akustischen Signalen sehr 
wichtig“, ging Wolfgang Weinhardt von 
der Beratungsstelle „Blickpunkt Auge“ 
auf die speziellen Bedürfnisse von Seh-
behinderten ein. Wolfgang Pfeifer, der 
selbst Rollstuhlfahrer ist und sich in  
der AG Barrierefreiheit in Sindelfingen 
engagiert, sprach die vielen Kleinigkeiten 
an, die Menschen im Rollstuhl den Alltag 
im Krankenhaus erleichtern können, 
beispielsweise dass Kleiderstangen in 
der richtigen Höhe angebracht sind.  
Utz Mörbe vom Teilhabebeirat des 
Landkreises Böblingen fügte hinzu: „Ich 
möchte, dass die Klinik auf dem Flugfeld 
ein Vorbild für barrierefreies Bauen wird, 
das für Patienten und Personal neue 
Maßstäbe setzt und über gesetzliche 
Regelungen hinausgeht.“
„Wir haben sowohl Betroffene und Ange-
hörige eingeladen, als auch Menschen, 
die sich ehrenamtlich oder beruflich für 
Menschen mit Behinderungen engagie-
ren“, erläutert Reinhard Hackl die Aus-

Treffen zu den Planungen des Neubaus Flugfeldklinikum mit Vertretern von Menschen mit Behinderung
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Tourismus

Alb-Donau-Kreis: Wanderwege  
„Eiszeitpfade“ als  

Qualitätswanderwege zertifiziert

Vier Wanderwege der Landkreistouren 
„Eiszeitpfade“ wurden vom Deutschen 
Wanderverband als Qualitätswander-
wege zertifiziert. Das begehrte Zertifikat 
erhalten der „Eiszeitjägerpfad“ und der 
„Blaubeurer Felsenstieg“ (beide Blau
beuren), der „Lauterfelsensteig“ (Blau
stein) und der „Burgfelsenpfad“ (Ehin-
gen). Roswitha Guggemos hat als 
Vertreterin des Alb-Donau-Kreises am  
1. September 2017 an der offiziellen 
Auszeichnungsveranstaltung in Düssel-
dorf teilgenommen. Die vier Urkunden 
wurden ihr vom Präsidenten des Deut-
schen Wanderverbandes, Dr. Hans-Ulrich 
Rauchfuß überreicht. Der Verband gra
tuliert zu der in vorbildlicher Zusammen-
arbeit geleisteten Arbeit und zu den 
hochwertigen Wanderangeboten.
Markus Möller, stellvertretender Landrat 
des Alb-Donau-Kreises, freute sich über 
die Auszeichnung. „Die Zertifikate sind 
ein dicker touristischer Pluspunkt. Sie be-
lohnen das erfolgreiche Miteinander von 
Landkreis, Städten und Gemeinden bei 
der Konzeption und Beschilderung. Wir 
bedanken uns auch bei den Akteuren des 
Schwäbischen Albvereins, die in ehren-
amtlicher Arbeit bei der Konzipierung 
und Ausschilderung der Wege mit zum 
Erfolg beigetragen haben“, sagte Möller.
Die „Eiszeitpfade“ wurden im Rahmen 
der Wanderkonzeption des Alb-Donau-
Kreises erarbeitet. Das neue Wander
produkt wurde im Januar 2017 zur CMT 
erstmals präsentiert und ist bereits jetzt 
ein „Renner“. In den letzten Monaten 
wurden fast alle 20 000 Exemplare der 
neuen Wanderbroschüre verteilt, so dass 
die nächste Auflage bereits in Angriff 
genommen werden muss. 
Die Eiszeitpfade passen auch gut in das 
Werbekonzept für das UNESCO-Welterbe 
„Höhlen und Eiszeitkunst der Schwä-

ganz im Zeichen von Jubiläen steht.  
So können der Landkreis Esslingen und 
die Stadt Givatayim im nächsten Jahr  
auf 35 Jahre offizielle Partnerschaftsbe-
ziehungen zurückschauen. Die Philipp- 
Matthäus-Hahn-Schule feiert gleich
zeitig 25 Jahre ununterbrochenen 
Schüleraustausch mit dem ORT Techni-
kum Givatayim und die Jakob-Fried-
rich-Schöllkopf-Schule Kirchheim unter 
Teck kann auf 10 Jahre Schulaustausch 
mit der Thelma Yellin High School of  
the Arts in Givatayim verweisen. Grund 
genug, gemeinsam für das nächste Jahr 
eine große Veranstaltung zu planen, bei 
der auch auf das 70-jährige Bestehen  
des Staates Israel eingegangen werden 
soll. 

eine Vielzahl von Rehabilitationsmaß-
nahmen an. Darüber hinaus ist das 
Klinikum für seine Forschungstätigkeit 
weltweit bekannt. 
Als erster Schritt wurde eine Kooperation 
in den Bereichen Diabetologie und Rheu-
matologie vereinbart. Die Details werden 
jetzt zwischen den Ärzten ausgearbeitet. 
Vorgestellt wurde im Rahmen des Be-
suchs auch ein Simulationszentrum, in 
dem unter anderem Ärzteteams anhand 
spezieller elektronisch präparierter Pup-
pen schwierige Operationsabläufe simu-
lieren können. Weiter wurde auch die 
Abteilung „Telemedizin“ besichtigt, in 
der Patienten mittels Videostreams 
laufend Kontakt zum Klinikum halten 
können. 
Des Weiteren erhielt die Delegation 
Einblick in die Ausbildung im Klinikum 
Management des Netanya Academic 
College, das Ärzte und Krankenschwes
tern auf ihre Managementaufgaben 
vorbereitet. 
Am Rande des Besuchs wurde mit Ver
tretern der Stadt Givatayim über das 
Jahresprogramm 2018 gesprochen, das 

Die Direktorin des israelischen Zentrums für medizinische Simulation Frau Kim MacMillan,  
zweite von rechts, sowie von links nach rechts: stellvertretende Geschäftsführerin Elvira Benz,  
Dr. Jörg Sagasser, medizinischen Direktor, Landrat Heinz Eininger, Aufsichtsratsvorsitzender,  
und Thomas A. Kräh, Geschäftsführer der medius KLINIKEN
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muss dann erneut beantragt werden. 
Bei der Zertifizierung haben Landkreis 
und Kommunen eng zusammen ge
arbeitet. Während der Landkreis die 
Touren konzipiert und die Kosten für das 
Beschilderungskonzept und die Hard-
ware (Schilder, Pfosten) übernommen 
hat, haben die Städte und Gemeinden 
das Ausbringen und Anschrauben der 
Schilder und die Kosten für das Zertifizie-
rungsverfahren übernommen. 
Detaillierte Informationen zu den Wan-
derwegen gibt es im Internet unter 
www.tourismus.alb-donau-kreis.de.

Drei DonauWellen erneut  
mit Wandersiegel ausgezeichnet –  

Erste Premiumwege im Donaubergland 
schaffen die Prüfung

Gleich drei der „DonauWellen“-Wander-
wege des Donauberglandes sind in den 
letzten Wochen von den Experten des 
Deutschen Wanderinstitutes in Marburg 
(Hessen) für drei weitere Jahre mit dem 
Deutschen Wandersiegel als Premium-
wege ausgezeichnet worden. Die drei 
Wanderwege sind erneut vor Ort über-
prüft worden. Dabei haben die Prüfer 
jedem der drei Rundwanderwege einen 
ausgezeichneten Zustand attestiert. 
Zwei der drei Wege wurden sogar noch 
etwas höher bewertet als bei der Erstzer-
tifizierung. 
Im Jahr 2014 waren die fünf „DonauWel-
len“ erstmals zertifiziert und als 

Um eine Zertifizierung beim Deutschen 
Wanderverband zu erreichen, müssen 
die Wanderwege besondere Kriterien 
erfüllen, die bundesweit einheitlich 
gültig sind. Dazu gehören neun Kern- 
kriterien und 23 Wahlkriterien, unter- 
teilt in fünf Bereiche. Bewertet werden  
das Wegeformat (Wegeart, Belag,  
Breite), die Wegeführung (Beschilderung, 
Markierung), das Natur- und Land- 
schaftserlebnis (Naturattraktionen, 
Landschaftsformen), die kulturellen 
Sehenswürdigkeiten am Weg (Baudenk-
mäler, Historisches) und die vorhandene 
Infrastruktur (Parkplätze, Rastplätze, Ein-
kehrmöglichkeiten, ÖPNV-Anbindung). 
Das Zertifikat ist drei Jahre gültig und 

bischen Alb“. So führt beispielsweise  
der zertifizierte „Eiszeitjägerpfad“ ins 
Achtal und hat mit der Brillenhöhle und  
der UNESCO-Welterbestätte Geißenklös
terle gleich zwei Höhlen und Fundorte 
im Paket. Beim zertifizierten „Blaubeurer 
Felsenstieg“ stehen der Blautopf und die 
Felsen im Mittelpunkt. Der Wanderweg 
geht durchs Felsenlabyrinth oberhalb 
von Weiler, dann über den Blautopf  
zum Blaufels und am Knoblauchfels und 
Rusenschloss vorbei zurück nach Blau
beuren. 
Das Kleine Lautertal in Blaustein ist  
Ziel und Ausgangspunkt für den zerti
fizierten „Lauterfelsensteig“. Das einzig-
artige Tal mit seinen Felsen, Wiesen und 
Wald ist nicht nur ein Naturparadies, 
sondern ein perfektes Wanderterrain  
mit herrlichen Ausblicken. Als Highlight 
winkt ein Zwischenstopp am Lauter
quelltopf. Für einen Ausflug ins Bio
sphärengebiet steht der ebenfalls zertifi-
zierte „Burgfelsenpfad“ im bekannten 
Großen Lautertal. Start und Ziel dieser 
Wandertour ist der Ehinger Ortsteil 
Unterwilzingen. Wasser, Felsen und alte 
Burgruinen machen diese Tour zu einem 
traumhaften Wandererlebnis. „Sahne-
häubchen“ ist der grandiose Blick vom 
alten Burgturm des Wartstein ins Große 
Lautertal. 

Preisverleihung in Düsseldorf. V. l. n. r.: Liane Jordan, Wanderbares Deutschland; Dr. Hans-Ulrich Rauchfuß, 
Präsident Wanderbares Deutschland; Roswitha Guggemos, Alb-Donau-Kreis Tourismus; Olaf Schlieper, 
Deutsche Zentrale für Tourismus.



Landkreisnachrichten 56.Jahrgang

346

Emmendingen. Die Erstauflage aus dem 
vergangenen Jahr war schnell vergriffen, 
so dass jetzt die zweite Auflage erschie-
nen ist. Die Karte wurde unter der Feder-
führung der Wirtschaftsförderungsge-
sellschaft des Landkreises Emmendingen 
in Zusammenarbeit mit dem Karlsruher 
Verlag map.solutions GmbH aktualisiert. 
Die Karte im Maßstab 1 : 50 000 enthält 
viele Informationen, Tipps und bebilderte 
Vorschläge für Touren, Ausflüge und 
Freizeitaktivitäten mit entsprechenden 
Markierungen. Touristische Sehenswür-
digkeiten, Einkehrmöglichkeiten sowie 
Freizeit- und Ausflugsziele sind mit all
gemein bekannten Symbolen gekenn-
zeichnet. Auf der Rückseite stehen Vor-
schläge für 13 Radtouren auf dem 600 
Kilometer langen Radwegenetz im Land-
kreis, sechs Mountainbikestrecken und 
sieben Wanderrouten. Außerdem wer-
den 27 Museen, Kinos und Kultureinrich-
tungen, neun Freizeitbäder und zahl-
reiche Badeseen sowie 23 Ausflugsziele 
näher vorgestellt. Die Radwege und 
Freizeitmöglichkeiten sind mit einem 
QR-Code versehen und bieten damit on-
line weitere Informationsmöglichkeiten 
für unterwegs 
Die Karte ist zum Preis von 6,95 Euro im 
Buchhandel (ISBN-Nr. 978-3-935806-29-9) 
und im Onlineshop des Verlags unter 
www.shop.mapsolutions.de erhältlich. 

Geoparks Schwäbische Alb und 
Landratsamt Alb-Donau-Kreis:  

Die Blaubeurer Alb mit Blautopf und 
das Lonetal sind Nationale Geotope 

Die beiden Nationalen Geotope „Karst-
landschaft Blaubeurer Alb mit dem Blau-
topf“ und „Lonetal“ im Alb-Donau-Kreis 
wurden durch das Geologische Landes-
amt erfolgreich rezertifiziert und dürfen 
sich nun für weitere 10 Jahre mit dem 
Titel „Nationales Geotop“ schmücken. 
Die Urkunden wurden vor kurzem von 
der Zertifizierungsstelle, der Akademie 
für Geowissenschaften und Geotech
nologien e. V., dem Landratsamt des Alb-
Donau-Kreises überreicht. Seit 2006 sind 

Vorschläge für Touren und Ausflüge  
im Landkreis Emmendingen –  

Zweite Auflage der  
Rad- und Freizeitkarte

Radfahren liegt im Trend – nicht nur, weil 
in diesem Jahr der 200-jährige Geburts-
tag des Fahrrads gefeiert werden konnte. 
Dass Radtouren und Ausflüge ein be-
liebter Freizeitsport sind, zeigte auch  
die gute Nachfrage nach der neuen  
Rad- und Freizeitkarte des Landkreises 

Premiumwege prämiert worden. Die 
ersten drei Wege standen nun im Früh-
sommer zur Prüfung an, der Premium-
weg „Klippenecksteig“ bei Spaichingen/
Denkingen, der Premiumweg „Eich
felsen-Panorama“ bei Beuron/Irndorf/
Leibertingen und der Premiumweg 
„Donaufelsen-Tour“ bei Fridingen/Buch-
heim. Die beiden weiteren werden in 
diesem Herbst noch folgen.
Premiumwege müssen sich alle drei 
Jahre dieser Prüfung durch die Wander-
experten unterziehen. Damit wird si-
chergestellt, dass die Wege nachhaltig 
gepflegt werden und die Qualität der 
Wege dauerhaft erhalten bleibt. Das 
Donaubergland wird bei der Unterhal-
tung und Qualitätssicherung der Pre
miumwege von den betreffenden Städ-
ten und Gemeinden, von Mitarbeitern 
des Kreisforstamtes, von einzelnen Mit-
gliedern des Schwäbischen Albvereins 
sowie von den „Wegepaten“ unterstützt. 
Als solche offizielle „Wegepaten“ unter-
stützen die Weltfirmen Aesculap AG, Karl 
Storz Endoskope, Hammerwerk Fridin-
gen GmbH, WERMA Signaltechnik GmbH 
& Co. KG sowie die Daimler AG das  
Projekt Premiumwege von Beginn an 
und tragen so zum Erhalt und Ausbau 
der Attraktivität der Premiumwander-
wege bei.
Mehr zu den „DonauWellen“ bei der 
Donaubergland GmbH, Telefon 0 74 61/ 
7 80 16 75 und im Internet unter www.do-
nau-wellen.de

Neue Auflage der Rad- und Freizeitkarte für  
den Landkreis Emmendingen
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2002 „Nationaler“, seit 2004 „Europäi
scher“ und „Globaler“ Geopark sowie seit 
2015 „UNESCO Global Geopark Schwä-
bische Alb“. 
Näheres unter: www.geopark-alb.de und 
www.forum-globaler-geoparks.de 

Landkreise Sigmaringen und Tuttlingen 
sowie Geopark Schwäbische Alb:  

Das Obere Donautal und der  
Vulkan Höwenegg als Nationale  
Geotope erfolgreich zertifiziert 

Mit dem Oberen Donautal und dem 
Vulkan „Höwenegg“ bei Immendingen 
können die Landkreise Tuttlingen und 
Sigmaringen besondere erdgeschicht-
liche Zeugnisse im Geopark Schwäbische 
Alb aufweisen. Das Tal und der Vulkan 
sind seit 2006 „Nationale Geotope“ und 
damit bundesweit von großer geowis-
senschaftlicher Bedeutung. Die beiden 
Geotope wurden nun durch das Geo
logische Landesamt erfolgreich rezertifi-
ziert und dürfen sich für weitere 10 Jahre 
mit dieser Auszeichnung schmücken. 
Die Sigmaringer Landrätin Stefanie Bür-
kle und ihr Tuttlinger Kollege Landrat Ste-
fan Bär zeigten sich dementsprechend 
sehr erfreut über die erneute Auszeich-
nung mit dem Gütesiegel. „Mit der Aus-
zeichnung für das Obere Donautal wird 
nochmals deutlich, dass die einmalig 
schöne Landschaft des Naturparks auch 
von großer erdgeschichtlicher Bedeu-
tung ist“, so werten Landrat Stefan Bär, 
der derzeit Vorsitzender des Naturparks 
Obere Donau ist, und seine Stellver
treterin im Naturpark, Landrätin Stefanie 
Bürkle, gemeinsam diese Erneuerung 
des Siegels.
Das Obere Donautal beeindruckt als 
Durchbruchstal der Jungen Donau durch 
die Schwäbische Alb. Mitten im Natur-
park Obere Donau liegt zwischen Mühl-
heim und Inzigkofen einer der außer
gewöhnlichsten Abschnitte entlang der 
Donau. Besonders beeindruckend sind 
die mächtigen Kalkfelsen, aber auch die 
steilen, mit urwüchsigen Wäldern be
stockten Talflanken. Der Höwenegg als 

Highlights im Alb-Donau-Kreis geotou
ristisch in Wert zu setzen, so Geschäfts-
führer Dr. Roth.
Die Blaubeurer Alb mit dem Blautopf 
und dem Lonetal sind zwei von 77 Na
tionalen Geotopen in Deutschland. Sie 
wurden 2006 im Rahmen des Wett
bewerbs „Die bedeutendsten Geotope 
Deutschlands“ prämiert. Der Geopark 
Schwäbische Alb besitzt mit dem Rand
ecker Maar, dem Posidonienschiefer in 
Holzmaden, dem Oberen Donautal, dem 
Vulkan Höwenegg bei Immendingen, 
dem Mössinger Bergrutsch und dem 
Meteoritenkrater „Steinheimer Becken“ 
insgesamt acht Nationale Geotope. Der 
Sinn dieser hohen Auszeichnung besteht 
darin, eine breite Öffentlichkeit auf die 
Naturschätze Deutschlands aufmerk-
sam zu machen und somit auch das 
Bewusstsein für die Geowissenschaften 
zu fördern.
Als Geoparks werden Landschaften 
ausgezeichnet, die ein herausragendes 
geologisches, archäologisches und kul-
turhistorisches Erbe besitzen. Die Aus-
zeichnung als Geopark ist keine Schutz-
gebietskategorie, sondern ein Gütesiegel. 
Aufgabe eines Geoparks ist es, das erd
geschichtliche Erbe für Menschen erleb-
bar zu machen, Geotope zu schützen und 
einen Beitrag zur Regionalentwicklung 
zu leisten. Die Schwäbische Alb ist seit 

beide Stätten als Nationale Geotope 
zertifiziert.
Der Erste Landesbeamte des Alb-Donau-
Kreises und Vorsitzende des UNESCO 
Global Geoparks Schwäbische Alb, Mar-
kus Möller, freut sich über die erfolg-
reiche Rezertifizierung. „Der Alb-Donau-
Kreis besitzt mit der Blaubeurer Alb  
und dem Lonetal gleich zwei Nationale 
Geotope. Darauf dürfen wir auch ein 
bisschen stolz sein. Geologie und Erd
geschichte sind daher auch wichtige 
Pfeiler im vor kurzem beschlossenen 
Tourismus-Leitbild des Kreises. Das Prä
dikat verpflichtet deswegen zu einem 
sorgsamen Umgang mit den Geotopen, 
der Dokumentation und der Zugänglich-
keit für die Öffentlichkeit“, sagte Möller.
Der Geschäftsführer des Geoparks, Dr. 
Siegfried Roth, beglückwünscht den Alb-
Donau-Kreis für seine beiden hochkarä-
tigen Geotoplandschaften. Die Tatsache, 
dass sich acht von 77 Nationalen Geo-
topen innerhalb der Gebietskulisse des 
Geoparks Schwäbische Alb befinden, 
zeige, dass die Schwäbische Alb zu Recht 
ein Geopark der Superlative ist. Das rei-
che erdgeschichtliche Erbe der Schwä-
bischen Alb sei Ausschlag gebend ge
wesen, dass der Geopark Schwäbische 
Alb 2015 die UNESCO-Anerkennung er-
halten habe. Der Geopark werde das 
Seinige dazu beitragen, die beiden Geo- 

Nationales Geotop „Karstlandschaft Blaubeurer Alb mit dem Blautopf“
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Im Rahmen eines Auftaktsymposiums in 
Frankfurt am Main wurden jetzt die Pro-
jektziele vorgestellt. So sollen sich die 
Naturparke eine realistische Einschät-
zung verschaffen, wie groß ihr beste
hendes Angebot und ihr Potenzial für 
nachhaltigen und klimaschonenden 
Tourismus ist. Neben der Analyse und 
Dokumentation vorhandener Angebote 
sollen Handlungsoptionen und Hand-
lungsempfehlungen zu Ausbau und 
Vermarktung ausgelotet werden. Auch 
die Vernetzung und der Erfahrungsaus-
tausch mit anderen Projektpartnern ist 
ein wichtiger Bestandteil des Projekts. 
Bestehende Angebote werden zudem  
in Print- als auch Onlinemedien trans-
portiert.
Im Naturpark Schwarzwald Mitte/Nord 
gibt es bereits eine große Zahl nachhal-
tiger touristischer Angebote – darunter 
die Naturpark-Wirte und Naturpark-Ho-
tels, die Kooperation „Fahrtziel Natur“, 
die KONUS-Gästekarte, die Schwarz-
wald-Guides sowie zahlreiche E-Bike-
Angebote und eine E-Mobilitäts-Pau-
schale inklusive E-Auto. „Das Projekt 
‚Katzensprung‘ wird uns unser Potenzial 
und neue Möglichkeiten aufzeigen“, 
freute sich Yvonne Flesch, stellvertre-
tende Naturpark-Geschäftsführerin über 
die Projektteilnahme als Pilotregion. 
Auch René Skiba, Geschäftsführer der 
Tourismus GmbH Nördlicher Schwarz-
wald, sieht großes Entwicklungspoten-
zial: „Das Thema ‚Nachhaltiger Touris-
mus‘ ist ganz klar ein Zukunftsthema, bei 
dem wir aktiv und mit gutem Beispiel 
vorangehen wollen.“
Die Gesamtlaufzeit des Projekts geht bis 
Mai 2020. In einem ersten Schritt neh-
men zwölf Naturparke teil. Bis Sommer 
2018 werden aus diesem Kreis fünf Na-
turparke ausgewählt, die bis zum Ende 
der Projektlaufzeit evaluiert werden.
Hintergrundinformation
In Deutschland gibt es 105 Naturparke, 
die insgesamt 27 Prozent der Landes
fläche einnehmen. Zentrale Heraus
forderung der Naturparke ist es, den 
Naturschutz in den ihnen anvertrauten 

Erbe der Schwäbischen Alb sei ausschlag-
gebend gewesen, dass der Geopark 
Schwäbische Alb 2015 die UNESCO-Aner-
kennung erhalten habe. 

Nachhaltige touristische Angebote 
besser einschätzen –  

Naturpark und Tourismus GmbH 
Nördlicher Schwarzwald nehmen  

an Förderprogramm der  
Nationalen Klimainitiative und  

des Umwelt-Bundesministeriums teil

Die Bedeutung nachhaltiger touristi-
scher Angebote hat in den vergangenen 
Jahren in ganz Deutschland zugenom-
men. Doch viele Tourismusregionen in 
Deutschland schätzen ihr Potenzial als 
zu schwach ein. Im Rahmen eines Förder-
programms für innovative Klimaschutz- 
Einzelprojekte der Nationalen Klimainiti-
ative (NKI) und des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Re
aktorsicherheit (BMUB) konnten sich  
die Naturparke in Deutschland für das 
Projekt „Katzensprung – Kleine Wege. 
Große Erlebnisse“ bewerben. Der Natur-
park Schwarzwald Mitte/Nord mit sei-
nem Kooperationspartner Tourismus 
GmbH Nördlicher Schwarzwald ist als 
einer von zwölf Naturparken mit dabei.

nördlichstes Vulkanvorkommen der Vul
kanlandschaft beeindruckt auf den 
ersten Blick zunächst mit seinem Krater-
see, der durch den Basaltabbau entstan
den ist. Besondere Bedeutung kommt 
ihm aber vor allem auch als Fundstätte 
wichtiger Fossilien zu, wie etwa dem 
dreizehigen Urpferd Hipparion.
77 Nationale Geotope gibt es zwischen-
zeitlich in Deutschland. Sie wurden 2006 
im Rahmen des Wettbewerbs „Die be-
deutendsten Geotope Deutschlands“ 
prämiert. Der Geopark Schwäbische Alb 
besitzt acht Nationale Geotope, darunter 
das Lonetal auf der Ostalb, die Blau
beurer Alb mit Blautopf und den Meteo-
ritenkrater „Steinheimer Becken“. Ziel 
der Auszeichnung ist es, eine breite 
Öffentlichkeit auf die Naturschätze 
Deutschlands aufmerksam zu machen 
und das Bewusstsein für die Geowissen-
schaften zu fördern. 
Der Geschäftsführer des Geoparks,  
Dr. Siegfried Roth, beglückwünscht die 
Landkreise zur erfolgreichen Rezertifi
zierung. Die Tatsache, dass sich acht von 
77 Nationalen Geotopen innerhalb der 
Gebietskulisse des Geoparks Schwäbi
sche Alb befinden, zeige, dass die Schwä-
bische Alb zu Recht ein Geopark der Su-
perlative ist. Das reiche erdgeschichtliche 

Blick auf den Vulkan-Krater Höwenegg bei Immendingen 
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Er dankte den Sparkassen und Sparkas-
sen-Stiftungen, die das Projekt unter-
stützt haben. Auch Dr. Frank Nopper, 
Oberbürgermeister der Stadt Backnang, 
ist von dem Tourenbuch überzeugt:  
„Wer über den Stromberg-Murrtal-Rad-
weg nach Backnang radelt, dem bietet 
unsere Stadt ein vielfältiges Kultur- und 
Freizeitangebot. Unsere Highlights, wie 
etwa die Stiftskirche, der historische 
Stadtrundgang, die Gastronomie und die 
Murrbäder laden zu einem längeren Auf-
enthalt hier im Murrtal ein“.
Im Schulterschluss haben sich die  
35 Kommunen und sowie fünf Land-  
und Stadtkreise am Stromberg-Murrtal-
Radweg für eine Förderung des Rad
tourismus eingesetzt. Die Erstellung des 
Radtourenbuchs wurde von den fünf 
Sparkassen entlang des Stromberg-Murr-
tal-Radwegs finanziell mit jeweils 2000 
Euro unterstützt. Beteiligt sind die Kul-
turstiftung der Sparkasse Kalrsruhe,  
die Stiftung für die Region – Sparkasse 
Pforzheim Calw, die Sparkasse Ludwigs-
burg, die Stiftung der Kreissparkasse 
Waiblingen und die Sparkasse Schwä-
bisch Hall-Crailsheim.
Im Anschluss an die Vorstellung des 
neuen Tourenbuches schwangen sich die 
Teilnehmer aufs Rad. Die Schwäbische 
Waldfee gab den Startschuss zur Tour 
von Backnang über Oppenweiler bis 
nach Sulzbach an der Murr. In Oppen
weiler nahm Wilfried Klenk, MdL und 
stellvertretender Bürgermeister von Op-
penweiler, die Gruppe für einen kleinen 
Zwischenstopp in Empfang. Als Vertreter 
der Gemeinden radelte der Sulzbacher 
Bürgermeister Dieter Zahn mit. Von  
der SG Sonnenhof Großaspach – dem 
sportlichen Aushängeschild und Bot-
schafter der Tourismusregion Schwä-
bischer Wald – nahm Werner Benignus, 
Präsident, an der Tour teil. So wurde die 
Radstrecke nicht nur aus touristischer, 
sondern auch aus sportlicher Perspektive 
getestet. Die Fremdenverkehrsgemein-
schaft Schwäbischer Wald ist seit Januar 
2017 offizieller Partner der SG Sonnenhof 
Großaspach.

Neues Bikeline-Tourenbuch für  
den „Stromberg-Murrtal-Radweg“ –  

Vorstellung des neuen  
Bikeline-Tourenbuchs – 

Landrat Dr. Richard Sigel, Backnangs 
Oberbürgermeister Dr. Frank Nopper 
und Landrat Karl Röckinger, Enzkreis, 

radeln gemeinsam mit  
Projektpartnern von Backnang  

nach Sulzbach an der Murr

Im Mai 2017 – mitten im Fahrrad-Jubi
läumsjahr – ist das Bikeline-Radtouren-
buch „Stromberg-Murrtal-Radweg, Idyl-
lische Straße“ erschienen. Am 13. Juli 2017 
stellten Landrat Dr. Richard Sigel und 
Oberbürgermeister Dr. Frank Nopper 
gemeinsam mit den Projektpartnern des 
Rems-Murr-Kreises das Tourenbuch im 
Technikforum in Backnang vor und luden 
anschließend zu einer Radtour von 
Backnang nach Sulzbach an der Murr ein. 
„Viele Partner haben erfolgreich dazu 
beigetragen, dass der Sterne-Radweg 
von Karlsruhe bis Gaildorf im Fahrrad-
Jubiläumsjahr ein eigenes Tourenbuch 
erhält und damit weiter aufgewertet 
wird“, freut sich Landrat Dr. Richard Sigel. 

Gebieten mit der lokalen Land- und 
Forstwirtschaft sowie der Nutzung als 
stark frequentierte Erholungsgebiete zu 
vereinbaren. Die Schönheit der Land-
schaften soll für alle Menschen ganzjäh-
rig zum Anfassen und Erleben da sein. 
Der Naturpark Schwarzwald Mitte/Nord 
ist mit rund 375 000 Hektar der dritt-
größte Naturpark Deutschlands. 
Das Projekt „Katzensprung – Kleine 
Wege. Große Erlebnisse“ wird gefördert 
vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
aufgrund eines Beschlusses des deut-
schen Bundestages im Rahmen des För-
derprogramms für innovative Klima-
schutz-Einzelprojekte der Nationalen 
Klimaschutzinitiative (NKI) (Förderkenn-
zeichen 03KF0057A). Projektpartner sind 
COMPASS GmbH, Verband Deutscher 
Naturparke e.V., fairkehr GmbH und 
tippingpoints GmbH.

Beim ersten Symposium des Projektes Katzensprung trafen sich in Frankfurt ausgewählte Naturparke zum 
Thema klimaschonender Deutschlandtourismus. 
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Premiumwanderweg Murgleiter  
auf dem Erfolgspfad

Der 110 Kilometer lange Premium
wanderweg Murgleiter von Gaggenau 
hinauf zum Schliffkopf ist erfolgreich 
vom Deutschen Wanderinstitut nach
zertifiziert worden und erreichte dabei 
hervorragende 62 Punkte. 
Streckenwege ab 50 Kilometer Länge 
müssen mindestens 30 Erlebnispunkte 
aufweisen, um das Deutsche Wander
siegel zu erhalten. Alle fünf Etappen der 
Murgleiter erfüllen die Kriterien in vol-
lem Umfang. Gegenüber der letzten Zer-
tifizierung im Jahr 2014 konnte eine Stei-
gerung um drei Punkte erzielt werden.
Als eine von 19 zertifizierten Mehrtages-
wandertouren in Deutschland wird die 
Murgleiter alle drei Jahre der Prüfung 
durch das Deutsche Wanderinstitut 
unterzogen. Die Zertifizierung erfolgt 
anhand eines umfangreichen Kriterien-
katalogs. Von großer Bedeutung bei der 
Bewertung sind unter anderem eine 
stimmige und für die Wanderer ver-
ständliche und sichtbare Wegweisung, 
die Ausstattung mit Sitzbänken und 
Rastplätzen, eine naturnahe und ab-
wechslungsreiche Streckenführung oder 
das Vorhandensein von Hütten und 
Gaststätten entlang der Wegstrecke. 
Bereits seit 2008 zählt das Vorzeige
projekt zur Spitzenklasse deutscher 
Wanderwege und trägt das Prädikat 
„Premiumwanderweg“. Das Landrats

kehrsgesellschaft Baden-Württemberg 
haben die Klassifizierung unterstützt. 
Das neue Bikeline-Tourenbuch „Strom-
berg-Murrtal-Radweg, Idyllische Straße“ 
ist im Esterbauer-Verlag erschienen und 
im Buchhandel zum Preis von 13,90 Euro 
erhältlich (ISBN 978-3-85000-722-1).  
Im Tourenbuch sind Streckenbeschrei-
bungen und praktische Tipps für den 
Stromberg-Murrtal-Radweg und den 
Rundkurs Idyllische Straße im Schwä-
bischen Wald enthalten.
Weitere Informationen und Faltplan zum 
Radweg unter:
Landratsamt Rems-Murr-Kreis, 
Stabsstelle Wirtschaftsförderung
Alter Postplatz 10, 71332 Waiblingen
Telefon: 0 71 51/ 5 01 12 01
info@stromberg-murrtal-radweg.de
www.stromberg-murrtal-radweg.de

Begleitet wurde die Radtour von zwei 
historischen Erfindern. Aus Karlsruhe – 
dem Startpunkt des Radwegs – reiste 
Karl Drais alias Martin Hauge an. Er 
präsentierte den Teilnehmern seine be-
rühmte Laufmaschine und ermöglichte 
Probefahrten, bei welchen er die Funk
tionsweise der Draisine eindrucksvoll 
demonstrierte. Aus Schorndorf kam des-
sen „Erfinder-Kollege“ Gottlieb Daimler 
alias Karl-Otto Völker und ließ sich in die 
Kunst des nicht-motorisierten Fahrens 
einweisen. Eine Sensation, denn von 
Daimler ist belegt, dass er zu Lebzeiten 
nicht Fahrradfahren konnte. Auf dem 
letzten Abschnitt der Tour radelten beide 
Erfinder auf ihren historischen Rädern 
mit. 
Der Stromberg-Murrtal-Radweg ver
bindet auf 152 Kilometern neben wun-
derschönen Fachwerkstädten die zwei 
Naturparks Stromberg-Heuchelberg  
und Schwäbisch-Fränkischer Wald sowie 
die UNESCO-Welterbestätten Kloster 
Maulbronn und Limes bei Murrhardt.  
Der Radweg entwickelt sich immer mehr 
von einem Geheimtipp für sportliche 
Radler und Pedelec-Fahrer zu einer be-
liebten und gut frequentierten West- 
Ost-Verbindung im Land. 2016 wurde  
der Stromberg-Murrtal-Radweg vom 
ADFC Baden-Württemberg mit drei Ster-
nen als Qualitätsradroute ausgezeich-
net. Die Tourismusmarketing GmbH, das 
Verkehrsministerium und die Nahver-
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von 65 km und rund 600 Höhenmetern 
durch den Landkreis Tübingen und wid-
met sich der regionalen Strom- und Ener-
gieerzeugung. Sie kann nach Belieben 
abgekürzt werden. Die Tour führt zu 
verschiedenen Orten der regenerativen 
Energiegewinnung und macht an meh-
reren Stationen halt, an denen regionale 
Akteure verschiedene Facetten der Ener-
giewende aktiv vorantreiben. Pedelecs 
mit ihrem geringen Stromverbrauch pas-
sen daher ganz hervorragend zu dieser 
Tour, die natürlich auch mit Fahrrädern 
ohne E-Unterstützungsmöglichkeit be-
fahren werden kann. 
Das Tourenbuch enthält Informationen 
zu allen Erlebnisstationen entlang der 
Strecke sowie eine detaillierte Weg
beschreibung mit Kartendarstellung  
und Höhenprofil. Darüber hinaus findet 
man im Tourenbuch nützliche Hinweise 
zu Einkehr- und Übernachtungsmöglich-
keiten und Akku-Ladestationen, die ein 
möglichst umweltschonendes Aufladen 
der Pedelecs ermöglichen. 
Das kostenfreie Tourenbuch für die 
Prima-Klima-Tour und auch die Touren-
bücher für alle anderen Themenradtou-
ren in den .tübinger um:welten ist bei  
der Tourismusförderung des Landkrei- 
ses Tübingen (Telefon 0 70 71/2 07-44 10, 
Email tourismus@kreis-tuebingen.de) 
sowie bei allen Tourpartnern der Prima- 

Per Pedelec auf den Spuren regionaler 
Stromerzeugung: Neuauflage des 
Tourenbuchs für die „Prima-Klima-

Radtour“ in den .tübinger um:welten

Unter dem Motto „Per Pedelec auf  
den Spuren regionaler Stromerzeugung“ 
steht die Prima-Klima-Radtour, die das 
Landratsamt Tübingen unter dem Motto 
„.tübinger um:welten“ gemeinsam mit 
der TransVelo Fahrräder GmbH präsen-
tiert. Das zugehörige Tourenbuch wurde 
nun neu aufgelegt und ist bei der Touris-
musförderung des Landkreises Tübingen 
und den zahlreichen Partnern der Tour 
erhältlich. 
Die Prima-Klima-Tour führt auf einer 
ausgeschilderten Strecke mit einer Länge 

amt Rastatt als Koordinierungsstelle der 
Infrastruktur- und Marketingaktivitäten 
rund um die Murgleiter arbeitet eng mit 
dem Zweckverband „Im Tal der Murg“ 
und den Anrainerkommunen Gaggenau, 
Baden-Baden, Gernsbach, Weisenbach, 
Forbach und Baiersbronn zusammen. 
Nur so kann die hohe Qualität sicherge-
stellt werden. Im direkten Vergleich mit 
den weiteren zertifizierten Strecken-
wegen liegt die Murgleiter auf Platz  
vier. Lediglich der Felsenland Sagenweg 
mit 63, der Saar-Hunsrück-Steig mit 65 
und der deutsch-französische Burgen-
weg mit 68 Punkten erreichten höhere 
Punktezahlen. 
Philipp Ilzhöfer, Tourismusbeauftragter 
des Landkreises Rastatt, zeigt sich erfreut 
über die Entwicklung: „Durch die ge-
plante Ausstattung mit einheitlichen 
Sitzbänken soll der Premiumwanderweg 
noch attraktiver werden. Ziel ist die 
Schaffung von neuen Ruhepunkten auf 
den anspruchsvollen Tagesetappen 
sowie die Aufwertung schöner Land-
schaftspunkte“. Die Umsetzung der 
Möblierung ist bis Sommer 2018 geplant, 
sodass der Wanderkomfort weiter er-
höht wird. „Die positive Bewertung ist 
Ansporn für uns, beständig am Premium-
wanderweg im Murgtal weiterzuarbei-
ten, um bei der nächsten Bewertung 
noch besser abzuschneiden und dann 
auf dem Treppchen zu stehen“, erklärt 
Landkreisdezernent Claus Haberecht. 
Information: www.murgleiter.de.
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Landesregierung, Besuche bei der Uni-
versität UNIFEBE, bei Firmen, Unterneh-
mer- und Industrieverbänden. Feierlich 
eingeweiht wurde ein Denkmal zur 
Ehrung der badischen Einwanderer. Ver-
treter beider Länder waren sich bei die-
sem Termin einig, die Partnerschaft wei-
ter auszubauen. Landrat Dr. Christoph 
Schnaudigel und der mitreisende Bür-
germeister Sven Weigt luden deshalb 
eine Delegation aus Brasilien zu einem 
Gegenbesuch in den Landkreis Karlsruhe 
ein.

Landkreis Lörrach stellt Weichen  
für mehr Klimaschutz –  

Startschuss für „Klimaschutzkonzept“ 

„Gemeinsam Klimaschutz gestalten“ – 
unter diesem Motto startet die Kreis
verwaltung in Kooperation mit der 
Energieagentur Landkreis Lörrach GmbH 
das Projekt eines Integrierten Klima-
schutzkonzeptes. Damit verfolgt der 
Landkreis weiter seinen Weg, Energie 
und CO2-Emissionen einzusparen und 
die Nutzung erneuerbarer Energien zu 
stärken. Mit 30 500 Euro Förderung, die 
das Bundesumweltministerium im Rah-
men der Nationalen Klimaschutzinitia-
tive jetzt bereitstellt, ist nun der Auftakt 

turanstieg und den damit verbundenen 
Verschiebungen der Jahreszeiten über 
die Unwetter- und Hochwassergefahr bis 
hin zu Auswirkungen für die Landwirt-
schaft. Landrat Dr. Christoph Schnau
digel freute sich, mit dem SMIGHT-
Projekt, den Startschuss für die weitere 
Entwicklung zu SMART CITY Brusque 
geben zu können und damit einen Teil 
zur „intelligenten Stadt der Zukunft“ bei-
tragen zu können. Besonders stolz war er, 
dass die innovativen Stationen im Land-
kreis Karlsruhe konzipiert wurden und 
dadurch ein Technologie-Transfer statt-
findet. Die Aktivitäten im Bereich der 
Klimapartnerschaft reichen aber noch 
weiter und erstrecken sich auf viele 
Bereiche wie z. B. der Umweltbildung,  
auf einen Austausch beim Hochwasser-
schutz, Baumpflanzungen oder um
weltfreundliche Aktivitäten wie das 
Stadtradeln. Eine Woche lang weilte  
die Delegation, die sich aus Kreisräten, 
Vertretern des Wirtschaftsministeriums 
Baden-Württemberg, der Badisch-Süd-
brasilianischen Gesellschaft, der EnBW, 
der Herstellerfirma sowie der Gemein-
den Karlsdorf-Neuthard und Graben- 
Neudorf zusammensetzte, im Bundes-
staat Santa Catarina. Auf dem Programm 
standen u.a. Treffen mit Vertretern der 

Klima-Tour erhältlich. Unter www.tue-
binger-umwelten.de stehen die Tourda-
ten und die Broschüre zum Download zur 
Verfügung.

Umwelt

Landkreisdelegation in Brasilien –  
Zusammenarbeit beim Klimaschutz 

Partnerschaft soll weiter  
ausgebaut werden

Die Übergabe der ersten SMIGHT-Station 
an die brasilianische Stadt Brusque stand 
im Mittelpunkt der Delegationsreise aus 
dem Landkreis Karlsruhe unter Führung 
von Landrat Dr. Christoph Schnaudigel. 
Mit solchen LED-Leuchten, die nicht nur 
Licht spenden, sondern multifunktional 
auch mit WLAN-Routern für freien Inter-
netempfang, Ladetechnik für Elektro-
fahrzeuge sowie Messtechnik für Um-
weltdaten ausgerüstet werden können, 
sollen Schritt für Schritt veraltete und 
stromfressende Straßenlaternen an öf-
fentlichen Plätzen und Hauptverkehrs-
kontenpunkten ersetzt werden. „Die 
freundschaftlichen Beziehungen zwi-
schen dem Landkreis Karlsruhe und  
der brasilianischen Stadt Brusque be-
schränken sich nicht nur auf gegensei-
tige Besuche und Pflege der gemein-
samen Wurzeln, die auf die badische 
Auswanderung vor über 150 Jahren zu-
rückgeht“, sagte der Landrat. Beide Kör-
perschaften arbeiten auch im Rahmen 
des Bundesprojekts „50 kommunale Kli-
mapartnerschaften“, das unter dem 
Motto „global denken-lokal handeln“  
zu 100 % vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung gefördert wird, auf dem 
Gebiet des Klimaschutzes zusammen. 
Denn so sehr sich beide Länder im Posi-
tiven ähneln, wie z. B. bei der starken 
Wirtschaft, so gleichen sich auch die He-
rausforderungen und Probleme beim 
Klimawandel: beginnend vom Tempera-

Übergabe der ersten SMIGHT-Station auf dem Platz Sesquicentenário in Brusque.  
Landrat Dr. Christoph Schnaudigel (6. v. r.) links daneben der Bürgermeister von Brusque  
Dr. Jonas Paegle und der Rektor der UNIFEBE Prof. Günther Pertschy
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„Seit 2013 sind die energetischen Sanie-
rungen der Gebäude des Ortenaukreises 
ein Schwerpunkt der Doppelhaushalte“, 
führte Ralf Martin vom Gebäudema-
nagement, der Verfasser des 12. Energie-
berichts des Ortenaukreises, aus. Die  
mit einem Volumen von 8,4 Millionen 
Euro größte Sanierungsmaßnahme aus 
dem Programm 2013/2014 sei die Sanie-
rung des Kreisschulzentrums in Offen-
burg gewesen, die eine Energieeinspa-
rung von 30 Prozent gebracht habe. Bei 
der für 1,5 Millionen Euro energetisch 
sanierten Astrid-Lindgren-Schule in Hes-
selhurst sei zusätzlich die Ölheizung 
durch eine Pelletheizung ersetzt wor-
den. Der Energiebedarf der Schule sei 
nach der Sanierung um jährlich rund 
100 000 KWh pro Jahr und damit um 
mehr als 50 Prozent zurückgegangen. 
Die seit 2009 in mehreren Teilabschnit-
ten durchgeführten Sanierungsmaß-
nahmen bei den Gewerblichen Schulen 
Lahr hätten sich seit 2016 ebenfalls posi-
tiv auf die Energieverbräuche ausge-
wirkt. Im Vergleich zum Jahr 2012 habe 
der Energiebedarf im Jahr 2016 um 
530 000 KWh reduziert werden können. 
Dies entspräche einem Rückgang um  
40 Prozent. 

Energiebericht:  
Ortenaukreis auf der Zielgeraden 

Der Ortenaukreis hat seinen Gesamt
ausstoß an Kohlenstoffdioxid (CO2) von 
2012 bis 2016 um 8437 Tonnen auf 15 976 
Tonnen gesenkt. „Mit diesem Rückgang 
von 34,6 Prozent stehen wir kurz vor 
unserer Zielmarke, bis 2020 35 Prozent 
einzusparen“, berichtete Dezernentin 
Jutta Gnädig vor den Mitgliedern des 
Ausschusses für Umwelt und Technik 
(UTA). Seit September 2012 nutze der 
Kreis Ökostrom aus 100 Prozent rege
nerativ erzeugter Energie. Dies sei der 
Grund für einen Rückgang der CO2-Emis-
sionen um 7.720 Tonnen bis 2016. Weitere 
717 Tonnen sparte der Kreis seit 2012 
insbesondere durch energetische Sanie-
rungen kreiseigener Gebäude ein, infor-
mierte Gnädig. 
„Auch 2017 und 2018 werden wir über 
acht Millionen Euro investieren, um wei-
tere Gebäude zu sanieren und den Ener-
gieverbrauch, die Energiekosten und  
den CO2-Ausstoß zu senken. Schon im 
nächsten Jahr werden wir unser Ziel 
voraussichtlich vorzeitig erreichen oder 
sogar leicht übertreffen“, freute sich 
Landrat Frank Scherer. 

für die Erarbeitung eines Klimaschutz-
konzepts gegeben. 
Neben einer aktualisierten Energie-  
und CO2-Bilanz für den gesamten Land-
kreis wird das Klimaschutzkonzept eine 
Potenzialanalyse zu den im Landkreis 
vorhandenen erneuerbaren Energien 
beinhalten sowie realisierbare Maß
nahmen zur Verringerung des Energie-
verbrauchs aufzeigen. Es soll damit als 
strategische Entscheidungsgrundlage 
und Planungshilfe für künftige Klima-
schutzaktivitäten dienen und den Kli-
maschutz nachhaltig im Landkreis  
sowie den Städten und Gemeinden 
verankern. 
„Wir erwarten uns bis Sommer 2018  
ein schlüssiges Klimaschutzkonzept für 
den gesamten Kreis Lörrach, das auch  
die Klimaschutzziele von Bundes- und 
Landesregierung umsetzt und realis-
tische sowie nachhaltige Handlungs-
empfehlungen definiert, die in den 
kommenden Jahren umgesetzt werden 
können. Hiermit möchten wir dem in der 
Zukunftsstrategie des Landkreises ver
ankerten Ziel nachkommen, die Treib-
hausgasemissionen kreisweit deutlich 
und ambitioniert zu verringern“, er
läutert Erster Landesbeamter und Um-
weltdezernent Ulrich Hoehler das Ziel 
des mit insgesamt rund 47 000 Euro 
veranschlagten Projekts. 
„Klimaschutz geht uns alle an. Der 
Landkreis Lörrach hat bereits im Jahr 2013 
mit der Teilnahme am European Energy 
Award (eea) damit begonnen, ein Zei-
chen für den Klimaschutz zu setzen. Aber 
nur gemeinsam ist es möglich, unsere 
Region zukunftsorientiert zu gestalten“, 
so Hoehler weiter. In diesem Zusammen-
hang erhofft sich das Landratsamt eine 
aktive Mitwirkung der relevanten Insti-
tutionen, Verbände, Unternehmen und 
der Bevölkerung sowie ein reges Inte-
resse an den geplanten öffentlichen Ver-
anstaltungen, zu denen jeweils recht
zeitig eingeladen wird. 
Weitere Informationen unter 
www.loerrach-landkreis.de/
klimaschutzkonzept. 

Die Sanierung der Astrid-Lindgren-Schule in Hesselhurst führte zu einer Senkung des Energiebedarfs  
um mehr als 50 Prozent. 
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steller und Hans-Joachim Fuchtel, Par
lamentarischer Staatssekretär im Bun-
desministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung. Die 
Konferenz verabschiedete die so ge-
nannte „Bonn-Fidschi-Übereinkunft“, die 
Eingang in die Abschlusserklärung der 
Weltklimakonferenz finden soll. 
Wolfgang Herz ist als Klimaschutzdezer-
nent davon überzeugt: „Die Aufbruch-
stimmung aus dem Weltklimagipfel  
von Paris 2015 kann nur mit tatkräftiger 
Unterstützung der Kommunen umge-
setzt werden. Die Folgen des Klimawan-
dels treffen die Menschen, nicht die Re-
gierungen, und deshalb ist kommunaler 
Klimaschutz eine zentrale Herausfor
derung der nächsten Jahre.“
Die Weltklimakonferenz nutzten auch 
Vertreter kommunaler Klimapartner-
schaften zu einem internationalen Ver-
netzungstreffen. Daran beteiligten sich 
18 Kommunen aus Latein- und Südame-
rika sowie Afrika, die zwischen 2011 und 
2014 Klimapartnerschaften eingegan-
gen sind, sowie ihre deutschen Partner. 
Auch die Vorsitzenden von Masasi Di-
strikt und Masasi Town, mit deren Kom-
munen der Enzkreis seit Jahren eine 
lebendige Klimapartnerschaft unterhält, 
waren nach Bonn gereist, um dort von 
der erfolgreichen Zusammenarbeit mit 
dem deutschen Partner zu berichten.

leisten, doch in einer breit aufgestellten, 
weltweiten Vernetzung haben sie große 
Wirkung.“ Mit dieser Erkenntnis ist  
der Erste Landesbeamte des Enzkreises 
Wolfgang Herz von der 23. Weltklima
konferenz der Vereinten Nationen in 
Bonn zurückgekehrt.
Unter dem Dach der Konferenz fand auch 
der „Climate Summit of local and regio-
nal leaders“ (Klimagipfel der Regionen 
und Kommunen) statt. Rund 1000 Ver
treter aus 86 Ländern nahmen daran teil, 
darunter zahlreiche Bürgermeister und 
weitere Kommunalvertreter, darüber 
hinaus NRW-Ministerpräsident Armin 
Laschet, Umweltminister Franz Unter-

„In Zukunft sehen wir das größte Poten-
tial zur weiteren CO2-Einsparung im 
Bereich der Heizenergie,“ so Martin 
weiter. „Auf unserem Programm stehen 
bis 2018 energetische Sanierungen bei 
fünf Schulgebäuden. Und auch ab 2019 
sind weitere energetische Sanierungen 
vorgesehen. Ein Schwerpunkt wird dabei 
das Verwaltungsgebäude in der Bad-
straße 20 in Offenburg sein.“ 
Weitere Reduzierungen des Strom
verbrauchs wirkten sich laut Martin nur 
in geringem Umfang auf die CO2-Bilanz 
aus, würden aber trotzdem intensiv 
weiter verfolgt. So würde etwa die 
Außenbeleuchtung bei den Straßen
meistereien von energetisch ineffizien
ten Quecksilberdampflampen auf um-
weltfreundliche LED-Leuchten mit hoher 
Energieeffizienz und langer Lebensdauer 
umgestellt. Damit könne der Stromver-
brauch für die Beleuchtung der Straßen-
meistereien um rund 25 000 kWh/Jahr 
reduziert und dadurch Stromkosten ein-
gespart werden. 

Vertreter des Enzkreises bei 
Klimakonferenz in Bonn –  

Kommunen spielen bei Bekämpfung 
des Klimawandels unverzichtbare Rolle

„Die Kommunen spielen beim Klima-
schutz eine unverzichtbare Rolle. Sie kön-
nen einzeln zwar nur kleine Beiträge 

Die Sanierung der Gebäude A,B und C des Kreisschulzentrums in Offenburg führte zu einer Senkung  
des Energiebedarfs um 30 Prozent. 

Delegation aus dem Enzkreis und dem tansanischen Masasi beim Vernetzungstreffen der Klimapartner-
schaften. Von links: Jeremiah Lubeleje, Angela Gewiese, Wolfgang Herz und Dr. Erhard Kirschbaum
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Landrat Karl Röckinger verweist auf den 
reichen Erfahrungsschatz des Enzkreises 
bei der Umsetzung von Klimaschutz-
maßnahmen, deren Wirksamkeit unter 
anderem durch den European Energy 
Award in Gold, aber auch durch die Aus-
zeichnung als „Klimaaktive Kommune 
2016“ belegt worden seien. „Dabei wur-
den vor allem die innovativen Projekte 
mit Masasi gewürdigt“, so der Kreischef. 
„Ich hielte es deshalb für einen konse-
quenten Beitrag zur Nachhaltigkeitsstra-
tegie des Enzkreises, die langjährige Kli-
mapartnerschaft mit dem tansanischen 
Distrikt, die zu großen Teilen ehrenamt-
lich getragen ist, mit der Unterzeichnung 
einer Partnerschaftsurkunde auf eine 
offizielle Basis zu stellen.“

Verkehr

Autofreier Sonntag  
mit Rekordbeteiligung –  

Rund 32 000 Gäste auf der motorfreien 
Strecke im „Lieblichen Taubertal“

Die Akteure des 18. „Autofreien Sonn-
tags“ in der Ferienlandschaft „Liebliches 
Taubertal“ gehen von einer neuen Re-
kordbeteiligung mit rund 32 000 Teilneh-
mern aus. Die motorfreie Strecke für Rad-
ler und Inliner führte am 6. August 2017 
von Tauberbischofsheim über Werbach 
und Wertheim bis nach Freudenberg  
am Main. Schon ab Beginn um 10 Uhr  
zog sich das ununterbrochene Band der 
Radler und Inliner durch das Tauber- und 
das Maintal.
14 Festorte von Tauberbischofsheim bis 
Freudenberg am Main hatten sich auf 
das Spektakel vorbereitet, und ihre Er-
wartungen wurden belohnt: „Wir gehen 
von einer neuen Rekordteilnahmezahl 
aus und schätzen, dass rund 32 000 Teil-
nehmer die Orte besucht und die motor-
freie Strecke zum Fahrradfahren und 
Inlinern genutzt haben“, erklärt Ge-
schäftsführer Jochen Müssig vom Touris-
musverband „Liebliches Taubertal“.

Angela Gewiese von der Stabsstelle Kli-
maschutz im Landratsamt, die ebenfalls 
mit nach Bonn gereist war. Sie ist auch 
Vorsitzende des Partnerschaftsvereins 
„Marafiki wa Masasi“. 
Für ein weiteres Vorzeigeprojekt hält 
Gewiese die Installation einer Solar
stromanlage auf dem Dach des Mko-
maindo Hospitals in Masasi Town: „Die 
Solaranlage mit Speicher dient als Back-
up-System bei den dort täglich vorkom-
menden Stromausfällen. Aktuell werden 
außerdem 27 Gesundheitsstationen im 
gesamten Distrikt sowie in der Stadt  
mit Solarsystemen mit Batteriespeicher 
ausgestattet. Viele der Gesundheits
stationen in der ländlichen Region – der 
Masasi Distrikt ist achtmal größer als  
der Enzkreis – sind nicht an das Strom-
netz angeschlossen.“
Unter dem Dach der Klimapartnerschaft 
hat sich auch eine enge Zusammen
arbeit zwischen den Enzkreiskliniken 
Mühlacker und dem Mkomaindo Hospi-
tal in Masasi etabliert, die fachlich von  
Dr. Erhard Kirschbaum betreut wird. Er 
war als Vertreter der Zivilgesellschaft 
ebenfalls Mitglied der Enzkreis-Delega-
tion. Zudem gibt es Kontakte zwischen 
Schulen beider Seiten.

„Beim Vernetzungstreffen kamen jedoch 
auch Probleme zur Sprache. Während  
der steigende Meeresspiegel vor allem 
Küstenstädte wie Kapstadt, Dar es Sa-
laam und Hamburg betrifft, ist das 
Thema Abfallentsorgung und Nutzung 
Erneuerbarer Energien bei allen Kommu-
nen ein vordringliches Thema“, berichtet 
Herz. „Bei einer Podiumsdiskussion mit 
der Umweltbürgermeisterin von La Paz/
Bolivien, Mariana Daza von Boeck, und 
David Bryant, Mitglied des Stadtrates  
von Kapstadt, waren wir uns einig: Die 
Klimaschutzaktivitäten vor Ort müssen 
vereinfacht und beschleunigt werden. 
Dazu brauchen die Kommunen nicht  
nur finanzielle Unterstützung, sondern 
klare Kompetenzen.“ Außerdem sei die 
Einbindung der Zivilgesellschaft uner-
lässlich.
Was den Enzkreis und seine Klimapart-
nerschaft mit Masasi betrifft, sieht Herz 
diese Voraussetzungen bereits weit
gehend erfüllt: Seit 2013 existiert ein 
gemeinsames Handlungsprogramm. Die 
aufgeführten Projekte werden nach und 
nach mit finanzieller Unterstützung  
aus Bundesmitteln umgesetzt. „Dazu ge-
hört etwa der Bau von vier gemauerten 
Biogas-Anlagen in Masasi“, berichtet 

Präsentation der Projekte aus dem Masasi Distrikt beim Vernetzungstreffen der Klimapartnerschaften. 
Von links: Neermala Gounden aus Südafrika, Sospeter Nachungs aus Masasi Town, Angela Gewiese aus 
dem Enzkreis sowie Juma Satmah und Jeremiah Lubeleje vom Masasi District.
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der Polizei für die Mitarbeit. Ohne deren 
Hilfe wäre ein solches Großereignis nicht 
möglich.
Der nächste Autofreie Sonntag im „Lieb-
lichen Taubertal“ ist für 5. August 2018 
auf der Strecke zwischen Rothenburg  
ob der Tauber/Detwang bis nach Bad 
Mergentheim vorgesehen. Informatio
nen hierzu gibt es ab Oktober 2017 beim 
Tourismusverband „Liebliches Tauber-
tal“, Gartenstraße 1, 97941 Tauberbi-
schofsheim, Telefon 0 93 41/82-58 05  
und -58 06, Fax 0 93 41/82-57 00, E-Mail 
touristik@liebliches-taubertal.de, Inter-
net www.liebliches-taubertal.de.

Elektrofahrzeuge für den Fuhrpark  
des Landratsamts Alb-Donau-Kreis – 

Landrat Heiner Scheffold:  
„Wir forcieren die E-Mobilität“

Erstmals hat das Landratsamt seinen 
Dienstwagenpool mit einem Elektro- 
Fahrzeug, einem BMW i3, ausgestattet, 
das von der Reichweite her für längere 
Fahrten im Kreisgebiet geeignet ist. Zwei 
weitere Fahrzeuge werden 2017 noch 
folgen (ein Nissan Leaf und ein Renault 
Zeo); ein weiteres und viertes E-Fahrzeug 
wird 2018 angeschafft (VW E-Golf). 
Damit hat das Landratsamt seinen 
Elektro-Dienstwagenfuhrpark deutlich 
erweitert. Bislang ist dort ein E-Smart im 
Einsatz, der aber aufgrund seiner gerin-
gen Reichweite nur im Stadtverkehr in 
Ulm und in der allernächsten Umgebung 
eingesetzt werden kann. 
„Jetzt können wir bei den Dienstwagen 
die Elektromobilität forcieren“, sagte 
Landrat Heiner Scheffold, „denn die 
E-Fahrzeuge haben nun eine Reichweite, 
mit denen sich auch Fahrten in unserem 
großen Flächenlandkreis bewältigen 
lassen.“ 
Der BMW i3 hat nach Herstellerangaben 
eine Reichweite von 300 Kilometern.  
Das Landratsamt hat den Wagen geleast. 
Die drei weiteren genannten E-Fahr-
zeuge werden gekauft. Dazu kann der 
Landkreis einen Zuschuss des Bundes
verkehrsministeriums erwarten. Das 

rienlandschaft ‚Liebliches Taubertal‘ bei-
spielhaft nachgekommen“, sagt Jochen 
Müssig.
Auch das begleitende Bahnangebot auf 
der Tauber- und Maintalbahn wurde gut 
angenommen. Im Auftrag der Nahver-
kehrsgesellschaft Baden-Württemberg 
hatte die WestFrankenBahn einen eigens 
für diese Veranstaltung ausgearbeiteten 
Fahrplan eingesetzt. Nahezu im Einstun-
dentakt pendelten die Züge zwischen 
Lauda, Wertheim und Miltenberg. Den-
noch musste der eine oder andere Fahr-
gast wegen Überfüllung auf den nächs
ten Zug vertröstet werden. Insgesamt 
zeigt sich aber auch die WestFranken-
Bahn mit der Abwicklung der Sonderver-
kehre anlässlich des Autofreien Sonntags 
mehr als zufrieden.
Der Tourismusverband „Liebliches Tau-
bertal“ mit Landrat Reinhard Frank  
an der Spitze zieht ein überaus positives 
Resümee. Er dankt allen teilnehmenden 
Gästen und den Organisatoren in den 
Festorten und ebenso allen Hilfskräften 
der Feuerwehren, des Technischen Hilfs-
werks, des Deutschen Roten Kreuzes und 

Den Startschuss gab um 10 Uhr Erster 
Vorsitzender Landrat Reinhard Frank in 
Werbach. Dort setzte sich die Promirad-
tour mit MdL Prof. Dr. Wolfgang Reinhart, 
MdL Dr. Friedrich Bullinger und MdB Alois 
Gerig zusammen mit Kreisräten und 
Bürgermeistern aus der Region in Bewe-
gung. Die Fahrt ging durch das Taubertal 
bis nach Waldenhausen. Die Promis 
legten Zwischenstationen in Niklashau-
sen und in Gamburg ein.
„Bereits gegen die Mittagszeit zeigte  
die Teilnehmerzahl, dass der 18. Auto
freie Sonntag überaus positiv angenom-
men wurde“, erklärt Jochen Müssig 
weiter. Ununterbrochen zog sich das 
Band der Radler von Festort zu Festort. 
Dazwischen waren auch immer wieder 
Inliner, die ebenso freudig ihrem Frei-
zeitspaß nachgegangen sind. In den 
Festorten fanden die kulinarischen An-
gebote und die Getränkeauswahl einen 
reißenden Absatz. Alle waren gegen  
die Abendstunden beinahe oder bereits 
ausverkauft. „Der 18. Autofreie Sonntag 
ist damit erneut seiner Aufgabe als 
sympathischer Botschafter für die Fe

Eine Rekordbeteiligung verzeichnete der 18. „Autofreie Sonntag“ in der Ferienlandschaft  
„Liebliches Taubertal“ am 6. August 2017. 
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trum in Ehingen. Eine weitere Ladesäule 
soll beim Medizinischen Versorgungs-
zentrum in Munderkingen entstehen. 

Landkreis Karlsruhe stellt  
für Mitarbeiter Dienstfahrräder  

zur Verfügung –  
Beitrag für Umwelt und Gesundheit

Nicht alle Verwaltungstätigkeiten des 
Landratsamtes können von den Dienst-
zimmern aus erbracht werden. Für 
Dienstfahrten steht deshalb neben dem 
öffentlichen Personennahverkehr auch 
ein eigener Fahrzeugpool zur Verfügung, 
der flexibel durch Car-Sharing-Fahrzeuge 
ergänzt wird. 
Seit Juli 2017 können die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter an den Land
ratsamts-Standorten in Karlsruhe und 
Bruchsal auch Dienstfahrräder nutzen. 
„Wir machen das im Hinblick auf den 
ökologischen Aspekt“, sagte Landrat Dr. 
Christoph Schnaudigel und betonte, dass 

den. Vorgesehen sind Standorte bei den 
Gesundheitszentren in Blaubeuren und 
Langenau, bei den Seniorenzentren in 
Blaustein und Erbach, bei der Landrats
amts-Außenstelle in der Ehinger Stadt-
mitte sowie beim Beruflichen Schulzen-

Ministerium gibt für den Kauf von E-Fahr-
zeugen in öffentlichen Verwaltungen 
einen Zuschuss von bis zu 50 Prozent der 
erhöhten Kosten, die beim Kauf eines 
E-Fahrzeugs im Vergleich zu einem 
gleichartigen Fahrzeugtyp mit Verbren-
nungsmotor entstehen.
2018 wird die Kreisverwaltung dann fünf 
Elektrofahrzeuge im Pool von insgesamt 
15 Dienstwagen haben. Dazu sagte Land-
rat Heiner Scheffold: „Die Weiterentwick-
lung auf dem Fahrzeugmarkt werden wir 
genau beobachten und danach entschei-
den wie wir unsere Dienstwagenflotte 
weiter umrüsten.“
Zwei ältere Dienstwagen mit Verbren-
nungsmotor werden demnächst außer 
Betrieb genommen.
Die Elektro-Dienstfahrzeuge können in 
der Tiefgarage des Landratsamts betankt 
werden. An der Ecke Hauffstraße/Schil-
lerstraße, direkt beim Haus des Land-
kreises, entsteht außerdem in Kürze eine 
öffentliche, von der SWU betriebene 
E-Tankstelle. Mit dem Erweiterungsbau 
beim Landratsamt, der im Herbst 2019 in 
Betrieb genommen wird, wird auch eine 
Tankstelle für Pedelecs und E-Bikes ent-
stehen. 
An sieben weiteren Gebäuden des Land-
kreises sind E-Ladesäulen projektiert. 
Diese sollen von der OEW in Zusammen-
arbeit mit dem Landkreis errichtet wer-

V. l. n. r.: Dezernent Ragnar Watteroth, Landrat Dr. Christoph Schnaudigel, Amtsleiterin Barbara Früh,  
Amtsleiter Ulrich Max
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E-Werk Mittelbaden zu folgenden Kondi-
tionen: Der Grundpreis für die RFID-Karte 
beträgt monatlich 7,90 Euro. Für den La-
devorgang werden drei Euro pro Stunde 
berechnet. 

Symbolischer Spatenstich –  
Verkehrsminister Hermann und  

Landrat Bernhard geben Startschuss  
für den Ausbau und die Elektrifizierung 

der Schönbuchbahn 

Am 5. September 2017 haben Winfried 
Hermann MdL, der Verkehrsminister des 
Landes Baden-Württemberg, und Roland 
Bernhard, der Landrat des Landkreises 
Böblingen, zusammen mit dem Holz
gerlinger Bürgermeister Wilfried Dölker 
den symbolischen Startschuss für die 
Arbeiten an der Strecke gegeben. Die 
Schönbuchbahn wird teilweise zwei
gleisig ausgebaut und komplett elek
trifiziert. Die Arbeiten sollen im Dezem-
ber 2018 abgeschlossen sein. Seit Beginn 
der Sommerferien ist die Strecke zur 
Vorbereitung der Baumaßnahmen be-
reits gesperrt.
Verkehrsminister Hermann hob die Be-
deutung der Strecke hervor: „Die Reak
tivierung der Schönbuchbahn ist eine 
Erfolgsgeschichte, die ihres gleichen 
sucht. Für die Kommunen an der Strecke 

terwegs aufladen können. Seit 2012 nutzt 
die Kreisverwaltung Elektrofahrzeuge. 
Mittlerweile zählen drei E-Autos zum 
Fuhrpark, fünf weitere sind bestellt. 
Das E-Werk Mittelbaden betreibt die 
Ladestation vor dem Offenburger Land-
ratsamt und sorgt dafür, dass die Elektro-
fahrzeuge dort energieeffizient mit 
Strom geladen werden. „Die Zahl der 
öffentlichen Ladepunkte in unserem 
Versorgungsgebiet bietet schon eine 
gute Flächenabdeckung. Jetzt gilt es, an 
gut besuchten Standorten weiter aus
zubauen“, so Kleine. 
Die neue Ladesäule ist mit dem Typ-2-
Stecker ausgestattet, der europaweit 
Standard ist und bis zu 22 kW laden kann. 
Der Ladeprozess selbst ist einfach, da die 
Ladeklappe eine offene ist und nicht 
entriegelt werden muss. Detaillierte Ab-
laufbeschreibungen an den Ladestatio
nen vereinfachen zusätzlich den Lade-
prozess. Die Ladesäule ist mit einer 
LED-Anzeige ausgestattet, so dass der 
Nutzer über den aktuellen Ladestatus je-
derzeit informiert ist. Durch die einge-
baute Remotefähigkeit der Ladesäule ist 
der Ladestationszugang per Smartphone 
gegeben. 
Die für den Ladevorgang notwendige 
RFID-Karte (radio-frequency identifica-
tion card) erhalten Interessenten vom 

dadurch insbesondere verbrauchs- und 
schadstoffintensive Kurzstreckenfahrten 
vermieden werden sollen. Damit soll 
auch ein Zeichen gesetzt werden, das 
Klimaschutzziel eines CO2-freien Land-
kreises tatsächlich auch erreichen zu 
wollen. Aber auch gesundheitsfördernde 
Aspekte sowie die Möglichkeit Kosten zu 
sparen standen hinter der Fuhrpark
erweiterung. 
Um mit gutem Beispiel voran zu gehen 
schwang sich der Landrat am 4. Juli 2017 
kurzerhand selbst in den Sattel und 
steuerte eine Dienstbesprechung inner-
halb Karlsruhes gemeinsam mit Finanz-
dezernent Ragnar Watteroth, der Leiterin 
des Amtes für Gebäudemanagement 
Barbara Früh und dem Leiter des Perso-
nal- und Organisationsamts Ulrich Max 
per Fahrrad an. 

Ortenaukreis: Beim Landratsamt Strom 
tanken – Neue Ladesäule in der 

Offenburger Badstraße 

Seit September 2017 können Elektro
fahrzeuge auf dem Besucherparkplatz 
des Landratsamtes Ortenaukreis in der 
Offenburger Badstraße geladen werden. 
Den neuen Service können neben Kun-
den bzw. Besuchern des Landratsamtes 
auch alle Bürger während der Dauer des 
Ladevorgangs nutzen. Dr. Nikolas Stoer-
mer, Erster Landesbeamter des Ortenau-
kreises, Dr. Ulrich Kleine, Vorstand des 
E-Werk Mittelbaden und Arnold Sälinger, 
stellvertretender Dezernent Zentrale 
Steuerung im Landratsamt, nahmen die 
Ladesäule in Betrieb. 
„Mit der öffentlich zugänglichen Lade-
station wollen wir nicht nur ein attrak-
tives Angebot für unsere Kunden vor
halten, sondern auch einen Beitrag  
zum Gelingen der Energiewende leisten 
indem wir die Ladeinfrastruktur in der 
Ortenau verbessern“, so Stoermer bei der 
Einweihung. Der Ausbau der E-Mobilität 
im Kreis komme auch den Mitarbeitern 
des Landratsamtes zu Gute, die mit 
Strom betriebenen Dienstfahrzeugen 
unterwegs sind und die E-Autos auch un-

Bei der Einweihung der Ladesäule vor dem Landratsamtsgebäude in der Offenburger Badstraße  
testeten Dr. Nikolas Stoermer, Erster Landesbeamter des Ortenaukreises (Mitte), Dr. Ulrich Kleine,  
Vorstand des E-Werk Mittelbaden (links) und Arnold Sälinger, stellvertretender Dezernent Zentrale  
Steuerung im Landratsamt (rechts), wie E-Autos dort geladen werden.�
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Weitere Informationen zum Ausbau,  
zur Sperrung der Strecke und dem  
Schienenersatzverkehr mit Bussen gibt 
es unter www.schoenbuchbahn.de. Dort 
können sich Interessierte auch für  
einen Newsletter anmelden, um direkt 
aktuelle Informationen zu erhalten.

VRNnextbike Station am  
Landratsamt Heidelberg –  

Rhein-Neckar-Kreis und  
Stadt Heidelberg investieren  

gemeinsam in Mobilität  
auf zwei Rädern

Seit 7. August 2017 steht gut sichtbar  
eine Reihe von hellblauen Fahrrädern 
vor dem Landratsamt an der Kur- 
fürsten-Anlage 38 – 40 in Heidelberg:  
die neueste VRNnextbike Station in Hei-
delberg, die der Rhein-Neckar-Kreis ge-
meinsam mit der Stadt Heidelberg 
finanziert. „Wir haben in unserem Kli-
maschutzkonzept viele Maßnahmen 
zum Thema klimafreundliche Mobilität 
verankert. Durch die Errichtung der 
VRNnextbike Station können wir wieder 
einen kleinen Erfolg melden, und bieten 
den Bürgerinnen und Bürgern sowie  
der Belegschaft des Landratsamts die 
Möglichkeit, ihr Mobilitätsverhalten 
umweltfreundlicher zu gestalten“, so 
der Klimaschutzmanager des Rhein-
Neckar-Kreises Marius Weis.
Grundlage des Gemeinschaftsprojekts 
ist das bestehende VRNnextbike Netz in 
der Stadt Heidelberg. Seit 2015 sind es  
25 Stationen mit insgesamt rund 200 
Rädern. Die Station an der Kurfürsten-
Anlage ergänzt mit zehn Rädern in idea-
ler Weise das Angebot des Öffentlichen 
Personennahverkehrs.
„Wir freuen uns sehr, dass der Landkreis 
sich hier in Heidelberg an der Station 
beteiligt hat. So können Bürger vom 
Bahnhof bequem zum Landratsamt oder 
zu den Stadtwerken radeln und den Be-
hördengang noch mit einer Shopping-
tour in der Stadt verbinden“, sagt der 
Radverkehrsbeauftragte Jochen Sand-
maier der Stadt Heidelberg.

bahn nicht mehr wegzudenken.“ Gerade 
die Sperrung der Strecke für den Ausbau 
zeige, dass sie dringend gebraucht wird.
Die Landkreise Böblingen und Tübingen 
investieren über den Zweckverband 
Schönbuchbahn für den Ausbau der 
Infrastruktur rund 90 Millionen Euro, 
dazu kommen mehr als 50 Millionen 
Euro für neue Fahrzeuge. Das Land Ba-
den-Württemberg stellt in Aussicht, dass 
der Ausbau der Strecke und der Neubau 
des Betriebshofs in Böblingen mit insge-
samt bis zu 37,5 Millionen Euro nach den 
Regelungen des Landesgemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes (LGVFG) be-
zuschusst werden. Damit ist der Ausbau 
der Schönbuchbahn eines der größ- 
ten Infrastrukturprojekte im Landkreis 
Böblingen.
Bei den Arbeiten wird die Strecke zwi-
schen Böblingen Bahnhof und dem Hal-
tepunkt Danziger Straße in Böblingen 
zweigleisig ausgebaut. Der Abschnitt 
zwischen Böblingen-Zimmerschlag und 
dem neuen Haltepunkt Holzgerlingen- 
Hülben wird ebenfalls zweigleisig. Dazu 
werden die Bahnübergänge in der Her-
renberger Straße in Böblingen und der 
Tübinger Straße in Holzgerlingen besei-
tigt. Die gesamte Strecke wird elektrifi-
ziert, um sie künftig mit geräumigen 
Elektrofahrzeugen befahren zu können.
Nötig wurde der Ausbau wegen der 
steigenden Fahrgastzahlen, die in den 
kommenden Jahren bei mehr als 10 000 
Fahrgästen pro Tag liegen werden. „Als 
die Schönbuchbahn Mitte der 1990er 
Jahre wieder in Betrieb ging, waren es 
noch unter 3000 Fahrgäste pro Tag“, 
weiß Reinhold Bauer, der Geschäftsfüh-
rer des Zweckverbandes. Die 10 000er-
Marke sei mit dem heutigen Betriebs-
konzept nicht mehr zu leisten. Deshalb 
werde die Bahn mit den neuen, längeren 
Fahrzeugen nicht nur mehr Fahrgäste 
aufnehmen können, sondern der Ausbau 
ermögliche einen 15-Minuten-Takt zwi-
schen Böblingen und Holzgerlingen in 
den Hauptverkehrszeiten. Damit werde 
der Anschluss an die S-Bahn in Böblingen 
zuverlässiger erreicht.

stellt sie bereits jetzt einen positiven 
Standortfaktor dar. Insbesondere für 
Pendler und Schüler wird der Ausbau nun 
eine Verbesserung bringen. Für die Me-
tropolregion Stuttgart ist sie ein wich-
tiges und nachhaltiges Zukunftsprojekt 
auf dem Weg hin zu einer nachhaltigen 
Mobilität. Das Zugangebot wird deutlich 
verbessert!“
Dem schließt sich der Landrat und gleich-
zeitig Vorsitzende des Zweckverbandes 
Schönbuchbahn an und ergänzt: „Der 
Ausbau und die Elektrifizierung der 
Schönbuchbahn ist nicht nur ein ökolo-
gisches Projekt, sondern dient in erster 
Linie dazu mehr Kapazität zu schaffen, 
die wir dringend brauchen. Die Schön-
buchbahn ist die Schlagader des ÖPNV 
auf der Schönbuchlichtung.“
Der Holzgerlinger Bürgermeister ist  
sich der Bedeutung der Schönbuchbahn 
bewusst: „Sie ist für alle Städte und 
Gemeinden entlang der Strecke der di-
rekte Anschluss an das S-Bahnnetz und 
den Fernverkehr. Für viele Holzgerlinger 
Pendler und Schüler ist die Schönbuch-

Minister für Verkehr des Landes Baden-Württem-
berg Winfried Hermann MdL, Geschäftsführer des 
Zweckverbandes Schönbuchbahn Reinhold Bauer, 
Bürgermeister von Holzgerlingen Wilfried Dölker 
und Landrat Roland Bernhard (v. l. n. r.)
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Weitere Infos über VRNnextbike, Reser-
vierung und Zahlungsmöglichkeiten gibt 
es unter www.vrnnextbike.de.

Abfall

Bioabfälle in den Landkreisen Böblingen 
und Esslingen: Landratsämter prüfen 

vertiefte Partnerschaft bei  
der Verwertung von Biomüll –  

Erweiterung der Vergärungsanlage  
in Leonberg wird untersucht

Die Landkreise Böblingen und Esslingen 
arbeiten seit rund 23 Jahren bei der 
Verwertung von Bioabfällen zusammen. 
Der Landkreis Böblingen ist mit 20 Pro-
zent an der Kompostwerk Kirchheim 
GmbH im Landkreis Esslingen beteiligt. 
Derzeit lassen die beiden Landkreise prü-
fen, ob diese Partnerschaft in Zukunft 
vertieft werden kann.
Geprüft wird, ob die Bioabfälle aus  
dem Landkreis Esslingen auf dem Ge-
lände der Vergärungsanlage in Leonberg 
in einer zusätzlichen Vergärungsstufe 
behandelt werden können, bevor der 
verbleibende Gärrest gemeinsam mit 
den Gärresten aus dem Bioabfall des 
Landkreises Böblingen im Kompostwerk 
in Kirchheim weiterverarbeitet wird. 
Damit – so die Erwartung – könnte  
die Energieausbeute aus dem Biomüll 
weiter optimiert werden. Untersucht 
wird nun, wie die Vergärungsanlage in 
Leonberg dafür in Zukunft aufgestellt 
sein müsste und welche Auswirkungen 
dies auf das Kompostwerk in Kirchheim 
hat.
Die beiden Landräte Roland Bernhard 
(Böblingen) und Heinz Eininger (Esslin-
gen) sind sich aber sicher, dass in einer 
Vertiefung der interkommunalen Zu-
sammenarbeit großes Potential stecke 
und weitere Synergieeffekte erreichbar 
sind, mit denen die Bioabfallbehandlung 
beider Kreise ökologisch zukunftsfähig 
entwickelt werden kann. Mit ersten 
Ergebnissen der beauftragten Untersu-

Kunden bei stadtmobil Rhein-Neckar 
können die Mietfahrräder zum günstigen 
Sondertarif nutzen. Die VRNRadCard 
kostet 39 Euro im Jahr, dabei sind bei 
jeder Fahrt die ersten 30 Minuten kos
tenlos. Jede weitere halbe Stunde kostet 
50 Cent, der maximale Höchstbetrag pro 
24 Stunden beträgt 5 Euro.
Städteübergreifend 24 Stunden im 
System: Kerninhalt des Fahrradver
mietsystems ist der regionale Ansatz.  
Die Räder können ganzjährig, 24 Stunden 
an 7 Tagen der Woche auch städteüber-
greifend an einer der Stationen ausgelie-
hen, sowie an einer anderen abgegeben 
werden. Der Verleih ist voll automatisiert 
am Stationsterminal, per App oder Hot-
line-Anruf möglich.
Die nextbike GmbH übernimmt in enger 
Abstimmung mit den beteiligten Städ-
ten und im Auftrag des VRN den Service 
vor Ort. Dazu gehören die Umverteilung, 
die Pflege und Wartung der Fahrräder 
sowie der Stationen. Außerdem ist der 
nextbike-Kundenservice unter Tel. 0 30 
69 20 50 46 für die Region Rhein-Neckar 
rund um die Uhr erreichbar. Wer einmal 
bei VRNnextbike angemeldet ist, kann 
auch alle anderen von nextbike betrie-
benen Fahrradvermietsysteme nutzen – 
weltweit.

Der Römerkreis ist ein Verkehrsknoten-
punkt in Heidelberg mit verschiedenen 
weiteren städtischen Liegenschaften, so 
dass der Standort am Landratsamt zu 
einem verbesserten Mobilitätsmix bei-
trägt. Der Landkreis und die Stadt hoffen, 
dass die Räder nicht nur von der Bürger-
schaft, sondern auch von den zahlreichen 
Touristen gut angenommen werden.
Für die Verkehrsverbund Rhein Neckar 
GmbH hebt Frieder Zappe, Teamleiter 
Mobilitätsdienstleistungen, das Engage-
ment des Landkreises im Rahmen des 
betrieblichen Mobilitätsmanagements 
hervor. Neben CarSharing unterstützt 
der Landkreis mit dem Fahrradvermiet
system die Multimodalität, damit die 
Kunden nun noch mehr und vielfältigere 
Möglichkeiten haben, in Heidelberg 
mobil zu sein.
Gutes Rad ist nicht teuer: VRNnext-
bike-Kunden zahlen im Normaltarif pro 
angefangene halbe Stunde 1 Euro. Der 
Höchstbetrag innerhalb von 24 Stunden 
beträgt 9 Euro.
Der RadCard-Tarif beinhaltet eine Grund-
gebühr von 48 Euro im Jahr, dafür sind 
bei jeder Fahrt die ersten 30 Minuten frei, 
danach kostet jede weitere halbe Stunde 
1 Euro, maximal 9 Euro pro 24 Stunden.
VRN-Zeitkarteninhaber und CarSharing- 

Auf geht`s! (v. l. n. r.) Alexander Korol, Projektmanager Vertrieb Südwest nextbike, Marius Weis, 
Geschäftsstelle Klimaschutz im Rhein-Neckar-Kreis, Frieder Zappe, Teamleiter Mobilitätsdienstleistungen 
VRN und Jochen Sandmaier, Radverkehrsbeauftragter der Stadt Heidelberg, testen die neue VRNnextbike 
Station vor dem Landratsamt in Heidelberg
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lut regionales Produkt handelt. An allen 
Verfahrens- und Produktionsschritten 
sind Unternehmen aus dem Zollernalb-
kreis beteiligt, sogar der Stoff wird auf 
Anregung des Abfallwirtschaftsamtes 
inzwischen im Kreis hergestellt.
Die Netze können im Internet unter 
www.packfrisch.de oder über verschie-
dene regionale Obst- und Gemüsehänd-
ler erworben werden.

Verschiedenes

4,27 Mio. Euro für den Glasfaserausbau 
im Landkreis Lörrach –  

Zweckverband erhält Zuschüsse  
für weitere zwölf Projekte 

Landrätin Marion Dammann konnte 
zusammen mit dem Zweckverband 
Breitbandversorgung am 2. August 2017 
Landeszuschüsse in Höhe von 4,27 Mio. 
Euro für den Glasfaserausbau im Land-
kreis Lörrach entgegennehmen. „Die 
Landeszuschüsse sind ein sehr wichtiger 
Beitrag zum Glasfaserausbau im Land-
kreis.“, so Dammann: „Ich freue mich, 
dass wir einen Großteil des Betrags in 
den ländlichen Räumen im Kreis investie-
ren und zudem auch für zukunftsfeste 
Internetanbindungen unserer Gewerbe-
gebiete sorgen.“ 

zum Verschließen versehen und kann für 
nahezu alle Obst- und Gemüsearten ver-
wendet werden. Es ist luftdurchlässig, 
deswegen eignet es sich auch ideal zur 
Aufbewahrung von Obst und Gemüse, 
egal ob zum Aufhängen oder im Kühl-
schrank. Das erntefrisch-Netz ist bei 40° 
waschbar und kann unzählige Male 
verwendet werden – im Gegensatz zu 
den Plastiktüten, die in der Regel nach 
dem ersten Gebrauch gleich im Gelben 
Sack landen.
Friedrich Scholte-Reh, Leiter des Abfall-
wirtschaftsamtes war sofort begeistert, 
als er von dem Produkt erfahren hat: 
„Hier wird ein echter Beitrag zur Abfall-
vermeidung geleistet. Dies wollen wir 
fördern!“ Spontan wurde der Kontakt zu 
dem Jungunternehmer Daniel Wind
bacher geknüpft und nach wenigen 
Gesprächen war klar: Das Abfallwirt-
schaftsamt wird das Start-up-Unter
nehmen unterstützen und 1000 Netze – 
versehen mit einem Einnäher „ernte- 
frisch – Abfallvermeidung gefördert 
durch den Zollernalbkreis“ – kaufen.  
Die Netze werden zukünftig bei Ver
anstaltungen und sonstigen Anlässen 
ausgegeben. Das Abfallwirtschaftsamt 
erhofft sich, dass möglichst viele Bür
gerinnen und Bürger ebenso begeistert 
sein werden und die Netze an Stelle von 
Plastiktüten verwenden. Zumal es sich 
bei den erntefrisch-Netzen um ein abso-

chung rechnen die Verantwortlichen bis 
Ende dieses Jahres.
Im Landkreis Böblingen fallen pro Jahr 
rund 34 000 Tonnen Bioabfälle an, im 
Kreis Esslingen sind es rund 37 500, die 
bisher komplett im Kompostwerk ver
arbeitet werden. Die Vergärungsanlage 
in Leonberg erzeugt pro Jahr rund  
7500 Megawattstunden Strom und 
deckt damit den Stromverbrauch von 
rund 6500 Personen. Im Kompostwerk in 
Kirchheim werden pro Jahr rund 16 500 
Tonnen hochwertiger Kompost produ-
ziert.

Initiative des Landratsamtes 
Zollernalbkreis zur Abfallvermeidung 

Seit Anfang des Jahres versucht das 
junge Albstädter Unternehmen „pack-
frisch“, durch Entwicklung und Vertrieb 
von Mehrwegnetzen der Flut an Plas
tiktüten entgegenzuwirken. Das Abfall-
wirtschaftsamt Zollernalbkreis möchte 
diesen Beitrag zur Abfallvermeidung und 
Nachhaltigkeit fördern und hat deshalb 
eine größere Menge an ‚erntefrisch‘-Net-
zen erworben. Neben der Unterstützung 
dieses Start-up-Unternehmens wird da-
durch ganz nebenbei noch die heimische 
Wirtschaft gestärkt. Denn es handelt 
sich um ein absolut regionales Produkt, 
an dem zahlreiche Firmen aus dem Zol-
lernalbkreis beteiligt sind.
3,6 Milliarden Plastiktüten haben die 
Deutschen im Jahr 2016 verbraucht. Dies 
entspricht 45 Tüten pro Kopf und Jahr.  
Die EU hat den Plastiktüten inzwischen 
den Kampf angesagt. Sie sollen in den 
nächsten Jahren drastisch reduziert wer-
den. Nicht berücksichtigt und mit einge-
rechnet sind allerdings die unzähligen 
leichten Plastiktüten, die es in den Super-
märkten am Obst- und Gemüsestand 
gibt. Hier hat nun das junge Start-up-
Unternehmen „packfrisch“ aus Albstadt 
ein Netz entwickelt, das an Stelle dieser 
Plastiktüten verwendet werden kann.
Das Stoffnetz aus Polyester mit dem 
Namen ‚erntefrisch‘ hat die Maße 30 × 28 
cm, ist mit einem praktischen Kordelzug 
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15 Jahre Landkreispartnerschaft 
Freudenstadt-Tomaszowski

Am 19. Juli 2002 unterzeichneten die 
beiden Landräte Edward Zuk und Peter 
Dombrowsky in Freudenstadt die Ver
einbarung über eine kommunale Part-
nerschaft der Landkreise Tomaszowski 
(Polen) und Freudenstadt. Anlässlich  
des 15. Jahrestages dieser Vereinbarung 
reiste eine fünfköpfige Delegation aus 
Freudenstadt auf Einladung von Landrat 
Jan Kowalczyk in den Partnerlandkreis 
nach Polen. Neben Landrat Dr. Klaus Mi-
chael Rückert und seinen beiden ehren-
amtlichen Stellvertretern aus dem Kreis-
tag Bürgermeister Klaas Klaassen (FWV) 
und Reiner Ullrich (SPD) gehörten Bür-
germeister Armin Jöchle (Vorsitzender 
des Kreisverbands des Gemeindetags) 
und der Leiter des Dezernats Zentrale 
Verwaltung, Finanzen und Bildung im 
Landratsamt, Ulrich Bischoff, dazu. 
In einer feierlichen Sondersitzung des 
Kreisvorstands in Tomaszow Lubelski 
hoben beide Landräte die Bedeutung  
der langjährigen Partnerschaft hervor. 
Tragende Säulen seien die regelmäßigen 
Schüleraustausche verschiedener Schu-
len beider Landkreise und die Koopera-
tion der Feuerwehren. Hier wurde beson-
ders das persönliche Engagement der 
beiden Kommandanten Stanislav Kielech 
und Frank Jahraus gewürdigt. Darüber 

bung des Netzes eingesetzt. Ziel ist, dass 
sich das Netz mittelfristig selbst trägt. 
Etwaige Verluste sind zukünftig von  
den jeweiligen Mitgliedsgemeinden aus-
zugleichen. 
Die Fa. Pepcom betreibt die genannten 
Netze nach Fertigstellung. Es können 
Privatkundenprodukte von 50 mbit/s  
bis zu 1 Gbit/s bestellt werden. Ebenfalls 
gibt es ein umfangreiches Geschäfts
kundenangebot für symmetrische 
Internetanbindungen, Clouddienste, Re-
chenzentrumsleistungen und Telefonie-
dienste. Das Netz wird auch dritten 
Diensteanbietern im Rahmen des Open 
Access offenstehen. 

Der Zweckverband errichtet derzeit ein 
überörtliches Glasfasernetz zur Anbin-
dung aller Städte und Gemeinden, ein 
sogenanntes Backbonenetz. Dieses wird 
eine Länge von gut 380 km haben. Der 
Ausbau hat 2016 mit zahlreichen Mit
verlegungen begonnen. Seit 2017 läuft 
der Ausbau in den Teilräumen des Land-
kreises. Der Fokus in diesem Jahr liegt auf 
Leitungen in den Haupttallagen. In den 
Jahren 2018 und 2019 wird der Backbone 
von den Hauptstrecken wegführend  
in die höher gelegenen Orte des Land-
kreises gebaut werden. 
Beim Aufbau von Ortsnetzen mit Glas
faser an jedes Haus (FTTB) konzentriert 
sich der Zweckverband zu Beginn be
sonders auf Gewerbegebiete und auf 
unterversorgte Gebiete, an denen bereits 
Anbindungen an das Backbonenetz 
existieren. 
Die Gesamtinvestition für die geförder
ten Projekte liegt bei rund 10 Mio. Euro. 
Der Fördersatz des Landes Baden- Württ-
emberg im Rahmen der Breitbandför
derung liegt somit bei gut 40 %. 
Der restliche Betrag wird vom Zweck
verband Breitbandversorgung durch die 
Aufnahme von Krediten finanziert. 
Für betriebsfertige Hausanschlüsse er-
hält der Zweckverband eine Pacht des 
Netzbetreibers. Diese wird zur Refinan-
zierung von Zins, Tilgung und Abschrei-

Ministerialdirektor Julian Würtenberger (r.) überreicht Landrätin Marion Dammann und den 
Bürgermeistern Schönbett (Kleines Wiesental, links im Bild) und Lais (Bürgermeister Utzenfeld,  
2. von links) den Förderbescheid für den Zweckverband.

Die Teilnehmer der offiziellen Jubiläumsfeierlichkeiten, darunter Landrat Jan Kowalzyk  
(1. Reihe zweiter von rechts) und Landrat Dr. Klaus Michael Rückert (1. Reihe dritter von rechts)
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Breitbandausbau im  
Landkreis Tuttlingen nimmt Fahrt auf – 

Innenminister Strobl übergibt  
Förderbescheid 

Der Breitbandausbau im Landkreis Tutt-
lingen geht mit hohem Tempo voran. 
Beim ersten offiziellen Spatenstich der 
Breitbandinitiative Landkreis Tuttlingen 
(BIT) überreichte Digitalisierungsminis
ter Thomas Strobl zwei Förderbescheide 
in Höhe von insgesamt 124 800 Euro an 
die Kommunalanstalt. 
Für den Minister für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration, Thomas Strobl, ist 
der Breitbandausbau eine ganz entschei-
dende Grundlage für die Digitalisierung. 
„Schnelles Internet ist die Lebensader 
der Digitalisierung und ein wichtiger 
Standortfaktor. Der Breitbandausbau hat 
für die Landesregierung höchste Priori-
tät. Mit unserer Breitbandpolitik richten 
wir den Blick in die Zukunft und schlie-
ßen die Versorgungslücken von heute 
mit der Technologie von morgen – der 
Ausbau mit Glasfaser steht für uns an 
erster Stelle. Mit der heutigen Förderung 
hat das Land dieses Jahr bereits insge-

man mit noch mehr Übersicht als  
bisher an die gesuchten Informationen 
gelangt. Die am häufigsten aufgeru-
fenen Themen befinden sich prominent 
auf der Startseite. Ziel bei der fast 
zweijährigen Entwicklung sei es ge
wesen, sowohl den Bewohnern und 
Besuchern einen schnellen Zugang zu 
den Diensten und Informationen des 
Landkreises zu bieten, als auch dessen 
Vielseitigkeit abzubilden, heißt es dazu 
aus dem Landratsamt. Unterstützt 
wurde dabei das Internet-Team der 
Kreisbehörde durch die Firma cron IT 
aus Stuttgart.

hinaus seien bei verschiedenen Projekten 
im Bereich Tourismus, Naturschutz, Kul-
tur, Sport und Verwaltung in den letzten 
Jahren enge und freundschaftliche Be-
ziehungen entstanden. 
Während des dreitägigen Aufenthalts 
konnte sich die Delegation davon über-
zeugen, dass sich der Partnerlandkreis  
im Südosten Polens wirtschaftlich und 
infrastrukturell weiter gut entwickelt.  
So wurde ein modernes, nach höchstem 
Standard arbeitendes Unternehmen 
besichtigt, das Früchte und Gemüse  
aus der Region für den europäischen  
und fernöstlichen Markt verarbeitet  
und vertreibt. Erfolgreich expandieren 
auch landwirtschaftliche Großbetriebe 
und holzverarbeitende Unternehmen. 
Wer hätte gedacht, dass zahlreiche 
Biertischgarnituren, die derzeit bei un-
seren Sommerfesten im Landkreis Freu-
denstadt aufgestellt werden, aus der 
Gemeinde Belzec bei Tomaszow Lubelski 
stammen.
Gedrückt wurde die gute Stimmung  
bei dem Besuch nur durch die aktuelle 
politische Entwicklung in Polen. Es steht 
zu befürchten, dass sich der Staat  
wieder mehr in die kommunalen Ange-
legenheiten einmischt und die seit 1992 
bestehende Selbstverwaltung unter-
gräbt. Umso wichtiger erschien es  
den Vertretern beider Landkreise durch 
Kontakte auf privater und kommunaler 
Ebene die Verbundenheit und Freund-
schaft weiter zu vertiefen. Konkrete 
Ideen wurden bereits besprochen und 
sollen im kommenden Jahr umgesetzt 
werden.

Bodenseekreis-Website aufgefrischt

Das Landratsamt hat seinen Internet
auftritt www.bodenseekreis.de über
arbeitet. Die über 1000 Einzelseiten  
mit zahlreichen Onlinediensten- und 
Funktionen kommen in frischer Gestal-
tung und passen sich automatisch an 
das Format von Smartphones und Tab
let-PCs an. Außerdem wurden Inhalte 
und Menüführung so organisiert, dass 

Übergabe Förderbescheid (v. l. n. r.): Bernhard Palm (NetCom BW), Erster Bürgermeister Emil Buschle  
(Tuttlingen), Bürgermeister Joachim Löffler (Emmingen-Liptingen), Innenminister Thomas Strobl,  
Frank Baur (Vorstand Breitbandinitiative Tuttlingen), Dezernent Michael Guse (Landratsamt Tuttlingen) 



Landkreisnachrichten 56.Jahrgang

364

Krisenmanagementplanung  
ist Pflichtaufgabe der Kommunen –  

Vertreter von Kommunen aus  
den Kreisen Calw und Freudenstadt  

besuchen Workshop zur  
Hochwasseralarm- und Einsatzplanung

Vertreter von neun Kommunen des Land-
kreises Calw und acht Kommunen des 
Landkreises Freudenstadt erhielten kürz-
lich in einem zweitätigen Workshop im 
Haus des Gastes in Waldachtal prak-
tisches Rüstzeug für die Erstellung ihrer 
ortsspezifischen Hochwasseralarm- und 
Einsatzpläne.
Für die Hochwasservorsorge wird ein 
praxiserprobtes Krisenmanagement be-
nötigt. Diese Notwendigkeit haben die 
Unwetter-Ereignisse im Mai 2016, unter 
anderem in Braunsbach im Landkreis 
Schwäbisch Hall, einmal mehr auf 
dramatische Weise gezeigt. Um Risiken 
für Menschenleben, Sachwerte und 
Folgeschäden wie beispielsweise die 
Unterbrechung von Produktionsabläu-
fen erheblich zu vermindern, bedarf es 
einer guten Hochwasservorsorge. Ver-
mindern heißt dabei nicht verhindern, 
denn dies wird nie vollständig möglich 
sein. Auch mit technischem Hochwasser-
schutz ist keine absolute Sicherheit mög-
lich. Der Grundsatz des Hochwasser
risikomanagements lautet deshalb: „Es 
soll möglichst wenig passieren“.
Hier spielen die Kommunen als Orts
polizeibehörde eine Schlüsselrolle und 
stehen gemäß Landeskatastrophen-
schutzgesetz in der Pflicht, Hoch
wasseralarm- und Einsatzpläne als 
Bestandteil des vorsorgenden Hoch
wasserschutzes zu erstellen. Darüber 
hinaus fördert das Land Baden-Würt
temberg technische Hochwasserschutz-
maßnahmen nur noch, wenn ein aktu-
eller Hochwasseralarm- und Einsatzplan 
in der Kommune vorliegt.
Vor diesem Hintergrund eröffnete 
Bürgermeister Winfried Abicht von der 
Stadt Mühlacker als Moderator der Hoch-
wasserpartnerschaft für das Einzugsge-
biet Enz / Nagold / Würm den Workshop 

gegennahme der Förderbescheide und 
drückte dem Innenminister den Dank 
des Landkreises für die zugesagten Mit-
tel aus. 

Chronik des Landkreises Göppingen  
für die Jahre 2009 bis 2016 erschienen

Nun ist sie da: Die Chronik der Jahre 2009 
bis 2016 des Landkreises Göppingen. Die 
Chronik ist als ePaper auf der Internet-
seite des Landkreises Göppingen abruf-
bar: www.landkreis-goeppingen.de/Bu-
ergerservice/Publikationen
„Wir möchten mit dieser Ausgabe eine in 
den vergangenen Jahren entstandene 
„Chronik-Lücke“ schließen und den 
zahlreichen Entwicklungen, Beschlüssen 
und Entscheidungen, personellen Ver
änderungen und Veranstaltungen der 
Landkreispolitik und -verwaltung in die-
sem Zeitraum den gebührenden Raum 
geben“, erläutert Landrat Edgar Wolff. 
Die Chronik sei eine Art „Gedächtnis“, 
eine Zusammenfassung der Gescheh-
nisse vergangener Zeiten. Und auch 
wenn sich der Landkreis Göppingen als 
„zukunftsorientierter“ Landkreis sehe, 
sei ein Blick „zurück“ wichtig. Denn aus 
der Vergangenheit lasse sich vieles ler-
nen und an nachfolgende Generationen 
weitergeben. 

samt rund 1,2 Millionen Euro für den 
Breitbandausbau im Kreis Tuttlingen 
bereitgestellt. Wir fördern den Breit-
bandausbau mit Hochdruck“, betonte 
der Digitalisierungsminister bei der 
Übergabe der Förderbescheide und dem 
Spatenstich am 31. August 2017 in Em-
mingen-Liptingen. Mit dem Spatenstich 
auf dem Witthoh wurde der Startschuss 
gegeben für den Bau einer längeren 
Backbonezuführung sowie für einen er-
sten innerörtlichen Ausbauabschnitt der 
BIT gemeinsam mit den Gemeinden Em-
mingen-Liptingen und Immendingen 
sowie der Stadt Tuttlingen. 
„Unser erklärtes Ziel ist es, mit Unter-
stützung der Gemeinden in den kom-
menden Jahren Glasfaser in jeden Be-
trieb, jede Schule und jedes Haus zu 
bringen“, verdeutlichte Wirtschaftsde-
zernent Michael Guse in Vertretung von 
Landrat Stefan Bär, der beim Spatenstich 
aufgrund der Trauerfeierlichkeiten für 
Kreisrat Hans Trümper nicht anwesend 
sein konnte. Mit der Gründung der BIT  
sei dem Landkreis im vergangenen Jahr 
ein großer Kraftakt gelungen und ein 
wichtiger erster Schritt in Richtung einer 
umfassenden Glasfaserinfrastruktur sei 
vollzogen. In der BIT haben sich alle Ge-
meinden und der Landkreis zusammen-
geschlossen, um den Breitbandausbau 
voranzutreiben. Mit der NetCom BW 
wurde inzwischen auch ein leistungs-
starker Netzbetreiber gefunden. 
„Unser wirtschaftsstarker und ländlich 
geprägter Landkreis benötigt eine mo-
derne Infrastruktur“, ist der Wirtschafts-
dezernent überzeugt. In diesem Jahr ste-
hen im Landkreis Tuttlingen Investitionen 
von 3 Millionen Euro an und konkrete 
Planungen für den flächendeckenden 
Bau des Backbone-Netzes in den nächs
ten drei Jahren liegen vor. In vier bis fünf 
Jahren soll das Backbone-Netz fertig  
sein und dann 275 Kilometer und 87 
Teilabschnitte umfassen. 
„Die Unterstützung und finanzielle 
Förderung seitens des Landes Baden-
Württemberg ist für uns elementar“, 
unterstrich Michael Guse bei der Ent
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„Die Vielfalt der öffentlichen 
Einrichtungen ist eine Bereicherung  

für Europa“ – Europäische Vereinigung 
von Präfekten und Gouverneuren  

tagte im Europa-Park 

Wie begleiten die europäischen Re
gional-Verwaltungen die Durchführung 
großer Infrastrukturprojekte, wie Bahn-
höfe, internationale Flughäfen, Auto-
bahnen und Bahntrassen? Was kann 
dabei getan werden, um die Akzeptanz  
in der Bevölkerung zu steigern? Vor 
welchen Herausforderungen stehen die 
regionalen Gebietskörperschaften in 
Europa bei der Aufnahme von Zuwande-
rern? Diese Fragen standen im Mittel-
punkt der internationalen Tagung von 
„Association européenne des représen-
tants territoriaux de l'Etat/The European 
Association of State Territorial represen-
tatives“ (AERTE/EASTR) am 17. und 18. No-
vember 2017 im Europa-Park in Rust. 
Der europäischen Vereinigung gehören 
Präfekten, Gouverneure, Regierungsprä
sidenten, Landräte und Kommissare  
aus rund 20 Ländern an. Erstmals tagte 
ihr Lenkungsausschuss im Ortenaukreis, 
um unter der Leitung von AERTE-Vize
präsident Frank Scherer, Landrat des 

findliche Einrichtungen“ wie Schulen, 
Kindergärten, Altenheime und Kranken-
häuser zu betrachten.
Den Teilnehmern wurde deutlich,  
dass die ortsspezifische Konkretisierung 
und die endgültigen Festlegungen in 
der Hochwasseralarm- und Einsatzpla-
nung nach dem Workshop kommunal-
politisch abgestimmt und regelmäßig 
fortgeschrieben werden müssen. Für die 
jeweiligen Gefährdungsschwerpunkte 
sind die erforderlichen Einzelmaß
nahmen festzulegen. Diese müssen den 
jeweiligen Alarmstufen im Alarmstufen-
modell des Hochwasseralarm- und 
Einsatzplans zugeordnet werden. Die 
verschiedenen Phasen im Alarmstufen-
modell (Monitoring- oder Beobachtungs
phase, Warnphase, Kontrollphase und 
Abwehrphase) können dabei durch un-
terschiedliche Indikatoren – zum Bei-
spiel über die Warnstufen des Deut-
schen Wetterdienstes, über Pegelstände 
oder lokale Indikatoren – ausgelöst 
werden.
Die Hochwasseralarm- und Einsatzpla-
nung stellt eine Daueraufgabe dar und 
muss immer wieder an die veränderten 
Gegebenheiten angepasst und fortge-
schrieben werden.

„Kommunale Hochwasseralarm- und 
Einsatzplanung“. In Kooperation mit 
dem Land Baden-Württemberg und  
der WBW Fortbildungsgesellschaft für 
Gewässerentwicklung boten die Land-
ratsämter Calw und Freudenstadt mit 
dem gemeinsamen Workshop praktische 
und konkrete Unterstützung, um die 
unabdingbare Aufstellung von Hoch-
wasseralarm- und Einsatzplänen in den 
Kommunen voran zu bringen.
Christian Brauner, selbstständiger Risiko-
manager aus Horben bei Freiburg, führte 
die Teilnehmer von den wesentlichen 
Grundsätzen eines gut strukturierten 
Krisenmanagements über wichtige In-
strumente für die Bewältigung von Kri-
sen bis hin zu konkreten ortsbezogenen 
Schwerpunkten in der Alarm- und Ein-
satzplanung. Dabei betonte er, dass die 
Bewältigung von Krisen nur durch eine 
gute Führung der betroffenen Akteure zu 
gewährleisten sei. In der Kommune 
müssten klare Zuständigkeiten festge-
legt, strategische Ziele formuliert und 
Maßnahmen gefunden werden, mit 
denen diese Ziele im Ernstfall erreicht 
werden können.
Am zweiten Workshop-Tag arbeiteten 
die Kommunen in jeweils eigenen Ar-
beitsgruppen an ihren konkreten ört-
lichen Betroffenheiten im Hochwasser-
fall. Bürgermeister, Mitarbeiter aus 
Bau- und Ordnungsämtern, Feuerwehr-
kommandanten und Bauhofmitarbeiter 
legten gemeinsam die Zuständigkeiten 
in ihrer Stabsorganisation fest. Hoch-
wassergefahrenkarten stellen für den 
gesamten Landkreis flächendeckend 
überschwemmungsgefährdete Bereiche 
dar. Auf dieser Basis definierten die 
Teilnehmer die örtlichen Gefährdungs-
schwerpunkte und kritische Objekte, die 
im Rahmen der weiteren Planung beson-
ders betrachtet werden müssen.
Diese Vorüberlegungen im Team sind 
besonders wichtig, denn bei Hoch
wasserlagen müssen mitunter folgen-
schwere Entscheidungen – beispiels-
weise über Evakuierungen – getroffen 
werden. Dabei sind insbesondere „emp-

Erstmals tagten europäische Präfekten, Gouverneure und Landräte der AERTE-Vereinigung um  
Landrat und AERTE-Vizepräsident Frank Scherer (Mitte) im Ortenaukreis. Im Europa-Park Rust wurden  
die Herausforderungen der unterschiedlichen europäischen Verwaltungseinrichtungen diskutiert.
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Herbst 2015 mit der „Gesamtstrategie 
Zuwanderung Ortenaukreis“ ein fach
übergreifendes und kreisweites Konzept 
im engen Zusammenspiel mit allen 
Partnern im Landkreis initiiert. Das rund 
100 Seiten umfassende Strategiepapier, 
das laufend aktualisiert wird, enthält 
über 60 Projekte und Maßnahmen, die 
auf die verschiedensten Lebensbereiche 
eingehen und in dieser Form landes- 
weit beispiellos ist. „Die Integration der 
zahlreichen Neuankömmlinge ist eine 
Aufgabe für die gesamte Gesellschaft, 
die nicht nur den Ortenaukreis und  
die Kommunen in einem enormen Um-
fang betrifft, sondern auch viele andere 
Verwaltungen und Institutionen“, so 
Scherer. 
„Dieses Beispiel zeigt, dass die Vielfalt 
der öffentlichen europäischen Einrich-
tungen eine Bereicherung für Europa 
darstellen, vorausgesetzt die Unter-
schiede werden positiv und respektvoll 
gehandhabt“, sagte Bisch, der bekräf-
tigte, dass die Vereinigung AERTE/EASTR 
aufgrund ihrer Austauschfunktion zur 
europäischen Kohäsion beitrage. 
Scherer ergänzte, dass der Europa-Park  
in Rust der ideale Platz gewesen sei,  

wirken sich die europäischen Grund
freiheiten besonders positiv auf den 
grenzüberschreitenden Alltag aus“, so 
Scherer. Das habe sich insbesondere in 
der Flüchtlingskrise gezeigt, griff Scherer 
den zweiten großen Tagespunkt auf,  
wie regionale Gebietskörperschaften 
den Herausforderungen der Zuwande-
rung begegneten. 
Um die große Zahl der zugewanderten 
Menschen bestmöglich zu integrieren, 
habe die Ortenauer Landkreisverwaltung 
auf Initiative von Scherer bereits im 

Ortenaukreises, und AERTE-General
sekretär Pierre-Etienne Bisch die oben 
genannten Fragen zu erörtern und sich 
über die Methoden und Kulturen ihrer 
Verwaltungen auszutauschen. 
„Es war ein sehr fruchtbarer und kon-
struktiver Austausch“, bilanzierte Bisch. 
„Wir haben erörtert, wie die mögliche 
Rolle der territorialen Vertreter bei be-
sonderen Anlässen gestaltet sein kann, 
etwa bei der Vorbereitung des G20-
Gipfels, der Olympischen Spiele oder der 
Weltausstellung. Wenn eine Region in so 
einem Großprojekt involviert ist, oder 
wenn sie von der lokalen oder nationalen 
Regierung mit einer besonderen Auf-
gabe betraut wird, hat das auch unmit-
telbare Auswirkungen auf ihre Bevölke-
rung. Da ist ein Austausch auf hoher 
europäischer Ebene hilfreich“, so Bisch. 
„Ein öffentlicher und transparenter 
Austausch über Großprojekte, so wie wir 
es beispielsweise bei dem Ausbau der 
Rheintalbahn praktiziert haben, ist 
wichtig und kann zur Aufklärung und 
Akzeptanz beitragen. Er hilft, Fragen zu 
beantworten und Missverständnisse 
auszuräumen. Bürgernähe ist wichtig, in 
der Ortenau wie in ganz Europa“, erklärte 
Landrat Frank Scherer. Der AERTE-Vize-
präsident räumte ein, dass der Ruf Euro-
pas zuletzt etwas gelitten habe. „Doch 
Europa kann auch anders. Das spüren die 
Menschen in den Grenzregionen, wie 
hier am Oberrhein, ganz deutlich. Hier 

Unter Leitung von Landrat und AERTE-Vizepräsident Frank Scherer (links) erörterte der Lenkungsausschuss 
der europäischen Vereiningung im Konferenzraum „Convento“ des 4-Sterne Superior Hotels „Santa Isabel“ 
im Europa-Park Rust u. a. wie europäische Regional-Verwaltungen die Durchführung großer Infrastruktur-
projekte begleiten. 

Europa-Park-Inhaber Roland Mack (links) präsentierte den Präfekten, Gouverneuren, Regierungs
präsidenten, Landräten und Kommissaren aus rund 20 Ländern die Zukunftsprojekte von Deutschlands 
größtem Freizeitpark. Hier im Bild mit der Euromaus: AERTE-Generalsekretär Pierre-Etienne Bisch (2. v. l), 
Landrat und Frank Scherer (AERTE-Vizepräsident) und AERTE-Präsident Nicolas Desforges (ganz rechts)
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Pferd „Ruby“ ist elf Jahre alt. Seit acht 
Jahren wird er von seiner Besitzerin re-
gelmäßig zur Waldarbeit eingespannt. 
Die zwei sind ein optimal eingespieltes 
Team. „Ruby“ reagiert auf feinste Kom-
mandos. Dazu war jahreslanges Training 
notwendig. Der Ardenner kann auf  
Dauer bis zu 20 Prozent seines eigenen 
Körpergewichtes ziehen. Kurzfristig kön-
nen aber auch schwerere Lasten gezogen 
werden. Geeignete Pferderassen sind 
nach der Überzeugung der Rückerin bei 
entsprechender Einarbeitung mit der 
Waldarbeit nicht überfordert. Bei einem 
vollen Arbeitstag wird nach vier Stunden 
das Pferd gewechselt. Die Pferdeführerin 
aber arbeitet durch. Auch an sie sind die 
Anforderungen hoch: Die Arbeit erfor-
dert hohe Konzentration, Kraft, Geschick 
und Ausdauer.
Die Forstverwaltung verfügt über ein 
umfassendes Konzept zum Schutz des 
Bodens. Hier gilt es, unterschiedliche 
Empfindlichkeiten des Bodens zu berück-
sichtigen. Entscheidend ist, dass der 
Anteil des Waldbodens, der befahren 
wird, so gering wie möglich ist. Deshalb 
werden Rückegassen im Abstand von  
40 Metern festgelegt. Nur auf diesen 
findet eine Befahrung statt. Damit 

In der Forstunternehmerin Christel Erz 
von der Firma Rossnatour hat Förster 
Höhn eine ideale Ansprechpartnerin 
gefunden. Die Frau von der Alb besitzt 
insgesamt zehn Kaltblüter und verfügt 
über jahrelange Erfahrung. Grundsätz-
lich eigenen sich für den Pferdeeinsatz 
Durchforstungen in jüngeren Waldbe-
ständen. Entscheidend ist, dass das Pferd 
die Stückmasse bewältigen kann. Der 
typische Einsatz von Pferden liegt im 
Transport von schwachen Bäumen aus 
dem Bestand an die Rückegasse. Das 
Pferd übernimmt die Stämme, welche 
außerhalb der Kranzone der Vollernter-
maschine liegen und legt die Bäume in 
Reichweite der Maschine ab.
„Vor allem auf den ehemaligen Sturmflä-
chen von Lothar und Wiebke kommen 
wir jetzt verstärkt zum Einsatz“, erläutert 
Christel Erz ihren Arbeitsschwerpunkt. 
Die Holzrückerin hebt besonders die 
pflegliche Arbeitsweise des Rückepferdes 
hervor: Das Pferd bewege sich im Be-
stand geschickt um Hindernisse und 
Bäume herum. Durch seine Wendigkeit 
und Flexibilität würden verbleibende 
Bäume geschont. Dies funktioniere aber 
nur, wenn Mensch und Tier optimal auf-
einander eingespielt seien. 

diese europäische Konferenz auszurich-
ten. „Die Inhaberfamilie Mack hatte 
schon bei der Eröffnung 1975 eine euro-
päische Vision, die bis heute insgesamt 15 
Länder friedlich und grenzenlos vereint.“ 
„Seit über 40 Jahren symbolisiert der 
Europa-Park in einzigartiger Weise die 
europäische Idee und Gemeinschaft. Als 
Ort der Begegnung und Kulturen zeigt 
unser Familienunternehmen kleinen wie 
großen Besuchern ein friedliches Zusam-
menleben und Miteinander. Wir haben 
viel darin investiert, den europäischen 
Gedanken zu transportieren. Gerade des-
halb ist es für uns eine Freude und eine 
besondere Erfahrung, so viele regionale 
Präfekten und Gouverneure aus ganz 
Europa bei uns zu Gast zu haben“, schloss 
Inhaber Roland Mack. 
Weitere Informationen: 
www.aerte-asso.org 

Französisches Kaltblut  
in Nürtinger Wäldern – Bodenschutz  

mit Pferd und Technik ist in der  
modernen Forstwirtschaft sinnvoll

Holzrücken mit nur einem PS ist keines-
wegs nur ein historisches Arbeitsver
fahren im Wald. Es ergänzt sogar in 
idealer Weise hochmoderne Vollernte-
maschinen. Dies wird im Forstrevier 
Nürtingen demonstriert. Holzrückerin 
Christel Erz aus Laichingen ist hier  
mit dem Ardenner „Ruby“, einem 
französischen Kaltblut, im Einsatz. Ziel 
des Pferdeeinsatzes ist es, dass alle an-
gehenden Forstwirte des Forstrevieres 
dieses Arbeitsverfahren mit all seinen 
Möglichkeiten und Grenzen kennen
lernen.
„Wir verfolgen eine naturnahe und bo-
denschonende Bewirtschaftung unseres 
Waldes“, erläutert Revierleiter Richard 
Höhn, „und da gehört das Pferd ganz klar 
dazu.“ Für den Forstmann und Ausbilder 
ist es wichtig, dass alle seine angehenden 
Forstwirte lernen, unter welchen Bedin-
gungen sich in der modernen Waldpflege 
Holzerntemaschinen und Rückepferde 
gut kombinieren lassen.

Holzrückerin Christel Erz mit ihrem Ardenner „Ruby“ im Einsatz. Revierleiter Richard Höhn lässt für  
seine angehenden Forstwirte die Möglichkeiten und Grenzen des Pferdeeinsatzes im Nürtinger Wald 
demonstrieren.
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sammenarbeit zwischen Bodensee und 
Basel. Sie richtet den Blick aber auch 
nach vorne: Die Plenarversammlung der 
Hochrheinkommission hat die künftige 
Strategie 2018 – 2022 unter dem Motto 
„Den Hochrhein gestalten“ verabschie-
det. 
Mit rund 100 Gästen aus der Region  
hat die HRK ihr 20-jähriges Jubiläum  
im Haus der Wirtschaft in Schaffhau- 
sen gefeiert. Darunter Vertreterinnen 
und Vertreter der Kantonsregierungen 
Aargau, Schaffhausen und Zürich, des 
Regierungspräsidiums Freiburg und der 
Landkreise Lörrach und Waldshut. Auch 
Diplomaten aus Bern und Stuttgart 
waren vertreten. 
Der Präsident der HRK, Schaffhausens 
Regierungsrat Christian Amsler, betonte: 
„Unser Grenzraum zwischen Bodensee 
und Basel ist ein Raum voller Chancen. 
Ich freue mich, dass mit der Hoch
rheinkommission vor zwanzig Jahren  
ein Forum geschaffen wurde, um  
diese Chancen zu ergreifen.“ Einer der 
HRK-Gründer, Waldshuts Landrat a. D.  
Dr. Bernhard Wütz, ergänzte: „Die 
Hochrheinkommission bringt Menschen, 
Ideen und Projekte zusammen. Es ist 
wichtig, mit einer Stimme für die Hoch-
rhein-Region zu sprechen und unsere 
Grenzregion miteinander zu gestalten.“ 
Der Festredner des Abends, der Schwei-
zer Generalkonsul Ernst Steinmann in 
Stuttgart, hielt fest: „Deutschland und 
die Schweiz pflegen starke und gute 
Beziehungen. Fundament hierfür sind 
gut funktionierende regionale grenz
überschreitende Kooperationen, wie die 
Hochrheinkommission.“

Hochrheinkommission (HRK)

Die HRK entstand im Zuge der grenz
überschreitenden Aufbruchsstimmung 
der neunziger Jahre. Am 17. September 
1997 gegründet, organisiert sie seit  
20 Jahren den regelmäßigen Kontakt  
der Partner, setzt sich für die Interessen 
der Grenzregion ein, beispielhaft für  
die Elektrifizierung der Hochrhein-Bahn, 
und bündelt die Kräfte beidseits des 

Der Kreistag hatte im Januar 2017 ein-
stimmig beschlossen, den Breitbandaus-
bau im Landkreis Rastatt zukunftsfähig 
voranzutreiben. Der Förderantrag wurde 
auf der Grundlage eines Grobkonzep- 
tes gestellt, welches den Ausbau eines 
Glasfaserbackbones sowie die konkrete 
Erschließung der Gewerbegebiete mit 
Glasfaseranschlüssen im Landkreis Ra-
statt vorsieht. Landrat Jürgen Bäuerle 
freut sich über die Förderzusage des 
Bundes, die den positiven Beschluss des 
Kreistages bestätigt und die auch dem 
Engagement der Bundestagsabgeord
neten für das Projekt zu verdanken sei. 
Auf der Grundlage des nun vorliegenden 
Förderbescheids können die konkreten 
Detailplanungen, die für die Umsetzung 
des Breitbandprojektes erforderlich sind, 
auf Landkreisebene in Angriff genom-
men werden. 

Hochrheinkommission blickt zurück  
und in die Zukunft

Die deutsch-schweizerische Hochrhein-
kommission (HRK) feiert im Schaffhau-
ser Haus der Wirtschaft ihr 20-jähriges 
Jubiläum und blickt zurück auf zwei 
Jahrzehnte grenzüberschreitende Zu-

werden rund 90 Prozent der Waldfläche 
von der Befahrung herausgenommen. 
„Bei sehr befahrungsempfindlichen 
Böden greife ich gerne auf das Rücke
pferd zurück“, erläutert Richard Höhn 
das Konzept. „Bodenschonende Wald
bewirtschaftung hat in der modernen 
Forstwirtschaft höchste Priorität.“

Grünes Licht und Finanzspritze  
für die Datenautobahn –  

Landkreis Rastatt erhält Fördermittel

Die geplante Datenautobahn im Land-
kreis Rastatt wird der Bund mit 11 Millio-
nen Euro mitfinanzieren. Die erfreuliche 
Förderzusage konnten Landrat Jürgen 
Bäuerle und der für die Breitbandpla-
nung zuständige Dezernent Claus Ha-
berecht bei Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt im Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur in 
Berlin abholen. Vorausgegangen war  
der Zusage ein Antrag des Landkreises 
auf Förderung im Rahmen des Bundes-
programms zur Unterstützung des Breit-
bandausbaus. Der Landkreis Rastatt ist 
bei dieser Programmausschreibung der 
einzige Fördermittelempfänger in Ba-
den-Württemberg. 

Das Bild zeigt den Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur, Alexander Dobrindt,  
mit Landrat Jürgen Bäuerle, Dezernent Claus Haberecht und dem CDU-Bundestagsabgeordneten  
Kai Whittaker in Berlin.
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derungen die mit den demografischen 
Verwerfungen und dem kulturellen 
Wandel auch auf den Hohenlohekreis zu-
kommen, ein schlüssiges Zukunftskon-
zept entgegenzusetzen, um den Bürge-
rinnen und Bürgern auch künftig eine 
hohe Lebensqualität bieten zu können. 
Bereits seit November arbeiten Exper-
tinnen und Experten aus verschiedenen 
Bereichen der Gesellschaft, Wirtschaft 
und Verwaltung in sechs Arbeitsgruppen 
zusammen. 
Die erste Phase, in der eine Bestands
aufnahme zu den Themen Wirtschaft, 
Bildung, Soziales, Gesundheit, Infrastruk-
tur, ländliche Ressourcen und kommu-
nale Potenziale vorgenommen sowie 
Stärken und Schwächen analysiert 
wurden, ist nahezu abgeschlossen. Über 
60 Beteiligte haben sich dazu Mitte Juli 
2017 im Hohenloher Integrationszent
rum in Künzelsau-Gaisbach getroffen. 
Bei dem gemeinsamen Forum der Ar-
beitsgruppen ging es um eine Ergänzung 
der Bestandsaufnahme zu Schwerpunkt- 
und Querschnittsthemen: Wohnen, Ge-
werbeflächen, Grund- und Nahversor-
gung, Daseinsvorsorge, Landschafts- und 
Naturschutz, Attraktivität und hetero-
gene Entwicklung des Landkreises. Drei 
Referenten regten die Diskussion um die 
Gestaltung der Zukunft im Hohenlohe-
kreis an: Dr. Martin Heberling vom Re
gionalverband Heilbronn-Franken setzte 
sich mit den räumlichen Strukturen des 

Land Baden-Württemberg, die Land-
kreise Lörrach und Waldshut, der Regio-
nalverband Hochrhein-Bodensee sowie 
die Planungsverbände Fricktal Regio und 
ZurzibietRegio.    
Die HRK verfolgt im Kern folgende Auf-
gaben: die Organisation des regelmä-
ßigen Kontakts zwischen den Partnern, 
die Durchführung von grenzüberschrei-
tenden Projekten, die Koordination der 
grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit sowie die Herstellung und Pflege 
von Kontakten zu den verschiedenen 
Verwaltungen. 

Hohenlohekreis:  
Kreisentwicklungs- und  

Strategiekonzept „ZukunftHOK“ –  
Erste Bestandsaufnahme zu  

den Themen Wirtschaft, Bildung,  
Soziales, Gesundheit, Infrastruktur, 

ländliche Ressourcen und  
kommunale Potenziale beendet 

Der Hohenlohekreis hat sich im Herbst 
vergangenen Jahres auf den Weg 
gemacht, um demografische und ge
sellschaftliche Veränderungen aktiv zu 
gestalten. Im Rahmen eines Kreis
entwicklungs- und Strategiekonzepts 
„ZukunftHOK“ sollen Handlungsemp-
fehlungen zu vielen sozialen, gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Ent-
wicklungen ausgesprochen werden. Ziel 
des Gesamtprozesses ist, den Herausfor-

Rheins, um Projekte mit Bürgerinnen und 
Bürgern sowie mit Fachleuten aus Touris-
mus, Bildung oder Verkehr zu lancieren.

Neue Ziele: Verabschiedung der  
HRK-Strategie 2018 – 2022

Die grenzüberschreitende Nachbar-
schaft am Hochrhein auch künftig zu 
gestalten und die Herausforderungen 
einer Grenze in Chancen umwandeln – 
mit diesem Ziel verabschiedete die 
Plenarversammlung der HRK die neue 
Strategie für den Zeitraum 2018 – 2022. 
Als Schwerpunkte wurden dabei die 
Themen Bildung und Wissenstransfer, 
Tourismus, Mobilität und Begegnung 
gesetzt. Erarbeitet wurde die Strategie 
mit über 60 Personen aus der Region, um 
bodenständige und bedarfsorientierte 
Ziele zu erhalten. Besonderer Schwer-
punkt war die Perspektive der Ober- und 
Bürgermeisterinnen und -Bürgermeister, 
Gemeindepräsidentinnen und -präsi-
denten, welche von Schaffhausen bis 
nach Grenzach-Wyhlen ihre Erfahrung in 
die Strategie miteinbrachten.

Die Hochrheinkommission

Am 17. September 1997 wurde die Hoch-
rheinkommission (HRK) als regionale 
grenzüberschreitende Einrichtung für 
das Gebiet zwischen Bodensee und  
Basel in Laufenburg (Schweiz) gegrün-
det. Die Partner der HRK sind: die Kan-
tone Aargau und Schaffhausen, das  

Vertreterinnen und Vertreter der Region feiern 20 Jahre Hochrheinkommission.
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Unterstützer Mitte Oktober 2017 ins 
Landratsamt nach Karlsruhe gekommen 
waren, bezeichnete Landrat Dr. Christoph 
Schnaudigel die Gründung der insge-
samt fünf EZ in Baden-Württemberg als 
eine kluge und weitreichende Entschei-
dung. „Das Land hat damals erkannt,  
wie wichtig eine Anlaufstelle ist, die die 
Themenbereiche Ernährungsbewusst-
sein und Produktion regionaler Lebens-
mittel vernetzt. Gerade heute müssen 
wir immer mehr feststellen, dass ins
besondere Kinder und Jugendliche kei-
nen Bezug zu gesundem, ausgewoge-
nem Essen haben und gemeinsame 
Mahlzeiten im Familienkreis nicht erle-
ben können. Bei einer Praxisveranstal-
tung für Erzieherinnen in Ausbildung  
ist mir bewusst geworden, dass auch 
Personen, die Kinder betreuen, selbst 
keine Kochkenntnisse mehr besitzen. Die 
Arbeit des Ernährungszentrums ist daher 
aktuell wichtiger denn je und ich danke 
der Leiterin des Ernährungszentrums, 
Renate Pabst, sowie den Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen für ihre engagierte 
Arbeit“, so Landrat Dr. Christoph Schnau-
digel. Seit nunmehr zehn Jahren im Amt 
des Landrats wisse er um deren Bereit-
schaft, neue Wege zu gehen und neue 
Projekte zu entwickeln mit dem Ziel, eine 
gesunde Lebensweise mit Genuss und 
Verstand zu vermitteln.
So hat das EZ in zwei Jahrzehnten viele 
unterschiedliche Formate entwickelt,  
um Erzeuger und Verbraucher zusam-
menzubringen. Ein solches Projekt fei-
erte ebenfalls Jubiläum: Zum zehnten 
Mal fand der Tag der Landwirtschaft mit 
Bauernmarkt im Foyer des Landrats
amtes in Karlsruhe statt, bei dem Land-
wirte aus der Region ihre hofeigenen 
Produkte anbieten. Dieser findet jedes 
Jahr regen Zuspruch, bietet er doch na-
hezu die gesamte Palette an Lebens
mitteln. Zum ersten Mal dabei war 
Kraichgau Korn, das Brot aus unbehan-
deltem Getreide aus regionalem Anbau 
anbot. Vier Quadratmeter Getreide 
werden für ein Brot benötigt, erfuhren 
die Verbraucherinnen und Verbraucher. 

und Strategiekonzept ZukunftHOK aus 
ihrem Erfahrungsbereich zu ergänzen.
Zum Ende der Veranstaltung erläuterte 
Landrat Dr. Matthias Neth den weiteren 
Prozess zur Erstellung des Kreisentwick-
lungskonzepts. Der nächste Schritt sieht 
vor, im Herbst 2017 Bürgerrunden zur Be-
teiligung von Bürgerinnen und Bürgern 
aus allen Gemeinden des Landkreises 
durchzuführen. Dabei werden zufällig 
ausgewählte Personen aus den verschie-
denen Städten und Gemeinden zu Dis-
kussionsrunden eingeladen, um selbst 
Erfahrungen und Visionen zur Zukunfts-
gestaltung im Hohenlohekreis einzu-
bringen. Die Ergebnisse fließen in die 
weiteren Besprechungen der Arbeits-
gruppen sowie der Steuerungsgruppe 
ein. 

Bewusstseinsbildung für Ernährung  
und regionale Lebensmittel:  
Ernährungszentrum feiert  

20-jähriges Jubiläum –  
10. Tag der Landwirtschaft  

mit Bauernmarkt des 
Ernährungszentrums bringt  

Verbraucher und Erzeuger zusammen

Seit 20 Jahren steht das Ernährungs
zentrum (EZ) im Landkreis Karlsruhe  
für Ernährungsbildung und kompetente 
Information zu Lebensmitteln und be-
wusster Ernährung in Theorie und Praxis. 
Im Rahmen einer Feierstunde, zu der 
zahlreiche Kooperationspartner und 

Hohenlohekreises unter den Schwer-
punkten Wohnen und Gewerbeflächen 
auseinander. Dr. Susanne Bonn vom 
Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 
Naturschutz und Landschaftspflege, 
machte auf die Potenziale der Kultur-
landschaft im Hohenlohekreis auf
merksam. Anschließend informierte Dr. 
Barbara Malburg-Graf vom Beratungs-
büro Plan_N über die ersten groben 
Ergebnisse einer eigens für das Ent
wicklungskonzept durchgeführten On-
line-Befragung unter Bürgermeistern, 
Gemeinderäten, Ortsvorstehern und 
Ortschaftsräten sowie der Gemeinde
verwaltungen zur Daseinsvorsorge und 
Grund- und Nahversorgung im Hohen
lohekreis. 
Nach diesen Inputs stellten sich Landrat 
Dr. Matthias Neth und Bürgermeisterin 
Patrizia Filz den Fragen von Barbara Mal-
burg-Graf und Martin Hellemann (Stabs-
stelle Kreisentwicklung im Landratsamt) 
zu ihrer Sicht auf die Vortragsinhalte. 
Hierbei ging es vor allem um die prak-
tischen Erfahrungen der Verwaltungs
experten mit den aktuellen sowie zu-
künftigen Herausforderungen. „Um die 
hohe Lebensqualität aufrecht erhalten 
zu können, müssen wir uns dem demo-
grafischen und gesellschaftlichen Wan-
del stellen“, ist sich Landrat Dr. Neth 
sicher. Anschließend hatten alle Teilneh-
mer an sechs verschiedenen Themen-
tischen die Möglichkeit, die Bestands
aufnahme für das Kreisentwicklungs-  

Landrat Dr. Matthias Neth und Bürgermeisterin Patrizia Filz im Interview zur Zukunft des Landkreises 
sowie seiner Städte und Gemeinden
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Text, in dem Kreisarchivar Dr. Jörg Kreutz 
einen Überblick über das zum Teil phan-
tasievoll ausgeschmückte Kartenwerk 
gibt und jede der abgedruckten rund  
70 historischen Karten kurz nach Schöp-
fer, Entstehungszeit und Besonderheiten 
erläutert.
Entstanden ist so ein sehenswertes 
Kompendium, mit dem sich an alten 
Landkarten und an der Geschichte der 
Region Interessierte die große Kartenaus
stellung, die bis 1. September im Kreis
archiv des Rhein-Neckar-Kreises zu sehen 
war, auch zuhause betrachten kann.  
Zu sehen sind Arbeiten herausragender 
Kartographen wie Sebastian Münster 
und Gerhard Mercator sowie nahezu  
alle wichtigen Blätter der maßgeblichen 
europäischen Kartenverlage dieser drei 
Jahrhunderte, die ein privater Sammler 
zusammengetragen und über die Aus-
stellung der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht hat. Eine solche Qualität  
ist heute zumeist nur in den Karten- 
abteilungen großer Landesarchive oder 
großer Universitäts- und Landesbiblio-
theken anzutreffen.
Diese Zusammenstellung ist mehr als 
das Bild der Vermessung einer vergan
genen Welt. Man erfährt natürlich, 
welche historischen Gebiete zu der  
heute erfolgreichen Metropolregion 
Rhein-Neckar verschmolzen sind. In ihr 
überschneiden sich bzw. verschmelzen 
mehrere historische Territorien, die seit 
dem frühen Mittelalter die Kulturland-
schaft(en) an Rhein und Neckar nachhal-
tig geprägt haben. Neben der Kurpfalz 
und ihren Nebenlinien (links wie rechts 
des Rheins) sind dies vor allem die ehe-
maligen weltlichen Gebiete der Bistümer 
Mainz, Speyer und Worms, von Hes-
sen-Darmstadt sowie kleinere ehemals 
reichsritterschaftliche oder reichsstäd-
tische Gebiete.
Gleichzeitig kann man gut die sich immer 
mehr verfeinernde Arbeitsweise erken-
nen. Der Einzug des Kupferstichs erlaubte 
im Gegensatz zum gröberen Holzschnitt, 
gerade für den (multiplen) Druck, weit-
aus präzisere und detailliertere Karten 

dabei und zeigten sich auch dieses Jahr 
mit der Resonanz zufrieden. 
Die Mitarbeiterinnen des EZ informierten 
über den aktuellen Trend „Superfood“ 
und informierten, dass es nicht Quinoa 
oder Chia sein muss, sondern beispiels-
weise Linsen genauso super sind – und 
noch dazu aus der Region kommen.

Katalogbuch präsentiert:  
Die Rhein-Neckar-Region  

in alten Landkarten – Mehr als die 
Vermessung einer vergangenen Welt – 
Rhein-Neckar-Kreis gibt sehenswerten 
Begleitkatalog zur Kartenausstellung 

im Kreisarchiv heraus

Das Format ist ungewöhnlich, die Haptik 
des neuen, vom Rhein-Neckar-Kreis he-
rausgegebenen Katalogs zur interes-
santen Ausstellung im Kreisarchiv auch. 
Gewohnt qualitativ hochwertig ist der 
Inhalt, nämlich hervorragende Repro-
duktionen von Landkarten, die den Blick 
widerspiegeln auf die Kartographie
geschichte der Rhein-Neckar-Region  
von der Mitte des 16. bis zum Ende des  
18. Jahrhunderts, und ein informativer 

Beim Straußenhof Gottesau aus Helms-
heim gab es Straußeneierlikör zu probie-
ren. Heiß begehrt waren auch Strau-
ßeneier, die mit einem Gewicht von rund 
1700 g ca. 30 Hühnereiern entsprechen. 
„Leider sind wir ausverkauft“, berichtete 
Corinna Herrmann, die seit vier Jahren 
den Straußenhof mit 13 Tieren betreibt. 
Beim Weingut Adrian Zimmer aus Oden-
heim konnten traditionelle Weinsorten 
verkostet werden.
Trotz der schlechten Ertragslage bei 
Bio-Äpfeln mit 80 % Einbußen gegen-
über einem durchschnittlichen Jahr,  
war die Streuobstinitiative im Stadt- und 
Landkreis Karlsruhe mit ihren Säften aus 
heimischen Streuobstbeständen ver
treten. Reinhard Abel aus Oberacker mit 
frischen und geräucherten Forellen, der 
Luisenhof aus Flehingen mit Obst, Ge-
müse, Kaffee und Kuchen, die Gärtnerei 
Hagsfelder Werkstätten, Imker Siegfried 
Härter aus Pfaffenrot, Bauernlädle Kohm 
& Müller aus Malsch mit Fleisch und 
Wurstwaren, Hans Säubert aus Waghäu-
sel mit seiner Wildecke sowie Heiko Leis 
aus Flehingen mit Eiern und Nudeln sind 
schon viele Jahre als Direktvermarkter 

V. l. n. r.: Dezernent Prof. Dr. Jörg Menzel, Geschäftsführer Rolf Berger, Kreisbauernverband Karlsruhe,  
Andrea Fromm vom Ernährungszentrum und Landrat Dr. Christoph Schnaudigel lassen sich von  
Corinna Herrmann vom Straußenhof Gottesau zeigen, wie vielfältig Straußenprodukte sind:  
vom Staubwedel über Nudeln bis hin zu origineller Straußenei-Dekoration.
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Das Katalogbuch „Die Rhein-Neckar-
Region in alten Landkarten“ mit 120 
Seiten und 91 Abbildungen ist zum  
Preis von 16 Euro erhältlich im Buch
handel (ISBN 978-3-932102-36-3) oder 
direkt beim Kreisarchiv des Rhein-
Neckar-Kreises, Telefon: 0 62 03/ 
93 06 77 40 bzw. E-Mail: eigenverlag@
rhein-neckar-kreis.de< mailto:eigenver-
lag@rhein-neckar-kreis.de>

Besuch aus China  
im Landratsamt Hohenlohekreis –  
Acht Forstbeamte aus der Provinz  

Guizhou auf Studienreise unterwegs

Für knapp zwei Wochen war eine Gruppe 
chinesischer Forstbeamter aus der Pro-
vinz Guizhou zu Besuch in Deutschland. 
Am 16. Oktober 2017 empfing Erster 
Landesbeamter Gotthard Wirth die 
Gruppe im Hohenlohekreis. „Ein Besuch 
aus Guizhou, in der unser Partnerland-
kreis liegt, ermöglicht einen kulturellen 
und wirtschaftlichen Austausch und 
stärkt unsere Kooperation“, so Erster Lan-
desbeamter Wirth im Hinblick der 2013 
unterzeichneten Partnerschaftsurkunde 
mit dem Landkreis Guanling aus China.
Gotthard Wirth stellte den chinesischen 

ähnlichen Landkarten verblüffen die  
oft kunstvoll gestochenen dekorativen 
Schmuckelemente wie Kartuschen oder 
Vignetten, die in den Verlagen von ver-
sierten Mitarbeitern mit großer Sorgfalt 
koloriert oder illuminiert worden sind. 
Manche dieser Bilder entfalten als große 
Detailaufnahmen im Katalog ein beein-
druckendes Eigenleben.

mit feinerer Schrift, Mercator verwen-
dete als Erster beim Kartenzeichnen eine 
Gradnetzeinteilung. Natürlich sind auch 
Widersprüche, Irrtümer, Entwicklungs
linien auszumachen, etwa wenn der Ort 
Bürstatt an ganz andere Stelle als der ge-
wohnten auftaucht oder der Ort Vinom, 
der nicht existiert hat, in verschiedenen 
Kartenlinien immer wieder zu sehen ist, 
quasi als Synonym des sprichwörtlichen 
„Abkupferns“ der Kartenstecher. Auch 
unterscheiden sich natürlich die Dar
stellungsweisen der Topographie von 
den aktuellen Geländedarstellungen in 
Kartenbildern. Diese liefern darüber 
hinaus wertvolle sprachgeschichtliche 
Hinweise. Die häufigen Verschreibungen 
von Orts- und Städtenamen, die zum 
einen dialektal gefärbt oder zum ande-
ren schlicht fehlerhaft sind, lassen Kar-
ten zu wertvollen Quellen werden.
In der Ausstellung wie im Katalog sind 
Karten aller niederländischen, franzö-
sischen und deutschen Verlegerdynas
tien zu sehen, die damals mit dem  
„Atlas“, der in Buchform publizierten 
Kartensammlung, eine neue Art des 
frühmodernen ,Massenmediums‘, ge-
druckt und vertrieben haben. In man-
chen der einerseits stilistisch oft 

Erster Landesbeamter Gotthard Wirth (4. v. l.) zusammen mit Direktor Xiaochun Shen (3. v. l.),  
Reiseleiter Hubert Forster (2. v. l.) und den chinesischen Forstbeamten aus Guizhou bei ihrem Besuch  
im Hohenlohekreis
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sich über diese Auszeichnung: „Das zeigt, 
dass wir auf dem richtigen Weg sind und 
die Anstrengungen des Landkreises und 
der beteiligten Städte und Gemeinden 
europaweit Anerkennung finden.“
Weitere Informationen auf den Seiten 
der Europäischen Kommission unter 
https://ec.europa.eu/digital-single- 
market/en/content/broadband-district- 
karlsruhe-germany.

Landkreis Schwäbisch Hall:  
Delegation aus Zamosc zu Besuch  

im Partnerlandkreis

Der Partnerschaftsvertrag zwischen dem 
Landkreis Schwäbisch Hall und dem 
Landkreis Zamosc in Polen jährt sich  

Nachhaltigkeit des Landkreisprojekts 
gezeigt, das Schritt für Schritt seine 
Städte und Gemeinden an ein Backbone 
anschließt, um sämtlichen Einwohnern 
den Anschluss an leistungsfähige Daten-
leitungen zu ermöglichen. 
Mit dem European Broadband Award 
zeichnet die Generaldirektion Kommuni-
kationsnetze, Inhalte und Technologien 
der Europäischen Kommission erfolg-
reich umgesetzte öffentliche und pri- 
vate Projekte aller Regionen Europas  
aus. Erster Gratulant war der deutsche 
Landkreistag: „Das zeigt, wie echter 
Glasfaserausbau bis in die Häuser im 
ländlichen Raum gelingen kann, wenn 
die Landkreise es anpacken“ twitterte er. 
Landrat Dr. Christoph Schnaudigel freute 

Forstbeamten den Hohenlohekreis und 
die Arbeit der Kreisverwaltung vor. Die 
chinesische Delegation zeigte sich beein-
druckt von der Vielfältigkeit des Hohen-
lohekreises, dem starken Wirtschafts-
standort aber auch von den touristischen 
und kulturellen Vorzügen. 
Hubert Forster, Leiter der Studienreise, 
hatte für die Forstbeamte ein sehr ab-
wechslungsreiches Programm zusam-
mengestellt. Auf diesem stand neben 
zahlreichen Meetings zum Thema Forst 
auch der Besuch verschiedener Museen, 
ein Abendessen im Hofbräuhaus, diverse 
Stadtbesichtigungen (Rosenheim, Füs-
sen), Besichtigung des Salzbergwerks in 
Berchtesgaden oder des Schlosses in 
Neuschwanstein. 
Hintergrundinformationen:
In seiner Sitzung vom 18. 07. 2011 hat der 
Kreistag des Hohenlohekreises der Auf-
nahme partnerschaftlicher Beziehungen 
zum Guanling County zugestimmt. Die 
Partnerschaftsurkunde wurde am 3. Juni 
2013 im Fürstensaal des Neuen Schlosses 
in Ingelfingen unterzeichnet. Der auto-
nome Kreis Guanling gehört zur chine-
sischen Provinz Guizhou.

Landkreis Karlsruhe im Finale  
des European Broadband Awards 2017 – 
Zweiter Platz für die Breitbandinitiative

Der Landkreis Karlsruhe wurde für seine 
Breitbandinitiative von einer Fachjury 
unter 49 Bewerbungen aus 20 Ländern in 
das Finale des European Broadband 
Awards 2017 gewählt und in Brüssel  
mit dem zweiten Platz in der Kategorie 
„Kostensenkung und Co-Investition in 
eine zukunftssichere Infrastruktur“ aus-
gezeichnet. Überreicht wurde die Aus-
zeichnung von der EU-Kommissarin für 
Regionalpolitik Corina Cret̨u und dem 
EU-Kommisar für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung Phil Hogan an 
Landrat Dr. Christoph Schnaudigel, der 
mit dem Geschäftsführer der Breitband-
kabelgesellschaft des Landkreises Karls-
ruhe Ragnar Watteroth vor Ort war. Be-
eindruckt hatte sich die Jury von der 

Der Landkreis Karlsruhe wurde für seine Breitbandinitiative beim European Broadband Award 2017 mit 
einem zweiten Preis ausgezeichnet.

Landrat Gerhard Bauer begrüßt Gäste aus Zamosc im Landkreis Schwäbisch Hall.
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Der Zugang zur neuen Online-Mediathek 
ist über die Homepage: www.kmz- 
hok.de zu erreichen. Für die lizenzrecht-
lich erforderliche Freischaltung sind die 
Medienzentren zuständig. Ein Besuch 
der Homepage und der Medienzentren 
lohnt sich allemal, auf jeden Fall für 
Bildungseinrichtungen, die mit pädago-
gisch hochwertigen und rechtlich ein-
wandfreien Medien ihren Unterricht 
aufwerten und modern gestalten möch-
ten. 
Vertreter der Medienzentren kommen 
auf Einladung auch gerne in die Schulen 
um die Online-Mediathek vorzustellen 
und in die Bedienung einzuführen. 
Für weitere Fragen und Informatio- 
nen stehen die Mitarbeiter der Kreisme-
dienzentren unter kmz.kuen@hohenlo-
hekreis.de oder kmz.oehr@hohenlohe- 
kreis.de gerne zur Verfügung.

folio des Medieninstituts der Länder 
(FWU-Mediathek) mit über 5000 Filmen, 
Sequenzen, Bildergalerien und Arbeits-
blättern. „Digitalisierung ist in vielen 
Lebensbereichen nicht mehr wegzu
denken. Sie spielt nicht nur in der Ar-
beitswelt, sondern auch in der Bildung 
eine große Rolle“, so Landrat Dr. Matthias 
Neth bei der Vorstellung der Online-
Mediathek. „Das umfassende Angebot 
des Medienzentrums durch die On-
line-Mediathek macht die digitale Infra-
struktur erst richtig wertvoll“, ergänzt 
der Hohenloher Landrat.
Interessierte Lehrerinnen und Lehrer 
können sich bei den Medienzentren  
in Öhringen und Künzelsau anmelden 
und freischalten lassen. Registrierten 
Personen stehen die didaktisch hochwer-
tigen Medien für den Einsatz in ihrem 
Unterricht zur Verfügung. Darüber hi-
naus können Lehrkräfte auch einzelne 
Medien für Schülerinnen und Schüler 
freischalten, so dass diese z. B. ausge-
wählte Filme zeit- und ortsunabhängig 
für individualisiertes Lernen nutzen kön-
nen. 

am 23. November 2017 zum 15. Mal. An-
lässlich der langen Freundschaft war 
eine polnische Delegation zu Gast in 
Schwäbisch Hall. Begleitet wurde der 
dortige Landrat, Henryk Matej von Bür-
germeister Stanislaw Sokal aus der pol-
nischen Gemeinde Skierbieszów, der 
Partnergemeinde von Bühlertann, Ver-
tretern des Kreistages und Vertrete-
rinnen der regionalen Krankenhäuser.
Um den Gästen aus Polen einen Einblick 
in den Landkreis Schwäbisch Hall zu er-
möglichen, standen vielerlei Ereignisse 
von historischen Besichtigungen über 
kulturelle Erlebnisse bis hin zu wissens-
werten Fakten auf dem Programm. 
Unter anderem wurde die Firma Elabo 
besichtigt. Insbesondere die Präsen
tation und die Führung zum Thema 
Industrie 4.0 wurden mit großem Inte-
resse verfolgt. Anschließend erhielten 
die Gäste im Kreiskrankenhaus Crails-
heim umfassende Informationen über 
die Vorzüge des Neubaus. Eine Betriebs-
besichtigung mit Bierprobe bei der Bier-
manufaktur Engel schloss sich an. 
Am nächsten Tag fand eine Mostprobe 
mit Führung unter dem Thema „Hand-
werk“ im Freilandmuseum in Wackers
hofen statt. Zur offiziellen Verabschie-
dung im Landratsamt wurden Landrat 
Gerhard Bauer ergänzende Fragen rund 
um das Thema Verwaltungsstrukturen, 
Zuständigkeiten eines Landrats, Kreis-
krankenhaus, Kreistag und Parteien ge-
stellt. Um die Partnerschaft weiter zu 
vertiefen, hat Landrat Matej aus Zamosc 
die Delegation im nächsten Jahr nach 
Polen eingeladen. 

Neue Online-Mediathek in den 
Medienzentren des Hohenlohekreises – 

Lehrkräfte können sich bei  
den Medienzentren in Künzelsau und 

Öhringen registrieren 

Die Medienzentren des Hohenlohe-
kreises bieten seit Oktober 2017 eine 
Online-Mediathek für Lehrkräfte an. 
Bestandteil der digitalen Bibliothek ist 
unter anderem das gesamte Online-Port-

Landrat Dr. Matthias Neth (Mitte) und Ursula Mühleck (Dezernentin für Familie, Bildung und Gesundheit) 
erhielten von Christian König (Leiter des Kreismedienzentrums Hohenlohekreis) Zugangsdaten für  
die Online-Mediathek.
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Enzkreis: Sieben Module,  
drei Projekte und eine Auslandsreise – 

Zehn Nachwuchskräfte  
stärken ihr Potenzial

 „We found each other“ – „Wir haben  
uns gefunden“: So beschreibt Per-Olov 
Strandberg, Personaldirektor der Stadt-
verwaltung Norrköping in Südostschwe-
den, die Beziehung zum Landratsamt 
Enzkreis. Und Frank Stephan, Kreis-De-
zernent für Finanzen und Service, be
kräftigt: „Es ist eine sehr angenehme  
und bereichernde Zusammenarbeit.“ 
Dass die Teilnehmerinnen und Teil
nehmer am landratsamtsinternen Füh-
rungskräfte-Nachwuchsprogramm eine 
Abschlussreise in den Norden machen 
würden, stand zum Start des Qualifizie-
rungsangebots allerdings noch gar nicht 
in Aussicht. 
Bereits vor fünf Jahren prognostizierte 
eine interne Analyse der Altersstruktur 
das altersbedingte Ausscheiden der 
Hälfte aller Mitarbeiter der Kreisver
waltung bis 2030. Besonders betroffen: 
die im Durchschnitt ältere Riege der 
Führungskräfte. Um den künftigen Be-
darf zu decken, dem eigenen Potenzial 
Perspektiven zu bieten und sie damit an 
das Haus zu binden, und die Attraktivität 
als Arbeitgeber zu stärken, gab Landrat 
Karl Röckinger (der selbst altershalber 
Ende Januar aus dem Dienst scheidet) 
grünes Licht für ein internes Förderpro-
gramm.
In das Programm, das auf die Erwar-
tungen an Führungskräfte zugeschnit-
ten ist, flossen die Ergebnisse einer 
Abschlussarbeit ein, die eine Mitarbei
terin der Kreisverwaltung im Rahmen 
ihres berufsbegleitenden Master-Stu
diums vorgelegt hatte. Im ersten Schritt 
legten interessierte Mitarbeiter ihre Be-
werbung vor, ergänzt durch eine Stel-
lungnahme ihres jeweiligen Vorgesetz-
ten. 
In einem eintägigen Assessment Center 
stellten sie ihr Potenzial unter Beweis. 
Die Ergebnisse wurden durch eine von 
externen Experten geschulte Beobach-

feln von Berufstheorie oder Vorträge 
ausarbeiten.
Die Mühe hat sich gelohnt: Nach sieben 
Disziplinen, bei denen insgesamt 1000 
Punkte zu erreichen waren, hatten die je 
zwei Azubis des 2. und 3. Lehrjahres aus 
Gschwend ihre fachliche Kompetenz und 
Leistungsfähigkeit unter Beweis gestellt: 
Sie belegten bei der Einzelbewertung 
den 4. Platz mit 857 Punkten (Theo Jockel, 
3. Lehrjahr) , den 5. Platz mit 840 Punkten 
(Christopher Oster, 3. Lehrjahr), den  
20. Platz mit 781 Punkten (Lenny Stürtz,  
2. Lehrjahr) und den 146. Platz mit 536 
Punkten (Jennifer Underwood, 2. Lehr-
jahr). Eingebettet in Wettbewerb und 
Siegerehrung der einzelnen Auszubil-
denden gab es auch eine Teamwertung: 
Der Verein „Waldarbeitsmeisterschaften 
Baden-Württemberg“ ermittelt seit zehn 
Jahren die erfolgreichste Ausbildungs-
stätte des Berufswettkampfs und zeich-
net sie mit einem Wanderpokal aus. 
Unter den insgesamt 28 teilnehmenden 
Ausbildungsbetrieben reichten die guten 
Einzelleistungen, um auch den Wander-
pokal 2017 in den Ostalbkreis zu holen.

Ostalbkreis: Erfolgreichste forstliche 
Ausbildungsstelle 2017 –  

Hervorragende Ergebnisse  
der Gschwender Forstausbildungsstelle 

Hohenohl beim landesweiten  
Berufswettkampf der Forst-Azubis

Genau 200 Forstwirt-Auszubildende 
waren es, die Ende April 2017 am Forst-
lichen Ausbildungszentrum Mattenhof 
in Gengenbach beim Landesentscheid 
des Berufswettbewerbs Forstwirtschaft 
um Plätze und Punkte konkurrierten.
Drei praktische Disziplinen galt es zu 
meistern, Artenkenntnisse waren ge-
fragt, und in drei verschiedenen For-
maten mussten die Teilnehmenden ihre 
theoretischen Kenntnisse unter Beweis 
stellen. Auch die vier Forstwirt-Auszu
bildenden des 2. und 3. Lehrjahres des 
Stützpunktes Hohenohl der Unteren 
Forstbehörde beim Landratsamt Ostalb-
kreis hatten sich gut auf den alle zwei 
Jahre stattfindenden Berufswettbewerb 
vorbereitet. Dazu gehörten Waldarbeits- 
typische Trainings wie Kettenwechsel 
oder Fallkerbanlage aber auch das Büf-

Freude über Top-Einzelleistungen und den gemeinsam errungenen Wanderpokal  
„Erfolgreichste forstliche Ausbildungsstelle 2017“: Die Azubis Theo Jockel, Eric Römer, Jenny Underwood 
und Lenny Stürtz mit ihren Ausbildern Wolfgang Kienzle, Bernd Maier und Klaus Sanwald
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und gleichzeitig verschieden genug, um 
sich gegenseitig zu inspirieren“ erinnert 
sich Vizelandrat Herz. Eine erste Verein-
barung (Arbeitstitel: „Leadership in the 
public sector“) umfasste eine Studien-
fahrt der schwedischen Partner 2016 
nach Pforzheim und einen Gegenbesuch 
der Absolventen des Führungstrainings 
in Schweden. 
Zwei Tage lang widmete sich die Delega-
tion gemeinsam mit den schwedischen 
Kollegen den zahlreichen Facetten guter 
Führung – von der Rekrutierung über  
die Bindung an den Arbeitgeber bis zur 
zukunftsorientierten, bedarfsgerechten 
Weiterbildung. Die gemeinsame Kon
ferenzsprache Englisch tat der Verstän
digung keinen Abbruch. Ein Teilnehmer 
bringt es auf den Punkt: „Am Anfang 
hatte ich etwas Sorge, fachliche Ge-
spräche auf Englisch zu führen. Doch das 
war überhaupt kein Problem. Ich hätte 
noch drei Wochen weitermachen kön-
nen. Es war unglaublich interessant.“ 

Partnerschaftsspiele ein voller Erfolg – 
Sieg für Team Gabicce Mare/Ötigheim, 
Sonderpreis für Gradara/Muggensturm

Im Rahmen des zwanzigjährigen Part-
nerschaftsjubiläums zwischen der Pro-
vinz Pesaro e Urbino und dem Landkreis 
Rastatt, das mit 80 Gästen aus Italien 
gefeiert wurde, fanden an drei Spielstät-
ten freundschaftlich-sportliche Partner-
schaftsspiele statt. 
Im Murggarten in Forbach, auf der 
Rennbahn in Iffezheim und im Rastat- 
ter Freizeitparadies kämpften acht 
deutsch-italienisch besetzte Mann
schaften der jeweiligen Gemeinde
partnerschaften unter Anfeuerung von 
Landrat Jürgen Bäuerle und Präsident 
Daniele Tagliolini in neun Disziplinen  
um den Sieg. Dabei ging es nicht um 
gewöhnliche Sportarten, sondern unter 
anderem um die besten Talente im 
Holzscheit-Weitwerfen und Wikinger-
schach, die kräftigsten Tauzieher, besten 
Kanuten und schnellsten Kettcar-Fahrer 
bis hin zum Casting. 

den. Eine weitere Gruppe präsentierte 
verschiedene Methoden, den Wissens
transfer sicherzustellen, wenn Mitarbei-
ter ausscheiden – ein Thema von hoher 
Bedeutung angesichts der Fluktuations-
prognose. Auch die Arbeit der dritten 
Gruppe weist einen hohen Praxisbezug 
auf: Für den geplanten Neubau eines 
Verwaltungsgebäudes neben dem be-
stehenden Haupthaus entwickelte sie 
Vorschläge für eine zukunftsorientierte 
Büroraumkonzeption.
Dass der Enzkreis mit der Aufgabe, gute 
Nachwuchskräfte auch speziell für Füh-
rungspositionen zu finden, nicht alleine 
dasteht, ist dem demografischen Wandel 
geschuldet. So hatte es sich die Stadt
verwaltung von Norrköping in der schwe-
dischen Provinz Östergötland zum Ziel 
gesetzt, die Führungskräfteentwicklung 
nicht nur intern zu fördern, sondern  
auch den internationalen Austausch zu 
suchen. Da sich die beiden Verwaltungen 
bereits aus anderen gemeinsamen EU- 
Projekten kannten, brauchte es nur we-
nige Mails und Telefonate bis zu einem 
ersten Sondierungstreffen in Schweden. 
„Wir haben schnell gemerkt, dass die 
Mentalitäten ähnlich genug sind, um 
konstruktiv an einem Strang zu ziehen – 

tungskommission bewertet. Anhand  
der anonymisierten Potenzialprofile 
wurden dann die zehn Teilnehmenden 
des Pilot-Jahrgangs benannt. „Das 
Assessment Center war für uns als Be
obachter etwas komplett Neues und so-
wohl für uns als auch für die Kandidaten 
und Kandidatinnen äußerst anspruchs-
voll“, befindet der Erste Landesbeamte 
Wolfgang Herz, gemeinsam mit Landrat 
Röckinger Schirmherr des Programms.
In sieben zweitägigen Modulen zwi-
schen April 2016 und Juli 2017 wur- 
den nicht Fachkenntnisse vermittelt, 
sondern fachbereichsunabhängige Füh-
rungskompetenzen trainiert. „Neue  
Rolle finden“, „Projektmanagement  
und Geschäftsprozessoptimierung“ oder 
„Konflikt klären“ lauteten die Seminar
titel. Hinzu kamen Gruppenprojekte, 
deren Ergebnisse im Rahmen einer 
Dienstbesprechung des Landrats mit den 
Dezernats- und Amtsleitungen vorge-
stellt wurden. 
Zwei Teilnehmer untersuchten beispiels-
weise das Potenzial für die Einführung 
eines Jobtickets – der Vorschlag wurde 
daraufhin in die strategische Zielplanung 
des Landratsamts aufgenommen und 
soll im kommenden Jahr umgesetzt wer-

Ein Zertifikat erhielten die zehn Absolventen des ersten Führungskräfte-Nachwuchsprogramms aus den 
Händen von Landrat Karl Röckinger (Mitte) und dem Ersten Landesbeamten Wolfgang Herz (rechts).
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liche Kennzeichnung soll die Verständ-
lichkeit des Textes verbessern. Die vorge-
lesenen Texte können zudem vergrößert 
und die Vorlesegeschwindigkeit an die 
eigenen Bedürfnisse angepasst werden. 
Für Landrat Dr. Richard Sigel ist die Home-
page des Rems-Murr-Kreises als Info
portal von großer Bedeutung für die Bür-
gerinnen und Bürger: „Die Informationen 
auf unserer Homepage müssen für 
jedermann zugänglich und verständlich 
sein – dazu gehört auch, dass sie bar
rierefrei sind“, betont der Landrat. 
„Deshalb war es mir wichtig, dass unser 
Internetauftritt auch für Menschen mit 
Sehbehinderungen nutzbar ist.“ Auch 
Roland Noller, Behindertenbeauftragter 
des Kreises, ist überzeugt: „Ein kleiner 
Button mit großer Wirkung für Men-
schen mit Sehbehinderungen“ – so um-
schreibt er die neue Vorlesemöglichkeit. 
Noller ist seit April 2016 Behinderten
beauftragter des Kreises. Seine Aufgabe  
ist es, sich für die Stärkung der Rechte 
von Menschen mit einer Behinderung 
einzusetzen und ihnen die Teilhabe und 
Gleichstellung in allen gesellschaftlichen 
Bereichen zu ermöglichen. Mit dem 
schrittweisen Vorgehen in Sachen Barrie-
refreiheit zeigt er sich zufrieden: „Nach 
der Anschaffung einer mobilen Induk
tionsschleife für Menschen mit Hör
behinderungen konnten wir mit der 
Vorlesefunktion nun auch für Menschen 
mit Sehbehinderungen eine weitere 
wichtige Verbesserung umsetzen.“, sagt 
Noller.

Vereinbarung zur Bereitstellung 
barrierefreier Dokumente unterzeichnet

Blinde Menschen und Menschen mit 
einer Sehbehinderung erhalten Doku-
mente wie Bescheide oder Vordrucke 
nun als Brailleschrift-Dokument oder als 
Hörmedium auf einer CD. 
Der Schriftverkehr oder Dokumente wie 
Vordrucke oder Bescheide können viele 
Blinde und Sehbehinderte in Ihrem All-
tag vor Probleme stellen. Deshalb haben 
Landrat Dr. Sigel und Angelika Moser, 

Rems-Murr-Kreis: Kreis-Homepage  
wird durch neue Vorlesefunktion  

barrierefreier 

Die neue Vorlesefunktion erleichtert 
Nutzern, die eine Leseschwäche haben 
oder an einer Sehschwäche leiden, die 
Informationen des Landkreises barriere-
frei zu erhalten.
Auf der Homepage des Rems-Murr-
Kreises, www.rems-murr-kreis.de, kön-
nen sich seit Juni 2017 alle Besucher die 
Texte der Webseite vorlesen lassen. Mit 
einem Klick auf den Vorlese-Button mit 
dem Lautsprechersymbol wird der Text 
automatisch vorgelesen und gleichzeitig 
auch farblich hervorgehoben. Die farb-

Die Goldmedaille bei diesen spaßigen 
Spielen holte sich das Team Gabicce 
Mare-Ötigheim mit 62,5 von 72 mög-
lichen Punkten vor Saltara/Bietigheim 
und Fano/Rastatt III. Einen Sonderpreis 
für besondere Leistungen bei dem au-
ßerhalb der Konkurrenz bewerteten Jen-
ga-Spiels erhielt das Team von Gradara/
Muggensturm. Mit dabei waren noch 
weitere Teams aus Rastatt/Fano sowie 
Montemaggiore/Forbach.
Der große Einsatz der Teams und die 
Freude bei der Siegerehrung im Land
ratsamt Rastatt lassen laut Dezernent 
Claus Haberecht auf eine Fortsetzung 
dieser einzigartigen sportlichen Begeg-
nung hoffen.
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verwaltungsorganisatorischen Möglich-
keiten eine Behinderung von Menschen 
berücksichtigen sollen. 
So können laut diesem Gesetz, blinde 
Menschen und Menschen mit einer 
Sehbehinderung insbesondere verlan-
gen, dass ihnen Bescheide, öffentlich- 
rechtliche Verträge und Vordrucke auch 
in einer für sie wahrnehmbaren Form 
zugänglich gemacht werden.

Landrat Sven Hinterseh stellt  
Almanach 2018 vor –  

Neues Schwarzwald-Baar-Jahrbuch  
in 42. Auflage erschienen

Es ist bereits die 42. Auflage des 
Schwarzwald-Baar-Jahrbuchs – der Al-
manach. Jetzt wurde der neue Alma- 
nach 2018 im Rahmen einer Buchvorstel-
lung im Landratsamt präsentiert. Land-
rat Sven Hinterseh und Wilfried Dold 
vom dold.verlag moderierten einen 
abwechslungsreichen Abend, der Ein-
blicke in die neue Ausgabe mit ihrem 
Schwerpunktthema Winter bot. Über 
vier Jahrzehnte berichtet der Almanach 
bereits über die vielen Schätze ganz 
unterschiedlicher Natur im Quellenland 
Schwarzwald-Baar-Kreis.
Landrat Sven Hinterseh freute sich  
über die zahlreichen Besucherinnen  
und Besucher der Vorstellung des 
Schwarzwald-Baar-Jahrbuchs. Autoren, 
Fotografen, Freunde und Förderer des 
Almanach sowie Kreisräte erlebten  
einen Streifzug durch den Almanach 
2018. Den Auftakt dazu machte die 
Donaueschinger Band „11 Wie Du“, die 
selbst ebenfalls im „Almanach“ por
trätiert wird. Sie bewies mit den beiden 
Sängerinnen Angelina und Rosalie ein-
drucksvoll ihr Können.
In einer Talkrunde zum Schwerpunkt
thema „Schwarzwald-Winter“ erfuhren 
die Gäste durch Wilfried Dold, wes- 
halb sich die Almanach-Redaktion  
dazu entschieden hatte, den Winter  
im Schwarzwald als Sonderthema aus-
zuwählen. Er schilderte zudem die Hin-
tergründe des Lawinenunglücks beim 

Mir war besonders wichtig, dass bei die-
ser Vereinbarung aber auch dem Daten-
schutz Rechnung getragen wird“, betont 
Landrat Dr. Sigel. „Jetzt können wir un-
seren Bürgern einen weiteren barriere-
freien Service bei uns im Haus anbieten“. 
Auch Angelika Moser freut sich über die 
Zusammenarbeit mit dem Kreis: „Wir 
sind sehr froh darüber, dass der Rems-
Murr-Kreis hier die Initiative ergriffen hat 
und unser Angebot nutzen möchte. Wir 
wünschen uns, dass auch weitere Land-
kreise diesem Beispiel folgen werden“. 
Neben diesem neuen Angebot, können 
sich blinde Menschen und Menschen mit 
einer Sehbehinderung bereits seit Mitte 
des Jahres die Texte auf der Homepage 
des Rems-Murr-Kreises vorlesen lassen. 
Für Menschen mit einer Hörbehinderung 
steht außerdem an der Infotheke des 
Landratsamtes eine mobile Induktions-
schleife für das Beratungsgespräch be-
reit. 
Das Landesbehindertengleichstellungs-
gesetz Baden-Württemberg regelt in  
§ 9, dass öffentliche Verwaltungen im 
Schriftverkehr mit den Bürgerinnen und 
Bürgern im Rahmen der technischen und 

Vorsitzende des Blinden- und Sehbe
hindertenverbandes Württemberg e. V., 
nun gemeinsam eine Vereinbarung zur 
Bereitstellung barrierefreier Dokumente 
unterzeichnet. Damit sollen Blinde und 
Sehbehinderte ab Dezember dieses 
Jahres die Möglichkeit haben, die Doku-
mente des Landratsamtes als Braille-
schrift-Dokument oder als Hörmedium 
zu erhalten. „Ich finde es gut und richtig, 
dass wir hier nachsteuern und mit 
unserem neuen Angebot Dokumente 
auch für Blinde und sehbehinderte Men-
schen zugänglich machen“, betont Ro-
land Noller, Behindertenbeauftragter des 
Kreises. 
Die Erstellung der barrierefreien Doku-
mente übernimmt der Blinden- und 
Sehbehinderten Verband Württemberg 
in Kooperation mit dem Landratsamt.  
Der rechtlich korrekte und sichere Um-
gang mit den Daten wurde zusätzlich 
und in Abstimmung mit der behörd-
lichen Datenschutzbeauftragten, Iris 
Strauß, in einer Datenschutzerklärung 
festgehalten. „Ich freue mich, dass wir 
auf diesem Wege ein effektives und prag-
matisches Vorgehen gefunden haben. 

V. l. n. r.: Gerd Widmann, Kreisvorsitzender Blinden- und Sehbehindertenverband Württemberg,  
Winfried Specht, stellvertretender Vorsitzender Blinden- und Sehbehindertenverband Württemberg, 
Angelika Moser, Vorsitzende Blinden- und Sehbehindertenverband Württemberg, Landrat Dr. Richard Sigel, 
Behindertenbeauftragter Roland Noller (hinten links) und Datenschutzbeauftragte Iris Strauß  
(hinten rechts) freuen sich über die Unterzeichnung der neuen Vereinbarung.
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teiligten betonten die Notwendigkeit 
des kommunalen Engagements im Be-
reich Breitband, um den gesamten Land-
kreis Waldshut, insbesondere die länd-
lichen Bereiche mit der entsprechenden 
Infrastruktur auszustatten. Soweit die 
Privatwirtschaft diese Infrastruktur nicht 
selbst errichtet und die Bürgerinnen und 
Bürger mit sehr guten Datenraten ver-
sorgt, müsse die öffentliche Hand ein-
springen. Gerade für den ländlichen 
Raum sei dies nicht ein „nice to have“, 
sondern ein „must have“, um auch der 
demografischen Entwicklung zu begeg-
nen.
Landrat Dr. Kistler machte in seiner An-
sprache deutlich, dass es ohne Glas
faseranschluss bis zum Kunden zukünf-
tig nicht gehen wird. Nur mit dieser 
Infrastruktur käme die digitale Entwick-
lung im ländlichen Raum hundertpro-
zentig an. Insoweit könne man durchaus 
von einer „Digitalen Lebensversiche-
rung“ für den Landkreis Waldshut spre-
chen, wenn der Backbone und die Orts-
netze erstellt werden. 
Landrat Dr. Kistler machte deutlich, dass 
er dem Vectoring tendenziell ablehnend 
gegenüber stehe, zumal alle Beteiligten 
wüssten, dass Vectoring nur ein Über-
gangsschritt auf der Basis einer eigent-
lich überholten Technologie sei. Er stellte 
in der Folge die Frage in den Vordergrund, 
warum man nicht in die beste Technik, 
Glasfaser bis zum Kunden,  investieren 
solle und machte deutlich, dass es für ihn 
nicht in Frage komme, eine Maßnahme 
zweimal zu finanzieren, wie dies bei 
Vectoring in Zusammenarbeit mit pri-
vaten Unternehmen der Fall sei, wenn 
dann der zweite Schritt (Glasfaser bis 
zum Kunden) weiterhin anstehe.
Alle politischen Akteure waren sich einig, 
dass in den nächsten Jahren noch große 
Anstrengungen anstehen, um die Breit-
band-Erschließung vollumfassend vor-
zunehmen,  bis dann ein zusammenhän-
gendes, flächendeckendes Netz durch 
einen Privaten betrieben werden kann. 
Landrat Dr. Kistler bedankte sich beim 
stellvertretenden Ministerpräsidenten 

Die 42. Auflage des Almanach bietet er-
neut einen vielfältigen Blick auf das 
Leben und die Geschehnisse im Schwarz-
wald-Baar-Kreis. Das 320-seitige Jahr-
buch porträtiert den Lebensraum im 
Schwarzwald-Baar-Kreis mit seinen Ein-
wohnerinnen und Einwohnern, Städten 
und Gemeinden und wirft einen Blick 
sowohl in die Vergangenheit als auch in 
die Zukunft.
Das Schwarzwald-Baar-Jahrbuch ist das 
gemeinsame Werk mehrerer Dutzend 
Autoren, Fotografen und der Redaktion. 
Das Redaktionsteam setzt sich aus Land-
rat Sven Hinterseh, dem Redakteur Wil-
fried Dold, der Leiterin des Kulturamtes 
Hüfingen Susanne Bucher, der Stadt
marketingleiterin der Stadt St. Georgen, 
Andrea Lauble, der Referentin des Land-
rats Kristina Diffring, der Pressespreche-
rin des Landratsamtes Heike Frank und 
dem Kreisarchivar Clemens Joos zu
sammen.
Die unterhaltsame Mischung aus ak
tuellen Themen und Beiträgen zu histo-
rischen Ereignissen soll dazu anregen, 
den lebendigen und vielfältig interes-
santen Schwarzwald-Baar-Kreis immer 
wieder neu zu entdecken.
Das Schwarzwald-Baar-Jahrbuch – Alma-
nach 2018 ist zum Preis von 16,50 Euro  
im Buchhandel, im Landratsamt sowie 
direkt beim dold.verlag erhältlich.

Spatenstich Backbone  
Landkreis Waldshut am 16. 9. 2017  

in Stühlingen

In Anwesenheit des stellvertretenden 
Ministerpräsidenten des Landes Baden- 
Württemberg, Innenminister Thomas 
Strobl, sowie zahlreicher Gäste aus  
Politik und Wirtschaft wurde am 16. Sep-
tember 2017 der Spatenstich für den 
Backbone im Landkreis Waldshut durch-
geführt. Der Backbone wurde symbolisch 
verlegt und damit der politische Start-
schuss für das mehrjährige Projekt ge
geben. 
Die feierliche Veranstaltung fand im 
Konradsaal in Stühlingen statt. Alle Be-

Neukircher Königenhof 1844: Das Un-
glück zählt aufgrund der 17 Toten zu den 
weltweit großen Lawinenunglücken, 
auch dazu findet sich im Jahrbuch ein 
Beitrag.
Bernward Janzing, Autor der Reportage 
„Die Winter haben ihren Biss verloren …“ 
erzählte von seinen Beobachtungen an 
der Wetterstation in Furtwangen. Autor 
Klaus Nagel berichtete, wie in Triberg der 
erste elektrische Skilift, die Rodelbahn, 
Eiskunstlauf und eine Internationale 
Wintersportausstellung entstanden. 
Wintersport mit dem Schwarzwaldpokal 
und seinen klimatischen Herausforde-
rungen, darüber erzählten der Schona-
cher Bürgermeister Jörg Frey und Olym-
piasieger Hans-Peter Pohl.
Zudem kamen an diesem Abend einige 
Persönlichkeiten aus dem Schwarzwald 
und der Baar zu Wort, die im Almanach 
2018 porträtiert werden. 
Oliver Vlcek erzählte von seiner wert-
vollen Arbeit mit dem Box-Integrations-
projekt „Fight for  your life“, Lukas Werb 
berichtete, wie sich seine Schulkollegen 
mit ihm auf Cyber-Walz begaben. Marco 
Gässler gab mit Angelina und Rosalie 
Limberger einen Blick hinter die Kulissen 
der Band „11 Wie Du“.

Das Titelbild zeigt die Kandelblick-Abfahrtsstrecke 
mit Vöhrenbach.
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zelsau-Gaisbach. Vor rund 50 Zuhörern 
sprach er zum Thema „Einwanderung, 
Asyl und Sicherheit – politische Auf
gaben“.
Der Abend war Teil der Veranstaltungs-
reihe rund um Thema Flucht und Will-
kommenskultur. „Es ist uns wichtig zu 
zeigen, dass der Hohenlohekreis bunt, 
weltoffen und friedlich ist und dass 
Gewalt, Rassismus und Extremismus  
hier keinen Platz haben“, so Landrat Dr. 
Matthias Neth. Der Landrat zog eine 
positive Zwischenbilanz zur Flüchtlings-
integration im Hohenlohekreis. So sei  
im Hohenloher Integrationszentrum ein 
lebendiges Zentrum der Bildung und der 
Begegnung mit zahlreichen Angeboten 
entstanden. „Die Themen Einwande-
rung, Asyl und Sicherheit werden uns 
noch eine ganze Weile beschäftigen, des-
halb hat die Arbeit hier im Integrations-
zentrum eine wichtige gesellschaftliche 
Funktion“, betonte Landrat Neth.
Staatssekretär Jäger, der in seiner Kar
riere unter anderem Sprecher des Aus-
wärtigen Amts und deutscher Botschaf-
ter in Afghanistan gewesen ist, brachte 
anschließend Erkenntnisse aus der Per-
spektive der Landesregierung und aus 
seiner eigenen beruflichen Erfahrung 
mit. Er lieferte nicht nur verständlich 
aufbereitete Zahlen zur Zuwanderung  
in Baden-Württemberg, sondern bezog 
auch klar Stellung zur Flüchtlingsauf-
nahme und zum Thema Integration: 

Zweckverband sind der Landkreis Walds-
hut und alle Städte und Gemeinden des 
Landkreises Mitglied, die Gemeinde 
Schluchsee ist über eine Kooperation 
angeschlossen. 

Staatssekretär Jäger besucht  
das Hohenloher Integrationszentrum – 
„Einwanderung, Asyl und Sicherheit – 

politische Aufgaben“  
ist zentrales Thema des Abends 

Martin Jäger, Staatssekretär im Minis
terium für Inneres, Digitalisierung und 
Migration des Landes Baden-Würt
temberg besuchte am 27. Juli 2017 das 
Hohenloher Integrationszentrum in Kün-

des Landes Baden-Württemberg dafür, 
dass der Landkreis Waldshut von den 
Landeszuschüssen nach der Breitband
richtlinie gut profitiert habe, und führte 
aus, dass das Geld im Ländlichen Raum 
gut angelegt sei. Er betonte, dass das 
Breitband-Projekt ohne öffentliche Zu-
schüsse an die Kommunen nicht umsetz-
bar sei. Gerade vor dem Hintergrund  
des Baus der Ortsnetze mit einem hohen 
Investitionsbedarf müssten die Zu-
schüsse noch viele Jahre seitens des 
Landes nachhaltig gewährt werden.
Der Landkreis Waldshut baut den Back-
bone als zukünftige Datenautobahn im 
Landkreis zu den Städten und Gemein-
den mit jeweils zwei Übergabepunkten 
und stellt infrastrukturmäßig damit den 
Kommunikationsverkehr nach außen 
(weltweit) zukünftig sicher. Die Städte 
und Gemeinden nehmen an den Überga-
bepunkten den Backbone des Land-
kreises ab und binden ihre Bürgerinnen 
und Bürger mit dem Ortsnetz und den 
Hausanschlüssen an, damit jeder Kunde 
zukünftig den Zugang hat. 
Der Zweckverband Breitband Landkreis 
Waldshut koordiniert die unterschied-
lichen Aktivitäten, berät und wird den 
gemeinsamen Betrieb für den Landkreis 
und die Städte und Gemeinden aus-
schreiben. Zukünftig kann er nach Bedarf 
weitere Aufgaben übernehmen. Im 

Landrat Dr. Matthias Neth begrüßte zahlreiche interessierte Gäste, darunter auch Abgeordnete und 
weitere Politikvertreter.
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fentlichkeit vorzustellen. Zunächst fand 
eine gemeinsame Aktion mit der Stadt 
Ludwigsburg unter dem Titel „Geodäsie 
unlimited – Entdecke den Vermesser  
in dir!“ statt, bei der Passanten auf  
dem Ludwigsburger Marktplatz Gele-
genheit hatten, sich über die Aufgaben 
des Vermessungswesens zu informieren. 
Außerdem beteiligte sich der Landrats
amts-Fachbereich auch in diesem Jahr 
am Firmensommer, bei dem Schüle-
rinnen und Schüler während der Ferien-
zeit Gelegenheit haben, verschiedene 
Arbeitgeber aus dem Landkreis kennen-
zulernen.
Bei der gemeinsamen Aktion auf dem 
Ludwigsburger Marktplatz konnten inte-
ressierte Passanten das Vermessungs
wesen hautnah erleben. Ziel der Aktion 
war, über das in der Öffentlichkeit weni-
ger bekannte Berufsfeld zu informieren 
und so auch Jugendliche im Sinne der 
Nachwuchswerbung auf den Vermes-
sungsberuf aufmerksam zu machen. Die 
Teilnehmer konnten an mehreren Sta
tionen verschiedene Aufgaben lösen:  
Es ging beispielsweise darum, die Höhe 
eines Kirchturms, die Größe und Neigung 
einer Fläche zu bestimmen oder eine 
Strecke zu messen, bei der keine direkte 

Wirtschaft, karitativen Trägern und Bil-
dungseinrichtungen. Im Hohenloher In-
tegrationszentrum ist mittlerweile ein 
lebendiges Zentrum der Bildung und der 
Begegnung entstanden. Im Gebäude, 
das dem Landratsamt seit Mai 2016 von 
der Adolf Würth GmbH & CO. KG über
lassen worden war, sind unter einem 
Dach Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Amts für Bildung und Integration 
sowie der Agentur für Arbeit und des Job-
centers in der Integrationsarbeit tätig. 
Das kreisübergreifende Integrations-
netzwerk Hohenlohe-Main-Tauber wird 
von hier aus gelenkt. Regelmäßige Be
ratungsangebote für Flüchtlinge durch 
das Welcome Center, die IHK und die 
Handwerkskammer Heilbronn-Franken 
stehen Flüchtlingen und Arbeitgebern 
offen. Im Untergeschoss betreibt das 
Deutsche Rote Kreuz eine Kleiderbou-
tique. Vor allem aber lernen hier täglich 
fast 200 Menschen die deutsche Spra-
che. Alle sechs Unterrichtsräume sind 
vormittags und nachmittags voll aus
gelastet. Die Kurse werden von vier 
verschiedenen Bildungsträgern ange
boten, die im Rahmen des Hohenloher 
Integrationsbündnisses 2025 mit dem 
Landratsamt kooperieren. Weitere Schu-
lungsangebote, etwa zu Alltagskom
petenzen und Demokratieverständnis, 
werden ebenfalls angeboten. 

Technische Verwaltung

Landkreis Ludwigsburg:  
Zwei Aktionen des Fachbereichs  

Vermessung: Firmensommer und  
Aktionstag bieten gute Gelegenheiten, 

den Vermessungsberuf in der  
Öffentlichkeit vorzustellen

Gleich zwei Aktionen nutzte der Fach
bereich Vermessung, Flurneuordnung 
und Landkreisentwicklung des Land
ratsamts Ludwigsburg, um den Beruf  
des Vermessungstechnikers in der Öf-

„Wer schutzberechtigt ist, den wollen 
wir schnell und gut integrieren. Ohne die 
hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Kommunen und viele 
ehrenamtliche Helfer wäre das nicht 
möglich. Wir können allerdings nicht  
alle Flüchtlinge bei uns aufnehmen, das 
würde unsere Kräfte übersteigen. Des-
halb werden wir unsere Integrationsbe-
mühungen auf diejenigen konzentrieren, 
die gute Bleibeperspektiven haben.  
Wer ausreisepflichtig ist, soll dagegen 
möglichst rasch in seine Heimat zurück-
kehren.“
Jäger nahm sich im Anschluss an seinen 
Vortrag ausführlich Zeit, um Fragen  
des interessierten Publikums zu beant-
worten und auch auf kontroverse Punkte 
näher einzugehen. So wurde unter 
anderem über die Aussagekraft der 
Polizeilichen Kriminalstatistik, über die 
sogenannte Ausbildungsduldung für 
abgelehnte Asylbewerber und über die 
künftige Flüchtlingsverteilung innerhalb 
der EU gesprochen. Danach bestand im 
Foyer des Hohenloher Integrationszen-
trums weiterhin Gelegenheit für zwang-
lose Gespräche. 
Der Hohenlohekreis begleitet und för-
dert die öffentliche Diskussion rund um 
die Themen Flucht und Willkommens
kultur. Hintergrund der Veranstaltungs-
reihe sind die verübten Brandanschläge 
auf geplante Flüchtlingsunterkünfte in 
Pfedelbach und Neuenstein. 
Am 31. März 2017 fand erfolgreich der 
erste Fachtag für Demokratie und 
Weltoffenheit statt. Am 12. Juli 2017 
hatten die Jugendreferate des Hohen
lohekreises, des Main-Tauber-Kreises,  
des Neckar-Odenwald-Kreises und des 
Landkreises Schwäbisch Hall zu einem 
weiteren Fachtag gegen Rassismus 
eingeladen. 
Die Integration von Flüchtlingen erfolgt 
im Hohenlohekreis seit 2015 koordiniert 
und Hand in Hand mit allen relevanten 
Akteuren im Rahmen des Hohenloher 
Integrationsbündnisses 2025. Alle be
teiligten Abteilungen der Verwaltung 
kooperieren dabei mit Gesellschaft, 

Eine Mitarbeiterin des Fachbereichs Vermessung 
im Gespräch mit interessierten Passanten bei der 
Aktion auf dem Ludwigsburger Marktplatz
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von einem Mitschüler geworfener Ball 
zurückgelegt hatte – ein Verfahren zur 
Weitenmessung in der Leichtathletik.  
Bei einer anderen Station diente der 
Sandstein-Giebel des Landwirtschaft-
lichen Bildungszentrums den Schüle-
rinnen und Schülern dazu, um die Höhe 
eines „Turmes“ zu berechnen und zu 
bestimmen. 
Mit der Teilnahme am Aktionstag wollten 
die Vermesser nicht nur für sich und  
ihre Arbeit werben, sondern den jungen 
Menschen einen potenziellen Ausbil-
dungsberuf schmackhaft machen. 

Vermessungsamt und Amt  
für Flurneuordnung:  

Beim Aktionstag Geodäsie in der  
„alla hopp!“ – Anlage in Sinsheim 

wurde der erste Kontrollpunkt  
für Navigationsgeräte im  

Rhein-Neckar-Kreis eingeweiht

„Die Vermessung ist ein wesentlicher  
Teil von Digitalisierung 4.0, denn Ver-
messung bietet die – falls gewünscht 
auch hochgenaue – Grundlage, um uns 
orientieren oder bestimmte Dinge posi
tionieren zu können.“ Mit diesen Worten 
brachte Luz Berendt, Präsident des Lan-
desamtes für Geoinformation und Land

Landratsamt Emmendingen in  
„Woche der Geodäsie“ aktiv –  

Höhe eines Turmes und Ballstrecke  
gemessen 

„Irgendwas mit Vermessung“ – mehr 
wussten die 28 Schülerinnen und Schüler 
der siebten Klasse einer Realschule im 
Landkreis Emmendingen nicht über 
Geodäsie vor ihrer Teilnahme am Ak
tionstag in der landesweiten „Woche der 
Geodäsie“ im Juli 2017. Das Landratsamt 
Emmendingen beteiligte sich mit Amt 
für Flurneuordnung und dem Vermes-
sungsamt an dieser Aktion und stellte 
der Schulklasse und anderen Besuchern 
ausführlich den Beruf und die Aufgaben 
der Geodäten vor. Sie hatten dazu einen 
Parcours mit fünf Stationen aufgebaut. 
Die 13 Mädchen und 15 Jungs übten das 
Lesen von Karten und trugen dort ihren 
aktuellen Standort ein. Sie erfuhren, wie 
Satellitensysteme wie GPS und Galileo 
zur Positionsbestimmung im Alltag ein-
gesetzt werden und wissen jetzt, was 
Flurbereinigung bedeutet und welche 
Schritte dabei erforderlich sind. Sie durf-
ten an den einzelnen Stationen selbst 
aktiv werden und ganz praktisch zum 
Beispiel mit einem Tachymeter per Laser 
die genaue Strecke messen, die ein  

Sichtverbindung besteht.  Bei jeder Auf-
gabenstellung wurden von den Experten 
zwei Methoden vorgestellt: eine alte 
Methode, die schon vor hundert Jahren 
zum Einsatz kam, und eine moderne mit 
heutigen Instrumentarien. So konnte 
auch der technische Fortschritt veran-
schaulicht werden. 
Ende Juli beteiligte sich der Fachbereich 
dann wieder beim alljährlichen Fir
mensommer, den die Bildungsregion 
Landkreis Ludwigsburg in Kooperation 
mit verschiedenen Partnern organisiert. 
Neben Firmen und Einrichtungen neh-
men daran auch Verwaltungsbehörden 
teil. Der Fachbereich Vermessung, Flur-
neuordnung und Landkreisentwicklung 
des Landratsamtes stellte fünf Schü
lerinnen und Schülern den Beruf des 
Vermessungstechnikers sowie die prak-
tische und technische Vermessungsar-
beit vor. Die Jugendlichen erfuhren, dass 
Vermessung heutzutage mit hochmo-
derner Technik arbeitet und die Ergeb-
nisse des amtlichen Vermessungswe-
sens, die sogenannten Geobasisdaten, 
auch im Alltag präsent sind, etwa in Form 
eines Navigationsgeräts oder einer Karte 
auf dem Smartphone. Im Geoinforma
tionssystem konnten sie ihr Wohnhaus 
suchen. Einen Kontrast dazu bildete das 
Herumstöbern in alten Vermessungs-
akten aus dem 19. Jahrhundert. Diese  
für die Festlegung der Flurstücksgrenzen 
teils heute noch gültigen Unterlagen des 
Liegenschaftskatasters werden im Archiv 
des Fachbereichs aufbewahrt. Beim prak-
tischen Teil des Tages durften die Jugend-
lichen selbst Gebäudemaße aufnehmen 
und durch das Anfertigen einer Ge
bäudeskizze dessen Grundfläche berech-
nen. Bei den Arbeiten im Gelände konn-
ten sie sich wie beim „Geocaching“ mit 
GPS, Tachymeter und klassischem Maß-
band auf Schatzsuche begeben. Am Ende 
des Tages nahmen die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer nicht nur die Nasche-
reien aus dem Schatzfund, sondern auch 
viele Eindrücke und neues Wissen über 
den Beruf des Vermessungstechnikers 
mit nach Hause. 

Den Durchblick hat die Realschülerin Lucia Langenbacher (links) beim „Tag der Geodäsie“ rund um die 
Hochburg. Diana Hünninger vom Vermessungsamt des Landratsamts Emmendingen (rechts) erklärte ihr, 
wie man mit einem Tachymeter eine Strecke genau misst.
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Referendariat. „Durch den Kontrollpunkt 
bekommt man eine Vorstellung davon, 
wie genau das eigene Navigationsgerät 
misst. Man sollte bei der Satelliten
navigation aber generell bedenken, dass 
deren Genauigkeit je nach Örtlichkeit, 
Tageszeit oder atmosphärischen Stö-
rungen schwanken kann“, erklärte Zieg-
ler. Sie wies allerdings auch darauf hin, 
dass die Genauigkeit handelsüblicher 
Geräte und Apps in der Regel im Nach
hinein nicht mehr verbessert werden 
könnte. Für die musikalische Umrah-
mung der Einweihung sorgte ein Saxo-
fon-Trio der städtischen Musikschule 
unter der Leitung von Georg Hammer-
mayer.
Viele Besucher des Aktionstags nutzten 
die Gelegenheit, an Ort und Stelle unter 
fachmännischer Anleitung die Genauig-
keit ihrer Geräte zu überprüfen. Bei 
einem kleinen Gewinnspiel kam am Ende 
heraus, dass das genaueste Smartphone 
eine Abweichung von lediglich 1,22 Me-
tern zu den Sollkoordinaten des Kon
trollpunktes aufwies. Viele weitere Infor
mationen rund ums Thema Geodäsie 
gab es am großen Stand der beiden 
Ämter, wo man nicht nur mit Mitarbei
terinnen und Mitarbeitern ins Gespräch 
kommen, sondern auch selbst Geräte 
wie das Tachymeter ausprobieren konnte. 
Schülerinnen und Schüler der Geogra-
fie-Leistungskurse des örtlichen Wilhel-
mi-Gymnasiums präsentierten zudem 
einen selbst gedrehten Film über die 
Unterrichtseinheit „Flurneuordnung“. 
Ihre Ergebnisse einer topographischen 
Geländeaufnahme stellten die Klassen 
WG 12.1 und 12.3 des Max-Weber-Wirt-
schaftsgymnasiums vor. „Mit diesem 
rundum gelungenen Aktionstag haben 
wir das weite Feld der Geodäsie umfas-
send einer breiten Öffentlichkeit darge-
stellt“, zogen Lothar Schlesinger, Leiter 
des Amtes für Flurneuordnung, und sein 
Kollege Martin Ernst, Leiter des Vermes-
sungsamtes, ein positives Fazit dieses 
erstmals veranstalteten Aktionstages, 
der in eine landesweite Aktionswoche 
Geodäsie (14. bis 21. Juli) eingebettet war.

für diesen spannenden und vielfältigen 
Beruf: „Mehr denn je sind Geodäten auch 
im Hinblick auf Zukunftsfragen wie 
Digitalisierung und Landentwicklung 
gefragte Ansprechpartner. Der Rhein-
Neckar-Kreis bietet im Bereich Geodäsie 
interessante und sichere Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze.“
Der Oberbürgermeister der Stadt Sins-
heim, Jörg Albrecht, freute sich, dass  
der erste Kontrollpunkt ausgerechnet  
in der Großen Kreisstadt eingerichtet 
wurde. Die „alla hopp!“-Anlage biete 
dafür nicht zuletzt wegen der hohen 
Beliebtheit den perfekten Rahmen. Alle 
drei Redner schraubten gemeinsam auf 
einem großen Stein, der direkt neben der 
Brücke zu finden ist, die Kontrollpunkt
tafel fest. Auf dieser können nun die 
exakten Koordinaten abgelesen und mit 
den selbst gemessenen Werten vergli
chen werden. Auf welche Art und Weise 
man mittels einer App auf dem Smart-
phone nachvollziehen kann, wie groß die 
Abweichung des internen GPS-Empfän-
gers ist, erläuterte Shannen Ziegler.
Die studierte Geodätin absolviert derzeit 
im Vermessungsamt in Sinsheim ihr 

entwicklung Baden-Württemberg (LGL) 
auf den Punkt, worum sich beim Aktions-
tag Geodäsie in der „alla hopp!“-Anlage 
in Sinsheim am 19. Juli 2017 alles drehte: 
Geodäsie ist die Wissenschaft von der 
Ausmessung und Abbildung der Erdo-
berfläche. Wie vielfältig das Berufsfeld 
der Geodäten ist, stellten das Vermes-
sungsamt und das Amt für Flurneuord-
nung des Rhein-Neckar-Kreises beim 
Aktionstag vor. Als Höhepunkt wurde  
der erste Kontrollpunkt für Navigations-
geräte im Rhein-Neckar-Kreis einge-
weiht.
Dort können ab sofort Bürgerinnen und 
Bürger selbst testen, wie genau der 
GPS-Empfänger im Smartphone oder das 
mobile Navigationsgerät funktioniert. 
„Ganz unterschiedliche Einsatzgebiete 
gibt es für Geodäten sowohl in der Wirt-
schaft sowie in der Verwaltung als auch 
in freien Berufen und Organisationen. 
Dabei reicht die Palette von der Grund-
stücksvermessung für den Häuslebauer 
bis zur Präzisionsvermessung im Schiffs-
bau“, erklärte LGL-Präsident Berendt in 
seinem Grußwort. Auch der Stellver
treter des Landrats, Joachim Bauer, warb 

Von links: Joachim Bauer (Stellvertreter des Landrats), Luz Berendt (Präsident des LGL) sowie Jörg Albrecht 
(OB der Stadt Sinsheim) weihten in der „alla hopp!“-Anlage den ersten Kontrollpunkt für Navigations
geräte im Rhein-Neckar-Kreis ein. Die Amtsleiter Martin Ernst (links) und Lothar Schlesinger (4. v. l.) 
beobachten im Hintergrund die Szenerie.
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Wissenswertes

Brücke zur Schweiz – Tor zum Schwarzwald: 
Unter diesem Motto präsentiert sich der Land- 
kreis Waldshut. Diese Kombination bringt den 
Charakter unserer Region recht treffend zum 
Ausdruck. Erstreckt sich unser Landkreis doch 
von den höchsten Gipfeln des Gebietes um  
den Feldberg im Norden – genannt sei hier das 
Herzogenhorn mit 1415 m ü. M. – bis zum 
Hochrhein im Süden. Die gemeinsame Grenze 
zur Schweiz misst rund 140 km. Sie ist aber 
zugleich auch eine Brücke zu unserem 
Nachbarn, mit dem es einen vielfältigen 
grenzüberschreitenden Austausch gerade im 
wirtschaftlichen und kulturellen Leben gibt.

Die Lage an der EU-Außengrenze bietet für die 
Bevölkerung und die in der Grenzregion ansäs- 
sigen Betriebe Vor- und Nachteile. So arbeiten 
von den insgesamt 87 400 Erwerbspersonen im 
Landkreis rund 14 000 meist überdurchschnitt-
lich qualifizierte Personen in der Schweiz. Han- 
dels- und Dienstleistungsbetriebe im Landkreis 
profitieren seit einigen Jahren von der Kaufkraft 
des Schweizer Frankens und der Mehrwert-
steuer-Rückerstattung für exportierte Waren.
In 32 Städten und Gemeinden des Landkreises 
Waldshut leben rund 168 000 Menschen.  
Der Sitz des Landratsamtes befindet sich in Walds-  
hut-Tiengen. Neben dem hohen Anteil an Grenz-  
gängern in die Schweiz prägen viele kleine und 
mittlere Unternehmen aus einem breit gefächer-  
ten Branchenmix die Wirtschaftsstruktur des 
Landkreises. Das produzierende Gewerbe ist  
das Rückgrat der regionalen Wirtschaft und be-  
schäftigt ein starkes Drittel der Erwerbstätigen. 
Das Handwerk bildet mit rund 2000 Betrieben 
und 20 000 Beschäftigten einen bedeutsamen 
Wirtschaftsfaktor. Im Dienstleistungssektor domi-  
nieren Handel, Tourismus und Energieversorgung.

Mit bis zu 500 000 Gästen und mehr als 2 Mil- 
lionen Übernachtungen pro Jahr erbringt der 
Tourismus knapp 10 % der regionalen Wert- 
schöpfung. Dies ist wenig verwunderlich, da der 
überwiegende Teil der Fläche des Landkreises 
zum Naturpark Südschwarzwald gehört.

 

Volkskundemuseum „Hüsli“


